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-
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;

-
Da sich die allermeisten Texte der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“  nur annähernd an die Ursprungstexte anlehnen, wurden die Änderungen der besseren Lesbarkeit wegen nicht kenntlich gemacht. Bei dem überwiegenden Teil der RSK-Leitlinien war dies wegen der Neuformulierung auch nicht möglich. 
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	Nr.
	Text
	Anforderung
Anhang (A)
Interpretation (I)
	Text
	Erläuterungen

	1
	Begriffsbestimmung

(1) Sicherheitssystem

Das Sicherheitssystem ist die Gesamtheit aller Einrichtungen einer Reaktoranlage, die die Aufgabe haben, die Anlage vor unzulässigen Beanspruchungen zu schützen und bei auftretenden Störfällen deren Auswirkungen auf das Betriebspersonal, die Anlage und die Umgebung in vorgegebenen Grenzen zu halten.
	A1
	Gesamtheit aller Einrichtungen, die die Aufgabe haben, die Anlage vor unzulässigen Einwirkungen zu schützen und bei auftretenden Störfällen deren Auswirkungen auf das Betriebspersonal, die Anlage und die Umgebung in vorgegebenen

Grenzen zu halten.
	 

	2
	Standort
	
	
	

	2.1
	Standortbeurteilung

Folgende BMI-Richtlinie liegt hierzu vor:

Zusammenstellung der im atomrechtlichen Genehmigungsverfahren für Kernkraftwerke zur Prüfung erforderlichen Informationen (ZPI) A. Standort, Stand: 7.10.1981
	
	Entfallen
	

	
	Ergänzend gilt:

In dem Gutachten über die Strahlenexposition der Bevölkerung in der Umgebung des Standortes sollen folgende Punkte behandelt werden:

1. Strahlenexposition durch die beantragte Abgabe radioaktiver Stoffe aus dem zu errichtenden Kernkraftwerk im bestimmungsgemäßen Betrieb, 

2. Berechnung der Strahlenexposition in der Umgebung des beantragten Standortes durch die Abgabe radioaktiver Stoffe aus anderen kerntechnischen Anlagen und dem Umgang mit radioaktiven Stoffen.

Die Berechnungen sollen nach Maßgabe der vom Bundesminister des Innern zur Durchführung des § 45 StrlSchV veröffentlichten Berechnungsgrundlagen in ihrer jeweils gültigen Fassung erfolgen. Trotzdem sollen die Grundlagen der Berechnung der Strahlenexposition der Bevölkerung in der Umgebung des Standortes zusammenfassend dargestellt werden. Insbesondere sollen die betrachteten Belastungspfade und die verwendeten Berechnungsmodelle, einschließlich der Eingabedaten, vollständig aufgelistet werden, so dass Inhalt und Umfang der Berechnungen eindeutig dokumentiert sind.
	
	Entfallen
	 Der Regelungsinhalt wird durch § 6 Abs. 2 StrlSchV sowie § 47 StrlSchV und zugehö-rige AVV abgedeckt.

	2.2
	Annahmen zur Ermittlung der Strahlenbelastung der Umgebung nach Störfällen
	
	-
	

	
	(1) Durch geeignete Auslegungsmaßnahmen müssen die radiologischen Auswirkungen von Störfällen innerhalb der durch § 28 Abs. 3 Satz 1 StrlSchV zulässigen Grenzen so gering wie möglich gehalten werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese Störfälle eine ausreichend geringe Eintrittswahrscheinlichkeit besitzen müssen. Freisetzungen bei anomalen Betriebsfällen (z.B. kurz dauernder Ausfall der Eigenbedarfsversorgung) sind auf die betrieblichen Abgaben gemäß 45 StrlSchV anzurechnen.
	
	Entfallen
	Der Regelungsinhalt wird durch § 6 Abs. 2 StrlSchV sowie § 47 StrlSchV und zugehö-rige AVV abgedeckt.

	
	(2) In Analysen sind die relevanten Störfälle zu ermitteln, die zu einer Freisetzung radioaktiver Stoffe in die Umgebung des Kernkraftwerks führen können.
	
	
	Die radiologisch relevanten Ereignisse sind der Tabelle 5.1 im Anhang 2 der SiAnf zu entnehmen.

	
	(3) Für die gemäß (2) ermittelten Störfälle ist die Strahlenbelastung der Umgebung unter Verwendung realistischer, hinreichend gesicherter Annahmen über die Spaltproduktfreisetzung in die einschließenden Systeme, über die Ablagerungsfaktoren an den Einbauten sowie über den zeitlichen Verlauf von Leck- bzw. Ausströmraten für die einschließenden Systeme zu berechnen.
	I-8, 

2.9.2 (4)
	Dazu sind belegte Annahmen über die Anfangszustän-de und Eigenschaften der Anlage (z. B. bezüglich Akti-vitätsinhalt, Leckraten, Wirkungsgrad von Reinigungs- oder Rückhalteeinrichtungen), über die Aktivitätsfreiset-zung in die einschließenden Systeme, über die Ablage-rungsprozesse an den Einbauten und über den zeitli-chen Verlauf von Leck- oder Ausströmraten für die ein-schließenden Systeme sowie realistische Annahmen, Rechenmodelle und Parameter zu Ereignisablauf, Frei-setzung und Ausbreitung radioaktiver Stoffe zu Grunde zu legen und hierbei - soweit möglich - beobachtete Häufigkeitsverteilungen heranzuziehen. 

Bei Anwendung vereinfachter Berechnungsverfahren sind die Annahmen, Rechenmodelle und Parameter so festzulegen, dass gemäß der Nummer 2.9.2 (3) ein konservatives Gesamtergebnis ermittelt wird.

Alternativ ist bei Verwendung realistischer Annahmen, Rechenmodelle und Parameter der Nachweis eines Abdeckungsgrades von mindestens 95 % des Streube-reichs der zu erwartenden Strahlenexposition unter Quantifizierung der Unsicherheiten zulässig. Der Nach-weis eines Abdeckungsgrades von mindestens 95 % des Streubereichs ist auch für Zwischenergebnisse von Teilschritten der Analyse (z. B. für die Berechnung der Aktivitätsfreisetzung u n d / o d e r die Berechnung der Ausbreitung radioaktiver Stoffe) ausreichend, wenn belegt wird, dass durch die gewählte Kombination aus realistischen und konservativen Teilschritten der Analy-se für die zu erwartende Strahlenexposition ein konser-vatives Gesamtergebnis ermittelt wird.
H i n w e i s:   Für eine Nachweisführung unter Quantifi-zierung der Ergebnisunsicherheiten gelten die Kriterien gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ Anhang 5 „Anforderungen an die Nachweisführung und Dokumentation“ in dem Abschnitt 3.3, für eine abdeckende Nachweisführung die dortigen Kriterien in dem Abschnitt 3.4
	

	
	(4) Insbesondere sind der Berechnung der Strahlenbelastung nach dem unterstellten Bruch einer Hauptkühlmittelleitung folgende hypothetische Annahmen zugrunde zu legen:

1. Kerninventar
Bei der Berechnung des Aktivitätsinventars bei einem Störfall ist von einem Gleichgewichtskern Ende eines Betriebszyklus auszugehen. Dabei ist für das Kerndrittel mit dem höchsten Abbrand ein Volllastbetrieb von 2,5 Jahren anzunehmen.

2. Umfang der Freisetzung radioaktiver Stoffe aus den Brennstäben Es ist zu unterstellen, dass 10 % aller Brennstäbe versagen, sofern nicht durch eine Schadensumfangsanalyse ein niedrigerer Wert nachgewiesen ist. Bezogen auf das Inventar eines Brennstabs sind folgende Anteile als spontan freigesetzt anzunehmen:

10 % Edelgase

3 % Halogene

2 % flüchtige Feststoffe (Cs, Te)

0,1 % sonstige Feststoffe

3. Luftgetragene Stoffe im Sicherheitsbehälter
Der im Sicherheitsbehälter luftgetragen vorliegende Anteil der spontan freigesetzten radioaktiven Stoffe ist unter Berücksichtigung von Ablagerung, Auswaschung und ähnlichen Effekten auf dem Transportweg in den Sicherheitsbehälter und in diesem selbst mit

100 % Edelgase

25 % der Halogene

2,5 % der Feststoffe

anzusetzen.

Die luftgetragenen radioaktiven Stoffe sind als in der Sicherheitsbehälteratmosphäre gleichverteilt anzunehmen, während der ausgelaugte und abgeschiedene Anteil der Spalt- und Aktivierungsprodukte im Sumpfwasser befindlich zu unterstellen ist.

4. Chemische Form der luftgetragenen Halogene
Es ist anzunehmen, dass nach Ablauf der unter 3. angegebenen Abscheideprozesse von den im Sicherheitsbehälter dann noch luftgetragen vorliegende Halogenen 85 % elementar, 10 % in organisch gebundener Form und 5 % aerosolförmig vorliegen.

5. Leckrate des Sicherheitsbehälters
Den Berechnungen zum zeitlichen Verlauf der Leckrate kann die aus den Störfallanalysen resultierende Druck-Zeitfunktion zugrundegelegt werden. Der Leckratenverlauf ist mit den Festlegungen der KTA-Regel 3405: "Integrale Leckratenprüfung des Sicherheitsbehälters mit der Absolutdruckmethode, Fassung 2/79", zu berechnen. Falls zur weiteren Rechenvereinfachung die zeitliche Änderung des Druckes nicht berücksichtigt werden soll, ist konservativerweise die Auslegungsleckrate für die Dauer von 24 h konstant einzusetzen. Nach diesem Zeitraum braucht keine weitere Leckrate unterstellt zu werden.

6. Anteil organischen Jods in der Filterzuluft
Das elementare Jod wandelt sich auf dem Transport zu den Filtern zum Teil in organisch gebundenes Jod um. Es ist daher ein Anteil von 50 % organischen Jods am Gesamtjod in der Filterzuluft anzunehmen.

7. Abscheidegrade für Störfallfilter im Ringraum
Für die Wirksamkeit der zur Beherrschung des Störfalls vorgesehenen Filter sind folgende Abscheidegrade anzusetzen:

0 % für Edelgase

99 % für Halogene in organisch gebundener Form

99,99 % für Halogene in elementarer Form

99,9 % für alle Schwebstoffe.

Die Anforderungen an die Filteranlagen zur Störfallbeherrschung sind in Kapitel 9, Lüftungsanlagen, niedergeschrieben.
	
	Entfallen
	In Störfallberechnungsgrundlagen geregelt

	
	
	
	
	

	3.
	Reaktorkern
	
	
	

	3.1
	Reaktorauslegung
	
	
	

	
	Folgende KTA-Regel liegt hierzu vor:

Auslegung der Reaktorkerne von Druck- und Siedewasserreaktoren Teil 1: Grundsätze der thermohydraulischen Auslegung (KTA 3101.1) Fassung 2/80
	
	
	Hinweise auf das KTA-Regelwerk erfolgen im „Wegweiser“

	3.1.1
	Nukleare und thermohydraulische Auslegung
	
	
	

	
	(1) Die der wärmetechnischen Auslegung des Reaktorkerns zugrunde gelegten Wärmestromdichten dürfen bei bestimmungsgemäßem Betrieb mit Sicherheit nicht überschritten werden. Ihre Einhaltung muss durch Messung ausreichend überwacht werden können.
	I-1
2 (1)
	2 (1) Der Reaktorkern ist wie folgt auszulegen, zu überwachen und zu betreiben:

a) Die Leistung und Leistungsdichte sowie die Sicherheitsvariablen, die für die Reaktivität, die Leistung oder die Leistungsdichte sowie für die Kühlung der Brennelemente hinsichtlich der Einhaltung der sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a wesentlich sind, sind im erforderlichen Umfang zu überwachen.

Die zeitliche und räumliche Auflösung der Überwachung, sowie die Empfindlichkeit und konstruktive Ausführung  der Überwachungseinrichtungen müssen die jeweils erforderlichen Funktionen der Regelungs,- Begrenzungs- und Sicherheitseinrichtungen gewährleisten.

b) Im Normalbetrieb ist das Auftreten eines kritischen Siedezustands durch Einhaltung eines ausreichenden Sicherheitsabstands

zu vermeiden.

c) Im Normalbetrieb sind Leistung und Leistungsdichteverteilung innerhalb zulässiger Grenzen stabil zu halten, auch im Hinblick auf die Auswirkungen von Xenon-Umverteilungen.

d) Im Normalbetrieb müssen Änderungen in der Reaktivität, Leistung oder Leistungsdichte kontrolliert durch die Regelungseinrichtungen unter Berücksichtigung der reaktorphysikalischen Rückwirkungseigenschaften erfolgen.

e) Auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a, bei Einwirkungen von innen oder außen sowie bei Notstandsfällen dürfen keine Verformungen an den Brennstäben, der Brennelement-Struktur oder den Steuerelementen entstehen, die die

mechanische Abschaltbarkeit (bei einem großen Leck innerhalb des Sicherheitsbehälters beim DWR die dauerhafte Abschaltbarkeit) in Frage stellen.
	

	
	(2) Der Reaktor muss so ausgelegt sein, dass bei bestimmungsgemäßem Betrieb Filmsieden mit ausreichendem Sicherheitsabstand vermieden wird. Für die Bestimmung des Abstandes vom Filmsieden sind durch Messungen ausreichend abgesicherte Beziehungen zu verwenden.
	
	
	Anforderung leitet sich aus den „Nachweiszielen und Nachweiskriterien“ Anhang 2, Tabelle 3.1b, der SiAnf ab.
Die in Ziffer (2) der RSK LL formulierte Anfor-derung „Für die Bestimmung des Abstandes vom Filmsieden sind durch Messungen aus-reichend abgesicherte Beziehungen zu ver-wenden.“ wird in I-1 nicht übernommen, da zum einen durch die übergeordneten Kriterien in den Sicherheitsanforderungen Anhang 5, Abschnitt 4, zur experimentellen Nachweis-führung abgedeckt und zum anderen u. E. eine Vorschrift, welche Nachweismethode anzuwenden ist, im übergeordneten Regelwerk nicht richtig platziert ist

	
	(3) Durch Schwankungen der Betriebsvariablen bei bestimmungsgemäßem Betrieb (Leistung, Durchsatz, Temperatur, Druck) dürfen die als zulässig spezifizierten Grenzwerte für die Brennelemente und der für die Kernintegrität wichtigen Anlagenteile nicht überschritten werden.
	A5

3.2.2 (1)

A5

3.2.3

(1)

I-1
2 (2)
	Sicherheitsebene 1 (Normalbetrieb)

In Bezug auf die jeweiligen Auslegungsgrenzen ist die gesamte, während der Betriebs- oder Zyklusdauer in Betracht kommende Bandbreite der Betriebsparameter zu berücksichtigen, unter Einbeziehung der im Normalbetrieb

möglichen Änderungen und Schwankungen.
Sicherheitsebene 2 (Anomaler Betrieb)

In Bezug auf das jeweilige Nachweiskriterium sind für die jeweiligen Betriebsphasen ungünstige, innerhalb

realistischer Betriebszustände liegende Anfangszustände anzusetzen.
Im Rahmen der mechanischen Auslegung des Reaktorkerns sind für die Bedingungen des bestimmungsgemäßen Betriebs (Sicherheitsebenen 1 und 2) Auslegungsgrenzen unter Berücksichtigung der Unsicherheiten in der experimentellen Datenbasis so festzulegen, dass bei Einhaltung der Auslegungsgrenzen Defekte an den Brennstäben, Brennelement-Strukturen oder Steuerelementen sowie der zugehörigen Strukturteile nicht zu unterstellen sind.
Anstelle von Auslegungsgrenzen dürfen auch Defektwahrscheinlichkeiten herangezogen werden, sofern diese experimentell abgesichert sind.
	

	
	(4) Bei der Auslegung der Brennelemente und der Berechnung sind höchste Anforderungen an die Berechnungsgrundlagen und -methoden zu stellen, wobei alle bedeutsamen Effekte zu be-rücksichtigen sind, wie z.B. der Einfluss der Be-strahlung auf Werkstoffeigenschaften, chemische Vorgänge, statische und dynamische, mechanische und thermische Belastungen, dynamisches (Struktur-) Verhalten des Brennstoff- und Hüllmaterials sowie Unsicherheiten in der Berechnung
	I-1
2 (3)
	Im Rahmen der mechanischen Auslegung ist bei Nachweisführungen für die Brennstabintegrität im bestimmungsgemäßen Betrieb (Sicherheitsebenen 1 und 2) zu zeigen,

a) dass, bei einer abdeckenden Nachweisführung gemäß Nummer 3.4 des Anhangs 5 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“, kein Brennstab eine Auslegungsgrenze während seiner Einsatzzeit überschreitet, oder,

b) dass, bei einer Quantifizierung der Ergebnisunsicherheiten gemäß Nummer 3.3 des Anhangs 5 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ mittels statistischer Verfahren, nicht mehr als ein Brennstab im Kern in einem Zyklus als defekt zu erwarten ist, wobei die Anforderungen der Nummer 3.3 (4) des Anhangs 5 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ gelten.
	

	3.1.2
	Abschaltsysteme
	
	-
	Zu Detaillregelungen siehe KTA 3103 im Wegweiser

	
	(1) Der Reaktor muss zwei voneinander unabhängige und verschiedenartige Abschaltsysteme besitzen. Jedes dieser beiden Abschaltsysteme muss den Reaktor aus jedem stationären Betriebszustand in den unterkritischen Zustand bringen können, ohne dass dabei die zulässigen Betriebsgrenzwerte des Reaktorkerns überschritten werden.
	SiAnf
3.2 (5)
	Der Reaktor ist

– mit mindestens einer Einrichtung zur schnellen Abschaltung (Schnellabschaltsystem) mittels Steuerelementen sowie

– mit mindestens einer weiteren, davon unabhängigen und diversitären Abschalteinrichtung zur Herbeiführung und dauerhaften Aufrechterhaltung der Unterkritikalität mittels der Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel auszustatten.


Die Regelungs- oder Begrenzungseinrichtungen der Reaktorleistung können ganz oder teilweise identisch mit den Abschalteinrichtungen sein, sofern die Wirksamkeit der Abschalteinrichtungen jederzeit im geforderten Maße gegeben bleibt.

	

	
	(2) Wenigstens eines der beiden Abschaltsysteme (als Schnellabschaltsystem bezeichnet) muss in der Lage sein, den Reaktor - auch bei möglichen Reaktivitätsstörungen - so schnell in den unterkritischen Zustand zu bringen, dass die jeweils zulässigen Grenzwerte nicht überschritten werden. Mindestens eines der beiden Abschaltsysteme muss in der Lage sein, den Reaktorkern langfristig allein unterkritisch zu halten.
	SiAnf
3.2 (6)
	Das Schnellabschaltsystem muss alleine in der Lage sein, den Reaktor

– aus jedem Zustand der Sicherheitsebenen 1 bis 3 heraus, auch bei unterstellter Unwirksamkeit des reaktivitätswirksamsten Steuerelements sowie

– bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen so schnell unterkritisch zu machen und hinreichend lange zu halten, dass die jeweils geltenden sicherheitstechnischen

Nachweisziele und Nachweiskriterien eingehalten werden.

Hinweis:

Bei Ereignissen der Sicherheitsebene 3 kann im Hinblick auf die einzuhaltende Unterkritikalität die unterstellte Unwirksamkeit des reaktivitätswirksamsten Steuerelements als Einzelfehler gemäß Nummer 3.1 (7) behandelt werden.


	

	
	
	3.2 (7)
	Der Reaktor muss auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen bei den für die Reaktivitätsbilanz ungünstigsten Bedingungen hinsichtlich Temperatur, Xenonkonzentration und Zykluszeitpunkt, die unter den in Betracht zu ziehenden Zuständen und Ereignissen

möglich sind, langfristig unterkritisch gemacht und dauerhaft unterkritisch gehalten werden können.

Beim DWR müssen die Einrichtungen zur Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel bei den Zuständen oder Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen alleine in der Lage sein, den geforderten Betrag der Unterkritikalität zu erbringen.

Beim SWR müssen folgende Einrichtungen in der Lage sein, jeweils alleine den geforderten Betrag der Unterkritikalität zu erbringen:

– bei den Zuständen oder Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a, bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen das elektromotorische Einfahren der Steuerelemente sowie

– bei den Zuständen der Sicherheitsebene 1 die Einrichtungen zur Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel.

Sofern die dauerhafte Aufrechterhaltung der Unterkritikalität auf den Sicherheitsebenen 1 bis 3 allein durch Steuerelemente sichergestellt wird, ist die Unwirksamkeit des wirksamsten Steuerelements zu unterstellen.

Hinweis:

Auf der Sicherheitsebene 3 kann dies als Einzelfehler gemäß Nummer 3.1 (7) behandelt werden.
	

	
	(3) Mindestens ein Abschaltsystem muss in der Lage sein, bei betriebsmäßig zu erwartenden Transienten die Überschreitung von jeweils spezifizierten Werten und bei Störfällen, zusammen mit anderen Sicherheitseinrichtungen, die Beschädigung des Reaktorkerns und der Druckführenden Umschließung zu verhindern. Diese Bedingungen müssen auch erfüllt sein, wenn bei einer beliebigen Störung die zuerst anstehende Anregung ausfällt.
	SiAnf
3.2 (5)

I-1
4 (1)

I-1

4 (2)


	Der Reaktor ist

– mit mindestens einer Einrichtung zur schnellen Abschaltung (Schnellabschaltsystem) mittels Steuerelementen sowie

– mit mindestens einer weiteren, davon unabhängigen und diversitären Abschalteinrichtung zur Herbeiführung und dauerhaften Aufrechterhaltung der Unterkritikalität mittels der Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel auszustatten.

Die Regelungs- oder Begrenzungseinrichtungen der Reaktorleistung können ganz oder teilweise identisch mit den Abschalteinrichtungen sein, sofern die Wirksamkeit der Abschalteinrichtungen jederzeit im geforderten Maße gegeben bleibt.
Bei der Auslegung der Regelungs-, Begrenzungs- und Abschalteinrichtungen der Reaktorleistung sind die mechanischen, thermischen, chemischen und durch Strahlung hervorgerufenen Einwirkungen zu berücksichtigen, die

a) während des Normalbetriebs der Anlage sowie

b) bei Regelungs-, Begrenzungs- und Abschalteinrichtungen, deren Funktion zur Ereignisbeherrschung auf den Sicherheitsebenen

2 bis 4a, bei Einwirkungen von innen oder außen sowie bei Notstandsfällen erforderlich ist, auch unter den jeweiligen Ereignisbedingungen

auftreten können und für die Sicherstellung der Wirksamkeit und Zuverlässigkeit der Einrichtungen wesentlich sind.
Das Schnellabschaltsystem gemäß der Nummern 3.2 (5) und 3.2 (6) der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“

a) muss von Anregungen automatisch ausgelöst werden, die aus verschiedenen Prozessvariablen gebildet werden;

b) darf auch für den Fall, dass es gemeinsame Komponenten mit den Regelungs- oder Begrenzungseinrichtungen hat, durch die Funktion der Regelungs- oder Begrenzungseinrichtungen in seiner bestimmungsgemäßen Funktion nicht beeinträchtigt werden (auch nicht infolge einer durch Fehler in diesen Einrichtungen erzeugten Funktion).
	Die Nichtberücksichtigung des ersten Anregekriteriums ist in allgemeiner Form im Anhang 5 der SiAnf geregelt 3.2.4 (2).

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	(4) Es ist ein Schnellabschaltsystem vorzusehen (vgl. (2)), dass von Anregungen ausgelöst wird, die grundsätzlich von verschiedenen Prozessvariablen abgeleitet und in sich redundant sind. Falls bei bestimmten Störfällen Anregungen nur von einer Prozessvariablen ausgehen können, ist dafür zu sorgen, dass die betreffende Signalerfassung und -übertragung im Verhältnis zur Signalerfassung und -übertragung der übrigen Größen entsprechend sicherheitstechnisch höherwertig ausgeführt wird.
	I-1

4 (2)
	Das Schnellabschaltsystem gemäß der Nummern 3.2 (5) und 3.2 (6) der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“

a) muss von Anregungen automatisch ausgelöst werden, die aus verschiedenen Prozessvariablen gebildet werden;

b) darf auch für den Fall, dass es gemeinsame Komponenten mit den Regelungs- oder Begrenzungseinrichtungen hat, durch die Funktion der Regelungs- oder Begrenzungseinrichtungen in seiner bestimmungsgemäßen Funktion nicht

beeinträchtigt werden (auch nicht infolge einer durch Fehler in diesen Einrichtungen erzeugten Funktion).
	

	
	
	
	
	

	
	(5) Die Antriebe der Steuerelemente, einschließlich aller dazugehörigen Hilfssysteme, dürfen nur insoweit gemeinsame Komponenten haben, als sichergestellt ist, dass ein Einzelfehler die zuverlässige Abschaltung des Reaktors nicht beeinträchtigt.
	SiAnf 

3.1 (3)

I-5

3 (3)
	3.1 (3) Zur Gewährleistung einer ausreichenden Zuverlässigkeit der Einrichtungen der Sicherheitsebene 3 (Sicherheitseinrichtungen) sind zusätzlich zu der Nummer 3.1 (2) folgende Auslegungsgrundsätze anzuwenden:

a) Redundanz;

b) Diversität;

c) Entmaschung von redundanten Teilsystemen, soweit dieser sicherheitstechnische Nachteile nicht entgegenstehen;

d) räumliche Trennung redundanter Teilsysteme;

e) sicherheitsgerichtetes Systemverhalten bei Fehlfunktion von Teilsystemen oder Anlagenteilen;

f) Bevorzugung passiver gegenüber aktiven Sicherheitseinrichtungen;

g) die Hilfs- und Versorgungssysteme der Sicherheitseinrichtungen sind so zuverlässig auszulegen und gegen Einwirkungen zu schützen, dass sie die erforderliche hohe Verfügbarkeit der zu versorgenden Einrichtungen absichern;

h) Automatisierung (in der Störfallanalyse sind von Hand auszulösende Schutzaktionen grundsätzlich nicht vor Ablauf von 30 Minuten zu kreditieren).
Sofern für mehrere Redundanten gemeinsame Einrichtungen oder Prozeduren, z. B. Prüfeinrichtungen, Prüfunterlagen, Versorgungs- oder Hilfssysteme, zum Einsatz kommen, ist sicherzustellen, dass mögliche Versagensmechanismen an diesen Einrichtungen und den verbindenden Teilen oder Fehlhandlungen, wie z. B. Bedienungs- oder Wartungsfehler, nicht zu redundanzübergreifenden Auswirkungen führen.
	Dieser spezifische Aspekt der RSK-LL ist durch die allgemeinen Anforderungen in den SiAnf und den Interpretationen I-5 abgedeckt. 

	
	(6) Die Abschaltsysteme müssen derart ausgeführt sein, dass beim Eintreten mehrerer voneinander nicht unabhängiger Ereignisse (z.B. Brände, Wassereinbruch), die Abschaltung des Reaktors sichergestellt ist.
	SiAnf
3.2 (1)

A3

3.1 (2)


	Die Kontrolle der Reaktivität im Reaktorkern ist auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen in allen Betriebsphasen sicherzustellen.
Für jede Einwirkung oder Einwirkungskombination nach Nummer 3.1 (1) sind die sicherheitstechnischen Auswirkungen auf die Anlage unter Berücksichtigung aller zu erwartenden Folgewirkungen zu ermitteln.

Insbesondere sind die nachstehend aufgeführten Folgewirkungen zu betrachten:

– anlageninterne Überflutung,

– anlageninterne Brände und Explosionen,
……..


	

	
	(7) Der Reaktivitätsgewinn bei maximaler Abkühlgeschwindigkeit (auch bei Störfällen, wie z.B. Frischdampfleitungsbruch oder Zulauf von kaltem Wasser) muss durch Abschaltsysteme so schnell ausgeglichen werden können, dass der Reaktorkern in den unterkritischen Zustand überführt und in diesem gehalten werden kann. Ein kurzes Wiederkritischwerden ist hierbei zulässig, wenn bestimmte spezifizierte Grenzwerte nicht überschritten werden.
	SiAnf

A2
	Erläuterung zu D3-21:

Präzisierung der Nachweiskriterien:

– Wiederkritischwerden ist nur bei Lecks in der Frischdampfleitung

mit hoher und schneller Abkühlung des Primärkreislaufs

zulässig, sofern die Kriterien für die Kühlung der

Brennelemente eingehalten werden.

– Es ist die Leckgröße zu identifizieren, die zur größten

Unterkühlung führt.
	Überführung der Anforderung aus der RSK-LL in Ereignistabelle Anhang 2 der SiAnf.

	
	(8) Arbeitet eines der beiden Abschaltsysteme mit einer Boreinspeisung, so ist eine Überwachung der Borkonzentration in den für die Sicherheit wichtigen Vorratsspeichern vorzusehen.
	A4
4 (1)
	4 (1) Die Funktion von sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen ist unter Bedingungen, die möglichst dem Anforderungsfall entsprechen, im erforderlichen Umfang wiederkehrend zu prüfen.
	Dieser Punkt ist durch eine allgemeine Anforderung abgedeckt.

	
	(9) Das mit den Steuerelementen arbeitende Abschaltsystem ist so auszulegen, dass die berechnete Abschaltreaktivität bei Nulllast im betriebswarmen Zustand und bei gezogenem, wirksamsten Steuerelement den Wert von 1 % während der Kernlebensdauer nicht unterschreitet.
	
	
	Diese Anforderungen sind in Anhang 1, Tabelle 3.1a „Kontrolle der Reaktivität“ enthalten.

	
	(10) Gegen das unkontrollierte Ausfahren von Steuerelementen sind Maßnahmen vorzusehen. Es ist nachzuweisen, dass ein derartiger Störfall dennoch beherrscht werden kann.
	
	
	Es handelt sich um Ereignisse der SE 2 oder 3 die gemäß Anhang 2 der Sicherheitsanforderungen mit geeigneten Maßnahmen zu beherrschen sind.

	
	(11) Gegen den Auswurf eines Steuerelements, z.B. infolge eines Bruches des Gehäuserohres oder des Antriebs ist außer der sicheren Auslegung und der sorgfältigen Fertigungskontrolle des Gehäuserohres eine davon unabhängige zweite Sicherheitsmaßnahme zu treffen, z.B. eine Auffangvorrichtung, es sei denn, die Energiefreisetzung infolge des Auswurfs des Steuerelements mit dem größten Reaktivitätswert führt mit Sicherheit zu keiner Beschädigung des Reaktorkerns und des Reaktorsystems. In diesem Falle ist vom Antragsteller ein entsprechender Nachweis vorzulegen. Durch den Bruch eines Steuerelementgehäuserohres oder eines Steuerelementantriebs dürfen an benachbarten Steuerelementgehäuserohren oder Steuerelementantrieben keine Folgeschäden auftreten, die die Funktionssicherheit anderer Steuerelemente beeinträchtigen würden. Wenn ein Folgeschaden nicht ausgeschlossen werden kann, ist nachzuweisen, dass auch bei diesem Störfall der Reaktorkern unbeschädigt bleibt.
	I-1

4 (4)
	Gegen den Auswurf eines Steuerelements (siehe Ereignisse D3-16 und S3-09 in Anhang 2 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“) sind außer der sicheren Auslegung und der sorgfältigen Fertigungskontrolle davon unabhängige Einrichtungen zur Begrenzung der Auswurflänge vorzusehen, es sei denn, es ist nachgewiesen, dass beim vollständigen Auswurf des Steuerelements mit dem größten Reaktivitätswert die sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien eingehalten werden.

Gegen das Herausfallen eines Steuerelements beim SWR (siehe Ereignis S3-10 in Anhang 2 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“) sind außer der sicheren Auslegung, der sorgfältigen Fertigungskontrolle und leittechnischer Verriegelungen davon unabhängige Einrichtungen zur Begrenzung des Fallwegs vorzusehen, es sei denn, es ist nachgewiesen, dass beim vollständigen Herausfallen des Steuerelements mit dem größten Reaktivitätswert die sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien eingehalten werden.
	

	
	(12) Wenn das Schnellabschaltsystem (z.B. Steuerelemente) gemeinsame Komponenten mit dem Steuersystem hat, muss sichergestellt sein, dass keine Funktion des Steuersystems (auch nicht eine durch Fehler im Steuersystem erzeugte Funktion) das bestimmungsgemäße Funktionieren des Schnellabschaltsystems verhindert oder ungünstig beeinflusst.
	I-1
4 (1)
	Bei der Auslegung der Regelungs-, Begrenzungs- und Abschalteinrichtungen der Reaktorleistung sind die mechanischen, thermischen, chemischen und durch Strahlung hervorgerufenen Einwirkungen zu berücksichtigen, die

a) während des Normalbetriebs der Anlage sowie

b) bei Regelungs-, Begrenzungs- und Abschalteinrichtungen, deren Funktion zur Ereignisbeherrschung auf den Sicherheitsebenen

2 bis 4a, bei Einwirkungen von innen oder außen sowie bei Notstandsfällen erforderlich ist, auch unter den jeweiligen Ereignisbedingungen

auftreten können und für die Sicherstellung der Wirksamkeit und Zuverlässigkeit der Einrichtungen wesentlich sind.
	

	
	(13) In regelmäßigen Zeitabständen sind alle Steuerelemente auf Leichtgängigkeit zu prüfen und die Stabfallzeiten zu registrieren.
	A4

4 (1)
	Die Funktion von sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen ist unter Bedingungen, die möglichst dem Anforderungsfall entsprechen, im erforderlichen Umfang wiederkehrend zu prüfen.
	Übergeordnete Anforderungen an die Prüfung sind in Anhang 4 Nummer 4 der Sicherheitsanforderungen geregelt. Detaianforderungen finden sich in KTA 3103.

	
	(14) Lässt sich ein Steuerelement nicht mehr verfahren, so ist der Reaktor unterkritisch zu machen und die weitere Betriebsfähigkeit zu überprüfen.
	A4

3.2.1 (1)


	Bei Feststellung von Mängeln an sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen, die eine Unverfügbarkeit der Einrichtung im Anforderungsfall zur Folge haben können, sind unverzüglich Maßnahmen zur Identifizierung der Fehlerursache und zur Behebung des Mangels einzuleiten. Insbesondere ist dabei zu klären, ob der festgestellte Schadensmechanismus systematischer Natur ist.
	Anforderung ist im Anhang 4 Nummer 3.2.1 übergeordnet geregelt 

	3.1.3
	Betriebstransienten mit Anforderung des Schnellabschaltsystems
	
	-
	

	
	(1) Der Verlauf von Transienten, mit deren Eintreten während der Reaktorlebensdauer zu rechnen ist (Betriebstransienten) und in deren Ablauf so große Änderungen der Betriebsvariablen erzeugt werden, dass eine Reaktorschnellabschaltung erfolgt, ist zu untersuchen.
	
	
	Die Anforderung der RSK-LL ergibt sich unmittelbar aus der Ereignistabelle Anhang 2 der SiAnf. Dort sind auch die einzuhaltenden Nachweiskriterien festgelegt.

	
	(2) Es ist zu zeigen, dass bei den beschriebenen Transienten

1. die Wärmestromdichten einen hinreichenden Abstand zur kritischen Wärmestromdichte haben,

2. der Druck in der Druckführenden Umschließung grundsätzlich unterhalb des Ansprechdrucks der Sicherheitsventile bleibt,

3. die Energiefreisetzung in den Brennstäben so gering ist, dass Schmelzen vermieden wird.

Bei den Analysen sind die für derartige Untersuchungen typischen Ausgangsbedingungen (z.B. Überlast oder Ausfall der ersten Schnellabschaltanregung) anzusetzen.
	SiAnf

3.2 (6)
A5

3.2.4 (2)
	Das Schnellabschaltsystem muss alleine in der Lage sein, den Reaktor

– aus jedem Zustand der Sicherheitsebenen 1 bis 3 heraus, auch bei unterstellter Unwirksamkeit des reaktivitätswirksamsten

Steuerelements sowie

– bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen so schnell unterkritisch zu machen und hinreichend lange zu halten, dass die jeweils geltenden sicherheitstechnischen

Nachweisziele und Nachweiskriterien eingehalten werden.

Hinweis:

Bei Ereignissen der Sicherheitsebene 3 kann im Hinblick auf die einzuhaltende Unterkritikalität die unterstellte Unwirksamkeit des reaktivitätswirksamsten Steuerelements als Einzelfehler gemäß Nummer 3.1 (7) behandelt werden.
Beim Nachweis der Wirksamkeit der Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebene 3 ist das Einzelfehlerkonzept gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ von Nummer 3.1 (7) sowie gemäß Anhang 4 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ anzuwenden.

Bei der Analyse von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 ist die Nichtberücksichtigung der ersten Anregung des Reaktorschutzsystems oder der ersten Anregung der Reaktorschnellabschaltung zu unterstellen, sofern aus physikalisch-technischen Gründen nicht nur ein Anregekriterium verfügbar ist.

Bei unterstellter Nichtberücksichtigung der ersten Anregung ist das gleichzeitige Auftreten eines Einzelfehlers an aktiven Einrichtungen zu unterstellen, bei gleichzeitiger Instandhaltung jedoch erst nach einem Zeitraum von 100 Stunden.

Die Ausfallannahmen gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ der Nummern 3.2 (6) und 3.2 (7) sind zu berücksichtigen.
	Siehe 3.1.3 (1). Der Ausfall des ersten Abschaltkriteriums wird in Anhang 5, 3.2.4 (2)  der SiAnf gefordert.

	3.1.4
	Druckhalterabblaseventile / Vorabsperrung
	
	-
	

	
	(1) Die Anlage ist verfahrenstechnisch so auszulegen, dass nur bei seltenen Transienten mit hohem Druckanstieg ein Ansprechen der Druckhalterabblaseventile zu erwarten ist.
	I-5:
7.6 (3) 
	 Bei Ereignissen der Sicherheitsebene 2 darf der Ansprechdruck der Druckabsicherung des Reaktorkühlkreislaufes nicht erreicht werden.
	Durch Überführung der Anforderung aus der RSK LL in die genannte Interpretation in Verbindung mit Anhang 2 abgedeckt.

	
	(2) Die Abblaseventile sind mit einer Vorabsperrung zu versehen, die bei fehlerhaftem Offenbleiben des Ventils automatisch schließt.
	I-5:
7.6 (9)
	Abblaseventile sind mit einer Vorabsperrung zu versehen, die bei fehlerhaftem Offenbleiben des Ventils automatisch schließt. Um eine fehlerhafte Absperrung der Einrichtungen zur Druckbegrenzung auszuschließen, sind Einrichtungen

vorzuhalten, die im Falle einer fehlerhaften Absperrung die Druckbegrenzungsfunktion unabhängig von den Abblaseventilen (und ihrer Ansteuerung) übernehmen.
	

	
	(3) Für die Anregung der Vorabsperrung (Detektierung des fehlerhaften Offenbleibens des Abblaseventils) sind direkte Informationen über die Stellung der Abblaseventile zu verwenden.
	
	
	Hintergrund ist der TMI-Störfall. 

Die zuverlässige Erfassung einer Armaturenstellung ist eine grundlegende Anforderung für alle sicherheitstechnisch wichtige Armaturen. Andere Lösungen sind denkbar und realisiert. Moderne Anlagen erfassen als bessere Lösung beispielsweise zuverlässig den Durchfluss in der Abblaseleitung. Daher wird die Anforderung nicht übernommen..

	3.2
	Inhärente Sicherheit
	
	-
	

	
	(1) Neben dem negativen Reaktivitätskoeffizienten der Brennstofftemperatur soll der Reaktivitätskoeffizient der Kühlmitteltemperatur bei Nennbetriebszustand negativ sein. Ist der Reaktivitätskoeffizient der Kühlmitteltemperatur vorübergehend während der Inbetriebsetzungsphase nicht negativ, so ist im Hinblick auf Störfälle (Kühlmittelverlust) nachzuweisen, dass der zusätzliche Leistungsbeitrag unbedenklich ist.
	I-1
3 (1)
	Der Reaktorkern ist so auszulegen, dass auf Grund inhärenter reaktorphysikalischer Rückkopplungseigenschaften

a) eine Erhöhung der Brennstofftemperatur im Reaktorkern eine negative Reaktivitätsrückwirkung hat;

b) eine Zunahme des Dampfblasengehalts im Reaktorkern eine negative Reaktivitätsrückwirkung hat;

c) eine Erhöhung der Kühlmitteltemperatur oder eine Abnahme der Kühlmitteldichte im Reaktorkern (ohne oder mit vernachlässigbarer Dampfblasenbildung) eine negative Reaktivitätsrückwirkung haben,

– beim DWR spätestens bei Erreichen eines stationären Betriebszustands mit Xenon-Gleichgewicht zu Zyklusbeginn und 
– beim SWR spätestens bei Erreichen der Betriebstemperatur.

	Überführung der Anforderung aus der RSK-LL in die genannten Nummern in Modul 2.

	
	
	I-1

3 (2)
	Eine positive Reaktivitätsrückwirkung bei Erhöhung der Kühlmitteltemperatur oder Abnahme der Kühlmitteldichte (ohne oder mit vernachlässigbarer Dampfblasenbildung) vor Erreichen der in der Nummer 3 (1) Buchstabe c genannten

Zustände ist zulässig, wenn nachgewiesen ist, dass

– im Normalbetrieb dabei eine stabile Regelung der Reaktorleistung möglich ist und

– bei Berücksichtigung der daraus resultierenden positiven Reaktivitätsrückwirkungen bei den auf den Sicherheitsebenen 2 bis 4a betrachteten Ereignissen die jeweiligen sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien

eingehalten werden.
	Hinsichtlich der Einbeziehung der Sicherheitsebene 4a (hier somit den ATWS Ereignissen) siehe RSK Stellungnahme zum Abschalten der Hauptkühlmittelpumpen bei ATWS-Ereignissen in Kernkraftwerken mit Druckwasserreaktor, 07.07.2005 (384. Sitzung).

	
	(2) Für den Nennbetriebszustand ist nachzuweisen, dass jede bei Störfällen mit Druckentlastung mögliche lokale Dampfblasenbildung stets eine negative Rückwirkung auf die Reaktivität und die lokale Leistungsdichte hat.
	I-1
3 (1)
	Der Reaktorkern ist so auszulegen, dass auf Grund inhärenter reaktorphysikalischer Rück-kopplungseigenschaften

a) eine Erhöhung der Brennstofftemperatur im Reaktorkern eine negative Reaktivitäts-rückwirkung hat;

b) eine Zunahme des Dampfblasengehalts im Reaktorkern eine negative Reaktivitäts-rückwirkung hat;

c) eine Erhöhung der Kühlmitteltemperatur oder eine Abnahme der Kühlmitteldichte im Reaktorkern (ohne oder mit vernachlässig-barer Dampfblasenbildung) eine negative Reaktivitätsrückwirkung haben,

– beim DWR spätestens bei Erreichen eines stationären Betriebszustands mit Xenon-Gleichgewicht zu Zyklusbeginn und 

– beim SWR spätestens bei Erreichen der Be-triebstemperatur.

	Überführung der Anforderung aus der RSK LL in die genannten Nummern in Interpretation 1.

	
	
	I-1
3 (2)
	Eine positive Reaktivitätsrückwirkung bei Erhöhung der Kühlmitteltemperatur oder Abnahme der Kühlmitteldichte (ohne oder mit vernachlässigbarer Dampfblasenbildung) vor Erreichen der in der Nummer 3 (1) Buchstabe c genannten

Zustände ist zulässig, wenn nachgewiesen ist, dass

– im Normalbetrieb dabei eine stabile Regelung der Reaktorleistung möglich ist und

– bei Berücksichtigung der daraus resultierenden positiven Reaktivitätsrückwirkungen bei den auf den Sicherheitsebenen

2 bis 4a betrachteten Ereignissen die jeweiligen sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien

eingehalten werden.
	Ergänzung zur regelwerkseitigen Verankerung der Analyse und Bewertung von lokalen Bereichen mit positiver Reaktivitätsrückwirkung.

	
	(3) Ist für Zustände unterhalb der Nenntemperatur eine vorübergehend positive Rückwirkung (Zyklusbeginn) nicht auszuschließen, so ist im Hinblick auf Störfälle nachzuweisen, dass der zusätzliche Leistungsbeitrag unbedenklich ist.
	I-1
3 (2)
	Eine positive Reaktivitätsrückwirkung bei Erhöhung der Kühlmitteltemperatur oder Abnahme der Kühlmitteldichte (ohne oder mit vernachlässigbarer Dampfblasenbildung) vor Erreichen der in der Nummer 3 (1) Buchstabe c genannten

Zustände ist zulässig, wenn nachgewiesen ist, dass

– im Normalbetrieb dabei eine stabile Regelung der Reaktorleistung möglich ist und

– bei Berücksichtigung der daraus resultierenden positiven Reaktivitätsrückwirkungen bei den auf den Sicherheitsebenen

2 bis 4a betrachteten Ereignissen die jeweiligen sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien eingehalten werden.
	

	3.3
	Einbauten im Reaktordruckbehälter
	
	-
	

	
	(1) Die Einbauten im Reaktordruckbehälter müssen den während des bestimmungsgemäßen Betriebs auftretenden Beanspruchungen standhalten. Die Einbauten im Reaktordruckbehälter müssen so ausgelegt sein, dass bei den in Kap. 21.1 genannten Störfällen die Unterkritikalität des Reaktors durch das Schnellabschaltsystem (Einfall einer ausreichenden Anzahl von Steuerelementen), die langfristige Abschaltung und die Kühlbarkeit des Reaktorkerns durch die dafür vorgesehenen Systeme gewährleistet sind
	I-5
7.3 (1)

7.3 (2)


	Bei der Auslegung der Einbauten des Reaktordruckbehälters sind alle mechanischen, thermischen, chemischen und durch Strahlung hervorgerufenen Einwirkungen zu berücksichtigen, die während des Normalbetriebs der Anlage sowie bei Ereignissen der Sicherheitsebenen 2 bis 4a und bei Einwirkungen von innen oder von außen sowie bei Notstandsfällen auftreten können.
Die Einbauten im Reaktordruckbehälter sind so auszulegen, dass bei den Ereignissen der Sicherheitsebenen 2 bis 4a und bei Einwirkungen von innen oder von außen sowie bei Notstandsfällen die Einhaltung der sicherheitstechnischen

Nachweisziele und Nachweiskriterien dieser Sicherheitsebenen sichergestellt ist.

Insbesondere ist sicherzustellen, dass infolge von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 und bei Einwirkungen von innen oder von außen sowie bei Notstandsfällen die mechanische Abschaltbarkeit (beim großen Leckstörfall beim DWR die

dauerhafte Abschaltbarkeit) und die Kühlbarkeit des Reaktorkerns erhalten bleiben.

Hinweis:

Zum Nachweisumfang bei Lecks größer als 0,1 F siehe Anhang 2, Ereignisse D3-24 und S3-19 sowie Anlage 2 insgesamt der „Sicherheitsanforderungen

an Kernkraftwerke“.
	

	
	(2) Es müssen geeignete Maßnahmen getroffen werden, um lose oder abgelöste Teile, die sich in der Druckführenden Umschließung befinden, feststellen zu können. Zusätzlich ist anzustreben, dass durch geeignete Maßnahmen lose oder abgelöste Teile in der Druckführenden Umschließung geortet werden können.
	I-5
7.3 (4)
	Es sind geeignete Maßnahmen und Einrichtungen vorzusehen, um zu verhindern, dass die Kontrolle der Reaktivität oder die Kühlung der Brennelemente durch Verunreinigungen oder lose Teile im Kühlmittel beeinträchtigt wird.
	

	
	(3) Das Schwingungsverhalten der Einbauten im Reaktordruckbehälter ist durch geeignete Messungen schon während der Inbetriebnahme der Anlage zu untersuchen. Auch während der Betriebszeit der Anlage sollten Messungen wiederholt werden können.
	I-5
7.3 (5)
	7.3 (5) Maßnahmen und Einrichtungen für eine betriebliche Schwingungs- und Körperschallüberwachung sind in sicherheitstechnisch begründetem Umfang vorzusehen.
	Der Passus zur Inbetriebnahme ist nicht relevant und entfällt.

	
	
	
	
	

	4.
	Behälter und Rohrleitungssysteme
	
	SiAnf und Interpretationen
	Hinweise

	4.1
	Druckführende Umschließung des Reaktorkühlmittels
	
	-
	

	
	Folgende KTA-Regeln liegen hierzu vor:

Komponenten des Primärkreises von Leichtwasserreaktoren Teil: Werkstoffe (KTA 3201.1) Fassung 2/79 Teil: Auslegung,

Konstruktion und Berechnung (KTA 3201.2) Fassung 10/80 Teil: Herstellung (KTA 3201.3) Fassung 10/79
	
	
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“. 

	4.1.1
	Geltungsbereich

Zur Druckführenden Umschließung des Reaktorkühlmittels gehören der Reaktordruckbehälter, die Primärkühlmittel führenden Teile der Dampferzeuger, der Druckhalter, die Hauptkühlmittelpumpen und die verbindenden Rohr- und Anschlussleitungen, einschließlich der ersten Absperrarmatur. 
	SiAnf, Anhang 1


I-2,
2.1 (1)
	Druckführende Umschließung: Gesamtheit der druckführenden Wandungen der Komponenten des Druckraumes des Reaktordruckbehälters bis einschließlich der ersten Absperrarmatur, für Rohrleitungen des Druckraumes des Reaktordruckbehälters, die den Sicherheitsbehälter durchdringen, bis zur ersten Absperrarmatur außerhalb des Sicherheitsbehälters (Abkürzung: DfU)

Die folgenden Anforderungen sind anzuwenden auf die drucktragenden Wandungen von Komponenten aus metallischen Werkstoffen der Druckführenden Umschließung des Reaktorkühlmittels und der Äußeren Systeme von Leichtwasserreaktoren.

Für die Komponenten der Druckführenden Umschließung und der Äußeren Systeme gelten hinsichtlich der Auslegungsgrundsätze die gleichen Anforderungen. Der höheren sicherheitstechnischen Bedeutung der Druckführenden

Umschließung als Bestandteil des Barrierenkonzeptes im Vergleich zu den Äußeren Systemen ist durch besondere Anforderungen an die Wahl der Werkstoffe, Nachweistiefe und Qualitätssicherung sowie durch erhöhte Umfänge an

wiederkehrenden Prüfungen und betrieblicher Überwachung Rechnung zu tragen.

a) 
	Überführung des Anwendungsbereichs aus der RSK LL in die Begriffsdefinitionen 
(Anhang 1). 








Die übergeordneten Anforderungen in den SiAnf und den Interpretationen I-2 sind für DfU und Äußere Systeme weitgehend gleich, da beide nach den Grundsätzen der Basissicherheit ausgelegt und gefertig werden. Daher werden sie in einem Kapitel zusammen behandelt. Auf gesonderte Anforderungen wird in den SiAnf und I-2 jeweils entsprechend explizit hingewiesen.



	
	Der Sekundärmantel der Dampferzeuger ist hinsichtlich der Werkstoffwahl, der Auslegungsgrundsätze, der Qualitätssicherung, der Fertigungskontrolle und der wiederkehrenden Prüfungen ebenso wie die Druckführende Umschließung zu behandeln. 


	
	
	Bei dem Detaillierungsgrad der SiAnf entfällt diese Sonderregelung für den Sekundärmantels des Dampferzeugers. Sie ist im Anwendungsbereich der Regeln der Reihe KTA 3201 und 3211 übernommen worden.



	
	Für Rohrleitungen kleiner Nennweiten, z.B. Mess- und Steuerleitungen, gilt sinngemäßes, wenn bei deren Versagen sicherheitstechnisch bedeutsame Folgen nicht auszuschließen sind.
	I-2,
2.1 (4)

I-2, 4

I-2, 4.1

I-2, 4.2

I-2, 4.3

I-2, 4.4
	Die nachfolgenden Anforderungen gelten nicht für Komponenten kleiner oder gleich Nennweite 50. Für solche Komponenten kleiner Nennweiten sind die Anforderungen gemäß Abschnitt 4 anzuwenden.

Komponenten kleiner Nennweiten

Interpretation zu den Nummern 3.1 und 3.4 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“

Geltungsbereich

Die folgenden Anforderungen gelten für die drucktragende Wandung von Rohrleitungen und Armaturen mit Nennweiten kleiner oder gleich 50, die systemtechnisch der Druckführenden Umschließung oder den Äußeren Systemen zugeordnet sind.

Ausgenommen sind Dampferzeuger-Heizrohre und andere Wärmetauscherrohre.

Sonstige Komponenten kleiner Nennweiten (Tauchhülsen, Messlanzen, Druckhalter-Heizstäbe etc.) werden nicht explizit behandelt. Für diese ist durch Auslegung, Werkstoffwahl und Prüfungen eine gleichwertige Zuverlässigkeit nachzuweisen.

Auslegung

Dimensionierung, Verlegung und Halterung der Rohrleitungen und Armaturen müssen schriftlich festgelegten Vorgaben entsprechen und sind zu dokumentieren. Diese Vorgaben müssen sicherstellen, dass

– für die Betriebszustände und Ereignisse der Sicherheitsebenen 1 bis 3 sowie standortspezifisch zu unterstellende naturbedingte Einwirkungen von außen Beanspruchungsgrenzen eingehalten werden, um unzulässige Folgen zu vermeiden. Durch spezifische Vorgaben zur Integrität der Rohrleitungen unter dynamischen Anregungen, insbesondere aus den anschließenden Systemen und Komponenten, ist ein Einzelversagen zu vermeiden und ein systematisches Versagen (z. B. durch Ermüdung, Abriss, Knicken) auszuschließen.

– durch Einwirkungen von innen sowie durch Einwirkungen von außen aus Notstandsfällen kein Versagen eintritt, das die Wirksamkeit der für die Beherrschung des jeweiligen Ereignisses erforderlichen Maßnahmen und Einrichtungen in Frage stellt.

Werkstoffwahl und Herstellung

4.3 (1) Die Werkstoffwahl und die Fertigungsqualität müssen sicherstellen, dass mögliche Schädigungsmechanismen unter Berücksichtigung der Betriebsmedien und -bedingungen zu keinem systematischen Versagen führen.

4.3 (2) Die drucktragenden Wandungen der Rohrleitungen und Armaturen müssen vor der Inbetriebnahme einer Druckprüfung mit einem definierten Prüfdruck oberhalb des Auslegungsdrucks unterzogen werden (Erstdruckprüfung).

Betrieb

Die Verlegung, Lage und Funktion von Unterstützungen, sowie die Integrität der drucktragenden Wandungen sind zu überprüfen

– bei der Inbetriebnahme,

– soweit erforderlich nach Eingriffen (z. B. Instandhaltungsmaßnahmen), sowie

– in repräsentativem Umfang durch wiederkehrende Prüfungen, die auch Dichtheitsprüfungen mit einschließen.

Bei der Festlegung des repräsentativen Umfangs ist die sicherheitstechnische Bedeutung zu berücksichtigen. Unzulässige Abweichungen von den dokumentierten Randbedingungen müssen so rechtzeitig erkannt werden, dass systematische Auswirkungen auf die Integrität der drucktragenden Wandungen im langfristigen Betrieb vermieden werden können und damit die erforderliche Zuverlässigkeit für den störungsfreien Betrieb erhalten bleibt.
	Die generellen Anforderungen an kleine Rohrleitungen wurden in einem eigenständigen Kapitel der I-2 detaillierter ausgeführt.

	4.1.2
	Auslegung, Gestaltung und Werkstoffwahl
	-
	-
	

	
	(1) Die nachfolgenden Anforderungen ergeben eine Basissicherheit der Druckführenden Umschließung, welche ein katastrophales, aufgrund herstellungsbedingter Mängel eintretendes Versagen eines Anlagenteils ausschließt. Diese Basissicherheit eines Anlagenteils wird durch

-
hochwertige Werkstoffeigenschaften, insbesondere Zähigkeit

-
konservative Begrenzung der Spannungen

-
Vermeidung von Spannungsspitzen durch optimale Konstruktion

-
Gewährleistung der Anwendung optimierter Herstellungs- und Prüftechnologien

-
Kenntnis und Beurteilung ggf. vorliegender Fehlerzustände

-
Berücksichtigung des Betriebsmediums

bestimmt. Im einzelnen müssen folgende Anforderungen erfüllt werden:
	SiAnf, 
3.4 (3)
	Für die Druckführende Umschließung und die drucktragenden Wandungen von Komponenten der Äußeren Systeme mit Nennweiten größer DN 50 muss die Basissicherheit durch die Einhaltung nachfolgender Anforderungen unter Berücksichtigung des Betriebsmediums sichergestellt werden:

- 
Einsatz hochwertiger Werkstoffeigenschaften, insbesondere hinsichtlich Zähigkeit und Korrosionsbeständigkeit 

-
konservative Begrenzung der Spannungen

-
Vermeidung von Spannungsspitzen durch optimale Konstruktion

-
Gewährleistung der Anwendung optimierter Herstellungs- und Prüftechnologien

Dazu gehören die Kenntnis und Beurteilung ggf. vorliegender Fehlerzustände

-
Berücksichtigung des Betriebsmediums

Hinweis: Bei Realisierung dieser Anforderungen (Basissicherheit) ist ein katastrophales, aufgrund herstellungsbedingter Mängel eintretendes Versagen dieser Anlagenteile nicht zu unterstellen.

Zur Sicherstellung und Bewertung der erforderlichen Qualität dieser Komponenten im Betrieb ist ein Konzept zur Erhaltung der Integrität aufzustellen. Dazu sind zusätzlich Maßnahmen und Einrichtungen zur Überwachung der Ursachen und Folgen von Schädigungsmechanismen, insbesondere von Leckagen während des Betriebes, festzulegen und zu installieren.
	Die Beschreibung der Basissicherheit in den RSK LL wurde in Anforderungen umformuliert und durch die Grundsätze des Konzepts zur Erhaltung der Integrität ergänzt. Sie gilt gleichermaßen für DfU und Äußere Systeme.

Die Berücksichtigung des Betriebsmediums wurde durch die treffendere Anforderung an die Korrosionsbeständigkeit ersetzt.



	
	(2) Die Druckführende Umschließung muss so ausgelegt werden, dass sie hinreichend oft den während des bestimmungsgemäßen Betriebs und bei Störfällen maximal auftretenden Belastungen ausgesetzt werden kann.
	SiAnf,
2.3.1 (1)
	Die Integritätsnachweise als Bestandteil der Auslegung sind so zu führen, dass für alle Einwirkungen, die aus dem bestimmungsgemäßen Betrieb (Sicherheitsebenen 1 und 2), Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen oder Notstandsfällen resultieren, über die gesamte vorgesehene Betriebsdauer die erforderlichen Sicherheitsabstände gegenüber dem Auftreten anzunehmender Versagensarten ausgewiesen werden. Die von den mechanischen und thermischen Einwirkungen in den Komponenten hervorgerufenen Beanspruchungen sind so zu begrenzen, dass für die jeweiligen Sicherheitsebenen gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ Nummer 3.1 (2) a) ein Sicherheitsabstand gegenüber dem Auftreten anzunehmender Versagensarten gegeben ist. Mögliche alterungsbedingte Schädigungsmechanismen und Veränderungen der Werkstoffeigenschaften durch Einwirkungen wie z. B. Temperatur und Bestrahlung, die während des Betriebs auftreten können, sind mit einzubeziehen. Bestehen zu Schädigungsmechanismen Unsicherheiten im Kenntnisstand, sind diese durch entsprechende Sicherheitszuschläge oder eine konservative Nachweisführung zu berücksichtigen.
	Überführung in Nummer 2.3.1 (1). Die neue Formulierung ist umfassender als die RSK LL an dieser Stelle.

	
	(3) Alle Komponenten der Druckführenden Umschließung sind konstruktiv so zu gestalten, dass die Prüfungen bei der Herstellung und am Aufstellungsort und die wiederkehrenden Prüfungen in ausreichendem Maße möglich sind. Dies gilt insbesondere für die Schweißnähte.
	I-2,
2.2 (2)
	Weiterhin sind alle Komponenten konstruktiv so zu gestalten, dass die Anforderungen für eine beanspruchungsgünstige, werkstoff-, fertigungs- und funktionsgerechte sowie wartungsfreundliche Ausführung erfüllt sind und die zerstörungsfreien Prüfungen bei der Herstellung und am Aufstellungsort sowie die zerstörungsfreien wiederkehrenden Prüfungen im erforderlichen Umfang durchführbar sind. Dies gilt insbesondere für Schweißnähte und den Trägerwerkstoff plattierter Werkstoffbereiche.
	Überführung in Nummer 2.2 (2). Die neue Formulierung ist umfassender als die RSK LL an dieser Stelle und fasst RSK LL 4.1 (3) und (4) zusammen.

	
	(4) Die Werkstoffe für die Druckführende Umschließung einschließlich Plattierung müssen so beschaffen sein, dass alle Komponenten entsprechend den Festlegungen dieser Leitlinien in ausreichendem Maße zerstörungsfrei prüfbar sind.
	
	
	Siehe oben.

	
	(5) Nicht oder nur beschränkt wiederkehrend prüfbare Bereiche der Druckführenden Umschließung müssen so klein gehalten werden, dass postulierte Fehler, die so groß sind wie die nicht prüfbaren Bereiche, zu keinem Versagen des Bauteils führen können, dessen Folgen nicht beherrschbar wären.
	SiAnf,
3.1 (12b)
	Im Falle einer solchen eingeschränkten Prüfbarkeit sind für die Beherrschung trotz der Vorkehrungen gemäß Nummer 3.1 (12a) zu unterstellender möglicher Folgen aus diesem Mangel Maßnahmen und Einrichtungen derart vorzusehen, dass bei den unter diesen Umständen in Betracht zu ziehenden Ereignissen die Einhaltung der jeweiligen sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien sichergestellt ist.
	Verallgemeinerung der Anforderung aus der RSK LL auch für andere Einrichtungen. 

	
	(6) Durch Werkstoffauswahl und sachgerechte Formgebung, Schweißung und Wärmebehandlung muss an allen Stellen der Druckführenden Umschließung bei allen betriebs- und störfallmäßig durchfahrbaren Anlagenzuständen ein ausreichend zäher Werkstoffzustand während der Lebensdauer der Anlage erhalten bleiben. 
	I-2, 2.3.2(1)
	Durch die Werkstoffauswahl und sachgerechte Formgebung, Schweißung und Wärmebehandlung ist für die Komponenten sicherzustellen, dass ein ausreichend fester und zäher Werkstoffzustand derart erreicht wird und während der vorgesehenen Betriebsdauer der Anlage erhalten bleibt, so dass die im bestimmungsgemäßen  Betrieb (Sicherheitsebenen 1 und 2) und bei Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen oder Notstandsfällen auftretenden Belastungen sicher abgetragen werden können.


	In der RSK LL sind allgemeine Anforderungen an Werkstoffe und spezifische Anforderungen an den RDB vermengt.

Die spezifischen Kriterien an den kernnahen Bereich des RDB wurden in I-2, 3.2 überführt und dort präzisiert. 

	
	Dieses ist u. a. durch eine Begrenzung der maximalen Neutronenfluenz im kernnahen Bereich der Wand des Reaktordruckbehälters auf 1. 1019 cm-2 (Energie > 1 MeV) sicherzustellen. Für die der Neutronenstrahlung ausgesetzten Bereiche der Druckbehälterwand sind im Grundwerkstoff und im Schweißgut alle Anforderungen an die chemische Zusammensetzung einzuhalten, die zu einer Verminderung der Strahlenversprödung führen.
	I-2,
3.2 (2)

I-2,
3.2 (4)









	Für die der Neutronenstrahlung ausgesetzten Bereiche der Druckbehälterwand sind durch konstruktive Vorgaben die Fluenzen zu begrenzen sowie Anforderungen an die chemische Zusammensetzung von Grundwerkstoff und Schweißgut einzuhalten, so dass die Veränderung der Festigkeits- und Zähigkeitseigenschaften infolge der Bestrahlung innerhalb zulässiger Grenzen bleibt.

Für postulierte Oberflächenfehler und ggf. für im Volumen festgestellte herstellungsbedingte Fehlergrößen ist für alle Beanspruchungen aus den relevanten Belastungen nachzuweisen, dass bei Verwendung bruchmechanischer Nachweismethoden

– bei Betriebszuständen der Sicherheitsebenen 1 und 2 keine Rissinitiierung und

– bei Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie bei standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen kein instabiles Risswachstum in Wanddickenrichtung stattfindet.
Bei Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie bei standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen ist nur ein begrenztes, in Bezug auf die Wanddicke nicht signifikantes, stabiles Risswachstum nur in der Hochlage der Zähigkeit zulässig.

Darüber hinaus ist rechnerisch nachzuweisen, dass aus Wechselbelastungen auf die betrachteten Fehlergrößen kein in Bezug auf die Wanddicke signifikantes Risswachstum auftritt.


	Die zahlenmäßige Begrenzung der Neutronenfluenz wie in der RSK-LL ist weltweit nicht üblich, war aber eine einfach zu handhabende Größe für die Auslegung und wurde durch einen ausreichend breiten Wasserspalt umgesetzt. Das Ziel der Begrenzung der Fluenz durch konstruktive Vorgaben bleibt erhalten. Die Begrenzung der Fluenz zielt jedoch nur auf die Ursache, aber nicht die sicherheits​technisch wichtige Wirkung (Verminderung der Zähigkeit) und wurde daher nicht übernommen. Mit dem heutigen Verständnis zur Strahlenver​sprödung und den Möglichkeiten der Optimierung der Werkstoffe (die explizit auch gefordert ist) ist die Nennung dieses Zahlen​wertes nicht mehr erforderlich. Die RSK hat in ihrer Zustimmung zum Reaktordruck​behälter Mülheim-Kärlich selbst die Zahl relativiert (siehe Stn. 140. und 152. Sitzung). 

Die Grundforderung der RSK-LL nach dem ausreichend zähen Werkstoff​zustand während der Lebensdauer der Anlage wurde für den RDB durch die quantitativ nachvollziehbare Forderung nach dem Nachweis des Ausschlusses von Brüchen (siehe I-2, 3.2 (4)) ersetzt. Dies entspricht den Grundsätzen der Vorgehensweise nach KTA 3201.2, Ziffer 7.9, erweitert aber den SprödbruchsicherheitsNachweis nach KTA auf den allgemeinen Bruchsicherheitsnachweis für den ganzen RDB.

	
	(7) Die Anforderungen an Auslegung, Gestaltung, Werkstoff und Herstellungsverfahren sind grundsätzlich vom Reaktoranlagenlieferer und Komponentenhersteller gemeinsam mit den Gutachtern in allen Einzelheiten abzustimmen. Die Auslegung, Werkstoffwahl und Verarbeitungsschritte sind unter Beachtung des Standes von Wissenschaft und Technik durch den Gutachter zu überprüfen.
	
	
	Es werden keine Anforderungen formuliert. Verfahrensfragen wurden nicht übernommen.

	
	(8) Für alle Komponenten der Druckführenden Umschließung sind nur solche Werkstoffe zu verwenden, für die eine auf den Hersteller, die Erzeugnisform und das Herstellungsverfahren bezogene Begutachtung stattgefunden hat. Diese Begutachtung muss spätestens bis zur Inbetriebnahme abgeschlossen oder durch eine entsprechende, auf die Komponente ausgerichtete Einzelbegutachtung abgedeckt sein.

1. Sie umfasst für ferritische Werkstoffe (ausgenommen Schraubenstähle) u.a. eine Überprüfung des Seigerungsverhaltens und Untersuchungen der Schweißeignung und der Schweißsicherheit, zu denen u. a. Schweißsimulationsversuche, Rondeneinschweißversuche bei dickwandigen Erzeugnisformen und Tangentialschliffprüfungen gehören. Ziel der Untersuchungen an schweißsimulierten Proben ist es, die Veränderungen des Zähigkeitsverhaltens von Gefügen der Wärmeeinflusszonen nach thermo-mechanischen Belastungen im Temperaturbereich des Spannungsarmglühens festzustellen. Der Mindestwert der Kerbschlagarbeit von 68 J - ermittelt an praxisnah simulierten Proben - darf bei Temperaturen der Betriebszustände nicht unterschritten werden.

2. Das Bauteilzähigkeitsverhalten ist mittels Großproben und bauteilähnlicher Versuche unter Berücksichtigung geschädigter und fehlerhafter Werkstoffbereiche zu untersuchen.

3. Darüber hinaus sind die Langzeiteinflüsse schwingender Beanspruchungen und bei statischen und zyklischen Beanspruchungen die Korrosionseinwirkungen, einschließlich der Bedingungen zu untersuchen, bei denen Spannungsrisskorrosion auftritt.

4. Alle Untersuchungen sind auf einer hinreichend breiten Parameterbasis durchzuführen.

5. Für Werkstoffe, von denen aufgrund sonstiger Untersuchungen, umfangreicher Fertigungserfahrung und langjähriger betrieblicher Bewährung bekannt ist, dass sie auch hinsichtlich der vorgenannten Gesichtspunkte für Komponenten der Druckführenden Umschließung geeignet sind, gilt die Bedingung der Begutachtung dann als erfüllt, wenn der Gutachter dies ausdrücklich mit Begründung bestätigt. 1)

1)
Hinweis: Bis auf weiteres sollten diese Bestätigungen mit der RSK abgestimmt werden.
	SiAnf, 
3.1 (2)

I-2,
2.4.1(1)



I-2,
2.4.1(2)




	Auf Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie die Maßnahmen und Einrichtungen, die für Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällennerforderlich sin, sind bezüglich aller Betriebsphasen sicherheitsfördernde Auslegungs-, Fertigungs- und Betriebsgrundsätze anzuwenden (siehe auch Nummer 2.1 (13)), wie insbesondere:

a)
… 

b)
…

c) Verwendung qualifizierter Werkstoffe, Fertigungs- und Prüfverfahren sowie betriebsbewährter oder ausreichend geprüfter Einrichtungen;
…

Die zur Sicherstellung der Integrität einzuhaltenden Qualitätsmerkmale sind festzugelegen und bei der Planung des Fertigungsablaufs zu berücksichtigen.

Der Fertigungsablauf ist so zu überwachen und zu dokumentieren, dass Abweichungen von den vorgegebenen Qualitätsmerkmalen erkannt werden und eine Rückverfolgbarkeit der Abweichungen hinsichtlich deren Ursache möglich ist. Zusätzlich vorgenommene Maßnahmen zur Erreichung der Qualitätsmerkmale sind zu dokumentieren.
	Die allgemeine Anforderung an Qualifizierung wurde in SiAnf 3.1 (2) c) übernommen und dabei für alle sicherheitsrelevanten Einrichtungen verallgemeinert.

Verfahrensfragen wurden nicht übernommen.

Die detaillierten Forderungen von konkreten qualitätssichernden Maßnahmen wurden verallgemeinert in I-2, 2.4.1 (1) und (2). 

Die konkreten Prüftechniken und Verfahrensfragen wurden nicht übernommen.

Die detaillierten Anforderungen an die durchzuführenden Prüfungen an und Qualifizierung von Werkstoffen wurden in KTA 3201.1 überführt. Dort sind eine Reihe von qualifizierten Werkstoffen mit ihren Eigenschaften und Anwendungsbereichen aufgeführt. 

Die unter 1. bis 4. genannten Untersuchungen betreffen Sachverhalte, die im Rahmen von Forschungsvorhaben vertieft untersucht wurden. Die Forderung nach Tangentialschliffuntersuchungen ist in KTA 3201.1 inzwischen fallen gelassen worden.  

Die in KTA 3201.1 genannten Werkstoffe entsprechen den unter 5. genannten.

Anforderungen an die Qualifizierung der Schweißverfahren wurden in KTA 3201.3 

überführt. 

	
	(9) Zähigkeitsanforderungen

1. Die ferritischen Werkstoffe müssen so beschaffen sein, dass für Grundwerkstoffe, Schweißgut und Wärmeeinflusszone die Referenz-NDT-Temperatur um mindestens 33 K sowohl unter der niedrigsten betrieblichen Beanspruchungstemperatur als auch unter der Druckprüfungstemperatur liegt. Hierbei ist die Referenz-NDT-Temperatur durch die folgenden Maßnahmen definiert:

-
Festlegung einer Temperatur TNDT, welche gleich oder höher liegt als die Sprödbruchübergangstemperatur, festgestellt mit Hilfe von Fallgewichtsversuchen.

-
Bei einer Temperatur nicht größer als TNDT + 33 K soll jede Probe aus dem Kerbschlagbiegeversuch (ISO-V- Querproben) mindestens 0,9 mm laterale Breitung und nicht weniger als 68 J Kerbschlagarbeit aufweisen. Sind diese Anforderungen erfüllt, ist die TNDT die RTNDT. Die Kerbschlagarbeit muss in der Hochlage (ISO-V-Querproben) am Probenentnahmeort in einer Tiefe von einem Viertel der Vergütungswanddicke einen Wert von mindestens 100 J ergeben (Einzelwert).

-
Für den Fall, dass die oben genannten Forderungen nicht erfüllt sind, sind zusätzlich Kerbschlagbiegeprüfungen (ISO-V-Querproben) durchzuführen, in Sätzen von jeweils drei Proben, um die Temperatur TAV zu bestimmen, bei welcher oben genannte Anforderungen erfüllt sind. In diesem Fall ist die Referenz-Temperatur RTNDT = TAV - 33 K Somit ist die Referenz-Temperatur RTNDT die höhere Temperatur von TNDT und TAV - 33 K

-
Falls der Kerbschlagbiegeversuch nicht bei TNDT + 33 K durchgeführt wurde oder wenn er nicht bei TNDT +33 K die Minimalwerte von 68 J und 0,9 mm laterale Breitung aufweist, soll die Temperatur, bei der das Minimum der Kerbschlagarbeit von 68 J und der lateralen Breitung von 0,9 mm vorhanden ist, aus der vollständigen Kerbschlagarbeit- Temperatur-Kurve (av-T-Kurve) ermittelt werden, die aus den unteren Werten aller Proben gebildet wird.

2. Für die Kerbschlagbiegeversuche ist bei der ursprünglichen Temperatur eine Wiederholungsprüfung unter folgenden Bedingungen gestattet:

-
Der Mittelwert der Prüfergebnisse darf den spezifizierten Einzelwert nicht unterschreiten.

-
Nicht mehr als eine Probe darf unter dem spezifizierten Einzelwert liegen.

-
Das Ergebnis der ausgefallenen Probe, die den spezifizierten Einzelwert nicht erreichte, darf nicht niedriger sein als 13,6 J oder 0,13 mm unter dem spezifizierten Wert.

3. Eine Wiederholungsprüfung besteht aus zwei zusätzlichen Proben für die jeweils ausgefallene Probe, welche so nahe wie möglich am Ursprungsprobenentnahmeort entnommen werden müssen. Zur Erfüllung der Wiederholungsprüfung müssen beide Proben den spezifizierten Einzelwert erreichen.

4. Falls der Nachweis der NDT-Temperatur wegen der Bauteilgeometrie (dünnwandige Erzeugnisform) nicht möglich ist, muss, soweit von den Bauteilabmessungen her eine Kerbschlagprobenentnahme möglich ist, nachgewiesen sein, dass die Kerbschlagarbeit mindestens 68 j und die laterale Breitung mindestens 0,9 mm betragen. Diese Werte sind in der Regel von ISO-V-Querproben zu erbringen. Bei geringer Wanddicke können ISO-V-ähnliche Proben zur Beurteilung herangezogen werden.

5. Bei nicht ferritischen Werkstoffen (martensitisch, austenitisch) sind die Zähigkeitsanforderungen im Rahmen der Pläne für die Fertigung und Prüfung mit dem Gutachter zu regeln.
	I-2,
2.3.2(1)

I-2,
2.3.2(2)
	Durch die Werkstoffauswahl und sachgerechte Formgebung, Schweißung und Wärmebehandlung ist für die Komponenten sicherzustellen, dass ein ausreichend fester und zäher Werkstoffzustand derart erreicht wird und während der vorgesehenen Betriebsdauer der Anlage erhalten bleibt, so dass die im bestimmungsgemäßen Betrieb (Sicherheitsebenen 1 und 2) und bei Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen oder Notstandsfällen auftretenden Belastungen sicher abgetragen werden können.

Zum Nachweis der spezifizierten Festigkeit und Zähigkeit ist für alle Werkstoffe die spezifikationsgemäße Fertigung durch Zeugnisse zu belegen. Ferritische Stähle müssen ein ausreichend hohes Niveau der Zähigkeit im Bereich der Hochlage aufweisen.

Bei Komponenten der Druckführenden Umschließung muss bei Belastungen aus stationären Betriebszuständen der Sicherheitsebenen 1 und 2 die niedrigste Beanspruchungstemperatur so weit oberhalb der Sprödbruch-Übergangs​temperatur liegen, dass eine definierte mindest-Zähigkeit sichergestellt ist. Dies gilt für Grundwerkstoff, Schweißgut und Wärmeeinflusszone.

Komponenten der Äußeren Systeme müssen eine dem Auslegungskonzept genügende Werkstoffzähigkeit sowie ein ausgeprägtes Verfestigungsverhalten besitzen.

Hinweis:

Letzteres erfordert für ferritische Werkstoffe in der Regel den Einsatz nieder- oder mittelfester Werkstoffe mit in der Kerntechnik üblichen Wärmebehandlungszuständen. Austenitische Werkstoffe erfüllen die zuletzt genannten Kriterien ohne Einschränkungen.
	Die grundlegende Forderung nach ausreichender Zähigkeit, ergänzt durch die ebenfalls wesentliche Eigenschaft der Festigkeit, wurde überführt in I-2, 2.3.2 (1).

Die detaillierten Anforderungen zur Vorgehens​weise bei der Bestimmung von der Referenztemperatur RTNDT und deren Mindestabstand zur betrieblichen Beanspruchungs​temperatur als auch der Druck​prüfungs​temperatur wurde in KTA 3201.1 überführt und deshalb nicht übernommen.

Diese Anforderungen wurden in I-2, 2.3.2 (2) durch allgemeinere Zielvorgaben ersetzt.

	
	(10) In Ergänzung zur Werkstoffbegutachtung ist das Zähigkeitsverhalten nach Langzeitbeanspruchung (Temperatur, Lastwechsel, Neutronenbestrahlung und Korrosion) an Kleinproben zur Beurteilung des Langzeitverhaltens zu ermitteln.
	I-2,
2.3.1 (1)

I-2, 2.3.2(2)
	Die Integritätsnachweise als Bestandteil der Auslegung sind so zu führen, dass für alle Einwirkungen, die aus dem bestimmungs​gemäßen Betrieb (Sicherheitsebenen 1 und 2), Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen oder Notstandsfällen resultieren, über die gesamte vorgesehene Betriebsdauer die erforderlichen Sicherheitsabstände gegenüber dem Auftreten anzunehmender Versagensarten ausgewiesen werden. Die von den mechanischen und thermischen Einwirkungen in den Komponenten hervorgerufenen Beanspruchungen sind so zu begrenzen, dass für die jeweiligen Sicherheitsebenen gemäß den „Sicherheits​anforderungen an Kernkraftwerke“ Nummer 3.1 (2) a) ein Sicherheitsabstand gegenüber dem Auftreten anzunehmender Versagensarten gegeben ist. Mögliche alterungsbedingte Schädigungsmechanismen und Veränderungen der Werkstoffeigenschaften durch Einwirkungen wie z. B. Temperatur und Bestrahlung, die während des Betriebs auftreten können, sind mit einzubeziehen. Bestehen zu Schädigungs​mechanismen Unsicherheiten im Kenntnisstand, sind diese durch entsprechende Sicherheits​zuschläge oder eine konservative Nachweis​führung zu berücksichtigen.

Die eingesetzten Werkstoffe müssen schweiß​geeignet sein und in Verbindung mit der gewählten Konstruktion und den zum Einsatz kommenden Verarbeitungstechniken unter den Betriebsbedingungen eine ausreichende Beständigkeit gegen Korrosion und andere Alterungseffekte besitzen. Die für die Korrosions​beständigkeit erforderlichen Wasserqualitäten im bestimmungsgemäßen Betrieb (Sicherheits​ebenen 1 und 2) sind zu spezifizieren.
	Das grundlegende Kriterium nach Berücksichtigung des Langzeitverhaltens wurde in verallgemeinerter Form in I-2, 2.3.1(1) aufgestellt; bezüglich Festigkeit und Zähigkeit auch in I-2, 2.3.2 (1) (siehe oben).

Die Art der Ermittlung wurde nicht übernommen. Für die nach KTA 3201.1 zugelassenen Werkstoffe war diese Teil der bereits durchgeführten Qualifizierung (siehe oben Erläuterung zu (8)) oder Teil von F & E - Projekten. 

Speziell für bestrahlte Bereiche des RDB finden sich die Anforderungen an ein Bestrahlungsüberwachungsprogramm in I-2, 3.2 (3). 



Korrosionsbeständigkeit und entsprechende Wasserqualität wurde bisher in RSK LL nicht ausreichend angesprochen. Der größte Teil der Schäden an Komponenten wird durch Korrosion verursacht und wurde daher in I-2, 2.3.2(1) aufgenommen.

	
	(11) Für die geraden Stränge der Rohrleitungen der Druckführenden Umschließung sind in der Regel nahtlose Rohre zu verwenden. Die Verwendung nahtloser Krümmer ist anzustreben.
	
	
	Überführt nach KTA 3201.1. Danach sind für Rohrleitungen und Krümmer des Primärkreises nur nahtlose Teile vorgesehen.

	4.1.3
	Fertigung
	-
	-
	

	4.1.3.1
	Grundsätze
	-
	-
	

	
	(1) Die Fertigung und ihre Überwachung müssen von Beginn der Fertigung an in einen formalen Genehmigungsprozess einbezogen werden. Vor Beginn der Fertigung sind vom Komponentenhersteller Pläne über Fertigung und Prüfung aufzustellen. Diese sind mit Anlagenlieferer und Gutachter abzustimmen. Der Komponentenhersteller, Reaktoranlagenlieferer und Gutachter hat dafür zu sorgen, dass der gesamte Fertigungsablauf vollständig überwacht und dokumentiert wird. Einzelne Festlegungen über die zerstörende und zerstörungsfreie Prüfung sind in den folgenden Kapiteln enthalten.
	I-2,
2.4.1(1)




I-2,
2.4.1(2)

	Die zur Sicherstellung der Integrität einzuhaltenden Qualitätsmerkmale sind festzulegen und bei der Planung des Fertigungsablaufs zu berücksichtigen.

Der Fertigungsablauf ist so zu überwachen und zu dokumentieren, dass Abweichungen von den vorgegebenen Qualitätsmerkmalen erkannt werden und eine Rückverfolgbarkeit der Abweichungen hinsichtlich deren Ursache möglich ist. Zusätzlich vorgenommene Maßnahmen zur Erreichung der Qualitätsmerkmale sind zu dokumentieren.
	Technische Anforderungen überführt in I-2, Nummer 2.4.1(1) und (2); Verfahrensfragen wurden nicht übernommen.

Die Qualifizierung von Hersteller und Verfahren wurde allgemein für alle Einrichtungen auch schon SiAnf, 3.1(2) c) gefordert, siehe oben unter RSK LL 4.1.2(8).

Hier erfolgt nur eine sehr allgemeine Formulierung, da die Art der Qualifizierung für verschiedene Produkte stark variiert und Prozeduren hier nicht beschrieben werden sollen. Das Vorgehen zur Qualifizierung ist in KTA 3201.1 und 3201.3 geregelt.

	
	(2) Jedes Ausarbeiten und Ausbessern eines Fehlers bedarf der vorherigen Abstimmung mit dem Gutachter oder seinem Beauftragten. Dabei ist abzuwägen, inwieweit die vorgesehene Reparatur gegenüber einem Belassen des Fehlers sicherheitstechnische Vor- oder Nachteile bringt. Arbeitsvorgänge und charakteristische Fehlerdaten sind zu dokumentieren.
	
	
	Anforderungen an Prozeduren können entfallen. Die Abwägung von Vor- und Nachteilen einer Reparatur wurden nicht übernommen, da an übergeordneter Stelle nicht erforderlich. 

Die Anforderung nach Dokumentation wurde in I-2, 2.4.1 (2) (siehe oben unter (1)) überführt. Gegenüber RSK-LL wird das Ziel der Dokumentation hier klarer definiert.

	
	(3) Für Schweißgut, Schweißzusatzwerkstoffe und Schweißhilfsstoffe sind geeignete Zulassungsprüfungen bzw. Eignungsprüfungen vorzunehmen.
	I-2,
2.4.1(2)
	Zur Qualifizierung der Schweißverfahren und zum Nachweis der Güteeigenschaften von Bauteilschweißungen sind Verfahrens- und Arbeitsprüfungen durchzuführen. Es ist zulässig, die Durchführung von Arbeitsprüfungen mit

Verfahrensprüfungen zu kombinieren.
	In der RSK LL wird an dieser Stelle eigentlich nur die Verfahrensprüfung angesprochen. Die Kombination mit der Arbeitsprüfung entspricht der Praxis und wird in KTA 3201.3 direkt als „Kombinierte Verfahrens-/Arbeitsprüfung (VP/AP)“ eingeführt.

	
	(4) Auftragsschweißplattierungen müssen zerstörungsfrei prüfbar sein und so beschaffen sein, dass der Trägerwerkstoff von innen und außen einwandfrei mit Ultraschall geprüft werden kann.
	I-2,
2.2(2)


	Weiterhin sind alle Komponenten konstruktiv so zu gestalten, dass die Anforderungen für eine beanspruchungsgünstige, werkstoff-, fertigungs- und funktionsgerechte sowie wartungsfreundliche Ausführung erfüllt sind und die zerstörungsfreien Prüfungen bei der Herstellung und am Aufstellungsort sowie die zerstörungsfreien wiederkehrenden Prüfungen im erforderlichen Umfang durchführbar sind. Dies gilt insbesondere für Schweißnähte und den Trägerwerkstoff plattierter Werkstoffbereiche.
	Dies ist eine Umsetzung der anforderungen an die Basissicherheit, siehe I-2, 2.2(1) und wurde in allgemeinerer Form in I-2, 2.2(2) umgesetzt. Der spezielle Fall der „Auftragsschweißplattierungen“ (das sind in den hier gemeinten Fällen stets „Schweißplattierungen an ferritischen Bauteilen) wird in den übergeordneten SiAnf nicht angesprochen.

	
	(5) Bei Stahlgussgehäusen sind die für die Qualität und die Fehlerfreiheit maßgebenden gießtechnischen Einzelheiten in den Plan über die Fertigung aufzunehmen. Fertigungsschweißungen sind bei ferritischen Stählen je nach Werkstoff entweder zu normalisieren oder zu vergüten oder spannungsarm zu glühen. Sie sind zu dokumentieren.
	
	
	Die hier genannten Anforderungen an Werkstoffe entsprechen nicht dem Detaillierungsgrad einer Leitlinie und sind in KTA 3201.1 beschrieben. Die allgemeine Anforderung an Planung und Qualitätssicherung sind durch I-2, 2.4.1 abgedeckt (siehe oben unter (1)).

	4.1.3.2
	Begleitende zerstörende Prüfungen
	-
	-
	

	
	(1) Durch geeignete Prüfungen ist nachzuweisen, dass über die gesamte Wanddicke ausreichende Zähigkeits- und Festigkeitseigenschaften vorliegen.
	I-2
2.4.2(1)
	Durch Prüfungen an Erzeugnisformen ist nachzuweisen, dass die über die Wanddicke spezifizierten Eigenschaften der chemischen Zusammensetzung, der Zähigkeit, Festigkeit, des Gefüges und der Korrosionsbeständigkeit vorliegen. Zu erfassen sind dabei:

a) repräsentativ die verschiedenen Verformungsrichtungen an mehreren Probenahmestellen sowie

b) alle während des Fertigungsprozesses stattfindenden Umform- und Wärmebehandlungen.
	Überführung der Anforderung in die genannte Nummer. Die Kriterien wurden präzisiert und erweitert.

	
	(2) Falls bei Bauteilen mit großer Wanddicke Unterschreitungen der in den Werkstoffblättern genannten Mindestwerte für Streckgrenze und Zugfestigkeit im Wandinnern auftreten, sind sie nur dann zulässig, wenn sie z.B. im zylindrischen Bereich nicht über 10 % und in Rohrböden und Flanschringen nicht über 20 % liegen und wenn gezeigt wird, dass die Kerbschlagarbeit bei einer Prüftemperatur von 80 °C auch in der Wandmitte einen Wert von mindestens 68 J erreicht.
	
	
	Der Umgang mit Abweichungen soll in den SiAnf nicht im Einzelnen geregelt werden. Der Umgang mit Befunden wird allgemein in I-2, Abschnitt 7 beschrieben. 

	
	(3) Dass diese Anforderungen erfüllt werden, ist nicht nur durch die Untersuchungen im Rahmen der Begutachtung zu zeigen, sondern auch dann im Zuge der begleitenden Prüfungen in repräsentativem Umfang nachzuweisen, wenn dies am Halbzeug durch Entnahme von Bohrkernen, z.B. im Bereich von Stutzenausschnitten und dgl. möglich ist.
	I-2,
2.4.2(1)
	Siehe oben
	Überführung in Nummer I-2, 2.4.2 (1) – siehe oben unter RSK LL, 4.1.3.2(1)

Art und Umfang der durchzuführenden Prüfungen sind in KTA 3201.1 festgelegt.

	
	(4) Im Rahmen der Verfahrens- und Arbeitsprüfungen sind im repräsentativen Umfang erweiterte Prüfungen metallographischer Art (Querschliff- und Mehrstufen-Tangentialschliffe über die ganze Wanddicke) durchzuführen. Diese Prüfungen sind auch für Reparaturschweißungen vorzunehmen. Ebenso sind in repräsentativem Umfang Schweißsimulationsversuche der eingesetzten Schmelzen durchzuführen. Auf diese erweiterten Prüfungen kann innerhalb bestimmter Analysengrenzen verzichtet werden, wenn im Zuge der Werkstoffbegutachtung nach 4.1.2 (8) für diese Analysen nachgewiesen wurde, dass keine Relaxationsversprödungen und keine Relaxationsrisse auftreten. Wenn jedoch im Gegensatz zu den Ergebnissen dieser Untersuchungen bei der Fertigung Rissbildung auftritt oder Hinweise auf Versprödung oder Rissbildung vorhanden sind, sind Tangentialschliffuntersuchungen und Schweißsimulationsversuche wieder erforderlich. Für den Werkstoff der Schale des Reaktordruckbehälters (ausgenommen Stutzen und Anschweißteile) sind bei der Herstellung schmelzenweise schweißsimulierte Proben herzustellen und entsprechend Absatz 4.1.2 (8) zu prüfen.
	I-2,
2.4.2(2)
 


	Zur Qualifizierung der Schweißverfahren und zum Nachweis der Güteeigenschaften von Bauteilschweißungen sind Verfahrens- und Arbeitsprüfungen durchzuführen. Es ist zulässig, die Durchführung von Arbeitsprüfungen mit Verfahrensprüfungen zu kombinieren.


	Die Verfahrensprüfung ist Teil der Qualifizierung des Schweißverfahrens und wurde damit in allgemeiner Form in I-2, Nummer 2.4.1 angesprochen (siehe unter 4.1.3.1 (1)).

Die übergeordnete Anforderungen an die Qualifizierung findet sich in Nummer 2.4.2 (2).

Detaillierte Anforderungen zu Arbeits- und Verfahrensprüfungen sind in den Abschnitten 9 und 11 von KTA 3201.3 festgelegt. 



	4.1.3.3
	Begleitende zerstörungsfreie Prüfungen
	-
	-
	

	
	(1) Alle für die Druckführende Umschließung vorgesehenen Erzeugnisformen sind mit ausreichender Fehlererkennbarkeit zerstörungsfrei zu prüfen. Hierzu gehören die Ultraschallprüfung eines jeden Volumenelements und eine lückenlose Oberflächenrissprüfung. Bei größeren Rohrlängen mit Nennweiten unter 500 mm ist die Oberflächenrissprüfung an den Innenoberflächen soweit durchzuführen, wie diese von den Enden aus zugänglich sind.
	I-2,
2.4.3(1) Abs.1
	Bei allen für die Druckführende Umschließung vorgesehenen Erzeugnisformen und Schweißverbindungen einschließlich Pufferungen sind das Volumen und die Oberflächen mit ausreichender Fehlererkennbarkeit zerstörungsfrei zu prüfen.
	Überführung des 1. Teils in Nummer 2.4.3 (1),  Absatz 1 mit einigen Präzisierungen. Die Prüfmethode soll hier aber nicht festgelegt werden. 

Der 2. Teil aus (1) der RSK LL beschreibt, wie weit in einem speziellen Fall die Prüfung eingeschränkt werden darf. Dies bedarf jedoch einer Abwägung, abhängig von sicherheitstechnischer Bedeutung und technischen Möglichkeiten und wurde nicht übernommen. 

	
	(2) Die Auswahl der Prüftechniken und Einschallrichtungen ist so zu treffen, dass alle sicherheitstechnisch bedeutsamen Fehler mit beliebiger Orientierung gefunden werden. Dabei sind Fehler mit Orientierungen senkrecht zu den Hauptspannungsrichtungen (Betriebsbeanspruchung) durch die Wahl von hierfür besonders geeigneten Prüftechniken und Einschallrichtungen zu berücksichtigen. Z. B. muss die Prüfung bei Schmiedestücken, Blechen, Gussstücken, Rohren mit Außendurchmessern von 100 mm aufwärts und Rohren für Regelstabdurchführungen sowohl mit Normal- als auch mit Schrägeinschallung vorgenommen werden. Bei der Schrägeinschallung sind mindestens zwei verschiedene Prüfrichtungen anzuwenden, die sich um etwa 90° voneinander unterscheiden sollen, wenn nur aus zwei Richtungen geprüft wird. An Schmiedestücken mit Wanddicken über 100 mm ist bei der Ultraschallprüfung zusätzlich die Tandemtechnik oder eine vergleichbare Prüftechnik anzuwenden. Rohre mit Außendurchmessern unter 100 mm sind mindestens auf Längsfehler zu prüfen. Die Oberflächenrissprüfung muss alle Richtungen erfassen
	I-2,
2.4.3(1) Abs.2


	Die Prüftechniken und Prüfparameter sind so auszuwählen, dass alle Fehler deutlich unterhalb der Größe sicherheitstechnisch bedeutsamer Fehler gefunden werden können.



	Überführung in Nummer 2.4.3 (1), Absatz 2. Dabei werden die beispielhaften Anforderungen der RSK LL verallgemeinert und das Ziel genauer vorgegeben.

Details der durchzuführenden Prüfungen und anzuwendenden Prüftechniken sind in KTA 3201.1 und 3201.3 ausgeführt.

	
	(3) Bei den dickwandigen Erzeugnisformen der Wand des Reaktordruckbehälters, des Druckhalters, der Dampferzeuger (einschließlich der Sekundärmäntel) und der durchgesteckten Stutzen ist darüber hinaus der Schalldurchgang zu beachten. Dies bedeutet, dass an allen Stellen, an denen aufgrund der Geometrie ein Rückecho oder ein Formecho zu erwarten ist, auch ein solches Echo auftritt. Stellen, an denen dieses Echo verschwindet oder erheblich geschwächt wird, müssen mittels verfeinerter Methoden auf die Ursache dieser Beeinträchtigung des Schalldurchgangs untersucht werden.
	
	
	Hier werden keine übergeordneten Anforderungen gestellt, sondern Hinweise auf mögliche Schwierigkeiten bei der Prüfung und anzuwendende Verfahren gegeben. Diese unterliegen stark der technischen Entwicklung und wurden nicht übernommen.

	
	(4) Bei Armaturengehäusen aus Stahlguss ist anstelle der in (1) und (2) beschriebenen Ultraschallprüfung eine vollständige Durchstrahlungsprüfung vorzunehmen. Bei ferritischem Stahlguss sind Ultraschallprüfungen an Fertigungsschweißungen, Anschweißenden und solchen Stellen durchzuführen, bei denen die Durchstrahlungsprüfungen nicht die erforderliche Aufnahmequalität erreicht oder bei denen konstruktive oder gießtechnische Besonderheiten dies erforderlich machen. Bei austenitischem Stahlguss sind Einschränkungen der Durchstrahlungsprüfung durch entsprechende konstruktive Maßnahmen zu vermeiden.
	I-2,
2.4.3(1) Abs.2


	Die Prüftechniken und Prüfparameter sind so auszuwählen, dass alle Fehler deutlich unterhalb der Größe sicherheitstechnisch bedeutsamer Fehler gefunden werden können.



	Abgedeckt durch I-2, Nummer 2.4.3 (1), Absatz 2. 

Die spezielle Anwendung auf Stahlguß geht über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus und wird in KTA 3201.1 behandelt. 

Der letzte Satz ist eine Anforderung an die Auslegung und wird durch I-2, 2.2 (2) abgedeckt (siehe oben unter RSK LL 4.1.2 (3)).

	
	(5) An den Schweißnahtflanken ist vor dem Schweißen eine Oberflächenrissprüfung vorzunehmen, die bei ferromagnetischem Werkstoff mit Magnetpulver durchgeführt werden soll.
	
	
	Spezielle Anforderung, die nicht dem Detaillierungsgrad einer Leitlinie entspricht und in KTA 3201.3 übernommen wurde, siehe dort z.B. Tabelle 10-1 und Ziffer 12.

Wird in I-2 allgemein durch Nummer 2.4.3 (1) abgedeckt (siehe oben unter RSK LL 4.1.3.2).

	
	(6) Alle Schweißnähte sind nach ihrer letzten Wärmebehandlung mittels Ultraschall und einem Verfahren der Oberflächenrissprüfung mit ausreichender Fehlererkennbarkeit zu prüfen. Bei Schweißnähten an Komponenten mit Nennweiten unter 500 mm, bei denen die Empfindlichkeit der Ultraschallprüfung durch die Werkstoffeigenschaften so beeinträchtigt wird, dass auch bei Anwendung der nach dem Stand der Technik verfügbaren Verfahren der Impulsechomethode wie Einkopftechnik, fokussierende Prüfköpfe (mit gekrümmten Linsen), Sender-Empfänger-Technik, Breitbandprüfköpfe, Einsatz von Longitudinalwellen, keine aussagefähige Prüfung zustandekommt, kann die Ultraschallprüfung durch die Durchstrahlungsprüfung ersetzt werden.
	I-2

2.4.3(1) Abs. 1





I-2

2.4.3(2) 
	Bei allen für die Druckführende Umschließung vorgesehenen Erzeugnisformen und Schweißverbindungen einschließlich Pufferungen sind das Volumen und die Oberflächen mit ausreichender Fehlererkennbarkeit zerstörungsfrei geprüft.

Die zur Beurteilung des maßgeblichen Qualitätszustandes der Erzeugnisformen und Komponenten durchzuführenden Prüfungen haben nach der letzten Wärmebehandlung zu erfolgen.


	Der 1. Satz wird abgedeckt durch I-2, Nummer 2.4.3 (1), Absatz 1 und 2.4.3 (2). 

Der 2. Satz beschreibt mögliche Schwierigkeiten bei der Prüfung und gibt Hinweise auf anzuwendende alternative Verfahren. Diese unterliegen stark der technischen Entwicklung und wurden nicht übernommen. Sie sind Gegenstand von KTA 3201.1 und 3201.3.

	
	(7) Bei Bauteilen mit 100 mm Außendurchmesser und mehr sind die Schweißnähte nach der Druckprüfung erneut zu prüfen. Einzelheiten sind mit dem Gutachter abzustimmen. Bei Rundnähten an Rohrleitungen kann diese Prüfung dann entfallen, wenn hier senkrecht zur Schweißnaht keine wesentlichen Beanspruchungen aufgetreten sind.
	
	
	Die spezielle Anwendung auf verschiedene Komponenten geht über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus. Die allgemeinen Anforderungen sind unter I-2, Nummer 2.4.3 (1) und (2) (siehe oben unter (6)) beschrieben.

Detaillierten Anforderungen an Prüfungen nach der Erstdruckprüfung sind in KTA 3201.3 festgelegt.

	
	(8) Ergibt sich aus der Fertigungsfolge, dass die Prüfungen nach der letzten Wärmebehandlung nur mit einer geringeren Fehlererkennbarkeit durchgeführt werden können als vorher, ist eine zusätzliche Prüfung zu einem früheren Zeitpunkt notwendig, zu dem die Bedingungen für eine bestmögliche Fehlererkennbarkeit noch gegeben sind. Bei Stumpfnähten mit einer Wanddicke von 40 mm und darunter ist zusätzlich eine Durchstrahlungsprüfung zu einem hierfür geeigneten Zeitpunkt der Fertigungsfolge vorzunehmen. Bei Rundnähten mit Außendurchmessern unter 100 mm und einem Verhältnis der Nennwanddicke zum Außendurchmesser von weniger als 0,1 kann bei einer nach der letzten Wärmebehandlung ausgeführten Durchstrahlungsprüfung bei bestmöglicher Bildgüte in Abstimmung mit dem Gutachter auf die Ultraschallprüfung verzichtet werden.
	
	
	Das Ziel der Prüfungen und der Regelfall der Prüfung nach der letzten Wärmebehandlung werden in I-2, Nummer 2.4.3 (1) und (2) beschrieben. Die hier angesprochenen Ausnahmefälle gehen über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus. Diese Ausnahmefälle sind in KTA 3201.3, Ziffer 12 angesprochen.

	
	(9) Zur Ultraschallprüfung der Stumpf-, Stutzen- und Anschweißnähte sind bei Wanddicken von 40 mm an aufwärts für jedes Volumenelement mindestens zwei verschiedene Einschallwinkel zu benutzen. Im Hinblick auf die Prüfrichtung (Projektion des Hauptstrahls auf die Tangentialebene) sind alle Fehlerorientierungen senkrecht zur Oberfläche zu erfassen. Die Fehlerrichtungen längs und quer zur Schweißnaht, bei Großbadschweißungen auch 45° zur Nahtrichtung, sind durch Hin- und Herbewegen des Prüfkopfes bei annähernd gleichbleibender Prüfrichtung zu berücksichtigen. Auf die dazwischen liegenden Fehlerrichtungen ist durch Hin- und Herfahren des Prüfkopfes unter fächerndem Schwenken zu prüfen. Bei Wanddicken von 100 mm an aufwärts ist zusätzlich zu dem üblichen Einkopfverfahren die Tandemtechnik anzuwenden.
	
	
	Die hier angesprochenen speziellen Fälle gehen über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus, unterliegen stark der technischen Entwicklung und wurden daher nicht übernommen. Anforderungen an die verschiedenen Schweißnahtformen sind in KTA 3201.3, deren Prüfbarkeit dort in Ziffer 12 ausgeführt.

	
	(10) Falls einseitig geschweißte Nähte unvermeidbar sind, wie z.B. bei den Montagenähten der Rohrleitungen, ist die nach 4.1.2 geforderte Prüfbarkeit u. a. durch genaue Anpassung, Vermeidung von störendem Nahtversatz, gleichmäßige Wurzelausbildung und ausreichend große Ankopplungsflächen beiderseits der Naht für die Ultraschallprüfung uneingeschränkt sicherzustellen.
	I-2,
2.2 (2)
	Weiterhin sind alle Komponenten konstruktiv so zu gestalten, dass die Anforderungen für eine beanspruchungsgünstige, werkstoff-, fertigungs- und funktionsgerechte sowie wartungsfreundliche Ausführung erfüllt sind und die zerstörungsfreien Prüfungen bei der Herstellung und am Aufstellungsort sowie die zerstörungsfreien wiederkehrenden Prüfungen im erforderlichen Umfang durchführbar sind. Dies gilt insbesondere für Schweißnähte und den Trägerwerkstoff plattierter Werkstoffbereiche.
	Die verallgemeinerte Anforderung an die Auslegung zur Gewährleistung der Prüfbarkeit steht in I-2, Nummer 2.2 (2). Die hier angesprochenen speziellen Fälle gehen über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus und wurden in KTA überführt (siehe KTA 3201.2, Ziffer 5.1.4 und KTA 3201.3, Ziffer 12).

	
	(11) Auftragsschweißungen sind nach der letzten Wärmebehandlung vollständig auf Oberflächenrisse zu prüfen. Austenitische Auftragsschweißungen sind mittels Senkrechteinschallung und ferritische Auftragsschweißungen zusätzlich mittels Schrägeinschallung nach der letzten Wärmebehandlung zu prüfen.
	I-2,
2.4.3(1)

I-2,
2.4.3(2)
	Bei allen für die Druckführende Umschließung vorgesehenen Erzeugnisformen und Schweißverbindungen einschließlich Pufferungen sind das Volumen und die Oberflächen mit ausreichender Fehlererkennbarkeit zerstörungsfrei zu prüfen. 

Die zur Beurteilung des maßgeblichen Qualitätszustandes der Erzeugnisformen und Komponenten durchzuführenden Prüfungen haben nach der letzten Wärmebehandlung zu erfolgen.
	Umfang und Ziel der Prüfungen ist mit I-2, Nummer 2.4.3 (1) und (2) abgedeckt. Die Beschreibung der Prüftechniken für verschiedene Auftragschweißungen geht über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus und wurde in KTA 3201.3, Ziffer 12 überführt.

	
	(12) Hilfsschweißungen, d.h. solche Schweißungen, die zu Montagezwecken angebracht und wieder entfernt werden, sind so durchzuführen, dass der Einbrand in den tragenden Werkstoff auf die übliche Aufschmelzzone begrenzt bleibt. Es muss ein den Verbindungsschweißnähten vergleichbarer zäher Werkstoffzustand im Schweißgut und in der Wärmeeinflusszone vorhanden sein. Alle Hilfsschweißstellen sind - auch wenn die Hilfsnähte entfernt wurden - unter genauer Angabe ihrer Lage und Ausdehnung zu dokumentieren. Sie sind nach der letzten Wärmebehandlung einer Härteprüfung, Oberflächenrissprüfung, Ultraschallprüfung auf Fehler unter der Oberfläche zu unterziehen und in den Umfang der wiederkehrenden Prüfung mit einzubeziehen, sofern nicht durch Überprüfung mittels Anätzen sichergestellt ist, dass der Überhitzungsbereich der Wärmeeinflusszone durch Abarbeiten vollständig beseitigt ist.
	
	
	Geht über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus; Generelle Anforderung an die Ausführung von Schweißungen finden sich in KTA 3201.3, Ziffer 5, an deren Prüfung in Ziffer 12.

	
	(13) Die gesamte Oberfläche im zugänglichen Bereich der Druckführenden Umschließung ist nach der letzen Wärmebehandlung mit einem Verfahren der Oberflächenrissprüfung zu untersuchen. Bei örtlicher Glühung beschränkt sich die Prüfung auf den durch die Glühung beeinflussten Bereich.
	
	
	1. Satz abgedeckt durch I-2, Nummer 2.4.3 (1) und (2) (siehe oben unter (11)). Spezielle Anforderungen bei örtlicher Glühung wurden überführt in KTA 3201.3, Ziffer 12.11.

	
	(14) Bei austenitischem Stahlguss ist durch geeignete Prüfungen (z.B. Bauteil-Metallographie) nachzuweisen, dass ein einwandfreier Gefügezustand vorliegt. Dies hat bei jedem größeren Bauteil stückweise und bei kleineren Bauteilen losweise zu erfolgen.
	
	
	Spezielle Anforderungen an die Prüfung von austenitischem Stahlguß gehen über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus und sind in KTA 3201.1, Ziffer 27 beschrieben.

	4.1.4
	Betrieb
	-
	-
	

	4.1.4.1
	Grundsätze
	-
	-
	

	
	(1) Für alle Teile der Druckführenden Umschließung sind ausreichende Inspektions- und wiederkehrende Prüfmöglichkeiten vorzusehen. Für die Konzeptberatung ist deshalb ein Plan für die wiederkehrenden Prüfungen vorzulegen.
	I-2,
2.3.3(1)
	Für alle Teile der Druckführenden Umschließung sind ausreichende Möglichkeiten für Inspektionens- und wiederkehrende Prüfungmöglichkeiten vorzusehen. 
	Der 2. Satz stellt eine Forderung an die Prozedur und wurde daher nicht übernommen.


	
	(2) Ein zum selben Zeitpunkt vorzulegender Plan soll Art und Anzahl von Werkstoffproben des Reaktordruckbehälters ausweisen, welche zur Feststellung von Änderungen der Materialeigenschaften durch Betriebseinflüsse, als Folge von Neutronenbestrahlung, nach bestimmten Betriebszeiten dienen. Durch Einhängeproben ist sicherzustellen, dass die Festigkeits- und Zähigkeitseigenschaften von Grundwerkstoff und Schweißverbindung nach bestimmter Neutronenbestrahlung ermittelt werden können.
	I-2,
3.2 (3)
	Zur Charakterisierung der durch Bestrahlung veränderten Werkstoffeigenschaften ist in Abhängigkeit von der akkumulierten Neutronenfluenz ein abgestuftes Überwachungsprogramm mit voreilend bestrahlten Einhängeproben (Grundwerkstoffe, Schweißverbindungen) durchzuführen.
	Anforderungen an die Vorgehensweise wurden nicht übernommen.

	
	(3) Die in (1) und (2) geforderten Pläne sind mit dem Gutachter abzustimmen.
	
	
	Anforderungen an Prozeduren wurden nicht übernommen.

	
	(4) Die Druckführende Umschließung ist laufend auf Leckagen zu überwachen. Die Lokalisierung von Leckagen soll möglich sein. 
	SiAnf,

3.4 (3)


	Zur Sicherstellung und Bewertung der erforderlichen Qualität dieser Komponenten im Betrieb ist ein Konzept zur Erhaltung der Integrität aufzustellen. Dazu sind zusätzlich Maßnahmen und Einrichtungen zur Überwachung der Ursachen und Folgen von Schädigungsmechanismen, insbesondere von Leckagen während des Betriebes, festzulegen und zu installieren.
	Die Anforderung nach Leckerkennung wurde in das Basissicherheitskonzept in SiAnf, 3.4 (3) integriert.



	
	(5) In Bereichen erhöhten Strahlenpegels sind an den zu inspizierenden Teilen Isolierungen so auszuführen, dass sie erforderlichenfalls schnell abgenommen und wieder montiert werden können. Eine Mechanisierung der Ultraschallprüfung soll mit Rücksicht auf die Strahlenbelastung des Personals möglich sein.
	I-2,
2.5.3 (4)
	2.5.3 (4) Zur besseren Reproduzierbarkeit der Prüfparameter und der Randbedingungen der Prüfung und zur besseren Vergleichbarkeit der Prüfergebnisse sowie zur Minimierung der Strahlenexposition des Personals soll, soweit möglich

und angemessen, eine Mechanisierung der wiederkehrenden Prüfungen erfolgen.
	Der erste Satz stellt keine übergeordnete Anforderung dar und wurde nicht übernommen. Er ist durch die allgemeine Anforderung an die Minimierung der Strahlenbelastung des Personals in SiAnf, 2.5 (1) abgedeckt. Details werden in KTA 1301.1, Ziffer 4 geregelt.

Der zweite Satz wurde präzisiert und auf alle Prüfmethoden erweitert.

	
	(6) Die Aussagefähigkeit der zerstörungsfreien Prüfungen ist vor der ersten Inbetriebnahme und bei wiederkehrenden Prüfungen vom Gutachter zu bestätigen.
	
	
	Anforderungen an Prozeduren wurden nicht übernommen.

	
	(7) An Systemen der Druckführenden Umschließung und stützenden Gebäudeteilen müssen Setzungsdifferenzen feststellbar sein.
	I-2, 2.5.1(2)
	Die bei der Auslegung der Komponenten zugrunde gelegten Randbedingungen hinsichtlich der räumlichen Anordnung, Verankerung, Funktion von Unterstützungen, Armaturen, Pumpen und Einbauten sind zu dokumentieren (z. B. bei warmgehenden Systemen freie Weglängen, Verschiebungen, Auslenkungen, Spiele). Bei der Inbetriebnahme und soweit erforderlich nach Eingriffen (z. B. Instandhaltungsmaßnahmen) ist die Einhaltung dieser Randbedingungen zu überprüfen. Unzulässige Abweichungen von diesen Randbedingungen sind zu vermeiden oder sind so rechtzeitig zu erfassen, dass keine Auswirkungen auf die Integrität der drucktragenden Wandungen erfolgen.
	Anforderung abgedeckt durch I-2, 2.5.1 (2).



	
	(8) Das Schwingverhalten der Komponenten und Systeme der Druckführenden Umschließung muss im Bereich zwischen Mindest- und Volllast der Anlage unter Berücksichtigung repräsentativer Betriebszustände während der Inbetriebnahme überprüft und in Messprotokollen dokumentiert werden. Diese Messungen müssen auch als wiederkehrende Prüfungen durchführbar sein und während des Betriebs durch registrierbare Messungen ergänzt werden können.
	I-2,
2.5.1(1)

I-2,
2.5.1(3)


	Für die Erhaltung der Barrierenfunktion ist ein Überwachungs- und Prüfkonzept aufzustellen mit dem 

· die Einhaltung der Auslegungsrandbedingungen und -voraussetzungen überprüft,

· die Änderungen in der Betriebsweise und der vorgesehenen Laufzeit der Anlage sowie

· die Rückführung der Erkenntnisse aus der Betriebserfahrung und deren Nutzung im Alterungsmanagement sichergestellt

werden können. 
Betriebsparameter, die für die Integrität der Komponenten von Bedeutung sind, sind zu überwachen (z.B. mechanische und thermische Einwirkungen, Wasserqualität) und auf Plausibilität unter Berücksichtigung des unterstellten zugehörigen Systemzustandes zu bewerten.
	Spezielle Anforderung in Bezug auf das Schwingverhalten wird in allgemeiner Form durch die Kriterien an die Überwachung und Prüfung in I-2, 2.5.1 (1) und (3) abgedeckt. 

Hier wird die Zielsetzung des in KTA 3201.4, Ziffer 3 beschriebenen „geschlossenen Konzept“ definiert (siehe dort auch Bild 3-1): Bestätigung, dass angesetzte Lasten abdeckend sind; pro-aktive Bewertung der Bedeutung einzelner Schädigungsmechanismen und Überwachung; ggf. ständige Verifizierung der Gültigkeit des Bruchausschlusses.



	4.1.4.2
	Begleitende zerstörende Prüfungen (Einhängeproben)
	
	
	

	
	Für das nach 4.1.4.1 (2) geforderte Bestrahlungsprogramm sind die Auswahl der Werkstoffe und die Festlegung der sonstigen Bedingungen mit dem Gutachter zu treffen. Hierbei sind die Bedingungen nach ASTM E 185-73 mit zu berücksichtigen.
	
	
	Anforderungen an Prozeduren wurden nicht übernommen. Der Verweis auf ASTM E 185 kann entfallen, da diese Sachverhalte inzwischen in KTA 3203 geregelt sind.

	4.1.4.3
	Wiederkehrende Druckprüfung
	-
	-
	

	
	(1) Die wiederkehrende Druckprüfung ist so durchzuführen, dass mindestens eine vergleichbare sicherheitstechnische Aussage wie bei der Erstdruckprüfung erzielt wird. Dazu müssen die wiederkehrenden Druckprüfungen an der gesamten Druckführenden Umschließung mit dem Druck der am Reaktordruckbehälter durchgeführten Erstdruckprüfung möglich sein. Die Prüftemperatur soll nicht mehr als 55 °C über der für den Prüfzeitpunkt berechneten NDT-Temperatur liegen, sie braucht jedoch nicht unter 50 °C zu liegen
	I-2,
2.5.2(2)
	Wiederkehrende Druckprüfungen sollen eine vergleichbare sicherheitstechnische Aussage wie bei der Druckprüfung der Errichtung ermöglichen. 
	Es wurde die Zielsetzung und allgemeine Forderung übernommen. Die detaillierten Forderungen zu Prüfdruck und –temperatur sind in KTA 3201.4 geregelt.



	
	(2) Die Prüfintervalle werden im Regelfall auf 8 Jahre festgelegt.
	
	
	Überführt in KTA 3201.4.

	
	(3) Im Anschluss an die wiederkehrende Druckprüfung ist eine zerstörungsfreie wiederkehrende Prüfung, z.B. mit Ultraschall, am Reaktordruckbehälter und an den im Hinblick auf die Beanspruchung repräsentativen Stellen der anderen Komponenten der Druckführenden Umschließung durchzuführen.
	I-2, 
2.5.2(3)
	Im Anschluss an die wiederkehrende Druckprüfung ist eine sind zerstörungsfreie wiederkehrende Prüfungen, z.B. mit Ultraschall, an repräsentativen Stellen des am Reaktordruckbehälters und an den im Hinblick auf die Beanspruchung repräsentativen Stellen der anderenr Komponenten der Druckführenden Umschließung durchzuführen.
	Präzisierung, dahingehend dass „repräsentative Stellen“ sowohl am RDB als auch anderen Komponenten zu prüfen sind. „Repräsen​tative Stellen“ sind nach Definition in KTA 3201.4 auch im Hinblick auf die Beanspruchung auszuwählen. 

	4.1.4.4
	Zerstörungsfreie wiederkehrende Prüfungen am Reaktordruckbehälter
	-
	-
	I-2 stellt allgemeine Anforderung an Prüfung der DfU und Äußere Systeme. Diese war in den RSK LL nicht beschrieben, sondern nur spezielle Anforderungen an Prüftechnik für Prüfungen am RDB. Letztere wurden nicht übernommen, da sie nicht dem Detaillierungsgrad von Leitlinien entsprechen. I-2 behandelt den RDB als Teil der DfU, da hier grundsätzlich dieselben Kriterien gelten. 

	4.1.4.4.1
	Prüftechnik
	-
	-
	

	
	(1) Beim gegenwärtigen Stand der Prüftechnik sind die Verfahrensweisen der Ultraschallprüfung anzuwenden.
	I-2,
2.5.3(1)
	Die zerstörungsfreien wiederkehrenden Prüfungen sind hinsichtlich möglicher Schädigungsmechanismen in repräsentativer Art und Weise mit qualifizierten Verfahren durchzuführen, wobei alle Arten von Schweißverbindungen und Grundwerkstoff-Bereiche mit einzubeziehen sind. Die Auswahl der Prüfverfahren und -techniken ist unter Berücksichtigung des technischen Fortschritts und des Prüfziels vorzunehmen. Die festgelegten Prüfintervalle sollen sich an der allgemeinen technischen Erfahrung orientieren und die Betriebserfahrung berücksichtigen. 
	I-2 stellt allgemeine Anforderung an die Verfahren. Spezielle Anforderungen nach konkreten Prüftechniken gehen über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus und werden in KTA 3201.4 angesprochen.

Der Hinweis auf den technischen Fortschritt soll verhindern, dass veraltete Technik (z.B. die der Basisprüfung) beibehalten wird.

	
	(2) Der Einsatz anderer Prüfverfahren (z.B. mittels Wirbelstrom, magnetischem Streufluss, Potentialsonde, Eindringflüssigkeiten) kann als zusätzliche Maßnahme an einzelnen Stellen notwendig werden, wenn aufgrund weiterer Erfahrungen hier mit dem Auftreten von sicherheitstechnisch bedeutsamen Oberflächenrissen zu rechnen ist. Andere Prüfverfahren sind anzuwenden, wenn sich herausstellt, dass die Ultraschallprüfung die zu suchenden Fehler nicht sicher genug zu finden vermag.
	
	
	Der Auswahl der jeweils geeigneten Prüfverfahren ist keine übergeordnete Anforderung und ändert sich mit dem technischen Fortschritt.Sie wurde daher nicht übernommen.

	
	(3) Die Prüftechniken und Einschallrichtungen müssen so gewählt sein, dass Risse und sonstige Trennungen mit den möglichen Orientierungen angezeigt werden können. Als solche Fehlerorientierungen gelten:

1. die senkrecht zu den Hauptspannungsrichtungen verlaufenden Flächen

2. die Schmelzflächen an Schweißnähten

3. die zur Richtung von Schweißnähten senkrechten Ebenen (Querfehlerprüfungen).

Zur Prüfung auf nicht oberflächennahe Fehler in der Behälterwand sind in der Regel Tandem- und Einzelkopftechnik zu kombinieren. 
	I-2,
2.5.3(2)
	Prüfverfahren und -techniken sind so auszuwählen, dass betriebsbedingte Fehler (z. B. infolge Ermüdung, Korrosion) mit ihren möglichen Orientierungen erfasst und dokumentiert werden können. Aus der Herstellung dokumentierte und belassene Anzeigen sind zu erfassen und, soweit erforderlich, zu verfolgen.
	Die Anforderung wurde verallgemeinert. „Mögliche Orientierungen“ ist in jedem Fall abdeckend für die genannten Fehlerorientierungen, die nur als Beispiele zu verstehen sind. Ansonsten wurde der Text bis einschließlich 3. in KTA 3201.4, Ziffer 4.1.1 (1) übernommen. 

Der letzte Satz ist ein Hinweis auf geeignete Prüftechniken und damit abhängig vom Stand der Technik. Er ist durch die verallgemeinerte Formulierung in I-2, 2.5.3 (1) abgedeckt (siehe oben unter (1)).



	
	(4) Die Empfindlichkeitseinstellung der Ultraschallprüfung ist abhängig von der jeweils angewandten Prüftechnik. Für einige wichtige Techniken gelten die folgenden Festlegungen:

1. Bei einer Technik, die darauf beruht, dass der Schallstrahl senkrecht auf die Rissfläche in der erwarteten Orientierung trifft, oder bei einer auf dieser Orientierung ausgerichteten Tandemtechnik muss die Registriergrenze höchstens gleich der Echohöhe eines Kreisscheibenreflektors von 10 mm Durchmesser mit den in (3) Ziffer 1, 2, 3 angegebenen Orientierungen sein. Diese Bedingung muss an jeder Stelle des angewendeten Schallbündelquerschnittes erfüllt sein. Durch Versuche ist nachzuweisen, dass die üblicherweise auftretenden Orientierungsschwankungen von Fehlerflächen durch diese Bedingung erfasst werden.

2. Wenn bei einer Einkopftechnik mit einem Einzelschwinger nur diffuse Streustrahlung von Rissflächen zur Anzeige ausgenutzt wird, d.h. die im Glanzwinkel zur Rissorientierung abgestrahlte Schallintensität gelangt nicht zum Prüfkopf, muss ein Kreisscheibenreflektor von 3 mm Durchmesser mit einer Orientierung senkrecht zum Schallstrahl als Registriergrenze angesetzt werden. Auch diese Bedingung muss an jeder Stelle des angewendeten Schallbündelquerschnittes erfüllt sein.
	
	
	Hier handelt es sich nicht um sicherheitstechnische Kriterien, sondern um Festlegungen von Prüfparametern, die nicht übernommen wurden. Diese sind Teil der Qualifizierung des Verfahrens. Das übergeordnete Kriterium nach „qualifizierten Verfahren“ ist in I-2, 2.5.3 (1) enthalten (siehe oben unter (1)).

Die Anforderungen an die Prüfverfahren werden heute in KTA 3201.4, Ziffer 4 beschrieben.

	
	(5) Für andere Ultraschalltechniken, z.B. Streuanzeigeverfahren, Einkopftechnik mit getrenntem Sender- und Empfängerschwinger (SE Kopf), sind die erforderlichen Empfindlichkeiten durch Versuche zu bestimmen. 
	
	
	Gehört zur Qualifizierung der Verfahren. Die übergeordnete Forderung nach „qualifizierten Verfahren“ ist in I-2, 2.5.3 (1) enthalten (siehe oben unter (1)). Die Anforderungen an die Prüfverfahren werden heute in KTA 3201.4, Ziffer 4 beschrieben.

	
	(6) Die durch Ankopplung, Schwächung und Streuung bedingten Schwankungen der Schallintensitäten sind grundsätzlich mittels Durchschallung in den zur Prüfung angewendeten Richtungen zu kontrollieren. Ist diese Kontrolle nicht durchführbar, ist durch andere Verfahren, z.B. Messung der Rückstreuung und Erfassung von formbedingten Rückechos, zumindest eine Ankopplungskontrolle vorzunehmen.
	
	
	Diese technischen Details der Prüfungen sind keine übergeordneten Anforderungen und teilweise nicht mehr Stand der Technik. Die aktuellen Anforderungen finden sich in KTA 3201.4, Ziffer 4. 

	
	(7) Die Ergebnisse der in (6) geforderten Kontrollen sind aufzuzeichnen und bei der Empfindlichkeitskalibrierung und Auswertung zu berücksichtigen.
	
	
	Diese technischen Details der Prüfungen sind keine übergeordneten Anforderungen und teilweise nicht mehr Stand der Technik. Die aktuellen Anforderungen finden sich in KTA 3201.4, Ziffer 4.

	4.1.4.4.2
	Anforderungen an den Prüfumfang
	-
	-
	

	
	(1) Grundsätzlich ist für die gesamte innere und äußere Oberfläche der Reaktordruckbehälterwand die Möglichkeit zu einer Besichtigung zu schaffen. Optische Hilfsmittel, z.B. Fernsehkamera, können hierbei eingesetzt werden.
	
	
	I-2, 2.5.3 (1) und (2) beschreiben das Ziel und den Umfang der Prüfungen für die gesamte DfU, siehe unter 4.1.4.5. Diese decken auch die Prüfungen am RDB in allgemeiner Form mit ab. Im Detail ist der Prüfumfang für den RDB in KTA 3201.4, Ziffer 5.2 geregelt.

	
	(2) Für solche Stellen der Reaktordruckbehälterwand, an denen eine Besichtigung der Oberfläche wegen unvermeidbarer, konstruktionsbedingter Behinderungen nicht durchführbar ist, muss dargelegt werden, in welcher Weise etwaige Mängel, wie z.B. klaffende Risse, Abzehrungen, Ablösungen von Anschweißbauteilen, durch andere Prüfverfahren sicher erkannt werden können.
	
	
	Siehe oben unter 4.1.4.4.2

	
	(3) Für die Außeninspektion ist ein ausreichender Spalt zwischen Reaktordruckbehälter und biologischer Abschirmung mit den notwendigen Vorrichtungen erforderlich.
	
	
	Siehe oben unter 4.1.4.4.2

	
	(4) Am Reaktordruckbehälter, insbesondere an den Schweißnähten, müssen nach der Inbetriebnahme Ultraschallprüfungen über das gesamte Volumen der Wand mit ausreichender Fehlererkennbarkeit von innen und ergänzend von außen (oder von außen und ergänzend von innen) durchführbar sein.
	
	
	Siehe oben unter 4.1.4.4.2

	
	(5) Die Konstruktion des Reaktordruckbehälters, seine Oberflächen, sein Werkstoffzustand, einschließlich des Zustands der Schweißplattierungen, und die Prüfeinrichtungen müssen so beschaffen sein, dass das gesamte Volumen der Reaktordruckbehälterwand einwandfrei geprüft werden kann, soweit sich dies nur ermöglichen lässt. Die Einschränkungen der Prüfmöglichkeiten müssen auf die nachfolgend genannten Fälle unter den dort genannten

Bedingungen begrenzt bleiben: 

1. In Volumenzonen der Flansche, die weder von der Innenoberfläche noch von der Außenoberfläche aus wegen der Abschattung durch Kühlmittelstutzenöffnungen oder Schraubenbolzenbohrungen mit einem Ultraschallstrahl in einer geeigneten Richtung erreicht werden können, darf auf eine Prüfmöglichkeit nur dann verzichtet werden, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

- Für alle oberflächennahen Zonen innen und außen sind Prüfmöglichkeiten vorhanden. Die zu prüfende Schichtdicke beträgt mindestens 35 mm. Eine Prüfung auf Oberflächenrisse ist durchführbar.

- Für die unprüfbaren Volumenzonen innerhalb der Wand ist nachzuweisen, dass die Beanspruchungen klein sind. Sofern sich hier Schweißnähte befinden, ist zu zeigen, dass die unprüfbaren Bereiche klein sind gegenüber den kritischen Rissgrößen.

2. Sind einzelne Stege in Bohrlochfeldern bei Anwendung aller in Frage kommenden Ultraschalltechniken nicht über ihren ganzen Volumenbereich prüfbar, ist darzulegen, dass postulierte Risse in der Größe der nicht geprüften Gebiete nicht zu- Leckstellen oder Brüchen führen können, welche im Falle ihres plötzlichen Auftretens nicht von der Notkühlung und den sonstigen Maßnahmen der Reaktorsicherheitssysteme beherrscht werden. Außerdem sind die genannten Beeinträchtigungen des Prüfumfangs an den Stegen bei Festlegung der Prüffristen zu berücksichtigen (vgl. Kap. 4.1.4.4.4).
	
	
	Siehe oben unter 4.1.4.4.2

	
	(6) Die verwendete Ultraschalleinrichtung kann so beschaffen sein, dass die Prüfköpfe für einzelne Bereiche des Reaktordruckbehälters entweder nur an der Innenseite oder nur an der Außenseite angebracht sind. Hierbei muss vorausgesetzt werden, dass der gesamte Wandquerschnitt ausreichend geprüft wird. Für den Fall, dass diese Prüfkonzeption aufgrund späterer Erfahrungen revidiert werden muss, muss eine zusätzliche Prüfung von der komplementären Seite aus nachträglich ermöglicht werden können.
	
	
	Siehe oben unter 4.1.4.4.2

	
	(7) Wie in (4) und (5) dargelegt, ist die Prüfbarkeit der gesamten Reaktordruckbehälterwand gefordert. Soweit künftige Erfahrungen keine Ausweitung des Prüfumfangs notwendig werden lassen, können die im Wiederholungsfall zu prüfenden Bereiche auf die folgenden Reaktordruckbehälterteile begrenzt bleiben:

1. alle Stumpf-, Stutzen- und Anschweißnähte, einschließlich einer benachbarten Grundwerkstoffzone, deren Breite für Stumpf- und Stutzennähte mindestens 50 mm bei Unterpulverund Lichtbogenhandschweißung und 100 mm bei Elektroschlackeschweißung, und deren Breite und Tiefe bei Anschweißnähten mindestens 25 mm beträgt. Die Prüfung erfolgt auf längs und quer zur Nahtrichtung verlaufende Fehler.

2. Stege zwischen den Bohrungen für die Durchführung der Steuerstabstutzen und Messstutzen.

3. Innenkanten der Kühlmittelstutzen über ihren gesamten Umfang.

4. Schraubenbolzen und Muttern der Flanschverbindung zwischen Deckel und Unterteil.
	
	
	Siehe oben unter 4.1.4.4.2

	
	(8) Vor der Inbetriebnahme sind von allen nach (5) als prüfbar anzusehenden Bereichen der Reaktordruckbehälterwand Basismessungen durchzuführen und in einem Messwertatlas (Nullatlas), der bei den wiederkehrenden Prüfungen zum Vergleich heranzuziehen ist, so zu dokumentieren, dass bei den wiederkehrenden Prüfungen ein Vergleich möglich ist.
	
	
	Siehe oben unter 4.1.4.4.2

	4.1.4.4.3
	Zulässige Fehler

(Festlegung wird noch erarbeitet)
	-
	
	

	4.1.4.4.4
	Prüfintervalle
	
	
	

	
	 (1) Die zerstörungsfreien wiederkehrenden Prüfungen sind in Prüfzyklen von vier Jahren durchzuführen.
	
	
	Überführt in KTA 3201.4, Ziffer 5.3 und 
Tabelle 5-1.

	
	(2) Bei Prüftechniken mit verhältnismäßig geringer Empfindlichkeit sind kürzere Fristen festzulegen.
	
	
	Nach dem heutigen Stand der Technik stehen in den meisten Fällen ausreichend empfindliche Techniken zur Verfügung. Die Forderung wurde fallen gelassen.

	4.1.4.5
	Zerstörungsfreie wiederkehrende Prüfungen an sonstigen Komponenten und Systemen der Druckführenden Umschließung 
	
	
	

	
	An den sonstigen Komponenten der Druckführenden Umschließung sind zerstörungsfreie wiederkehrende Prüfungen erforderlich. Prüfumfang und Art der Prüfungen an den Komponenten sind, entsprechend der sicherheitstechnischen Bedeutung, mit dem Gutachter festzulegen.
	I-2, 2.5.3(1)








I-2, 2.5.3(2)
	Die zerstörungsfreien wiederkehrenden Prüfungen sind hinsichtlich möglicher Schädigungsmechanismen in repräsentativer Art und Weise mit qualifizierten Verfahren durchzuführen, wobei alle Arten von Schweißverbindungen und Grundwerkstoff-Bereiche mit einzubeziehen sind. Die Auswahl der Prüfverfahren und -techniken ist unter Berücksichtigung des technischen Fortschritts und des Prüfziels vorzunehmen. Die festgelegten Prüfintervalle sollen sich an der allgemeinen technischen Erfahrung orientieren und die Betriebserfahrung berücksichtigen. 

Prüfverfahren und -techniken sind so auszuwählen, dass betriebsbedingte Fehler (z. B. infolge Ermüdung, Korrosion) mit ihren möglichen Orientierungen erfasst und dokumentiert werden können. Aus der Herstellung dokumentierte und belassene Anzeigen sind zu erfassen und, soweit erforderlich, zu verfolgen.
	Überführt in I-2, 2.5.3 (1) und (2). Diese beschreiben das Ziel und den Umfang der Prüfungen. Anforderungen an Prozeduren wurden nicht übernommen.

	4.2
	Äußere Systeme
	-
	-
	

	4.2.1
	Geltungsbereich
	-
	-
	

	
	(1) In den Geltungsbereich fallen die druckführenden Wandungen der Rohrleitungen, Formstücke, Armaturen, Druckbehälter und Pumpen mit sicherheitstechnischer Bedeutung 2). Für die Zuordnung von Systemen und Komponenten zu den Äußeren Systemen im Sinne dieser Leitlinien werden die folgenden Kriterien genannt:

1. Das Anlagenteil ist bei der Beherrschung von Störfällen notwendig hinsichtlich Abschaltung, Aufrechterhaltung langfristiger Unterkritikalität und Nachwärmeabfuhr.

2. Bei Versagen des Anlagenteils werden große Energien freigesetzt und die Versagensfolgen sind nicht durch bauliche Maßnahmen, räumliche Trennung oder sonstige Sicherheitsmaßnahmen auf ein im Hinblick auf die nukleare Sicherheit vertretbares Maß begrenzt.

3. Das Versagen des Anlagenteils kann unmittelbar oder in einer Kette von anzunehmenden Folgeereignissen zu einem Störfall (gemäß BMI Leitlinien für die Auslegung von Kernkraftwerken gegen Störfälle 3) im Sinne des § 28 Abs. 3 StrlSchV führen.

2) Auflistung der in den Geltungsbereich der Äußeren Systeme fallenden Systeme und Komponenten, RSK

3) Leitlinien für die Auslegung von Kernkraftwerken gegen Störfälle (§ 28 Abs. 3 StrlSchV), BMI
	I-2,
2.1 (1)




SiAnf, Anhang 1 
(Begriffe)


























	Die folgenden Anforderungen sind anzuwenden auf die drucktragenden Wandungen von Komponenten aus metallischen Werkstoffen der Druckführenden Umschließung des Reaktorkühlmittels und der Äußeren Systeme von Leichtwasserreaktoren.

Äußere Systeme: Nicht zur Druckführenden Umschließung des Reaktorkühlmittels gehörende druck- und aktivitätsführende Systeme und Komponenten von Leichtwasserreaktoren, die eine sicherheitstechnische Bedeutung besitzen. Diese ist gegeben, wenn eines der nachfolgenden Kriterien erfüllt ist:

a)
Das Anlagenteil ist bei der Beherrschung von Störfällen Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a notwendig hinsichtlich Abschaltung, Aufrechterhaltung langfristiger Unterkritikalität und hinsichtlich unmittelbarer Nachwärmeabfuhr. 

b)
Bei Versagen des Anlagenteils werden große Energien freigesetzt und die Versagensfolgen sind nicht durch bauliche Maßnahmen, räumliche Trennung oder sonstige Sicherheitsmaßnahmen auf ein im Hinblick auf die nukleare Sicherheit vertretbares Maß begrenzt. Funktionen von sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen sind nicht vor Einwirkungen eines unterstellten Versagens dieser Anlagenteile geschützt. 

c)
Das Versagen des Anlagenteils kann unmittelbar oder in einer Kette von anzunehmenden Folgeereignissen zu einem Störfall (gemäß BMI Leitlinien für die Auslegung von Kernkraftwerken gegen Störfälle 3) im Sinne des § 28 Abs. 3 StrlSchV  Ereignis der Sicherheitsebene 3 oder darüber hinaus führen.
	Die übergeordneten Anforderungen in den SiAnf und den Interpretationen I-2 sind für DfU und Äußere Systeme weitgehend gleich, da beide nach den Grundsätzen der Basissicherheit ausgelegt und gefertig werden. Daher werden sie in einem Kapitel zusammen behandelt. Auf gesonderte Anforderungen wird in den SiAnf und I-2 jeweils entsprechend explizit hingewiesen.

Die Definition der Äußeren Systeme wurde in Anhang 1 (Begriffsbestimmungen) überführt.

Ein Textvergleich mit Durch- und Unterstreichungen wurde nur für die 3 Kriterien vorgenommen.

In den SiAnf wurden die Kriterien inhaltlich an KTA 3211.2 angelehnt, etwas vereinfacht und an die Systematik der Sicherheitsebenen angepasst. Die dort genannten Kriterien stammen weitgehend aus RSK LL 4.2.1 (1), sind jedoch in KTA 3211 weiter präzisiert worden. Eine wesentliche Abweichung ergibt sich für Kriterium a) durch den Zusatz „unmittelbar“.



	
	(2) Anlagenteile, die Hilfsfunktionen für diese Systeme ausführen, insbesondere Systeme und Komponenten kleiner Nennweite fallen nicht in den Geltungsbereich der Äußeren Systeme. Für die Sekundärmäntel der Dampferzeuger gelten die Regelungen nach Kapitel 4.1.
	I-2,
2.1 (4)
	Die nachfolgenden Anforderungen gelten nicht für Komponenten kleiner oder gleich Nennweite 50. Für solche Komponenten kleiner Nennweiten sind die Anforderungen gemäß Abschnitt 4.
	Die Abgrenzung gegenüber den Hilfssystemen wurde nicht übernommen.

Die generellen Anforderungen an kleine Rohrleitungen wurden in einem eigenständigen Kapitel der I-2 detaillierter ausgeführt.

Bei dem Detaillierungsgrad der SiAnf entfällt die Sonderregelung für den Sekundärmantel des Dampferzeugers. Sie ist im Anwendungsbereich der Regeln der Reihe KTA 3201 und 3211 übernommen worden.

	4.2.2
	Anforderungen an Konstruktion, Auslegung, Werkstoffe, Herstellung, Prüfbarkeit

Die geforderte inhärent hohe Sicherheit der Komponenten und Systeme der Äußeren Systeme ist auf der Grundlage der Rahmenspezifikation "Basissicherheit von druckführenden Komponenten" 4) sicherzustellen.

Die Grundzüge der Anforderungen sind nachfolgend in (1) bis (5) und in Abschnitt 4.2.3 und 4.2.4 festgelegt.

4) 
Rahmenspezifikation "Basissicherheit von druckführenden Komponenten", RSK
	SiAnf, 
3.4 (3)
	Für die Druckführende Umschließung und die drucktragenden Wandungen von Komponenten der Äußeren Systeme mit Nennweiten größer DN 50 muss die Basissicherheit durch die Einhaltung nachfolgender Anforderungen unter Berücksichtigung des Betriebsmediums sichergestellt werden:


	Die Basissicherheit in den RSK LL wurde durch die Grundsätze des Konzepts zur Erhaltung der Integrität ergänzt (siehe unten). Sie gilt gleichermaßen für DfU und Äußere Systeme, die in den SiAnf und I-2 jeweils gemeinsam in einem Kapitel behandelt werden.



	
	(1) Die Konstruktion der Komponenten der Äußeren Systeme muss insgesamt optimiert sein hinsichtlich

- Funktion

- Beanspruchung

- Werkstoff

- Herstellung (Prüfung und Fertigung)

- Wartung

- wiederkehrender Prüfungen.
	
	Einsatz hochwertiger Werkstoffe, insbesondere hinsichtlich Zähigkeit und Korrosionsbeständigkeit,

- konservative Begrenzung der Spannungen,

- Vermeidung von Spannungsspitzen durch optimierte Konstruktion und

- Gewährleistung der Anwendung optimierter Herstellungs- und Prüftechnologien.

Dazu gehören die Kenntnis und Beurteilung gegebenenfalls vorliegender Fehlerzustände.

Hinweis: Bei Realisierung dieser Anforderungen (Basissicherheit) ist ein katastrophales, aufgrund herstellungsbedingter Mängel eintretendes Versagen dieser Anlagenteile nicht zu unterstellen.
Zur Sicherstellung und Bewertung der erforderlichen Qualität dieser Komponenten im Betrieb ist ein Konzept zur Erhaltung der Integrität aufzustellen. Dazu sind zusätzlich Maßnahmen und Einrichtungen zur Überwachung der Ursachen und Folgen von Schädigungsmechanismen, insbesondere von Leckagen während des Betriebes, festzulegen und zu installieren.
	

	
	(2) Die Auslegung der Komponenten der Äußeren Systeme muss alle während des bestimmungsgemäßen Betriebs und bei Störfällen maximal auftretenden Belastungen mit den zu erwartenden Häufigkeiten berücksichtigen. Auslegungsüberdruck und -temperatur sind so festzulegen, dass die maximalen Drücke und Temperaturen im jeweiligen Systemabschnitt (z.B. Ansprechen der Sicherheitsventile) abgedeckt werden.
	I-2, 3.3.1(1)
	Die Integritätsnachweise als Bestandteil der Auslegung sind so zu führen, dass für alle Einwirkungen, die aus dem bestimmungsgemäßen Betrieb (Sicherheitsebenen 1 und 2), Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen oder Notstandsfällen resultieren, über die gesamte vorgesehene Betriebsdauer die erforderlichen Sicherheitsabstände gegenüber dem Auftreten anzunehmender Versagensarten ausgewiesen werden. Die von den mechanischen und thermischen Einwirkungen in den Komponenten hervorgerufenen Beanspruchungen sind so zu begrenzen, dass für die jeweiligen Sicherheitsebenen gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ Nummer 3.1 (2) a) ein Sicherheitsabstand gegenüber dem Auftreten anzunehmender Versagensarten gegeben ist. Mögliche alterungsbedingte Schädigungsmechanismen und Veränderungen der Werkstoffeigenschaften durch Einwirkungen wie z. B. Temperatur und Bestrahlung, die während des Betriebs auftreten können, sind mit einzubeziehen. Bestehen zu Schädigungsmechanismen Unsicherheiten im Kenntnisstand, sind diese durch entsprechende Sicherheitszuschläge oder eine konservative Nachweisführung zu berücksichtigen.
	Überführt in I-2, 3.3.1 (1), verallgemeinert und angepasst auf Sicherheitsebenen mit Ergänzungen zu Schädigungsmechanismen und Veränderungen der Werkstoffeigenschaften. 



	
	(3) Die aus der Summe der gleichzeitig wirkenden primären Membranspannungen nach der Schubspannungshypothese berechnete Vergleichsspannung ist auf 1/3 Zugfestigkeit zu begrenzen. Durch Spannungs- und Ermüdungsanalysen ist nachzuweisen, dass bei den auftretenden Lastfällen die vorgegebenen zulässigen Spannungen für alle Spannungskategorien (Primär- und Sekundärspannungen) eingehalten werden.
	
	
	Diese Anforderungen gehen über den Detaillierungsgrad der Leitlinie hinaus, die auf Sicherheitsebenen aufbaut. 

Die zulässigen Spannungen sind in KTA 3211.2 in Abhängigkeit von Werkstofftyp und Prüfgruppe angegeben, siehe dort insbesondere Ziffern 6 und 7.

	
	(4) Bei Bauteilen mit vorwiegend ruhender Betriebsbeanspruchung sowie mit geringer thermisch induzierter Wechselbeanspruchung kann alternativ die Spannungsanalyse auf den Nachweis der Primärspannungen begrenzt bleiben. In diesem Fall darf die aus der Summe der gleichzeitig wirkenden primären Membranspannungen nach der Schubspannungshypothese berechnete Vergleichsspannung ¼ Zugfestigkeit nicht überschreiten. Hierbei wird auch vorausgesetzt, dass optimale Konstruktionsmerkmale vorliegen
	
	
	Dieser Wickel stellt keine Anforderung dar, sondern beschreibt die Voraussetzungen für einen vereinfachten Nachweis und wurde deshalb nicht übernommen.

	
	(5) Für alle Komponenten der Äußeren Systeme sind nur solche Werkstoffe zu verwenden, für die eine auf den Hersteller, die Erzeugnisform und das Herstellungsverfahren bezogene Begutachtung stattgefunden hat. Sinngemäßes gilt für Schweißzusatzwerkstoffe und Schweißhilfsstoffe.
	SiAnf, 
3.1 (2)


	Auf Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie die Maßnahmen und Einrichtungen, die für Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen erforderlich sind, sind bezüglich aller Betriebsphasen sicherheitsfördernde Auslegungs-, Fertigungs- und Betriebsgrundsätze anzuwenden (siehe auch Nummer 2.1 (13)), wie insbesondere:

a)
… 

b)
…

c) Verwendung qualifizierter Werkstoffe, Fertigungs- und Prüfverfahren sowie betriebsbewährter oder ausreichend geprüfter Einrichtungen;
…
	Inhaltlich in SiAnf, 3.1 (2) überführt. Anforderungen an Prozeduren wurden nicht übernommen.

	
	
	
	
	Überführt in M4, Nummer 3.4.1 (2). 

	
	(6) Es sind grundsätzlich solche Werkstoffe einschließlich Schweißzusatzwerkstoffe zu verwenden, die aufgrund ihrer chemischen Zusammensetzung, Homogenität, Zähigkeit, Verarbeitungssicherheit und Prüfbarkeit zusammen mit den Anforderungen an Konstruktion und Auslegung ein spontanes, bzw. katastrophales Versagen der Komponenten der Äußeren Systeme ausschließen lassen. Hierzu ist u.a. grundsätzlich erforderlich, dass bei den drucktragenden Schalen der Komponenten der Äußeren Systeme aus ferritischen Werkstoffen die Kerbschlagarbeit bei der Temperatur TNDT + 33 K bzw. RTNDT + 33 K bei mindestens 68 Joule liegt. Dabei wird davon ausgegangen, dass durch dieses Zähigkeitskonzept alle beanspruchungsmäßig relevanten Betriebszustände abgedeckt sind. Die Kerbschlagarbeit ist an ISO-V Querproben zu ermitteln.
	I-2,
2.3.2(1)














I-2, 2.3.2(2)
	Durch die Werkstoffauswahl und sachgerechte Formgebung, Schweißung und Wärmebehandlung ist für die Komponenten sicherzustellen, dass ein ausreichend fester und zäher Werkstoffzustand derart erreicht wird und während der vorgesehenen Betriebsdauer der Anlage erhalten bleibt, so dass die im bestimmungsgemäßen Betrieb (Sicherheitsebenen 1 und 2) und bei Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen oder Notstandsfällen auftretenden Belastungen sicher abgetragen werden können.

Zum Nachweis der spezifizierten Festigkeit und Zähigkeit ist für alle Werkstoffe die spezifikationsgemäße Fertigung durch Zeugnisse zu belegen. Ferritische Stähle müssen ein ausreichend hohes Niveau der Zähigkeit im Bereich der Hochlage aufweisen.

Bei Komponenten der Druckführenden Umschließung muss bei Belastungen aus stationären Betriebszuständen der Sicherheitsebenen 1 und 2 die niedrigste Beanspruchungstemperatur so weit oberhalb der Sprödbruch-Übergangs- temperatur liegen, dass eine definierte Mindest-Zähigkeit sichergestellt ist. Dies gilt für Grundwerkstoff, Schweißgut und Wärmeeinflusszone.

Komponenten der Äußeren Systeme müssen eine dem Auslegungskonzept genügende Werkstoffzähigkeit sowie ein ausgeprägtes Verfestigungsverhalten besitzen.
	Die übergeordnete Anforderung der Basissicherheit steht in SiAnf, 3.4 (3) (siehe oben unter RSK LL 4.2.2). 

Die Anforderungen an die Zähigkeit wurden verallgemeinert in I-2, 2.3.2 (1) und (2) überführt.

Die zahlenmäßigen Angaben zur notwendigen Zähigkeit stehen in KTA 3201.2.

	
	(7) Die Äußeren Systeme müssen mit ausreichender Fehlererkennbarkeit prüfbar sein.
	I-2, 
2.3.3(1)
	Für alle drucktragenden Teile der Komponenten sind ausreichende Möglichkeiten für Inspektionen und wiederkehrende Prüfungen vorzusehen.
	Überführt in allgemeine Anforderung für DfU und Äußere Systeme.

	4.2.3
	Herstellung
	-
	-
	

	
	(1) Für die Herstellung der Komponenten der Äußeren Systeme sind nur qualifizierte Hersteller zuzulassen, die herstellerseitig über eine zuverlässige Qualitätssicherung verfügen. Die Einhaltung der Anforderungen an die Qualitätssicherung des Komponenten- bzw. Halbzeugherstellers ist zu gewährleisten.
	I-2,
2.4.1(1)



I-2,
2.4.1(2)


	Die zur Sicherstellung der Integrität einzuhaltenden Qualitätsmerkmale sind festzugelegen und bei der Planung des Fertigungsablaufs zu berücksichtigen.

Der Fertigungsablauf ist so zu überwachen und zu dokumentieren, dass Abweichungen von den vorgegebenen Qualitätsmerkmalen erkannt werden und eine Rückverfolgbarkeit der Abweichungen hinsichtlich deren Ursache möglich ist. Zusätzlich vorgenommene Maßnahmen zur Erreichung der Qualitätsmerkmale sind zu dokumentieren.
	Die übergeordnete Anforderung an die Qualifizierung steht in SiAnf, 3.1 (2), siehe oben unter RSK LL 4.2.2 (5).



	
	(2) Vor Beginn der Fertigung sind vom Komponentenhersteller Fertigungs- und Prüfunterlagen zu erstellen, die vom Reaktoranlagenlieferer zu bestätigen und vom Gutachter im Rahmen ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung in ausreichendem Umfang überprüft sein müssen. Betreiber, Reaktoranlagenlieferer und Komponentenhersteller haben in geeigneter Weise dafür Sorge zu tragen, dass die in den Fertigungs- und Prüfunterlagen enthaltenen Anforderungen erfüllt werden und deren Einhaltung dokumentiert wird. Der Gutachter soll sich von Beginn an in angemessenen Zeitabständen vom geforderten Fertigungsstandard überzeugen.
	
	
	Anforderungen an Prozeduren wurden nicht übernommen. Inhaltliche Anforderungen siehe oben.

	
	(3) Die bei der Werkstoffbegutachtung festgelegten mechanisch- technologischen Eigenschaften sind dem Gutachter im Rahmen der begleitenden Kontrolle für Grundwerkstoff, Schweißgut und Wärmeeinflusszone nachzuweisen.
	I-2,
2.4.2(1)
	Durch Prüfungen an Erzeugnisformen ist nachzuweisen, dass die über die Wanddicke spezifizierten Eigenschaften der chemischen Zusammensetzung, der Zähigkeit, Festigkeit, des Gefüges und der Korrosionsbeständigkeit vorliegen. Zu erfassen sind dabei:

a) repräsentativ die verschiedenen Verformungsrichtungen an mehreren Probenahmestellen sowie

b) alle während des Fertigungsprozesses stattfindenden Umform- und Wärmebehandlungen.
	Die technischen Anforderungen wurden präzisiert. Anforderungen an Prozeduren wurden nicht übernommen.


	
	(4) Erweiterte zerstörende und zerstörungsfreie Prüfungen der Wärmeeinflusszone auf Versprödung und/oder Rissbildung sind dann durchzuführen, wenn dies aufgrund von Erkenntnissen über die verwendeten Werkstoffe oder sonstiger Prüfergebnisse begründet ist.
	I-2, 2.4.2(2)
	Zur Qualifizierung der Schweißverfahren und zum Nachweis der Güteeigenschaften von Bauteilschweißungen sind Verfahrens- und Arbeitsprüfungen durchzuführen. Es ist zulässig, die Durchführung von Arbeitsprüfungen mit Verfahrensprüfungen zu kombinieren.
	Besonderheiten und Ausnahmen wurden nicht übernommen. Dieser Fall ist durch die 2.4.2(1) und (2) mit abgedeckt. Details sind in KTA 3211.3, Ziffern 8 und 11 beschrieben.

	
	(5) Nach Fertigstellung der Komponenten ist grundsätzlich eine Wasserdruckprüfung mit 1,3-fachem Auslegungsdruck vorzunehmen. Im Anschluss daran sind zerstörungsfreie Prüfungen an solchen Schweißnähten durchzuführen, die im Hinblick auf Beanspruchung, Fertigungsverfahren und Werkstoff hinreichend repräsentativ sind.
	I-2,
2.4.3(3)
	Alle Komponenten sind zum Abschluss der Herstellung einer Druckprüfung mit einem definierten Prüfdruck oberhalb des Auslegungsdrucks zu unterziehen (Erstdruckprüfung). Nach der Druckprüfung sind zerstörungsfreie Prüfungen in repräsentativem Umfang durchzuführen.
	Die gurndlegende Forderung nach einer Erstdruckprüfung wurde übernommen. Der Prüfdruck, die weiteren Randbedingungen der Prüfung sowie die anschließenden zerstörungsfreien Prüfungen werden in KTA 3211.3, Ziffer 9.3 festgelegt.

	4.2.4
	Betrieb
	-
	-
	

	
	(1) An den Druckbehältern der Äußeren Systeme sind unter Hinzuziehung des Sachverständigen wiederkehrende innere Prüfungen, erforderlichenfalls ergänzt durch zerstörungsfreie Prüfungen, im Zyklus von vier Jahren vorzunehmen. Alle acht Jahre sind an diesen Druckbehältern Wasserdruckprüfungen vorzunehmen, es sei denn, dass im Einzelfall eine andere Regelung getroffen wird.
	I-2,
2.5.3(1)
	Die zerstörungsfreien wiederkehrenden Prüfungen sind hinsichtlich möglicher Schädigungsmechanismen in repräsentativer Art und Weise mit qualifizierten Verfahren durchzuführen, wobei alle Arten von Schweißverbindungen und Grundwerkstoff-Bereiche mit einzubeziehen sind. Die Auswahl der Prüfverfahren und -techniken ist unter Berücksichtigung des technischen Fortschritts und des Prüfziels vorzunehmen. Die festgelegten Prüfintervalle sollen sich an der allgemeinen technischen Erfahrung orientieren und die Betriebserfahrung berücksichtigen.
	„Innere Prüfungen“ werden heute als „visuelle Prüfungen“ (VT) ebenfalls unter „zerstörungsfreien Prüfungen“ subsummiert. Verfahrensfragen wurden nicht übernommen. 

Die Prüfzyklen sind in KTA 3211.4 geregelt.

Zur Druckprüfung siehe unten unter RSK LL, 4.2.4 (4).

	
	(2) An den übrigen, nicht unter (1) genannten Komponenten der Äußeren Systeme sind an höher beanspruchten Stellen wiederkehrende Prüfungen durchzuführen.
	I-2,
2.5.1(5)
	Das Prüfkonzept muss eine repräsentative Auswahl der Prüfstellen für wiederkehrende Prüfungen sicherstellen. Hierzu sind neben einer Anzahl zufällig ausgewählter Prüforte insbesondere Komponenten oder Bereiche von Komponenten, für die aus Analysen oder aus der Betriebserfahrung führende Beanspruchungen erwartet werden können, sowie Bereiche mit Auffälligkeiten aus der Fertigung in angemessener Weise einzubeziehen.
	Das Konzept der repräsentativen Prüfungen wird in I-2 allgemeiner beschrieben.

	
	(3) Der Plan für die wiederkehrenden zerstörungsfreien Prüfungen ist mit dem Gutachter abzustimmen.
	
	
	Verfahrensfragen wurden nicht übernommen.

	
	(4) Wiederkehrende Wasserdruckprüfungen sind mit dem Druck der Erstdruckprüfung vorzunehmen.
	I-2,
2.5.2(2)
	Wiederkehrende Druckprüfungen sollen eine mit der Druckprüfung der Errichtung vergleichbare sicherheitstechnische Aussage ermöglichen.
	In I-2 wird das Ziel der Prüfung beschrieben. Die konkreten Prüfbedingungen sind in KTA 3211.4 geregelt.

	
	(5) Wenn bei der wiederkehrenden zerstörungsfreien Prüfung andere Verfahrenstechniken angewendet werden als bei der Fertigungsprüfung, ist vor der Inbetriebnahme eine Basisprüfung mit den für die wiederkehrende zerstörungsfreie Prüfung vorgesehenen Prüftechniken notwendig. Die Aussagefähigkeit der vorgesehenen Prüfung ist dem Gutachter nachzuweisen.
	I-2,
2.5.3(2)
	Prüfverfahren und -techniken sind dabei so auszuwählen, dass betriebsbedingte Fehler (z. B. infolge Ermüdung, Korrosion) mit ihren möglichen Orientierungen erfasst und dokumentiert werden können. Aus der Herstellung dokumentierte und belassene Anzeigen sind zu erfassen und, soweit erforderlich, zu verfolgen.
	Das Ziel der Prüfung wird in I-2 deutlicher beschrieben; dabei ist ein Beibehalten der Prüftechnik nicht immer erwünscht, wenn besser geeignete Verfahren zur Verfügung stehen (siehe I-2, Nummer 2.5.3 (1), oben unter (1)).

	
	(6) Im Anschluss an die wiederkehrende Wasserdruckprüfung sind zerstörungsfreie Prüfungen an solchen Schweißnähten durchzuführen, die im Hinblick auf Beanspruchung, Fertigungsverfahren und Werkstoff hinreichend repräsentativ sind. Die Einzelheiten sind im Prüfplan festzulegen.
	I-2,
2.5.2(3)
	Im Anschluss an die wiederkehrende Druckprüfung sind zerstörungsfreie Prüfungen, z. B. mit Ultraschall, an repräsentativen Stellen des Reaktordruckbehälters und anderer Komponenten durchzuführen.
	Die Prüfungen wurden verallgemeinert auf „repräsentative Stellen“, wenn andere Stellen außer Schweißnähten wegen der hohen Beanspruchung bei der Druckprüfung ebenfalls als „repräsentativ“ einzustufen sind.

	5.
	Sicherheitsbehälter

Folgende KTA-Regeln liegen hierzu vor:

Reaktorsicherheitsbehälter aus Stahl

Teil: Werkstoffe (KTA 3401.1) Fassung 2/81

Teil: Auslegung, Konstruktion und Berechnung (KTA 3401.2) Fassung 6/80

Teil: Herstellung (KTA 3401.3) Fassung 10/79

Teil: Wiederkehrende Prüfungen (KTA 3401.4) Fassung 3/81
	
	
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich nur im „Wegweiser“ zu den 
Sicherheitsanforderungen.

	
	Grundsätzlich müssen alle unter Primärkühlmitteldruck stehenden Systeme der Reaktoranlage in einem Sicherheitsbehälter untergebracht werden. Hiervon ausgenommen sind Leitungen kleineren Querschnitts, wie z.B. Messleitungen, soweit dies technisch notwendig ist und sofern deren Bruch nur zu geringfügigen Strahlenbelastungen führen würde.
	SiAnf, 
3.6(2), 
	Einrichtungen, die radioaktive Stoffe enthalten, müssen innerhalb des Sicherheitseinschlusses untergebracht sein, soweit eine unzulässige Freisetzung radioaktiver Stoffe in die Umgebung nicht auf andere Weise verhindert werden kann.

Im Sicherheitsbehälter sind grundsätzlich die unter hohem Druck stehenden, Reaktorkühlmittel führenden Komponenten der Anlage unterzubringen. Hiervon können Abschnitte der Frischdampfleitungen und Speisewasserleitungen sowie sonstiger Leitungen ausgenommen werden, soweit dies technisch notwendig ist und sofern gewährleistet ist, dass der Bruch solcher Leitungen nicht zu unzulässiger Strahlenexposition in der Umgebung führt.
	Das allgemeine Ziel der Unterbringung im SHB wird vorangestellt.

Die Beschreibung der Systeme, die im Sicherheitsbehälter untergebracht werden sollen, wurde die SiAnf überführt mit Erweiterungen für SWR entsprechend Kriterium 8.1 der Sicherheitskriterien des BMI.

	5.1
	Auslegungsgrundlagen
	-
	-
	

	
	(1) Der Sicherheitsbehälter einschließlich aller Durchführungen und Kühleinrichtungen, soweit ihre Funktion zur Beherrschung der Störfallfolgen notwendig ist, ist so zu gestalten und auszulegen, dass er unter Einhaltung der zugrunde gelegten Leckrate den statischen, dynamischen und thermischen Belastungen (z.B. Kräften, inneren und äußeren Überdrücken und Temperaturen) standhält, die im Zusammenhang mit den gemäß Kap. 21.1 behandelten Störfällen und ihren Folgen sowie während des bestimmungsgemäßen Betriebes und bei betrieblichen Störungen auftreten können.
	I-2,
6.2.1(1) Satz 1
	Der Sicherheitsbehälter einschließlich aller seiner Durchführungen und Kühleinrichtungen, soweit ihre Funktion zur Beherrschung der Störfallfolgen notwendig ist, Absperrarmaturen und Schleusen sowie bei Siedewasserreaktoren einschließlich des Druckabbausystems zur Druckbegrenzung ist so zu gestalten und auszulegen, dass er unter Einhaltung der zugrunde gelegten Leckrate den statischen, dynamischen und thermischen Belastungen (z.B. Kräften, inneren und äußeren Überdrücken und Temperaturen) Einwirkungen aus Betriebszuständen und Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie Folgewirkungen aus standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen und Notstandsfällen standhält., die im Zusammenhang mit den gemäß Kap. 21.1 behandelten Störfällen und ihren Folgen sowie während des bestimmungsgemäßen Betriebes und bei betrieblichen Störungen auftreten können….
	In I-2 Erweiterungen für SWR, Bezug zu Sicherheitsebenen.



	
	(2) Bei der Ermittlung des maximalen Störfalldrucks für das gesamte Leckspektrum ist davon auszugehen, dass der Störfall bei Nennbetriebszustand eintritt. Außerdem ist dabei zu unterstellen, dass während des Ausströmens des Primärkühlmittels über eine sekundärseitige Leckage auch der gesamte Energie- und Masseinhalt einer Sekundärseite eines Dampferzeugers einschließlich der Frischdampfleitung bis zur ersten Absperrarmatur in den Sicherheitsbehälter freigesetzt wird. Die Wärmeabgabe der Dampferzeuger an das ausströmende Kühlmittel bzw. an die Sicherheitsbehälteratmosphäre ist ebenfalls den Analysen zugrunde zu legen. Das in den Störfallrechnungen eingesetzte freie Volumen des Sicherheitsbehälters, der Druckführenden Umschließung und des Sekundärteiles des vorstehend angesprochenen Dampferzeugers bis zur ersten Absperrarmatur ist im Rahmen der Funktions- und Abnahmeprüfungen experimentell nachzuweisen. Bei der Ermittlung des maximalen Störfalldrucks ist folgende Vorschrift zu beachten:

1. Für die Freisetzung der oben definierten Energie- und Masseinhalte ist die ungünstigste Ausströmzeit und ein um 2 % (Bautoleranzen) größeres Volumen der Druckführenden Umschließung und des Sekundärkreises anzusetzen.

2. Spalt- und Nachzerfallsleistung werden nach 1,2-fachem ANS-Standard 5) unmittelbar dem Energieinhalt des ausströmenden Kühlmittels zugeschlagen.

5) Proposed ANS-Standard. Decay Energy Release Rates Following Shutdown of Uranium-Fueled Thermal Reactors, ANS-5.1. Decay Heat Power in LWR, Revised Standard 6.78

3. Die zeitliche Abgabe der Speicherwärme von Reaktorkern, Reaktordruckbehälter, dessen Einbauten und den übrigen Teilen der Druckführenden Umschließung werden dem Energieinhalt des Sicherheitsbehälters zugeschlagen.

4. Soweit notwendig, sind sekundärseitige Energien aus den übrigen Dampferzeugern sowie  Reaktionswärme von Metall- Wasser-Reaktionen zu berücksichtigen.

5. Das Volumen des Sicherheitsbehälters ist um 2 % niedriger anzusetzen. Die Ausgangsbedingungen für die Sicherheitsbehälteratmosphäre und für die Strukturen sind konservativ festzulegen.

6. Thermodynamisches Ungleichgewicht zwischen Wasser- und Dampfphase im Sicherheitsbehälter ist konservativ zu berechnen oder pauschal mit zusätzlich 0,3 bar für Auslegungsdrücke bis ca. 7 bar zu berücksichtigen.

7. Es dürfen nur Wärmeübergangskorrelationen verwendet werden, deren Anwendbarkeit in transienten Fluiddynamik- Rechenmodellen experimentell nachgewiesen ist. Der Auslegungsdruck des Sicherheitsbehälters muss mindestens 15 % über dem so berechneten Störfalldruck liegen. Der Zuschlag von 15 % kompensiert nicht den für die Toleranzen der Bauausführung des Sicherheitsbehälters und seiner Einbauten oder der Druckführenden Umschließung und des Sekundärkreises anzusetzenden Zuschlag. Rechnungs- und Modellunsicherheiten sind in dem Sicherheitszuschlag enthalten.
	I-2,
6.2.4(1)


















I-2,
6.4.2(2)
	Zur Sicherstellung der Integrität und der spezifizierten Dichtheit sind die maximal auftretenden Drücke und Temperaturen sowie einwirkenden Lasten bei Ereignissen der Sicherheitsebene 3, Einwirkungen von innen und standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen sowie Notstandsfällen zugrunde zu legen. Bei Volldrucksicherheitsbehältern kann der Integritätsnachweis für Notstandsfälle auf die ungestörten Bereiche der Stahlschale begrenzt werden. Bei der Bestimmung des Auslegungsdrucks sind Zu- bzw. Abschläge für

– Modellunsicherheiten und

– den ungünstigsten anfänglichen Betriebszustand

zu berücksichtigen.

Hinweise:

Siehe auch Anlage 1 zu I-2, „Prinzipien der festigkeitsmäßigen Auslegung und Zuordnung von Beanspruchungsstufen zu Sicherheitsebenen“.

Zu Auswirkungen von Lecks und Brüchen von hochenergetischen Rohrleitungen auf den Sicherheitsbehälter siehe Abschnitt 3.6 und auch Anhang 3, Nummer 3.2.4 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“.

Zur Ermittlung von Differenzdrücken innerhalb des Sicherheitsbehälters sowie Strahl- und Reaktionskräften bei Lecks an druckführenden Systemen innerhalb des Sicherheitsbehälters siehe auch Anhang 5, Anlage 2 sowie 3 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“.

Der Sicherheitsbehälter eines Druckwasserreaktors ist so auszulegen, dass die Masse und der Energieinhalt der druckführenden Umschließung des Reaktorkühlmittels und der Sekundärseite eines Dampferzeugers bis zur sekundärseitigen Absperrung aufgenommen werden können. Zusätzlich ist die Wärmeabgabe aller Dampferzeuger an das ausströmende Reaktorkühlmittel zu berücksichtigen.
Der Sicherheitsbehälter eines Druckwasserreaktors ist so auszulegen, dass die Masse und der Energieinhalt der druckführenden Umschließung des Reaktorkühlmittels und der Sekundärseite eines Dampferzeugers bis zur sekundärseitigen Absperrung aufgenommen werden können. Zusätzlich ist die Wärmeabgabe aller Dampferzeuger an das ausströmende Reaktorkühlmittel zu berücksichtigen.
	Überführt in I-2, 6.4.2(1) und (2).

Die Forderung eines experimentellen Nachweises der Volumina und die sehr detailliert Vorschriften zur Berechnung des maximalen Störfalldrucks einschließlich der anzusetzenden Sicherheitszuschläge wurden hier nicht übernommen. Diese finden sich in KTA 3413.

Es wurde allgemein ein Sicherheitszuschlag gefordert und die dabei zu berücksichtigenden Unsicherheiten benannt. Siehe auch SiAnf, Anhang 5, Anlage 2 „Detailanforderungen an die Ermittlung von Differenzdrücken innerhalb des Sicherheitsbehälters“.

	
	(3) Für die Auslegungstemperatur der Stahlwand des Sicherheitsbehälters wird die beim Störfall auftretende maximale Ausgleichstemperatur der Sicherheitsbehälteratmosphäre zugrunde gelegt. Darüber hinaus sind bei der Auslegung die beim Störfall aufgrund von instationären Temperaturen örtlich auftretenden Wärmespannungen zu berücksichtigen.
	
	
	Abgedeckt durch I-2, 6.4.2(1) und (2) (siehe oben unter (1) und (2)). 

Die Berücksichtigung der Wärmespannung gehört zu der üblichen Methodik und steht in KTA 3401.2 (1985), Ziffer 3.3

	
	(4) Bei der Auslegung von Räumen und Einbauten innerhalb des Sicherheitsbehälters ist zu beachten, dass Differenzdrücke, die sich im Verlauf der Druckausgleichsvorgänge während der gemäß Kap. 21.1 zu behandelnden Störfälle einstellen, nicht zu einer Beschädigung des Sicherheitsbehälters und seiner sicherheitstechnisch wesentlichen Einbauten führen. Die Standsicherheit von Zwischenwänden bzw. Einbauten muss bei den auftretenden Differenzdrücken gewährleistet sein. Bei der Ermittlung der Differenzdrücke, ausgehend vom Nennbetriebszustand, ist folgendermaßen zu verfahren:
	SiAnf, 3.6(5)


	Der Sicherheitsbehälter ist durch bauliche Entkopplung derart zu schützen, dass direkte Last​übertragungen bei den Notstandsfällen nicht zur Beeinträchtigung seiner Funktion führen. Ebenso muss bei allen Ereignissen der Sicherheitsebene 3 und bei Einwirkungen von innen und außen ein​schließlich der Wirkung aus Druckdifferenzen die Standsicherheit oder Integrität von Einbauten und Räumen, soweit erforderlich, erhalten bleiben.


	Abgedeckt durch SiAnf, 3.6(5), dabei verallgemeinert auf alle Störfälle der SE 3 und die EVA und EVI.

Die Anforderungen an die Methodik bei der Berechnung der Differenzdrücke wurden in Anhang 5, Anlage 2 aufgenommen, da sie sich in keiner anderen technischen Regel finden.

	
	1.
Beim Einsatz von Mehrfachpunktmodellen muss eine hinreichend feine Nodalisation gewählt werden.
	SiAnf, Anh. 5,
Anl. 2
3.
	Beim Einsatz von Mehrfachpunktmodellen muss ist eine hinausreichend feine Nodalisierungation zu wählengewählt (mindestens eine Zone für jeden betrachteten Raum).
	

	
	2.
Für die Freisetzung der unter (2) definierten Energie- und Masseinhalte müssen die maximal möglichen Freisetzungsraten zu Beginn des Ausströmvorganges angesetzt werden.
	SiAnf, Anh. 5,
Anl. 2, 4.
	Für die Freisetzung der unter (2) definierten Energie- und Masseinhalte aus der Druckführenden Umschließung des Reaktorkühlmittels und definierter angrenzender Systeme sind müssen die maximal möglichen Freisetzungsraten zu Beginn des Ausströmvorganges anzusetzen angesetzt werden.
	

	
	3.
Für jeden Raum muss die ungünstigste Bruchsituation erfasst werden.
	5.
	Für jeden Raum muss ist die ungünstigste Bruchsituation zu erfassen erfasst werden.
	

	
	4.
Wärmeabgabe an die Strukturen kann bei den Differenzdruckberechnungen in konservativer und experimentell abgesicherter Weise berücksichtigt werden.
	6.
	Die Wärmeabgabe an die Strukturen ist konservativ zu ermitteln. kann bei den Differenzdruckberechnungen in konservativer und experimentell abgesicherter Weise berücksichtigt werden. Bei Verwendung experimentell abgesicherter Wärmeübergangsbeziehungen sind die unteren Werte des vorhandenen Unsicherheitsbandes zu berücksichtigen.
	

	
	5.
Die beim Überströmvorgang zwischen den Räumen auftretenden Strömungswiderstände sind in realistischer Weise zu erfassen, jedoch für den Bruchraum konservativ anzusetzen. Die getroffenen Annahmen sind durch Experimente abzusichern.
	7.
	Die beim Überströmvorgang zwischen den Räumen auftretenden Strömungswiderstände sind in realistischer Weise zu erfassen, jedoch für den Bruchraum konservativ anzusetzen. Die getroffenen Annahmen sind durch Experimente abzusichern.
	

	
	6.
Die verwendeten Rechenmodelle sollen Wassertransport- und Wasserabscheidevorgänge explizit ermitteln. Werden Rechenmodelle verwendet, die nur eine Erfassung durch empirische Konstanten erlauben, so sind diese Konstanten konservativ für das Differenzdruckverhalten festzulegen.
	8.
	Werden bei der Berechnung der Die verwendeten Rechenmodelle sollen Wassertransport- und Wasserabscheidevorgänge explizit ermitteln. Werden Rechenmodelle verwendet, die nur eine Erfassung durch empirische Konstanten vornehmen, erlauben, so sind diese Konstanten konservativ für das Differenzdruckverhalten festzulegen.
	

	
	7.
Annahmen, die nicht durch Experimente abgesichert sind, müssen konservativ getroffen werden. 
	9.
	Annahmen, die nicht durch Experimente abgesichert sind, müssen sind konservativ festzulegen getroffen werden.
	

	
	Der Sicherheitszuschlag auf die so berechneten maximal auftretenden Differenzdrücke muss mindestens 15 % betragen. Er darf nicht kleiner sein als 0,1 bar.
	10.
	Der Sicherheitszuschlag auf die so berechneten maximal auftretenden Differenzdrücke muss mindestens 15 % betragen. Für den Differenzdruck wird ein Wert von mindestens 104 Pa angenommen. Er darf nicht kleiner sein als 0,1 bar.
	

	
	(5) Für die Ermittlung der Belastung aus den gemäß Kap. 21.1 zu betrachtenden Störfällen, auf die sicherheitstechnisch wesentlichen Einbauten durch Strahlkräfte und Sprengstücke, 

ausgehend vom Nennbetriebszustand, 

sind geeignete Rechenmodelle heranzuziehen, die Freistrahlausbreitung und Rückwirkung auf im Wege liegende Strukturen erfassen. 

Für die Berechnung der Strahlkräfte auf die Strukturen (insbesondere die Sicherheitsbehälterwände selbst) ist die ungünstigste Bruchlage zu wählen. 

Zur Berechnung der Reaktionskräfte der Rohre sind entsprechende Rechenmodelle bzw. experimentell abgesicherte Beziehungen anzuwenden. 

Für die Belastung der sicherheitstechnisch wesentlichen Einbauten durch Strahlkräfte und Sprengstücke ist ein Sicherheitszuschlag von 15 % zugrunde zu legen.
	SiAnf, Anh. 5, Anl. 3
	Detailanforderungen an die Ermittlung von Strahl- und Reaktionskräften bei Lecks an druckführenden Systemen innerhalb des Sicherheitsbehälters 
(1)
Bei der Ermittlung von Einwirkungen durch Strahl- und Reaktionskräfte sowie Bruchstücke an druckführenden Systemen innerhalb des Sicherheitsbehälters ist bei der Berechnung von folgenden Vorgaben auszugehen:

1. Ausgangspunkt ist der Betriebszustand bei 100 % der spezifizierten Leistung. 

2. Für die Auswahl und Größe von Lecks gelten die Annahmen gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke " Anhang 2, dort Anlage 2 („Unterstellte Leckquerschnitte und Brüche in der Druckführenden Umschließung (DfU) sowie in den Äußeren Systemen und an Komponenten“). Für diese Lecks ist stationäre Ausströmung für verschiedene Bruchlagen zu unterstellen.

3. Freistrahlausbreitung und Rückwirkung auf im Wege liegende Strukturen sind zu erfassen.

4. Es ist die jeweils ungünstigste Bruchlage zu wählen.

5. Zur Berechnung der Reaktionskräfte der Rohrleitungen sind entsprechende Rechenmodelle oder experimentell abgesicherte Beziehungen anzuwenden.

6. Für die Belastung der sicherheitstechnisch wesentlichen Anlagenteile durch Strahlkräfte und durch die von den Strahlkräften gelösten und beschleunigten Strukturteile ist ein Sicherheitszuschlag von 15 % zu Grunde zu legen.
	Die Anforderungen an die Methodik bei der Berechnung der Strahlkräfte gehen über den Detaillierungsgrad einer Leitlinie hinaus und wurden in SiAnf, Anhang 5, Anlage 3 aufgenommen, da sie sich in keiner anderen technischen Regel finden. 

Dabei wurde der Text der RSK LL in eine Liste von Anforderungen überführt und an die Struktur und Sprachregelungen der SiAnf angepasst.

Die Punkte 3 bis 6 in SiAnf konnten dabei fast wörtlich übernommen werden, die anderen sinngemäß.

	5.2
	Bauliche Gestaltung
	-
	-
	

	
	(1) Der Sicherheitsbehälter, seine Absperrarmaturen und Kühlsysteme sowie die für seine Funktion erforderlichen Einbauten und die zur Überwachung und Beherrschung von Störfällen notwendigen mess- und regeltechnischen Geräte müssen gegen Sprengstücke und Strahlkräfte, die als Folge der in Kap. 21.1 genannten Störfälle auftreten, geschützt sein. Soweit die Standfestigkeit bzw. Integrität von Einbauten und Räumen erhalten bleiben muss, ist diese rechnerisch nachzuweisen.
	I-2,
6.2.1(1)













	Der Sicherheitsbehälter einschließlich seiner Durchführungen, Absperrarmaturen und Schleusen sowie bei Siedewasserreaktoren einschließlich des Druckabbausystems zur Druckbegrenzung ist so auszulegen, dass er unter Einhaltung der zugrunde gelegten Leckrate den statischen, dynamischen und thermischen Einwirkungen aus Betriebszuständen und Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie Folgewirkungen aus standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen und Notstandsfällen standhält. Sicherheitsbehälter aus Stahl bzw. die Stahlauskleidung von Sicherheitsbehältern aus Stahlbeton und Spannbeton sind soweit erforderlich durch bauliche Einrichtungen so zu schützen, dass ihre Dichtfunktion bei Einwirkungen von innen nicht beeinträchtigt wird.
	Schutz gegen EVI, insbesondere KMVS ist abgedeckt durch I-2, 6.2.1(1) und SiAnf, 3.6(5) (siehe oben unter 5.1 (4)).

Erweiterungen für SWR wurden integriert.




	
	(2) Der Sicherheitsbehälter muss von einer Betonhülle umgeben sein. Der Zwischenraum muss Inspektionen sicherheitstechnisch relevanter Anlagenteile erlauben. Er muss möglichst weitgehend, insbesondere jedoch an den Durchführungen und den hochbeanspruchten Bereichen, inspizierbar sein. Im Zwischenraum muss langfristig ausreichender Unterdruck gehalten werden können, auch wenn im Sicherheitsbehälter die Auslegungsbedingungen herrschen. Der Zwischenraum muss über Filter und Kamin zu entlüften sein.
	SiAnf,
3.6(4)
	Der Sicherheitsbehälter muss von einem Gebäude eingeschlossen sein. Das Gebäude ist so zu gestalten, dass der Zwischenraum zwischen Sicherheitsbehälter und Gebäude bei Betriebsphasen mit geschlossenen Schleusen langfristig auf ausreichendem Unterdruck gehalten werden kann, auch wenn im Sicherheitsbehälter die Bedingungen von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 herrschen. Hierfür sind für das umgebende Gebäude bautechnische Einrichtungen vorzusehen, die die lüftungstechnische Dichtheit sicherstellen. Der Zwischenraum muss über Kamin und erforderlichenfalls über Filter entlüftet werden können. Inspektionen an sicherheitstechnisch relevanten Anlagenteilen müssen möglich sein.
	Überführt in 3.6(4). „Betonhülle“ ist auch ein „Gebäude“. 

Präzisierung und neue Anordnung der Anforderungen. Zuerst werden Funktionsanforderungen gestellt, am Ende die Inspizierbarkeit gefordert. 

	
	(3) Die Betonhülle des Reaktorgebäudes muss Direktstrahlung nach außen in genügendem Maße abschirmen. Sie muss die Anlage gleichzeitig gegen Einwirkungen von außen schützen (vgl. Kap. 19.).
	SiAnf,
3.6(6)
	Das umgebende Gebäude muss Direktstrahlung nach außen in genügendem Maße abschirmen und den Sicherheitsbehälter sowie die darin befindlichen Einrichtungen gegen unzulässige Folgen bei den für die Anlage zu unterstellenden Einwirkungen von außen und Notstandsfällen schützen.
	Präzisierung der Anforderungen.

	
	(4) Alle für die Beherrschung von Störfällen notwendigen elektrischen und mechanischen Einrichtungen innerhalb des Sicherheitsbehälters sind auf störfallbedingte Umgebungsbedingungen auszulegen.
	
	
	Ist durch I-2, 6.2.1(1) abgedeckt, siehe oben unter RSK LL 5.2 (1).

	
	(5) Im Sicherheitsbehälter verlegte Kabel und Rohrleitungen, die zur Beherrschung von Störfällen erforderlich sind, müssen redundant und räumlich ausreichend voneinander getrennt verlegt werden. Sie dürfen infolge eines Störfalls und seiner Folgen, wie z.B. infolge von Rohrbrüchen oder Bränden, sowie infolge von Einwirkungen von außen nicht in dem Maße in ihrer Funktion beeinträchtigt werden, dass die sichere Abschaltung des Reaktors und die Nachwärmeabfuhr verhindert werden.
	SiAnf,
2.4(3)

SiAnf,
2.4(4)

SiAnf,
3.1(3)

I-2, 6.2.3 (16)
	Die zueinander redundanten Teilsysteme von Sicherheitseinrichtungen sind räumlich getrennt aufzustellen oder so zu schützen, dass bei Einwirkungen von innen ein redundanzübergreifender Ausfall verhindert wird.

Alle Sicherheitseinrichtungen sind so auszulegen und müssen sich dauerhaft in einem solchen Zustand befinden, dass sie ihre sicherheitstechnischen Aufgaben auch bei Einwirkungen von außen erfüllen.


Zur Gewährleistung einer ausreichenden Zuverlässigkeit der Einrichtungen der Sicherheitsebene 3 (Sicherheitseinrichtungen) sind zusätzlich zu der Nummer 3.1 (2) folgende Auslegungsgrundsätze anzuwenden:

a)
Redundanz; 

b)
Diversität;

c)
Entmaschung von redundanten Teilsystemen, soweit dieser sicherheits-technische Nachteile nicht entgegenstehen; 

d) räumliche Trennung redundanter Teilsysteme;

…

Bei Rohrleitungen, die den Sicherheitsbehälter durchdringen, sind die Strukturen innerhalb des Sicherheitsbehälters von mechanischen Einwirkungen aus Ereignissen der Sicherheitsebenen 2 bis 4a außerhalb des Sicherheitsbehälters sowie aus standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen und Notstandsfällen durch geeignete Konstruktionen so weit zu entkoppeln, dass ein Folgeversagen innerhalb des Sicherheitsbehälters nicht zu unterstellen ist.
	Abgedeckt durch übergeordnete Anforderungen in SiAnf 2.4 und 3.1(3).

Die Forderung nach Trennung der Redundanzen ist in den SiAnf dann noch einmal explizit genannt für 

· Leittechnische Einrichtungen in 3.7(3)

· Notstromversorgung in 3.9(2)

Diese Anforderungen werden ergänzt durch den speziellen Fall der Entkopplung von innen und außen bei Durchführungen von Rohrleitungen in  I-2, 6.2.3 (16).

	
	(6) Eine sichere Handhabung des Wasserstoffs im Sicherheitsbehälter und in den Kreisläufen während des bestimmungsgemäßen Betriebs ist zu gewährleisten. Falls notwendig, müssen hierfür besondere Einrichtungen vorhanden sein.
	-2,

2.3.3(9)
Abs. 3


	Eine Ansammlung von Radiolysegasen in den Druckentlastungsrohren aufgrund von Kondensation etwaiger Dampfleckagen ist durch geeignete Maßnahmen (z. B. Stickstoffspülung) so zu begrenzen, dass keine reaktionsfähigen Gemische entstehen können.
	Die Anforderungen an die Handhabung des Wasserstoffs sind in SiAnf, Anhang 3, Ziffer 3.2.9 „Anlageninterne Explosionen“ und speziell im SHB in Ziffer 3.2.9.3 „Verhinderung zündfähiger Wasserstoffgemische im Sicherheitsbehälter“ zusammengefasst. Diese gehen deutlich über den Detaillierungsgrad der RSK LL hinaus.

Für den Spezialfall der Druckentlastungsrohre in der Kondensationskammer von SWR werden noch Maßnahmen in I-2, 2.3.3(9) gefordert.

	5.3
	Auslegungsbedingungen und Anforderungen an den Werkstoff
	-
	-
	

	
	(1) Die Anforderungen an Auslegung, Werkstoff und Weiterverarbeitung sind grundsätzlich vom Reaktoranlagenlieferer und Komponentenhersteller gemeinsam mit dem Gutachter in allen Einzelheiten abzustimmen. Auslegungsdruck und Auslegungstemperatur sind als Grundlage bestimmend für die Dimensionierung des gesamten Sicherheitsbehälters.
	I-2,
6.2.4(1)
Satz 1 



	Zur Sicherstellung der Integrität und der spezifizierten Dichtheit sind die maximal auftretenden Drücke und Temperaturen sowie einwirkenden Lasten bei Ereignissen der Sicherheitsebene 3, Einwirkungen von innen und standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen sowie Notstandsfällen zugrunde zu legen.
	Verfahrensfragen wurden nicht übernommen.

	
	(2) Durch konstruktive Gestaltung sind örtlich auftretende Spannungen möglichst klein zu halten. Schweißnähte sind möglichst nicht in Gebiete hoher Spannungen zu legen.
	SiAnf,
3.1(2)





	Auf Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie die Maßnahmen und Einrichtungen, die für Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen erforderlich sind, sind bezüglich aller Betriebsphasen sicherheitsfördernde Auslegungs-, Fertigungs- und Betriebsgrundsätze anzuwenden (sie auch Nummer 2.1 (13)), wie insbesondere: 
a) begründete Sicherheitszuschläge bei der Auslegung von Komponenten, in Abhängigkeit von deren sicherheitstechnischer Bedeutung; hierbei können in Bezug auf den Anwendungsfall anerkannte Regeln und Standards angewendet werden;
	Überführt nach KTA 3401.2 (1985), Ziffer 4.2, „Beanspruchungsgünstige Gestaltung“.

Grundsätzlich abgedeckt durch die übergeordnete Anforderung in SiAnf, 3.1(2) zusammen mit der allgemeinen Auslegungsanforderung an den SHB in I-2, 6.2.1(1) (siehe oben unter RSK LL 5.2(1)).



	
	(3) Konstruktion und Oberflächenzustand des Sicherheitsbehälters müssen so beschaffen sein, dass ausreichende und aussagefähige zerstörungsfreie Prüfungen, insbesondere der Schweißnähte, möglich sind.
	I-2,
6.2.3(1)
	a) Konstruktion und Oberflächenzustand des Sicherheitsbehälters aus Stahl und Stahlauskleidungen müssen so beschaffen sein, dass ausreichende und aussagefähige zerstörungsfreie Prüfungen ermöglichen, insbesondere der Schweißnähte, möglich sind. Bereiche, die aufgrund der konstruktiven Anlagengestaltung für wiederkehrende Prüfungen nicht mehr zugänglich sind, sind so auszuführen, dass korrosive Einflüsse vermieden werden.
	Die Ausnahme der nicht prüfbaren Bereiche wird in einem Nachsatz angesprochen, da es bei vorhandenen Konstruktionen immer solche Bereiche gibt und andere Lösungen nicht vorliegen.

	
	(4) Bei der Auslegung sind die nachfolgend angeführten Bedingungen für die zulässigen Spannungen einzuhalten:

1. Für die statische Berechnung (ohne Berücksichtigung von Eigenspannungen):

1.1 Primäre allgemeine Membranspannungen: maximal 0,67 x  0,2

1.2 Überlagerung primärer allgemeiner und primärer lokaler Membranspannungen: maximal 0,75 x 0,2

1.3 Überlagerung von primären Biegespannungen mit primären Membranspannungen nach Ziffer 1.1 und 1.2: maximal 0,75 x 0,2

1.4 Überlagerung von primären und sekundären Spannungen im gestörten Bereich einschließlich Spannungen infolge von Temperatureinflüssen: maximal 2 x 0,2 / 1,2 , jedoch nicht über 500 N/mm2

1.5 Bei Berücksichtigung von äußeren Einwirkungen (z.B. Flugzeugabsturz, Erdbeben) können die maximal zulässigen Spannungen bei den Ziffern 1.1 bis 1.4 um den Faktor 1,25 größer gewählt werden.

1.6 Während der Druckprüfung dürfen die zulässigen Spannungen wie folgt erhöht werden: auf 0,9 x 0,2 bei den Ziffern 1.1 bis 1.3, um 10 % bei der Ziffer 1.4.


Für 0,2 ist die gewährleistete Mindeststreckgrenze (0,2 %- Dehnungsgrenze) für die Auslegungstemperatur, bei primären allgemeinen Spannungen jedoch nicht mehr als 370 N/mm2 bei Raumtemperatur und 320 N/mm2 bei 150 °C einzusetzen.

2. Spitzenspannungen sind im Rahmen einer Ermüdungsanalyse abzusichern.

3. Bei hohen Lastwechselzahlen ist mit dem Sicherheitsbeiwert 2 gegen Dauerfestigkeit zu rechnen. Dabei sind insbesondere die den Schweißverbindungen entsprechenden Dauerfestigkeitskennwerte einzusetzen.

4. Bei Berechnung der Wanddicke können Schweißnähte mit einem Schweißnahtfaktor V = 1,0 bewertet werden. 

5. Die Grenze der Wanddicke, bis zu der auf ein Spannungsarmglühen verzichtet werden kann, liegt bei 38 mm.
	I-2,
Anl.1,

2(1)

I-2,
Anl.1,

2(2)
	Für den Sicherheitsbehälter aus Stahl und seine Komponenten ist Vorsorge gegen Versagen durch folgende Mechanismen zu treffen:

a) elastisches und plastisches Beulen,

b) globale Verformung,

c) lokale Verformung bzw. fortschreitende Deformation,

d) Ermüdung.
Die dabei erforderlichen Sicherheitsabstände für die sich aus den Einwirkungen ergebenden Beanspruchungen sind für die verschiedenen Sicherheitsebenen wie folgt festzulegen:

a) a) Die Beanspruchungsgrenzen für Betriebszustände und Ereignisse der Sicherheitsebenen 1 bis 4a und der standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen müssen sicherstellen, dass die Dichtheitsfunktion erhalten bleibt. Die Sicherheitsabstände sind  dabei so zu wählen, dass für alle statischen und dynamischen Belastungen elastisches oder plastisches Beulen nicht auftritt und dass bei allen statischen Belastungen die tragenden Querschnitte bis auf lokal begrenzte Bereiche im Bereich elastischen Werkstoffverhaltens bleiben. Bei zeitlich veränderlichen Belastungen (spezifiziertes Lastkollektiv) sind die Sicherheitsabstände so festzulegen, dass ein Versagen infolge Ermüdung nicht zu unterstellen ist.

b) b) Für lokale, einmalige Beanspruchungen (z. B. Druckprüfung) sind die Sicherheitsabstände so zu wählen, dass plastische Verformungen auf Teilbereiche des Querschnitts begrenzt bleiben. Die Höhe der zulässigen plastischen Verformungen ist komponenten- und werkstoffspezifisch festzulegen.
	Das Absicherungskonzept wurde überführt in I-2, Anlage 1. Diese fordert allgemein, dass die tragenden Querschnitte in Sicherheitsebenen 1 bis 3 im Bereich elastischen Werkstoffverhaltens bleiben. Die konkreten Grenzen für die verschiedenen Spannungskategorien gehen über den Detaillierungsgrad dieser Leitlinie, die nicht auf diese Spannungskategorien eingeht, hinaus und stehen jetzt detailliert in KTA 3401.2 (1985), Ziffer 5.2.5.

	
	
	
	
	

	
	(5) Für alle Teile des Sicherheitsbehälters sind nur solche Werkstoffe zu verwenden, für die eine auf den Hersteller, die Erzeugnisform und Herstellungsverfahren bezogene Begutachtung stattgefunden hat. Diese Begutachtung muss spätestens bis zur Druckprüfung abgeschlossen oder durch eine entsprechende Einzelbegutachtung abgedeckt sein. Dabei sind die Bedingungen, die bei der Herstellung des Sicherheitsbehälters bestehen, zu berücksichtigen. Die Untersuchungen der Grundwerkstoffeigenschaften müssen eine Überprüfung des Seigerungsverhaltens umfassen. Die Werkstoffeigenschaften müssen sicherstellen, dass an allen Stellen der in (6) geforderte zähe Werkstoffzustand unter allen betriebs- und störfallbedingten Anlagenzuständen erhalten bleibt. Zu den Untersuchungen der Schweißeignung und der Schweißsicherheit gehören u. a. Schweißsimulationsversuche. Für schweißsimulierte Proben, die alle vorgesehenen Schweißverfahren hinreichend praxisnah abdecken müssen, gelten die Zähigkeitsanforderungen nach (6). Das Bauteilverhalten, hierzu zählen auch Schweißnahtausbildung, Anteil an Überhitzungsgefüge, Kerbschlagzähigkeit (ISO-V-Kerbe) in der Wärmeeinflusszone, ist mittels Großproben (Großplattenzugversuche mit Fehlerstellen in der Probe) und bauteilähnlicher Stutzeneinschweißversuche zu untersuchen.
	SiAnf, 
3.1 (2)

I-2,
6.2.2(1)

I-2,
6.2.2(2)


	Auf Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie die Maßnahmen und Einrichtungen, die für Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen erforderlich sind, sind bezüglich aller Betriebsphasen sicherheitsfördernde Auslegungs-, Fertigungs- und Betriebsgrundsätze anzuwenden (siehe auch Nummer 2.1 (13)), wie insbesondere:

a)
… 

b)
…

c) Verwendung qualifizierter Werkstoffe, Fertigungs- und Prüfverfahren sowie betriebsbewährter oder ausreichend geprüfter Einrichtungen;
…

Für Sicherheitsbehälter aus Stahl sowie für Stahlauskleidungen sind die metallischen Werkstoffe einschließlich der Schweißzusätze, tragenden Muttern und Schrauben so auszuwählen, dass sie den Funktionsanforderungen (Dichtheit) und den zu unterstellenden Beanspruchungen (z. B. mechanischer, thermischer, chemischer Art) genügen.

Für Sicherheitsbehälter aus Stahl sowie für Stahlauskleidungen sind die Werkstoffeigenschaften, die vorgesehenen Fügeverfahren und die Qualitätssicherungsmaßnahmen so festzulegen, dass eine den Vorgaben gemäße Qualität und Prüfbarkeit zuverlässig erreicht wird.


	Die übergeordnete Anforderung an die Qualifizierung steht in SiAnf, 3.1 (2), die Anwendung auf den SHB in den Ziffern I-2, 6.2.2(1), und (2). Dabei wird jeweils das Ziel genannt, Verfahrensfragen wurden nicht übernommen.

Spezielle Anforderungen (Überprüfung des Seigerungsverhaltens, Schweißsimulationsversuche, Anteil an Überhitzungsgefüge, Kerbschlagzähigkeit in der Wärmeeinflusszone, Großprobenversuche) sind bedingt durch in den 70iger Jahren aufgetretene Probleme mit höherfesten Stählen, die Gegenstand von Forschungsvorhaben waren und später zur Verwendung von mittelfesten Stählen führten (siehe unten unter RSK LL 5.3 (6) Hinweis nach 6.2.2(3)). Diese Anforderungen wurden nicht übernommen. 

Allgemeine Anforderungen an die Verfahren und Prüfungen der Werkstoffe sowie qualifizierte Werkstoffe finden sich in KTA 3401.1, Ziffern 2, 3 und Anhängen, sowie in KTA 3401.3, Ziffern 8 und 9.



	
	(6) Zähigkeitsanforderungen

1. Die ferritischen Werkstoffe müssen so beschaffen sein, dass für Grundwerkstoff, Schweißgut und Wärmeeinflusszone die Referenz- NDT-Temperatur um mindestens 33 K sowohl unter der niedrigsten betrieblichen Beanspruchungstemperatur als auch unter der Druckprüfungstemperatur liegt. Hierbei ist die Referenz- NDT-Temperatur durch die folgenden Maßnahmen definiert:

· Festlegung einer Temperatur TNDT, welche gleich oder höher liegt als die Sprödbruchübergangstemperatur, festgestellt mit Hilfe von Fallgewichtsversuchen.

· Bei einer Temperatur nicht größer als TNDT + 33 K soll jede Probe aus dem Kerbschlagbiegeversuch (ISO-V-Querproben) mindestens 0,9 mm laterale Breitung und nicht weniger als 68 J Kerbschlagarbeit aufweisen. Sind diese Anforderungen erfüllt, ist die TNDT die RTNDT.

· Für den Fall, dass die oben genannten Forderungen nicht erfüllt sind, sind zusätzliche Kerbschlagbiegeprüfungen (ISO-V-Querproben) durchzuführen, in Sätzen von jeweils drei Proben, um die Temperatur TAV zu bestimmen, bei welcher oben genannte Anforderungen erfüllt sind. In diesem Fall ist die Referenz-Temperatur RTNDT = TAV -33 K Somit ist die Referenz-Temperatur RTNDT die höhere Temperatur von TNDT und TAV -33 K

2.
Die Hochlage der Kerbschlagarbeit- Temperatur-Kurve darf nicht unter 100 J liegen.
	I-2,
6.2.2(3)


	Für Sicherheitsbehälter aus Stahl müssen die Werkstoffeigenschaften sicherstellen, dass an allen Stellen ein ausreichend zäher Werkstoffzustand unter allen betriebs- und störfallbedingten Anlagenzuständen erhalten bleibt.

Hinweis:

Vorzugsweise sind für die Stahlschale mittelfeste, schweißgeeignete Feinkornbaustähle vorzusehen.


	In I-2, 6.2.2(3) wird das Ziel definiert, ohne konkrete Zahlenwerte und ohne die Beschreibung der Methode. Beides ginge über den Detaillierungsgrad der SiAnf hinaus. 

Der Kerbschlagbiegeversuch wird in DIN 50115 genormt. Die Definition der Referenz-NDT-Temperatur wurde inzwischen in KTA übernommen (siehe z.B. KTA 3201.2, Ziffer 7.9.1) und stellt keine Anforderung dar. Die Zähigkeitsanforderungen an die verschiedenen Werkstoffe des Sicherheitsbehälters sind in KTA 3401.1 und 3401.3 geregelt.

	5.4
	Herstellung
	-
	-
	

	
	(1) Die Fertigung und ihre Überwachung müssen von Beginn der Fertigung an in einen formalen Genehmigungsprozess einbezogen werden. Vor Beginn der Fertigung sind vom Komponentenhersteller Pläne über Fertigung und Prüfung aufzustellen. Diese sind mit dem Reaktoranlagenlieferer und Gutachter abzustimmen. Die Komponentenhersteller, Reaktoranlagenlieferer und Gutachter haben dafür zu sorgen, dass der gesamte Fertigungsablauf vollständig überwacht und dokumentiert wird.
	I-2, 6.3.1(1)


I-2, 6.3.1(2)






	Die zur Sicherstellung der Integrität des Sicherheitsbehälters einzuhaltenden Qualitätsmerkmale sind festzulegen und während des Fertigungsablaufs einzuhalten.

Der Fertigungsablauf ist so zu überwachen und zu dokumentieren, dass Abweichungen von den vorgegebenen Qualitätsmerkmalen zuverlässig erkannt werden und eine Rückverfolgbarkeit von Abweichungen hinsichtlich deren Ursachen möglich ist. Zusätzlich vorgenommene Maßnahmen zur Erreichung der Qualitätsmerkmale sind zu dokumentieren.
	Die Ziele werden in I-2, 6.3.1(1) und (2) beschrieben, Verfahrensfragen wurden nicht übernommen.






	
	(2) Durch Auswahl der Fertigungsverfahren (Schweißung und Wärmebehandlung) ist sicherzustellen, dass an allen Stellen der geforderte zähe Werkstoffzustand unter allen betriebs- und störfallbedingten Anlagenzuständen erhalten bleibt.
	I-2,
6.2.2(3)


	Für Sicherheitsbehälter aus Stahl müssen die Werkstoffeigenschaften sicherstellen, dass an allen Stellen ein ausreichend zäher Werkstoffzustand unter allen betriebs- und störfallbedingten Anlagenzuständen erhalten bleibt.

Hinweis:

Vorzugsweise sind für die Stahlschale mittelfeste, schweißgeeignete Feinkornbaustähle vorzusehen.
	Allgemeine Anforderung an Fertigungsverfahren schon abgedeckt durch SiAnf, 3.1 (2) (siehe oben uner RSK LL 5.3 (5)).

	
	(3) Der Prüfdruck bei der Erstdruckprüfung ist gleich dem 1,1- fachen Auslegungsdruck multipliziert mit dem Verhältnis der Streckgrenzen bei Prüf- und Auslegungstemperatur. Die Druckprüfung ist durch begleitende Spannungs- und Dehnungsmessungen zu überwachen.
	I-2, 6.3.3(2)
	Der Sicherheitsbehälter und seine Durchführungen sowie ihre Kammerungen sind vor der Inbetriebnahme einer Druckprüfung zu unterziehen. Nach der Druckprüfung sind repräsentative zerstörungsfreie Prüfungen durchzuführen.


	Ziffern (3) und (4) der RSK LL überführt in I-2, 6.3.3 (2). In I-2 werden die Prüfung generell gefordert. 

Die Anforderung zum Prüfdruck sowie weitere Randbedingungen der Prüfung sind in KTA 3401.3, Ziffer 10 überführt worden.

	
	(4) Nach der Druckprüfung und im Rahmen der wiederkehrenden Prüfungen sind zerstörungsfreie Prüfungen durchzuführen. Das Vorgehen ist mit dem Gutachter abzustimmen.
	I-2,
6.4.2(1)
	Die Wandung und die Komponenten des Sicherheitsbehälters sind an repräsentativen Stellen regelmäßig hinsichtlich ihres allgemeinen Zustandes sowie mechanischer und korrosiver Schädigungen zu inspizieren. Insbesondere die Übergänge zwischen der Stahlschale bzw. Stahlauskleidung zum Beton und die elastischen Abdichtungen dieser Übergänge sind dabei zu erfassen.
	Nach der Druckprüfung  - Siehe oben.

Die Ziele der WkP werden in I-2, 6.4.2(1) beschrieben, Verfahrensfragen wurden nicht übernommen



	5.5
	Dichtheitsprüfungen, Leckratenprüfungen

Folgende KTA-Regel liegt hierzu vor:

Integrale Leckratenprüfung des Sicherheitsbehälters mit der Absolutdruckmethode (KTA 3405) Fassung 2/79

Ergänzend gilt:
	
	
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich nur im „Wegweiser“ zum Regelwerk.

	
	(1) Der Sicherheitsbehälter und seine Durchführungen sowie deren Abkammerungen sind vor der Inbetriebnahme einer Druckprüfung und einer Leckratenprüfung bis zum Auslegungsdruck zu unterziehen. Vor Beginn der Leckratenprüfung müssen alle mit der Druckprüfung in Verbindung stehenden Arbeiten abgeschlossen sein. Die Leckratenerstprüfung ist, ausgehend vom drucklosen Zustand des Sicherheitsbehälters mit ansteigender Druckstufenfolge bei dem für die regelmäßig wiederkehrende Leckratenprüfung vorgesehenen Druck von mindestens 0,5 bar Überdruck und Auslegungsdruck vorzunehmen.
	I-2, 6.3.3(2)


I-2, 6.3.3(3)
I-2, 6.3.3(4)




I-2, 6.4.3(1)
Abs. 2
	Der Sicherheitsbehälter und seine Durchführungen sowie deren AbkKammerungen sind vor der Inbetriebnahme einer Druckprüfung und einer Leckratenprüfung bis zum Auslegungsdruck zu unterziehen. Vor Beginn der Leckratenprüfung müssen alle mit der Druckprüfung in Verbindung stehenden Arbeiten abgeschlossen sein. 
Die Dichtheit des Sicherheitsbehälters ist vor Aufnahme des ersten Leistungsbetriebes mit einer integralen Dichtheitsprüfung nachzuweisen.
Die erste Leckratenerstprüfung Dichtheitsprüfung ist, ausgehend vom drucklosen Zustand des Sicherheitsbehälters, mit ansteigender Druckstufenfolge bei dem für die regelmäßig wiederkehrende Leckratenprüfung Dichtheitsprüfung vorgesehenen ÜberdDruck von mindestens 0,5 bar Überdruck (siehe folgende Nummer 6.4.3 (1)) und bei Auslegungsdruck vorzunehmen durchzuführen.

Die regelmäßig wiederkehrenden Dichtheitsprüfungen sind bei solchen Drücken durchzuführen, bei denen die gemessenen Leckraten reproduzierbar sind und bei denen ein ausreichender Rückschluss auf die Leckrate bei Auslegungsbedingungen möglich ist.
	Überführt in M4, Nummer 7.4.3 (2) Absatz 1, (3) und (4). 

In den SiAnf werden die Druck- und Leckratenprüfung (diese heißt jetzt Dichtheitsprüfung) getrennt behandelt.

Die Druck- und Dichtheitsprüfung vor Inbetriebnahme stehen in den SiAnf unter Herstellung, die anderen unter WkP.

Das Ziel der Prüfungen wird klarer formuliert. Die Anforderungen an den Prüfdruck und die Prüfbedingungen für die Dichtheits-/ Leckratenprüfung stehen in KTA  3405.

	
	(2) Grundsätzlich müssen zur ersten integralen Leckratenprüfung alle Durchführungen des Sicherheitsbehälters bis zum ersten inneren oder äußeren Festpunkt sowie ihre ersten inneren oder äußeren Absperreinrichtungen vorhanden sein. Die Durchführungen des Sicherheitsbehälters sind durch die vorgesehenen Absperreinrichtungen mit betriebsgerechtem Antrieb abzuschließen. Bei der Prüfung dürfen Blindverschlüsse bei denjenigen Systemen verwendet werden, die im späteren Betrieb nicht mit der Atmosphäre des Sicherheitsbehälters direkt in Verbindung stehen, weiterhin bei der Sumpfsaugleitung und an den für die Auslösung der Notkühlmaßnahmen notwendigen Wirkdruckleitungen, falls nachgewiesen wird, dass der Einfluss dieser Systeme auf die Dichtheit des Sicherheitsbehälters vernachlässigbar ist.
	
	
	Details der Prüfdurchführung wurden nicht übernommen.

Die Vorbereitungen und Randbedingungen sind in KTA 3405, insbesondere Ziffer 5.3 überführt worden.

	
	(3) Um die geforderte Dichtheit des Sicherheitsbehälters im Laufe der Betriebszeit zu gewährleisten, sind regelmäßig wiederkehrende Prüfungen der integralen Leckrate durchzuführen. Sie müssen bei solchen Drücken durchgeführt werden, bei denen die gemessenen Leckraten reproduzierbar sind und bei denen ein ausreichender Rückschluss auf die Leckrate bei Auslegungsbedingungen möglich ist. Der Prüfdruck muss mindestens 0,5 bar Überdruck betragen. 

Sind die gemessenen Leckraten trotz durchgeführter Ertüchtigungsarbeiten nicht innerhalb der zutreffenden Messgenauigkeit reproduzierbar oder ist ein ausreichender Rückschluss auf die Leckrate bei Auslegungsbedingungen nicht möglich, so muss die Wiederholungsprüfung der integralen Leckrate bis hin zum maximalen Störfalldruck durchgeführt werden. Die Kammerungen der Durchführungen müssen bei Auslegungsdruck des Sicherheitsbehälters prüfbar sein.
	I-2, 6.4.3(1)
	Um die geforderte Dichtheit des Sicherheitsbehälters im Laufe der Betriebszeit zu gewährleisten nachzuweisen, sind regelmäßig wiederkehrende Prüfungen der integralen Leckrate Dichtheit durchzuführen. Sie müssen Die regelmäßig wiederkehrenden Dichtheitsprüfungen sind bei solchen Drücken durchgeführt werden durchzuführen, bei denen die gemessenen Leckraten reproduzierbar sind und bei denen ein ausreichender Rückschluss auf die Leckrate bei Auslegungsbedingungen möglich ist. Der Prüfdruck muss mindestens 0,5 bar Überdruck betragen. 

Sind die gemessenen Leckraten trotz durchgeführter Ertüchtigungsarbeiten nicht innerhalb der zutreffenden Messgenauigkeit reproduzierbar oder ist ein ausreichender Rückschluss auf die Leckrate bei Auslegungsbedingungen nicht möglich, so muss die Wiederholungsprüfung der integralen Leckrate bis hin zum maximalen Störfalldruck durchgeführt werden. Die Kammerungen der Durchführungen müssen bei Auslegungsdruck des Sicherheitsbehälters prüfbar sein.
	Der Prüfdruck und Prüfbedingungen sind in KTA 3405 festgelegt. Der 2. Absatz wurde nicht übernommen, weil generell das Vorgehen bei Abweichungen von den Anforderungen in diesem Regelwerk nicht festgelegt wird. 

	
	(4) Die erste wiederkehrende Leckratenprüfung für den Sicherheitsbehälter ist vor Aufnahme des ersten Leistungsbetriebes durchzuführen. Alle weiteren wiederkehrenden Prüfungen der integralen Leckrate sind am Ende einer Abschaltphase nach Abschluss aller Wartungs- und Reparaturarbeiten durchzuführen, die die Dichtheit des Sicherheitsbehälters verändern können.
	I-2,

6.3.3(3)

I-2,

6.4.3(2)
	Die erste wiederkehrende Leckratenprüfung für den Die Dichtheit des Sicherheitsbehälters ist vor Aufnahme des ersten Leistungsbetriebes durchzuführen mit einer integralen Dichtheitsprüfung nachzuweisen. 

Alle weiteren Die wiederkehrenden DichtheitsPrüfungen der integralen Leckrate sind am Ende einer Abschaltphase nach Abschluss aller Wartungs- und Reparaturarbeiten durchzuführen, die die Dichtheit des Sicherheitsbehälters verändern können.
	Die erste Dichtheitsprüfung steht in den SiAnf unter „Herstellung“.

	
	(5) Die Dichtheit der an das Leckabsaugsystem angeschlossenen Komponenten sowie des Systems selbst sind in einer gemeinsamen Messung mindestens einmal jährlich zu Beginn und am Ende einer Revisionsphase quantitativ zu bestimmen.
	I-2,

6.4.3(3)
	Die Dichtheit der an das Leckabsaugsystem angeschlossenen Komponenten sowie des Systems selbst sind in einer gemeinsamen Messung mindestens einmal jährlich zu Beginn und am Ende einer Revisionsphase Unterbrechung des Leistungsbetriebs (Betriebsphasen C, D und E) quantitativ zu bestimmen.
	„mindestens einmal jährlich“ wurde nicht übernommen, da Betriebszyklen länger dauern können, „Revisionsphase“ wurde präzisiert.

	
	(6) Die Ummantelungen der Durchführungen des Sicherheitsbehälters sind regelmäßig im Betrieb auf Dichtheit zu prüfen.
	I-2,

6.4.3(6)
	Die Ummantelungen Kammerungen der RohrdDurchführungen des Sicherheitsbehälters, die Schleusen, Kabeldurchführungen und Montagedeckel sind regelmäßig im Betrieb auf Dichtheit zu prüfen.
	In SiAnf werden (Ab-) Kammerungen, Kammerungen und Ummantelungen von Durchführungen als „Kammerungen“ bezeichnet.

Nennung der verschiedenen Arten von Durchführungen.

	
	(7) Der Erfolg aller Wartungs- und Reparaturmaßnahmen an Komponenten, die für die Dichtheit des Sicherheitsbehälters von Bedeutung sind, ist zu begutachten und ggf. zu prüfen.
	
	
	Verfahrensfragen wurden nicht übernommen.

	
	(8) Für die beim Kühlmittelverluststörfall gegebenen Bedingungen ist die Zuverlässigkeit des Behälterabschlusses mit der dabei geforderten Dichtheit zu ermitteln.
	I-2,

6.4.3(4)
	Für die beim Kühlmittelverluststörfall mit dem höchsten Druckaufbau und den höchsten Temperaturen im Sicherheitsbehälter gegebenen Bedingungen ist die Zuverlässigkeit des Behälterabschlusses mit der dabei geforderten Dichtheit zu ermitteln nachzuweisen.
	Präzsierungen um konservative Annahmen zu gewährleisten.

	
	(9) Die Absperrorgane sind regelmäßig wiederkehrenden Prüfungen zu unterziehen
	I-2,

6.4.3(5)
	Die Funktionsfähigkeit und Dichtheit von Schleusen, Absperreinrichtungen und Rückschlagklappen sowie die Stellgeschwindigkeit von Armaturen zur Absperrung des Sicherheitsbehälters sind regelmäßig zu prüfen.
	In I-2 wurden die Prüfziele präziser gefasst.

	5.6
	Durchführungen

Folgende KTA-Regeln liegen hierzu vor:

Kabeldurchführungen im Reaktorsicherheitsbehälter von Kernkraftwerken (KTA 3403) Fassung 10/80

Schleusen am Reaktorsicherheitsbehälter von Kernkraftwerken, Personenschleusen (KTA 3402) Fassung 11/76

Schleusen am Reaktorsicherheitsbehälter von Kernkraftwerken, Materialschleusen (KTA 3409) Fassung 6/79
	
	
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich nur im „Wegweiser“ zum Regelwerk.

	
	(1) Den Sicherheitsbehälter durchdringende, an die Druckführende Umschließung anschließende Leitungen müssen grundsätzlich durch mindestens zwei Absperrarmaturen gesichert sein. In den Primärkühlmittel führenden Leitungen, die an die Druckführende Umschließung anschließen, ist je eine Absperrarmatur innen und außen nahe am Sicherheitsbehälter anzuordnen. Ausnahmen von diesen beiden Forderungen müssen sicherheitstechnisch begründet sein. Abschlussarmaturen müssen, sofern sie nicht in Messleitungen angeordnet sind, fernbetätigt oder passiv schließen und ausreichend dicht sein. Für sicherheitstechnisch relevante Leckquerschnitte muss die Signalgewinnung für das Schließen dieser Absperrarmaturen zuverlässig gewährleistet sein. Der plötzliche vollständige Bruch einer Leitung mit derartigen Armaturen muss sicherheitstechnisch beherrscht werden.
	SiAnf,
3.6 (3)
Abs. 1

I-2, 
6.2.3
(10),










	Ein zuverlässiger, ausreichend schneller und hinreichend langzeitiger Abschluss der Durchdringungen durch den Sicherheitsbehälter ist zu gewährleisten.
Rohrleitungen, die in Verbindung mit dem Reaktorkühlmittel oder der Innenatmosphäre des Sicherheitsbehälters stehen und diesen durchdringen, sind grundsätzlich mit zwei Absperrarmaturen zu versehen, von denen eine innerhalb und eine außerhalb möglichst nahe am Sicherheitsbehälter angeordnet ist. Ausnahmen hiervon sind zulässig, wenn dies wegen der technischen Eigenart oder Betriebsweise der betreffenden Rohrleitung notwendig ist (z. B. Armaturen, die zur Störfallbeherrschung geöffnet sein müssen) und die sicherheitstechnische Funktion des Sicherheitseinschlusses nicht beeinträchtigt wird. Jede einzelne Abschlussarmatur muss die spezifizierten Dichtheitsbedingungen für sich allein erfüllen. 
Rohrleitungen, die den Sicherheitsbehälter durchdringen, aber nicht in Verbindung mit dem Reaktorkühlmittel oder der Innenatmosphäre des Sicherheitsbehälters stehen, sind mit mindestens einer außerhalb des Sicherheitsbehälters liegenden Absperrarmatur auszurüsten.


	Die Zuverlässigkeit wird übergeordnet in SiAnf 3.6(3) gefordert.

Es wurden Präzisierungen vorgenommen und die sicherheitstechnischen Ziele wurden klarer formuliert.

Es wurden Rohrleitungen der DfU und solche, die mit der Innenatmosphäre in Verbindung stehen und daher zur Einhaltung der Funktion des Sicherheitsbehälters geschlossen werden müssen zusammen abgehandelt.

Die Auswirkung eines Leitungsbruches wird durch die allgemeine Auslegung gegen Folgewirkungen von Störfällen in 6.2.1(1) und in 6.2.3(16) abgedeckt. 



	
	(2) Durchführungen, die zur Einhaltung der Funktion des Sicherheitsbehälters geschlossen werden müssen, sind durch Mehrfachauslegung der Abschlussorgane in Hintereinanderstellung zu sichern. Die Abschlussorgane müssen im Störfall automatisch betätigt werden. Die Abschlussorgane und ihre Versorgung mit Energie müssen voneinander unabhängig sein. Ausreichende räumliche Trennung ist erforderlich. Die Abschlussorgane müssen gegen Sprengstücke geschützt sein. Dasselbe gilt für ihre Energieversorgung und ihre zugehörige Steuerung, sofern sie aus Sicherheitsgründen funktionstüchtig bleiben müssen. Jedes einzelne Abschlussorgan muss die spezifizierten Dichtheitsbedingungen für sich allein voll erfüllen. Die Abschlussorgane müssen unter den möglichen Störfallbedingungen (z.B. Überdruck, Temperatur, Strahlung und Feuchte) einwandfrei funktionieren.
	I-2, 
6.1.3
(10),

	
	Mit abgehandelt in I-2, 6.1.3(10), Abs. 1, siehe oben.

Der Schutz gegen Sprengstücke und die Funktionsfähigkeit bei Störfallbedingungen sind durch die allgemeine Auslegung gegen Folgewirkungen von Störfällen in 6.2.1(1)  abgedeckt.
Zu den Redundanzverhältnissen der Abschlussorgane siehe auch Anhang 4, Abschnitt 2 der SiAnf. 

	
	(3) Die zur Be- und Entlüftung des Sicherheitsbehälters notwendigen Querschnitte der Leitungen, die in den Sicherheitsbehälter führen, sollen möglichst klein sein. Die Absperrklappen müssen im Bedarfsfall schnell und mit hoher Zuverlässigkeit schließen und hinreichend lange dicht bleiben.
	I-2, 
3.6 (3)

Abs. 1

I-2, 

6.2.3(8)
	Ein zuverlässiger, ausreichend schneller und hinreichend langzeitiger Abschluss der Durchdringungen durch den Sicherheitsbehälter ist zu gewährleisten.

Die Anzahl der Durchführungen und deren Querschnitte sind so gering wie praktisch möglich zu halten.
	Die Anforderungen wurden für alle Durchführungen verallgemeinert.

	
	(4) Montageöffnungen und Reservedurchführungen müssen nach Benutzung auf Dichtheit überprüft werden.
	I-2, 

6.4.3(7)
	Montageöffnungen und Reservedurchführungen müssen sind nach Benutzung auf Dichtheit zu überprüften werden.
	

	
	(5) Alle übrigen Öffnungen des Sicherheitsbehälters müssen während des Betriebs geschlossen sein. Der geschlossene Zustand muss von der Warte aus überwacht werden können.
	SiAnf,

3.6(1)

Abs. 3

SiAnf, 3.7(7)

I-3,
3.1(5)
	Der Sicherheitsbehälter muss seine sicherheitstechnischen Aufgaben in den Betriebszuständen, in denen dieser plangemäß geschlossen ist, auf den Sicherheitsebenen 1 bis 3 sowie bei Transienten mit Ausfall der Reaktorschnellabschaltung (Sicherheitsebene 4a) und bei den Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen erfüllen.
Das Kernkraftwerk muss mit Überwachungs- und Meldeeinrichtungen ausgerüstet sein, die auf den Sicherheitsebenen 1 und 2 jederzeit einen ausreichenden Überblick über den sicherheitsrelevanten Zustand der Anlage und die ablaufenden relevanten Prozesse ermöglichen und alle sicherheitstechnisch wichtigen Betriebsparameter anzeigen und registrieren können.

Es müssen Gefahrenmeldeeinrichtungen vorhanden sein, die Veränderungen des Betriebszustandes, aus denen sich eine Verminderung der Sicherheit ergeben könnte, so frühzeitig anzeigen, dass die Einhaltung der jeweiligen si-cherheitstechnischen Nachweisziele gewährleistet werden kann.

Es müssen Maßnahmen und Einrichtungen vorhanden sein, die es ermöglichen, die Funktionsfähigkeit der leittechnischen Einrichtungen und ihr Zusammenwirken mit den aktiven und passiven Einrichtungen des Sicherheitssystems zu überprüfen und den Zustand dieser sicherheitstechnischen Einrichtungen zu überwachen.
	Der 1. Satz ist in Bezug auf die betroffenen Öffnungen unbestimmt und wurde nicht übernommen. Vielmehr wird in der übergeordneten Anforderung der SiAnf, Ziffer 3.6(1) auf die Funktion des SHB abgehoben.

Der 2. Satz ist durch die Anforderungen an die Leittechnik in SiAnf 3.7(7) und I-3, 3.1(5) abgedeckt. 

	
	(6) Bei der Auslegung des Sicherheitsbehälters und seiner Rohrleitungsdurchführungen ist darauf zu achten, dass ein Bruch bzw. ein Riss einer an die Gebäudeabsperrarmatur anschließenden Rohrleitung nicht zu einer Beeinträchtigung der Integrität des Sicherheitsbehälters einschließlich der Absperrventile führt und/oder die Nachwärmeabfuhr gefährdet wird. 

Für den Rohrleitungsabschnitt zwischen den Gebäudeabsperrarmaturen ist durch sorgfältige Auslegung, Auswahl geeigneter Werkstoffe sowie durch Prüfung ein Riss oder Bruch auszuschließen.
	I-2, 6.2.3 (13)

I-2, 6.2.3 (16)

I-2,

3.6
	Die Durchführungen sind so auszulegen, dass sie alle Kräfte und Momente der durchgeführten Leitung während des bestimmungsgemäßen Betriebes (Sicherheitsebenen 1 und 2) und bei Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie bei standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen und Notstandsfällen abtragen können. Durchführungen, die aufgrund hoher Belastungen nicht starr an den Sicherheitsbehälterstutzen angeschlossen werden können, sind mit Kompensatoren anzuschließen und gekammert auszuführen.

Bei Rohrleitungen, die den Sicherheitsbehälter durchdringen, sind die Strukturen innerhalb des Sicherheitsbehälters von mechanischen Einwirkungen aus Ereignissen der Sicherheitsebenen 2 bis 4a außerhalb des Sicherheitsbehälters sowie aus standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen und Notstandsfällen durch geeignete Konstruktionen so weit zu entkoppeln, dass ein Folgeversagen innerhalb des Sicherheitsbehälters nicht zu unterstellen ist.

Für Abschnitte hochenergetischer Rohrleitungen der Druckführenden Umschließung und der Äußeren Systeme zwischen Sicherheitsbehälter und äußerer Absperreinrichtung, soweit diese im Falle eines Lecks zu

−
einem unzulässigen Druckaufbau im umgebenden Gebäude oder

−
unzulässigen Einwirkungen auf sicherheitstechnisch wichtige Einrichtungen (z.B. Überflutung, Strahlkräfte, Temperatur, Feuchte) oder

−
einer unzulässigen Freisetzung von Reaktorkühlmittel außerhalb des Gebäudes 

führen könnten, für die im Sicherheitsnachweis aber keine Folgeschäden aus Lecks an ihnen untersucht werden, sind über den Nachweis des Bruchausschlusses gemäß Abschnitt 3.3 hinaus folgende Anforderungen zu erfüllen:

– Zur Vermeidung von Spannungsspitzen sind insbesondere die konstruktiven Kriterien der Basissicherheit umzusetzen.

– Die räumliche Ausdehnung der betroffenen Bereiche ist eng zu begrenzen.

– Abzweigende Rohrleitungen oder Anschweißstellen sind nicht zulässig.

– Zur Absicherung des Integritätsnachweises sind sie so zu überwachen, dass die lokal auftretenden Einwirkungen bekannt sind.

– Für die anschließenden Gebäude- (bei Druckwasserreaktoren) bzw. Durchdringungs- (bei Siedewasserreaktoren) Abschlussarmaturen ist ein Bruchsicherheitsnachweis gemäß Abschnitt 3.5 zu führen.
	Die Anforderungen an die Auslegung des SHB in 6.2.1(1) (siehe oben unter RSK LL 5.2(1)) decken diese Fälle mit ab.

Speziell für Durchführungen und Ereignisse außerhalb des SHB wird der Ausschluss eines Folgeversagens in 6.2.3(13) und (16) gefordert.

Der Ausschluss von Rissen oder Brüchen für den Rohrleitungsabschnitt zwischen den Gebäudeabsperrarmaturen ist jetzt als Sonderfall des Bruchausschlusses in I-2, 3.6 als „Lecksicherheitsnachweis“ geregelt.



	
	(7) Bei den Primärkühlmittel führenden Leitungen ist der Leitungsabschnitt zwischen Sicherheitsbehälter und äußerem Absperrventil konstruktiv so auszulegen, dass eine Leckage in diesem Abschnitt äußerst unwahrscheinlich wird. 

Dies bedeutet unter anderem, dass kurze Rohrlängen anzustreben sind. Rohrverzweigungen und Abzweigstutzen sind zwischen beiden Absperrarmaturen und dem Sicherheitsbehälter nicht zulässig. 

Die Durchführungen durch den Sicherheitsbehälter müssen räumlich so weit voneinander getrennt und so ausgeführt werden, dass eine Störung an einer Durchführung nicht die Beschädigung weiterer Durchführungen zur Folge hat. An jeder Durchführung müssen wiederkehrende Prüfungen oder gleichwertige Ersatzmaßnahmen möglich sein. 6)

6) vgl. hierzu auch 4.2
	I-2,
6.2.3 (15)





I-2,
6.4.3(5)


	Zwischen Abschlussarmaturen und dem Sicherheitsbehälter sind kurze Rohrlängen anzustreben. In diesen Bereichen sind Rohrabzweigungen grundsätzlich nicht zulässig. Ausnahmen sind sicherheitstechnisch zu begründen (z. B. Entwässerungsstutzen, Prüfanschlüsse).


Die Funktionsfähigkeit und Dichtheit von Schleusen, Absperreinrichtungen und Rückschlagklappen sowie die Stellgeschwindigkeit von Armaturen zur Absperrung des Sicherheitsbehälters sind regelmäßig zu prüfen.


	Der erste Satz ist durch I-2, 3.6 abgedeckt (siehe oben).

Der Hinweis auf kurze Rohrlängen und die Unzulässigkeit von Abzweigungen wurden in 6.2.3 (15) überführt.

Die Anforderung an räumliche Trennung wurde in die direkte Anforderung an die Auslegung der Durchführungen gegen Einwirkungen in I-2, 6.2.3 (13) ersetzt (siehe oben unter RSK LL (5).

Statt der Möglichkeit der Prüfung der Durchführungen werden in I-2, 6.4.3(5) direkt wiederkehrende Prüfungen gefordert.

	
	(8) Die besonders beanspruchten Durchführungen des Sicherheitsbehälters müssen an der Durchführungsstelle in Kammern eingeschlossen werden, die regelmäßig im Betrieb auf Dichtheit zu überprüfen sind.
	I-2,
6.2.3 (13)
Satz 2


I-2,
6.4.3(6)


	(…) Durchführungen, die aufgrund hoher Belastungen nicht starr an den Sicherheitsbehälterstutzen angeschlossen werden können sind mit Kompensatoren anzuschließen und gekammert auszuführen.

Die Kammerungen der Rohrdurchführungen des Sicherheitsbehälters, die Schleusen, Kabeldurchführungen und Montagedeckel sind regelmäßig und nach Instandhaltungsmaßnahmen im Betrieb auf Dichtheit zu prüfen.
	

	
	(9) Schleusen und Lüftungsklappen sind an ein Leckabsaugsystem anzuschließen, mit dem Leckagen in den Sicherheitsbehälter zurückgepumpt werden können.
	I-2,
6.2.3(6)
	Schleusen und die für den Sicherheitseinschluss notwendigen Lüftungsklappen sind an ein Leckabsaugsystem anzuschließen, mit dem Leckagen in den Sicherheitsbehälter zurückgepumpt werden können.
	

	
	(10) Eine Liste sämtlicher Durchführungen mit Angabe der Anforderungen an die verschiedenen Durchführungstypen (z.B. Angabe der Funktion, Beanspruchungsart, Ausführung) ist vorzulegen.
	SiAnf,
7(1)
	Der Genehmigungsinhaber muss eine systematische, vollständige, qualifizierte und aktuelle Dokumentation des Zustandes des Kernkraftwerks verfügbar halten.
	Verfahrensfragen wurden nicht übernommen. Die Forderung nach einer solchen Liste ist abgedeckt durch die übergeordnete anforderung an die Dokumentation in SiAnf, 7(1).

Die Dokumentation der Prüfungen ist in KTA 3201.4, Ziffer 5 geregelt. Danach umfasst die Prüfliste alle zu prüfenden Teile des SHB.

	
	
	
	
	

	6.
	Elektrische Einrichtungen des Betriebssystems 

Für die Durchführung des bestimmungsgemäßen Betriebes ist eine Betriebsinstrumentierung vorzusehen. Zur Betriebsinstrumentierung gehören alle Messeinrichtungen und messwertverarbeitenden Einrichtungen, wie z.B. die Mess-, Steuer und Regeleinrichtungen, die für den bestimmungsgemäßen Betrieb erforderlich sind.
	SiAnf

3.7 (1)
	Das Kernkraftwerk ist mit betrieblichen Steuer- und Regeleinrichtungen mit Leittechnik-Funktionen auf der Sicherheitsebene 1 auszurüsten, die so auszulegen und zu betreiben sind, dass auch ohne Inanspruchnahme von leittechnischen Einrichtungen der Sicherheitsebene 2 ein möglichst störungsfreier Betrieb der Anlage gewährleistet ist.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und das Konzept der Sicherheitsebenen berücksichtigt wurde.

	
	
	-
	-
	-

	
	6.1
Betriebsüberwachung
	
	
	

	
	(1) Die zur Beurteilung des Betriebszustandes notwendigen Daten sind in der Warte anzuzeigen und zu dokumentieren.
	SiAnf

3.7 (7)
	Das Kernkraftwerk muss mit Überwachungs- und Meldeeinrichtungen ausgerüstet sein, die auf den Sicherheitsebenen 1 und 2 jederzeit einen ausreichenden Überblick über den sicherheitsrelevanten Zustand der Anlage und die ablaufenden relevanten Prozesse ermöglichen und alle sicherheitstechnisch wichtigen Betriebsparameter anzeigen und registrieren können.

Es müssen Gefahrenmeldeeinrichtungen vorhanden sein, die Veränderungen des Betriebszustandes, aus denen sich eine Verminderung der Sicherheit ergeben könnte, so frühzeitig anzeigen, dass die Einhaltung der jeweiligen sicherheitstechnischen Nachweisziele gewährleistet werden kann.

	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummern der SiAnf und der Interpretation I-1, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und das Konzept der Sicherheitsebenen berücksichtigt wurde.

	
	
	I-1

2 (1) a)
	Die Leistung und Leistungsdichte sowie die Sicherheitsvariablen, die für die Reaktivität, die Leistung oder die Leistungsdichte sowie für die Kühlung der Brennelemente hinsichtlich der Einhaltung der sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a wesentlich sind, sind im erforderlichen Umfang zu überwachen.

Die zeitliche und räumliche Auflösung der Überwachung, sowie die Empfindlichkeit und konstruktive Ausführung der Überwachungseinrichtungen müssen die jeweils erforderlichen Funktionen der Regelungs-, Begrenzungs- und Sicherheitseinrichtungen gewährleisten.
	

	
	(2) Wichtige Stellungsanzeigen von aktiven Komponenten sind möglichst direkt vom verfahrenstechnischen Stellglied abzugreifen. Eine zuverlässige Kopplung zwischen dem Stellungssignalgeber und dem verfahrenstechnischen Stellglied muss gewährleistet sein.
	I-3

3.1 (6)
	Rückmeldungen Wichtige Stellungsanzeigen von aktiven Einrichtungen (z. B. Stellantrieben), welche den Funktionsablauf der leittechnischen Einrichtungen für Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C mitbestimmen, Komponenten sollen vorzugsweise sind möglichst direkt aus der Prozessvariablen abgeleitet oder unmittelbar am vom verfahrenstechnischen Stellglied abgegriffen abzugreifen werden. Eine zuverlässige Kopplung zwischen dem Stellungssignalgeber und dem verfahrenstechnischen Stellglied muss gewährleistet sein.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	6.2
	Betriebliche Steuer- und Regeleinrichtungen
	-
	-
	-

	
	(1) Betriebliche Steuer- und Regeleinrichtungen sind möglichst einfach und zuverlässig aufzubauen.
	I-3

3.1 (2)
	Es ist auf ihre Eignung geprüfte oder für den Einsatzfall und für die unterstellten Einsatzbedingungen betriebsbewährte Hardware zu verwenden. Diese Hardware soll während des Leistungsbetriebs wartungsfrei sein.

Es ist auf ihre Eignung geprüfte Software einzusetzen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3.

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass diese RSK-LL-Anforderung generell in den Abschnitt 3.1 der Interpretation I-3 aufgenommen wurde. Zusammen mit der Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen (Abschnitt 2 der Interpretation I-3) sind dort die Auslegungsanforderungen an leittechnische Einrichtungen entsprechend der sicherheitstechnischen Bedeutung der Kategorien formuliert (s. SiAnf 3.7 (10)). Die Auslegungsanforderungen an die betrieblichen Steuer- und Regeleinrichtungen sind dementsprechend in diesem Abschnitt enthalten.

	
	(2) Die Steuer- und Regeleinrichtungen sind so auszulegen und einzustellen, dass sie im Zusammenwirken mit den vermaschten Regelstrecken im Betriebsbereich der jeweiligen Einrichtung stabil arbeiten
	-
	
	Diese RSK-LL-Anforderung wurde gestrichen, weil sie nicht dem Detaillierungsgrad der SiAnf entspricht.

	7.
	Elektrische Einrichtungen des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung
	-
	-
	-

	7.1
	Geltungsbereich

Zu den elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung gehören:

· die Sicherheitsleittechnik

· die elektrischen Komponenten des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung

· die Energieversorgung des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung
	-
	
	Diese RSK-LL-Anforderung wurde gestrichen, weil der Geltungsbereich an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde und dabei auch das Konzept der Sicherheitsebenen sowie die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.2
	Allgemeine Anforderungen
	-
	-
	-

	7.2.1
	Auslegung
	-
	-
	-

	
	(1) Es ist sicherzustellen, dass eine Reaktoranlage nur mit einem funktionsbereiten Sicherheitssystem betrieben wird. Bei jedem Anlagenzustand muss die jeweils erforderliche Funktionsfähigkeit und Zuverlässigkeit des Sicherheitssystems gegeben sein.
	SiAnf

2.1 (4)

SiAnf

2.1 (12)
	Das gestaffelte Sicherheitskonzept ist für alle Anlagenzustände des Leistungs- und Nicht-Leistungsbetriebs unter Berücksichtigung jeweils repräsentativ abdeckender Anlagenzustandsparameter umzusetzen.
Die Maßnahmen und Einrichtungen aller vier Sicherheitsebenen sowie die Maßnahmen und Einrichtungen, die für Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen erforderlich sind, müssen gemäß den Erfordernissen der jeweiligen Betriebsphasen grundsätzlich verfügbar sein. Unverfügbarkeiten von sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen sind in Abhängigkeit von den Betriebsphasen und von ihren sicherheitstechnischen Auswirkungen zeitlich zu begrenzen. Die dabei einzuhaltenden Bedingungen sind zu spezifizieren.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummern der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

Weitere Anforderungen zur erforderlichen Funktionsfähigkeit der leittechnischen Einrichtungen des Sicherheitssystems sind in Abschnitt 3.7 der SiAnf und in Abschnitt 3.2 der Interpretation I-3 zu finden.

Die systematische Einbeziehung aller Betriebsphasen ist eine notwendige Ergänzung des Regelwerks, die sich aus einer Vielzahl von Betriebserfahrungen ableitet und u. a. Empfehlungen der RSK umsetzt. 

	
	(2) Bei der Auslegung der elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems sind Störungen und Störfälle innerhalb und außerhalb des Sicherheitssystems in Betracht zu ziehen
	I-3

3.2 (1)
	Bei der Auslegung der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, müssen versagensauslösende Ereignisse innerhalb und außerhalb des Sicherheitssystems berücksichtigt werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(3) Ein einzelnes versagenauslösendes Ereignis darf eine erforderliche Funktion des Sicherheitssystems im Bedarfsfall nicht verhindern.
	SiAnf

2.1 (7)
	Durch das Konzept der gestaffelten Sicherheitsebenen ist sicherzustellen, dass ein einzelnes technisches Versagen oder menschliches Fehlverhalten auf einer der Sicherheitsebenen 1 bis 3 die Wirksamkeit der Maßnahmen und Einrichtungen der nächsten Ebenen nicht gefährdet.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und das Konzept der Sicherheitsebenen berücksichtigt wurde. 
Eine weitere Präzisierung der erforderlichen Einzelfehlerkonzept-Festigkeit der leittechnischen Einrichtungen des Sicherheitssystems erfolgt in der Interpretation I-3.

Umsetzung des Defence-in-Depth-Konzepts gemäß den Grundsätzen der IAEA.


	
	(4) Eingriffe von Unbefugten in die elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems sind vorzugsweise durch technische Einrichtungen so weit wie möglich zu erschweren oder zu verhindern. Eine Absicherung durch administrative Maßnahmen ist auf solche Bereiche zu beschränken, die durch technische Maßnahmen nicht sinnvoll abgesichert werden können. Das Ausmaß der Maßnahmen muss sich an der Zugänglichkeit der abzusichernden Bereiche orientieren.
	SiAnf

3.7 (11)
	Der unberechtigte Zugriff auf Informations- und Leittechniksysteme der Anlage ist zu verhindern. Die Wirksamkeit und Zuverlässigkeit der hierfür vorgesehenen Maßnahmen müssen der sicherheitstechnischen Bedeutung der Informations- und Leittechniksysteme entsprechen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf.
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass in den SiAnf keine expliziten Anforderungen an die Anlagensicherung enthalten sind.
Für rechnerbasierte oder programmierbare leittechnische Einrichtungen sind entsprechende Anforderungen im Regelwerk der Sicherung gestellt, wobei auch Auslegungsanforderungen enthalten sind. Die nachweisliche Erfüllung aller Sicherungsanforderungen ist Voraussetzung für die Genehmigung dieser Systeme.

	
	(5) Zur Absicherung gegen Bedienungsfehler sind technische Maßnahmen vorrangig vor administrativen vorzusehen.
	I-3

3.1 (11)
	Zur Absicherung gegen Bedienungsfehler sind technische Maßnahmen Vorkehrungen vorrangig vorzugsweise vor administrativen organisatorischen Maßnahmen vorgesehenanzuwenden.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(6) Eingriffe in die Einrichtungen des Sicherheitssystems sind zu dokumentieren.
	I-3

6 (2)
	Die Instandhaltungsvorgänge und Eingriffe in die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, des Sicherheitssystems sind zu dokumentieren.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

Dabei wurden auch die in der RSK-LL bisher separat bestehenden Abschnitte zusammengefasst, wobei die bisher nur für Prüfungen bestehende Dokumentationsanforderung auf alle Instandhaltungsvorgänge ausgeweitet wurde.

	
	(7) Die elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems sind zur Sicherung ihrer Funktionsfähigkeit zuverlässig auszulegen. Auch bei Prüfungen, Wartungsarbeiten oder Reparaturen der elektrischen Einrichtungen muss das Sicherheitssystem seine Aufgabe mit ausreichender Zuverlässigkeit erfüllen. Für die Sicherheitsleittechnik gilt 7.3.
	SiAnf

3.1 (6)

SiAnf

3.7 (3)
	Die Zuverlässigkeit und Wirksamkeit von Sicherheitsfunktionen der Sicherheitsebene 3 sind durch Maßnahmen und Einrichtungen, einschließlich ihrer Hilfs- und Versorgungssysteme, sicherzustellen

–
für alle bei den Ereignisabläufen zu unterstellenden Bedingungen,

–
bei störfallbedingten Folgeausfällen,

–
bei gleichzeitigem oder zeitlich versetztem Ausfall der Eigenbedarfsversorgung sowie

–
bei Ausfällen oder Unverfügbarkeiten gemäß dem Einzelfehlerkonzept nach Nummer 3.1 (7).
(…)
Das Kernkraftwerk ist mit zuverlässigen leittechnischen Einrichtungen mit Leittechnik-Funktionen auf der Sicherheitsebene 3, dem Reaktorschutzsystem, auszurüsten, deren Leittechnik-Funktionen bei Erreichen festgelegter Ansprechwerte Schutzaktionen auslösen.

(…)


	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummern der SiAnf.

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Anforderungen an die Zuverlässigkeit der leittechnischen Einrichtungen zur Ausführung von Leittechnik-Funktionen der Kategorie A generell in den SiAnf und die entsprechenden spezifischen Anforderungen in Abschnitt 3.2 der Interpretation I-3 formuliert sind.

	
	a) Die elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems sind redundant sowie räumlich getrennt oder durch sicherheitstechnisch gleichwertige Maßnahmen geschützt und elektrisch unabhängig auszuführen.
	SiAnf

3.1 (7)

SiAnf

3.7 (3)
	Einrichtungen zur Beherrschung von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 sind so redundant und entmascht auszuführen, dass die zur Ereignisbeherrschung erforderlichen Sicherheitsfunktionen auch dann ausreichend wirksam sind, wenn im Anforderungsfall

–
ein ungünstigst wirkender Einzelfehler in einer Sicherheitseinrichtung infolge eines zufälligen Ausfalls auftritt und

–
gleichzeitig eine in Kombination mit dem Einzelfehler ungünstigst wirkende Unverfügbarkeit in einer Sicherheitseinrichtung infolge von Instandhaltungsmaßnahmen vorliegt.

Einzelfehler werden grundsätzlich sowohl bei aktiven, als auch bei passiven Einrichtungen unterstellt, Ausnahmen sind zu begründen.
(…)

Das Kernkraftwerk ist mit zuverlässigen leittechnischen Einrichtungen mit Leittechnik-Funktionen auf der Sicherheitsebene 3, dem Reaktorschutzsystem, auszurüsten, deren Leittechnik-Funktionen bei Erreichen festgelegter Ansprechwerte Schutzaktionen auslösen.

Diese Einrichtungen sind nach folgenden Grundsätzen auszulegen:

–
redundante Auslegung von Komponenten, Baugruppen und Teilsystemen,

–
Diversität (siehe Nummer 3.1 (5)),

–
räumlich getrennte Installation entsprechend dem Wirkungsbereich möglicher versagensauslösender Ereignisse,
(…)


	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummern der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass diese RSK-LL-Anforderung auch in der Interpretation I-3 berücksichtigt ist.
Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass in Kapitel 3.9 der SiAnf generelle Anforderungen an die elektrische Eneregieversogung zu finden sind.

	
	b) Ein Ausfall in den elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems darf nur die Funktion eines der zueinander redundanten Stränge des Sicherheitssystems beeinträchtigen.
	I-3

3.2 (4)
	Ein Ausfall in den leittechnischen elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems darf höchstens Auswirkungen auf nur die Funktion der betroffenen Redundante eines der zueinander redundanten Stränge des Sicherheitssystems haben beeinträchtigen.


	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	c) Ein einzelnes anlageninternes versagenauslösendes Ereignis darf nicht zum Ausfall mehrerer der zueinander redundanten Stränge des Sicherheitssystems führen.


	I-3

3.8 (2)
	Redundante leittechnische Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A und B ausführen, sind voneinander so unabhängig auszulegen, dass ein anlageninternes versagensauslösendes Ereignis nicht zum Ausfall mehrerer Redundanten führt.
(…)


	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.


	
	d) Die elektrischen Einrichtungen, die für die Funktionsfähigkeit des Sicherheitssystems nach Eintritt von Störfällen erforderlich sind, müssen den jeweils ungünstigsten Umgebungs- und Störfallbedingungen standhalten, die im zugehörigen Aufstellungs- oder Installationsbereich durch den Aufbau und die Auslegung des Kernkraftwerks vorgegeben sind.


	I-3

3.2 (4)
	(…)

Die leittechnischen elektrischen Einrichtungen, die für die Funktionsfähigkeit des Sicherheitssystems nach Eintritt von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 Störfällen erforderlich sind, sind so auszulegen, dass sie müssen den jeweils ungünstigsten Umgebungs- und Störfallbedingungen standhalten, die im zugehörigen Aufstellungs- und Installationsbereich durch den Aufbau und die Auslegung des Kernkraftwerks auftreten können vorgegeben sind.
(…)


	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch das Konzept der Sicherheitsebenen berücksichtigt wurde.

	
	e) Bei Ausfall einzelner Stränge des Sicherheitssystems durch Einwirkungen von außen müssen die übrigen Stränge zur Beherrschung des jeweiligen Störfalls ausreichen.
	I-3

3.8 (2)
	(…)

Wenn einzelne Redundanten leittechnischer Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, durch Notstandsfälle ausfallen, müssen die übrigen Redundanten zur Ausführung der Leittechnik-Funktionen ausreichen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(8) Es sind auf ihre Eignung geprüfte oder für den Einsatzfall und für die unterstellten Einsatzbedingungen betriebsbewährte und möglichst wartungsfreie Geräte zu verwenden.
	I-3

3.1 (2)
	Es sind auf ihre Eignung geprüfte oder für den Einsatzfall und für die unterstellten Einsatzbedin-gungen betriebsbewährte Hardware und möglichst war-tungsfreie Geräte zu verwenden. Diese Hardware soll während des Leistungsbetriebs wartungsfrei sein.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(9) Die Störfallfestigkeit der elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems ist, soweit erforderlich, nachzuweisen.
	I-3

3.1 (10)
	Für leittechnische Einrichtungen, die auslegungsgemäß Funktionen auch unter Störfallbedingungen ausführen, muss die Störfallfestigkeit nachgewiesen werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	
	(10) Leitungen und Kabel sind nach Strängen getrennt und, soweit erforderlich, gegen äußere Einwirkungen geschützt zu verlegen. 
	I-3

3.1 (3)
	Leitungen und Kabel, einschließlich Lichtwellenleiter, sind nach Strängen Redundanten getrennt und, soweit erforderlich, auch gegen äußere Einwirkungen von innen und außen sowie aus Notstandsfällen geschützt zu verlegten.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.
Dabei wurde die Anforderung in Bezug auf Lichtwellenleiter erweitert, da dies dem aktuellen Stand von W&T entspricht.

	
	Leitungen und Kabel zur Signalübertragung und Stromversorgung von redundanten Mess- und Steuereinrichtungen des Sicherheitssystems sollen ohne Einschleifen in Warten oder zentrale Rangierverteiler unmittelbar zu den signalverarbeitenden Baugruppen geführt werden. Sie sind so zu verlegen oder so abzuschirmen, dass durch äußere Störquellen, wie z.B. durch Starkstromkabel, eine unzulässige Beeinflussung der Mess- und Steuersignale vermieden wird. Für die Sicherheitsleittechnik gilt 7.3.
	I-3

3.1 (4)
	Die leittechnischen Einrichtungen müssen so ausgelegt, montiert, abgeschirmt und geschützt werden, dass eine unzulässige Beeinflussung der Signale durch anlageninterne sowie durch äußere Störquellen vermieden wird.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

Dabei wurde die Anforderung generell auf alle leittechnischen Einrichtungen erweitert, da sich die RSK-LL-Anforderung nur auf die Beeinflussung von Leitungen und Kabel bezog.

	
	(11) Die elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems sind so auszulegen, dass eine regelmäßige und lückenlose Überprüfung in Abschaltpausen und, soweit aus Zuverlässigkeitsgründen erforderlich, auch während des Normalbetriebs möglich ist. Die Prüfungen sollen mittels eingebauter Prüfhilfen leicht durchführbar sein. Prüfeingriffe und Handbefehle dürfen notwendige Sicherheitsfunktionen weder verhindern noch die Zuverlässigkeit ihrer Anregung signifikant vermindern.
	I-3

3.2 (5)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, sind grundsätzlich selbstüberwachend auszulegen. Deren Funktionen und Eigenschaften, die von der Selbstüberwachung nicht erfasst sind, sind einer regelmäßigen und lückenlosen Überprüfung zu unterziehen. Die Prüfzyklen sind auf Grundlage von Zuverlässigkeitsbetrachtungen festzulegen. Diese Prüfungen sollen mittels Prüfhilfen an für diesen Zweck vorgesehenen Schnittstellen leicht durchführbar sein. 
Prüfeingriffe und Handbetätigungen sind so festzulegen, dass notwendige Sicherheitsfunktionen weder verhindert werden noch die Zuverlässigkeit ihrer Anregung signifikant vermindert wird.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.
Dabei wurden auch die RSK-LL-Anforderungen aus 7.2.1 (11) und 7.3.2 (14) zusammengefasst.

Zudem wurde eine Anforderung für die Selbstüberwachung mit Vorrang gegenüber Funktionsprüfungen ergänzt. Darüber hinaus wurde klargestellt auf welcher Basis Prüfzyk-len für die regelmäßige Überprüfungen festge-legt werden sollen. Ausserdem wurde die im alten Text enthaltene Unterscheidung zwischen Abschaltpausen und Normalbetrieb eliminiert, da allein die Zuverlässigkeitsbetrachtungen für die Festlegung der Prüfzyklen entscheidend sind.

	
	(12) Es ist sicherzustellen, dass eine gleichzeitige Prüfung redundant vorhandener elektrischer Einrichtungen des Sicherheitssystems verhindert wird. 7.2.1 (7b) ist anzuwenden.
	I-3

3.2 (6)
	Die Selbstüberwachung ist so auszulegen, dass sie die Funktion der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, nicht beeinträchtigt. Die regelmäßigen Überprüfungen sind so zu planen und durchzuführen, dass eine gleichzeitige Prüfung erforderlicher redundanter leittechnischer Einrichtungen nicht stattfindet.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

Dabei wurde die Anforderung um die Selbstüberwachung ergänzt.

	
	(13) Es sind Maßnahmen vorzusehen, die es ermöglichen, die Funktionsfähigkeit der elektrischen Einrichtungen und deren Zusammenwirken mit den aktiven und passiven Komponenten des Sicherheitssystems zu überprüfen und den Zustand dieser sicherheitstechnischen Einrichtungen zu überwachen.
	I-3

3.1 (5)
	Es müssen sind Maßnahmen und Einrichtungen vorhanden sein vorgesehen, die es ermöglichen, die Funktionsfähigkeit der leittechnischen elektrischen Einrichtungen und ihr deren Zusammenwirken mit den aktiven und passiven Einrichtungen Komponenten des Sicherheitssystems zu überprüfen und den Zustand dieser sicherheitstechnischen Einrichtungen zu überwachen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(14) Müssen die Bereitschaftsstellungen von Sicherheitseinrichtungen verändert werden, so ist sicherzustellen, dass diese Veränderungen nur durchgeführt werden, wenn entsprechende Freigabebedingungen erfüllt sind, und dass diese Veränderungen automatisch (z.B. bei den Druckspeicherarmaturen beim An- und Abfahren der Anlage) oder durch betriebstechnische und administrative Maßnahmen wieder aufgehoben werden, wenn die Freigabebedingungen nicht mehr erfüllt sind. In dem sicherheitstechnisch geforderten Zustand sind dann die Einrichtungen gegen Eingriffe weitgehend zu sichern.
	I-3

3.2 (2)
	Veränderungen an Bereitschaftsstellungen von Einrichtungen des Sicherheitssystems dürfen nur dann vorgenommen werden, wenn entsprechende Freigabebedingungen erfüllt sind. Diese Veränderungen müssen automatisch oder durch technische Vorkehrungen bzw. organisatorische Maßnahmen wieder aufgehoben werden, wenn die Freigabebedingungen nicht mehr erfüllt sind. In dem sicherheitstechnisch geforderten Zustand müssen diese Einrichtungen gegen unzulässige Eingriffe gesichert werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

Dabei wurde auch der Begriff „Sicherheitseinrichtungen“ durch „Einrichtungen des Sicherheitssystems“ ersetzt und die Unschärfe „weitgehend“ eliminiert.

	
	(15) Soweit bei Sicherheitseinrichtungen eindeutige Bereitschaftsstellungen von Stellgliedern bei Normalbetrieb vorgeschrieben sind, ist das Verlassen dieser Bereitschaftsstellung zu melden. Handarmaturen sind in Bereitschaftsstellung möglichst eingriffsicher zu blockieren.
	I-3

3.2 (3)
	Sind bei Einrichtungen des Sicherheitssystems eindeutige Bereitschaftsstellungen von Stellgliedern bei Normalbetrieb vorgeschrieben, so soll das Verlassen dieser Bereitschaftsstellung signalisiert werden. Stellglieder ohne Meldung der Bereitschaftsstellung sind gegen das Verlassen der Bereitschaftsstellung zu sichern.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

Dabei wurde auch der Begriff „Sicherheitseinrichtungen“ durch „Einrichtungen des Sicherheitssystems“ ersetzt und die Formulierung „melden“ auf „signalisieren“ geändert.

	
	(16) Die elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems sollten nur für Aufgaben innerhalb des Sicherheitssystems benutzt werden. Sofern Sicherheitseinrichtungen auch für betriebliche Aufgaben eingesetzt werden, müssen die zugehörigen elektrischen Einrichtungen so ausgelegt werden, das die geforderte Zuverlässigkeit dieser Sicherheitseinrichtungen nicht unzulässig beeinträchtigt wird.
	I-3

3.2 (7)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, sollen nur für Aufgaben innerhalb des Sicherheitssystems benutzt werden. Sofern Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, auch für Leittechnik-Funktionen niedrigerer Kategorien eingesetzt werden, sind die zugehörigen leittechnischen Einrichtungen so auszulegen, dass die geforderte Zuverlässigkeit der Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, erhalten bleibt.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

Dabei wurde auch der Begriff „elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems“ entsprechend dem Geltungsbereich als „leittechnische Einrichtungen des Sicherheitssystems“ definiert.

	
	(17) Die Hilfsanlagen und die Hilfsmedienversorgung des Sicherheitssystems sind so zuverlässig auszulegen, das sie die Nichtverfügbarkeit der zu versorgenden Systeme nicht bestimmen.
	SiAnf

3.1 (3) g)
	die Hilfs- und Versorgungssysteme der Sicherheitseinrichtungen sind so zuverlässig auszulegen und gegen Einwirkungen zu schützen, dass sie die erforderliche hohe Verfügbarkeit der zu versorgenden Einrichtungen absichern;
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei dieser Anforderung um einen übergeordneten Auslegungsgrundsatz handelt.

	
	(18) Rückmeldungen von aktiven Systemkomponenten (z.B. Stellantrieben), welche den Funktionsablauf der Sicherheitsleittechnik mitbestimmen, sollen vorzugsweise aus der Prozessvariablen abgeleitet oder unmittelbar am verfahrenstechnischen Stellglied abgegriffen werden. Eine zuverlässige Kopplung zwischen dem Stellungssignalgeber und dem verfahrenstechnischen Stellglied muss gewährleistet sein.
	I-3

3.1 (6)
	Rückmeldungen von aktiven Einrichtungen Systemkomponenten (z. B. Stellantrieben), welche den Funktionsablauf der leittechnischen Einrichtungen für Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C Sicherheitsleittechnik mitbestimmen, sollen vorzugsweise aus der Prozessvariablen abgeleitet oder unmittelbar am verfahrenstechnischen Stellglied abgegriffen werden. Eine zuverlässige Kopplung zwischen dem Stellungssignalgeber und dem verfahrenstechnischen Stellglied muss gewährleistet sein.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leit-technik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.2.2
	Prüfungen
	-
	-
	-

	
	(1) Die Funktionsfähigkeit der elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung ist während der Nutzungsdauer der Anlage durch geeignete Prüfungen nachzuweisen. Diese Prüfungen müssen alle funktionswichtigen Komponenten erfassen.
	I-3

5 (1)
	Die Funktionsfähigkeit der leittechnischen elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, ist während der BetriebNutzungsdauer der Anlage durch geeignete Prüfungen nachzuweisengewiesen. Diese Prüfungen müssen erfassen alle sicherheitstechnisch funktionswichtigen Komponenten Einrichtungen erfassen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(2) Art und Umfang der Prüfungen und die Zeitabstände zwischen den Prüfungen sind in allen Einzelheiten festzulegen.
	SiAnf

3.1 (12)
	Prüfung und Wartung

Alle sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen müssen so beschaffen und angeordnet sein, dass sie entsprechend ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung und Aufgabe vor ihrer Inbetriebnahme und danach in regelmäßigen Zeitabständen in hinreichendem Umfang geprüft und gewartet werden können, um den spezifikationsgerechten Zustand feststellen und sich anbahnende Abweichungen von prüfbaren Qualitätsmerkmalen erkennen zu können.

Die Funktion von sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen ist unter Bedingungen, die möglichst dem Anforderungsfall entsprechen, im erforderlichen Umfang zu prüfen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei dieser Anforderung um einen übergeord-neten Auslegungsgrundsatz handelt.

	
	(3) Die Ergebnisse der Prüfungen sind zu dokumentieren.
	SiAnf

6 (4)
	Entsprechend ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung müssen für alle sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen Spezifikationen, Auslegungsvorschriften, Werkstoffvorschriften, Bauvorschriften und Prüfvorschriften sowie Betriebsvorschriften und Instandhaltungsvorschriften vorhanden sein.

In den Prüfvorschriften sind Vorprüfungen, Werkstoffprüfungen, Bauprüfungen, Druckprüfungen, Abnahmeprüfungen und Funktionsprüfungen sowie regelmäßig wiederkehrende Prüfungen im Einzelnen festzulegen.

Die Einhaltung dieser Vorschriften ist im Rahmen eines Qualitätsgewährleistungsprogramms zu überwachen.

Das Ergebnis der Qualitätsüberwachung mit den Ergebnissen der Prüfungen ist zu dokumentieren. Die zur Beurteilung der Qualität notwendigen Unterlagen über Auslegung, Fertigung, Errichtung und Prüfungen sowie Betrieb und Instandhaltung der sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen sind bis zum Abbau der Einrichtungen verfügbar zu halten.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf.

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Anforderungen an die Prüfungen generell in den SiAnf geregelt sind und die spezifischen Anforderungen zur Dokumentation zu leittechnischen Einrichtungen der Kategorien A bis C einschließlich Störfallinstrumentierung in Abschnitt 6 der Interpretation I-3 enthalten sind.

	7.2.3
	Vorzulegende Unterlagen

Zur Begutachtung sind Unterlagen vorzulegen, die alle sicherheitstechnisch wichtigen Einzelheiten der elektrischen Einrichtungen des Sicherheitssystems prüffähig beschreiben. Hierzu gehört auch eine Liste, in der alle Antriebe und Stellglieder des Sicherheitssystems aufgeführt sind.
	
	
	Diese RSK-LL-Anforderung wurde gestrichen, weil sie nicht dem Detaillierungsgrad der SiAnf entspricht.

	7.3
	Sicherheitsleittechnik

Folgende Regeln liegen hierzu vor:

Reaktorschutzsystem und Überwachungseinrichtungen des Sicherheitssystems (KTA 3501) Fassung 6/85

Typprüfung von elektrischen Baugruppen des Reaktorschutzsystems (KTA 3503) Fassung 11/86

Typprüfung von Messwertgebern und Messumformern des Reaktorschutzsystems (KTA 3505) Fassung 11/84

Systemprüfung der leittechnischen Einrichtungen des Sicherheitssystems in Kernkraftwerken (KTA 3506) Fassung 11/84

Werksprüfungen, Prüfungen nach Instandsetzung und Nachweis der Betriebsbewährung für leittechnischen Einrichtungen des Sicherheitssystems (KTA 3507) Fassung 11/86
	
	
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“ zum Regelwerk und nicht in den SiAnf.

	7.3.1
	Geltungsbereich

Die Sicherheitsleittechnik ist die Leittechnik des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung. Die Sicherheitsleittechnik umfasst die Leittechnik- Funktionen der Kategorien 1, 2 und 3. Sie wird durch Einrichtungen realisiert, bei denen Geräte Leittechnik-Funktionen ausführen.
	I-3

1
	Geltungsbereich

Die nachfolgenden Interpretationen gelten für leittechnische Einrichtungen, die auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4 Leittechnik-Funktionen mit sicherheitstechnischer Bedeutung ausführen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die An-forderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und das Konzept der Si-cherheitsebenen berücksichtigt wurde.

	7.3.2
	Allgemeine Anforderungen
	-
	-
	-

	
	(1) Die Sicherheitsleittechnik muss bewirken, dass die Schutzziele sichergestellt werden. Dabei sollen gestaffelte Maßnahmen angewendet werden. Die Einrichtungen der Sicherheitsleittechnik führen dabei Leittechnik-Funktionen unterschiedlicher sicherheitstechnischer Bedeutung aus.
	SiAnf

2 (1)
	Zur Einhaltung der radiologischen Sicherheitsziele (siehe Nummer 2.5) sind die im Kernkraftwerk vorhandenen radioaktiven Stoffe durch technische Barrieren bzw. Rückhaltefunktionen (siehe Nummer 2.2) mehrfach einzuschließen und deren Strahlung ausreichend abzuschirmen. Die Wirksamkeit der Barrieren und Rückhaltefunktionen ist durch die Erfüllung von Schutzzielen (siehe Nummer 2.3) abzusichern. Es ist ein gestaffeltes Sicherheitskonzept zu realisieren, das die Erfüllung der Schutzziele und die Erhaltung der Barrieren und Rückhaltefunktionen auf mehreren gestaffelten Sicherheitsebenen sowie bei Einwirkungen von innen und außen gewährleistet (siehe Nummer 2.1 und 2.4).
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei dieser Anforderung um eine übergeord-nete Anforderung an das technische Sicherheitskonzept handelt.

	
	(2) Entsprechend ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung sind die Leittechnik- Funktionen in unterschiedliche Kategorien einzuordnen, für die abgestufte Sicherheitsanforderungen gelten:

Kategorie 1

Die Leittechnik-Funktionen der Kategorie 1 umfassen alle Funktionen, die erforderlich sind, um nichttolerable Auswirkungen der Störfälle zu verhindern.

Kategorie 2

Die Leittechnik-Funktionen der Kategorie 2 umfassen alle Funktionen, die erforderlich sind, um die Ausweitung einer Störung zu einem Störfall zu verhindern. 7)
7)
Bei Ausfall dieser Leittechnik-Funktionen sind nur geringe Schadensauswirkungen zu erwarten.

Kategorie 3

Die Leittechnik-Funktionen der Kategorie 3 umfassen alle übrigen Funktionen mit sicherheitstechnischer Bedeutung. 8)
8)
Funktionen dieser Einrichtungen sind z.B. Teile der Störfall- und der Strahlenschutzinstrumentierung.
	I-3

2
	Entsprechend ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung müssen Leittechnik-Funktionen, einschließlich Leittechnik-Funktionen der Störfallinstrumentierung, in unterschiedliche Kategorien eingeordnet werden, für die abgestufte Anforderungen gelten.
Kategorie A

Die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A umfassen alle Funktionen, die erforderlich sind, um Ereignisse der Sicherheitsebene 3 zu beherrschen.
Kategorie B

Die Leittechnik-Funktionen der Kategorie B umfassen alle Funktionen, die erforderlich sind, um Ereignisse der Sicherheitsebene 2 zu beherrschen sowie das Eintreten von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 zu vermeiden.
Kategorie C

Die Leittechnik-Funktionen der Kategorie C umfassen alle übrigen sicherheitstechnisch wichtigen Funktionen.
Nicht kategorisiert sind Leittechnik-Funktionen, die keine sicherheitstechnisch wichtigen Funktionen ausführen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

Dabei wurde auch das Konzept der Sicherheitsebenen für die leittechnischen Einrichtungen umgesetzt und Qualitätsanforderung in Form der Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen erarbeitet.

	
	(3) Entsprechend der unterschiedlichen sicherheitstechnischen Bedeutung der Leittechnik- Funktionen sind die sie ausführenden Geräte der Sicherheitsleittechnik in Kategorien mit abgestuften Qualifizierungsanforderungen einzuordnen:

Kategorie E1

Geräte der Kategorie E1 umfassen alle Geräte, die Leittechnik- Funktionen der Kategorien 1 oder 2 ausführen.

Kategorie E2

Geräte der Kategorie E2 umfassen alle Geräte, die Leittechnik- Funktionen der Kategorie 3 ausführen.
	
	
	Diese RSK-LL-Anforderung wird gestrichen, weil die abgestuften Kriterien für die leittechnischen Einrichtungen entsprechend der eingeführten Kategorisierung erstellt worden sind und die Geräte (Hardware) als ein Bestandteil der leittechnischen Einrichtungen erfasst sind und somit keiner weiteren Kategorisierung bedürfen.

	
	(4) Der Aufbau der Sicherheitsleittechnik der Kategorie 1 soll einfach sein. Er soll erforderliche Nachweise zur Qualifizierung des Systems zuverlässig ermöglichen. 9)
9)
Im folgenden wird die Sicherheitsleittechnik, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie 1 ausführt, mit "Sicherheitsleittechnik der Kategorie 1" bezeichnet, entsprechendes gilt für die Sicherheitsleittechnik der Kategorien 2 und 3.)
	I-3

3.2 (8)
	Leittechnische Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, müssen so aufgebaut werden, dass die erforderlichen Nachweise zur Qualifizierung der leittechnischen Einrichtungen des Sicherheitssystems zuverlässig möglich sind.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

Dabei wurde auch die Aussage zur Qualifizierung der leittechnischen Einrichtungen des Sicherheitssystems präsiziert wurde.

	
	(5) Bei der Auslegung der Sicherheitsleittechnik der Kategorie 1 ist Vorsorge gegen systematische Ausfälle zu treffen.
	I-3

3.2 (11)
	Bei der Auslegung der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, sind Vorkehrungen gegen systematische Ausfälle der leittechnischen Einrichtungen zur Minderung der Eintrittswahrscheinlichkeit derart zu treffen, dass ein systematischer Ausfall auf der Sicherheitsebene 3 nicht mehr unterstellt werden muss.

Kann für rechnerbasierte oder programmierbare leittechnische Einrichtungen diese Nachweisführung nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht erfolgen, sind Vorkehrungen derart zu treffen, dass ein systematischer Ausfall von Hardware und Software auf der Sicherheitsebene 3 beherrscht wird.

Beim Einsatz rechnerbasierter oder programmierbarer Leittechnik sind grundsätzlich diversitäre leittechnische Einrichtungen unter Beachtung der folgenden Bedingungen zu verwenden. (...)
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

Dabei wurde auch der Begriff „Ausfälle“ in Bezug auf rechnerbasierte oder programmierbare Leittechnik präzisiert.

	
	(6) Es ist nachzuweisen, dass die Sicherheitsleittechnik der Kategorie 1 ihre Aufgaben auch dann erfüllt, wenn zusätzlich zum Störfall ein Zufallsausfall und ein systematischer Ausfall und Folgeausfälle eintreten. Ein systematischer Ausfall braucht dabei nicht angenommen zu werden, wenn ausreichende Maßnahmen zu seiner Vermeidung nachgewiesen werden. Während eines Instandhaltungsfalls ist auch ein Störfall zu unterstellen. Dabei brauchen innerhalb einer Zeitspanne von 100 h der systematische Ausfall und der Zufallsausfall nicht überlagert zu werden.
	I-3

3.2 (12)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, sind grundsätzlich so auszulegen, dass sie ihre Aufgaben im Anforderungsfall unter Berücksichtigung folgender Annahmen erfüllen:

Es liegt

a) ein Zufallsausfall durch einen Einzelfehler,

b) und ein systematischer Ausfall (systematischer Ausfall der Hardware oder systematisches Softwareversagen); dies gilt nicht, wenn die Voraussetzung der Nummer 3.2 (11) erfüllt ist,

c) und Folgeausfälle

d) und ein Instandhaltungsfall vor.

Während eines Instandhaltungsfalls muss innerhalb einer Zeitspanne von 100 h das gleichzeitige Auftreten des systematischen Ausfalls und des Zufallsausfalls nicht unterstellt werden.

Bei rechnerbasierten und programmierbaren leittechnischen Einrichtungen mit einem ausreichend hohen Selbstüberwachungsgrad und nachgewiesenen Instandhaltungszeiten kleiner als 8 h muss gleichzeitig mit dem systematischen Ausfall das Auftreten eines Zufallsausfalls oder des Instandhaltungsfalls nicht unterstellt werden.

Hinweis:

Zum Ausfall durch Einzelfehler und Unverfügbarkeit durch Instandhaltung sind weitere Anforderungen in Anhang 4 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ festgelegt.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

Dabei wurde die Anforderung auch zur Vermeidung des systematischen Ausfalls unter Berücksichtigung des Einzelfehlerkonzepts neu formuliert und der Begriff „Ausfälle“ in Bezug auf rechnerbasierte oder programmierbare Leittechnik präzisiert.

	
	(7) Es ist nachzuweisen, dass die Sicherheitsleittechnik der Kategorie 2 ihre Aufgaben auch dann erfüllt, wenn zusätzlich zur Störung ein Zufallsausfall und Folgeausfälle eintreten. Während eines Instandhaltungsfalls ist auch eine Störung zu unterstellen. 
	I-3

3.3
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie B ausführen, sind so auszulegen, dass sie ihre Aufgaben auch dann erfüllen, wenn im Anforderungsfall zusätzlich ein Zufallsausfall und daraus resultierende Folgeausfälle eintreten.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

Dabei wurde auch die Einschränkung für den Instandhaltungsfall aufgehoben.

	
	(8) Eingriffe in die Sicherheitsleittechnik der Kategorien 1 und 2 sollen angezeigt werden.
	I-3

3.1 (5)
	Es müssen Maßnahmen und Einrichtungen vorhanden sein, die es ermöglichen, die Funktionsfähigkeit der leittechnischen Einrichtungen und ihr Zusammenwirken mit den aktiven und passiven Einrichtungen des Sicherheitssystems zu überprüfen und den Zustand dieser sicherheitstechnischen Einrichtungen zu überwachen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	
	(9) Fehlerhaftes Ansteuern des Sicherheitssystems ist unter Berücksichtigung der Ausfallkombinationen nach 7.3.2 (6) zu verhindern, wenn dadurch Störfälle mit nichttolerablen Auswirkungen auftreten können.
	I-3

3.2 (4)
	Ein Ausfall in den leittechnischen Einrichtungen des Sicherheitssystems darf höchstens Auswirkungen auf die Funktion der betroffenen Redundante des Sicherheitssystems haben.

Die leittechnischen Einrichtungen, die für die Funktionsfähigkeit des Sicherheitssystems nach Eintritt von Ereignissen der Sicherheitsebene 3 erforderlich sind, sind so auszulegen, dass sie den jeweils ungünstigsten Umgebungs- und Störfallbedingungen standhalten, die im zugehörigen Aufstellungs- und Installationsbereich auftreten können.

Die leittechnischen Einrichtungen sind so auszulegen, dass ein fehlerhaftes Auslösen von Schutzaktionen unter Berücksichtigung der Nummer 3.2 (11) verhindert wird, wenn dies zu auslegungsüberschreitenden Anlagenzuständen führen kann.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die An-forderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und das Konzept der Si-cherheitsebenen berücksichtigt wurde.
Dabei wurde auch das Einzelfehlerkonzept berücksichtigt.

	
	(10) Die Sicherheitsleittechnik darf die Unverfügbarkeit des Sicherheitssystems nicht bestimmen
	SiAnf

3.1 (3) g)

I-3

3.1 (9)
	die Hilfs- und Versorgungssysteme der Sicherheitseinrichtungen sind so zuverlässig auszulegen und gegen Einwirkungen zu schützen, dass sie die erforderliche hohe Verfügbarkeit der zu versorgenden Einrichtungen absichern;
Die leittechnischen Einrichtungen dürfen die Erfüllung der der verfahrenstechnischen Auslegung zu Grunde liegenden Anforderungen an Unabhängigkeit und Beherrschung von Fehlerkombinationen nicht unzulässig beeinträchtigen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf und der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	
	(11) Die Sicherheitsleittechnik soll Schutzaktionen zur Beherrschung von Störfällen automatisch auslösen. Das Sicherheitssystem ist so auszulegen, dass notwendige von Hand auszulösende Schutzaktionen zur Beherrschung von Störfällen nicht vor Ablauf von 30 Minuten erforderlich werden.
	Si Anf

3.1 (3) h)
	Automatisierung (in der Störfallanalyse sind von Hand auszulösende Schutzaktionen grundsätzlich nicht vor Ablauf von 30 Minuten zu kreditieren).
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst wurde.

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei dieser Anforderung um einen übergeord-neten Auslegungsgrundsatz handelt.

	
	(12) Leittechnik-Funktionen zur Durchführung von Handmaßnahmen, die erforderlich sind, um nichttolerable Auswirkungen der Störfälle zu verhindern, und die dazu notwendigen Informationen können nach Kategorie 2 klassifiziert werden, wenn die Überlagerung der Ausfallannahmen nach 7.3.2 (6) eingehalten wird.
	I-3

3.1 (12)
	Die leittechnischen Einrichtungen sind so auszulegen, dass die für die Beherrschung von Ereignissen und für die Durchführung von vorgeplanten Maßnahmen des anlageninternen Notfallschutzes erforderlichen Eingriffsmöglichkeiten vorhanden sind. Die Eingriffsmöglichkeiten sind so auszulegen, dass sie die Funktionsfähigkeit der leittechnischen Einrichtungen bei der Beherrschung der Ereignisse der Sicherheitsebenen 2 und 3 nicht unzulässig beeinträchtigen. Die Eingriffsmöglichkeiten sind gegen Fehlbedienung zu sichern.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei dieser Anforderung um einen übergeord-neten Auslegungsgrundsatz handelt.
Da der RSK-LL-Text nicht mit dem Konzept der Sicherheitsebenen kompatibel ist, wurde dieser nicht direkt übernommen. Daher wurde die Anforderung hinsichtlich der Eingriffsmöglichkeiten zur Durchführung von Handmaßnahmen unter Berücksichtigung des Konzepts der Sicherheitsebenen neu erstellt.

	
	(13) Die Funktionsfähigkeit der Sicherheitsleittechnik ist unabhängig von Art und Umfang der zeitlichen Änderung ihrer Eingangssignale 10) zu gewährleisten.

10)
Ein Meldeschwall ist zuverlässig zu verarbeiten.
	I-3

3.1 (12)
	Die leittechnischen Einrichtungen sind so auszulegen, dass die für die Beherrschung von Ereignissen und für die Durchführung von vorgeplanten Maßnahmen des anlageninternen Notfallschutzes erforderlichen Eingriffsmöglichkeiten vorhanden sind. Die Eingriffsmöglichkeiten sind so auszulegen, dass sie die Funktionsfähigkeit der leittechnischen Einrichtungen bei der Beherrschung der Ereignisse der Sicherheitsebenen 2 und 3 nicht unzulässig beeinträchtigen. Die Eingriffsmöglichkeiten sind gegen Fehlbedienung zu sichern.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.
Dabei wurde auch die Thematik hinsichtlich der Verarbeitung des Meldeschwalls präzisiert.

	
	(14) Die Sicherheitsleittechnik soll selbstüberwachend ausgelegt werden.
	I-3

3.2 (5)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, sind grundsätzlich selbstüberwachend auszulegen. Deren Funktionen und Eigenschaften, die von der Selbstüberwachung nicht erfasst sind, sind einer regelmäßigen und lückenlosen Überprüfung zu unterziehen. Die Prüfzyklen sind auf Grundlage von Zuverlässigkeitsbetrachtungen festzulegen. Diese Prüfungen sollen mittels Prüfhilfen an für diesen Zweck vorgesehenen Schnittstellen leicht durchführbar sein.

Prüfeingriffe und Handbetätigungen sind so festzulegen, dass notwendige Sicherheitsfunktionen weder verhindert werden noch die Zuverlässigkeit ihrer Anregung signifikant vermindert wird.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

Dabei wurden auch die RSK-LL-Anforderungen aus 7.2.1 (11) und 7.3.2 (14) zusammengefasst.

Zudem wurde eine Anforderung für die Selbstüberwachung mit Vorrang gegenüber Funktionsprüfungen ergänzt. Darüber hinaus wurde klargestellt auf welcher Basis Prüfzyk-len für die regelmäßige Überprüfungen festge-legt werden sollen. Ausserdem wurde die im alten Text enthaltene Unterscheidung zwischen Abschaltpausen und Normalbetrieb eliminiert, da allein die Zuverlässigkeitsbetrachtungen für die Festlegung der Prüfzyklen entscheidend sind.

	
	(15) Die Sicherheitsleittechnik ist so auszulegen, dass notwendige Anpassungen an regelmäßig wiederkehrende Zustände des Normalbetriebs (z.B. Streckbetrieb) einfach und zuverlässig durchgeführt werden können.
	I-3

3.1 (8)
	Die leittechnischen Einrichtungen müssen so ausgelegt werden, dass notwendige Anpassungen an regelmäßig wiederkehrende Zustände des Normalbetriebs (z. B. Streckbetrieb) einfach und zuverlässig durchführbar sind.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(16) Gegen versagenauslösende Ereignisse außerhalb der Reaktoranlage wie Überflutung, Blitz, Sturm und Erdbeben sind ausreichende Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen, so daß durch diese Ereignisse die Funktion der Sicherheitsleittechnik nicht unzulässig beeinträchtigt wird.
	I-3

3.2 (1)
	Bei der Auslegung der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, müssen versagensauslösende Ereignisse innerhalb und außerhalb des Sicherheitssystems berücksichtigt werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

	7.3.3
	Anforderungsspezifikation
	-
	-
	-

	
	(1) Sämtliche Anforderungen an die Sicherheitsleittechnik sind in übersichtlicher Darstellung in einer Anforderungsspezifikation zu dokumentieren.
	I-3

3.6 (1)
	Die Anforderungen an Leittechnik-Funktionen sind in einer Anforderungsspezifikation in übersichtlicher Darstellung strukturiert zu dokumentieren.

In der Anforderungsspezifikation für die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A, B und C sind mindestens anzugeben:

– Aufgaben,

– Kategorien der Leittechnik-Funktionen,

– Anregekriterien,

– Eingangssignale,

– Signalverarbeitung,

– Ansteuerungen der Stellglieder,

– Meldungen/Anzeigen,

– Umgebungsbedingungen,

– Anforderungen an die Datenaufzeichnung,

– Schnittstellen zu anderen Leittechnik-Funktionen,

– Reaktionszeiten und

– Schutzziele.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

Dabei wurden auch die RSK-LL-Anforderungen aus 7.3.3 (1) und (4) zusammengefasst.
Zudem wurde eine Ergänzung/Präzisierung bezüglich Meldungen/Anzeigen, Datenspeicherung und Schnittstellen zu anderen Leittechnik-Funktionen vorgenommen.

	
	(2) Die Aufgaben der Sicherheitsleittechnik sind aufgrund einer Analyse von Ereignisabläufen zu ermitteln, die zu unterstellende Störungen und Störfälle sowie die Betrachtung anlageninterner Notfallmaßnahmen umfaßt.
	I-3

3.6 (2)
	Die Aufgaben der Leittechnik-Funktionen, die auf den Sicherheitsebenen 2, 3 und 4a, bei Einwirkungen von innen oder außen sowie bei Notstandsfällen eingesetzt werden, sind auf Basis einer Analyse der Ereignisabläufe zu ermitteln, die die in den Sicherheitsebenen 2, 3 und 4a unterstellten Ereignisse und die Einwirkungen von innen oder außen sowie die Notstandsfälle umfasst.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die An-forderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und das Konzept der Si-cherheitsebenen berücksichtigt wurde.

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A und B aufgrund von Analysen ermittelt werden und Funktionen, die nicht in Ereignisabläufen angefordert werden, hiervon nicht betroffen sind.

	
	(3) In der Anforderungsspezifikation ist die verfahrenstechnische Aufgabenstellung der Sicherheitsleittechnik in klar abgegrenzte Teilaufgaben geringen Funktionsumfangs zu gliedern. Diese Teilaufgaben sind in Leittechnik-Funktionen darzustellen. Die Gesamtheit aller Leittechnik-Funktionen ist übersichtlich strukturiert zu dokumentieren.
	I-3

3.6 (3)
	Die Anforderungsspezifikation für die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A und B ist so zu gestalten, dass die verfahrenstechnische Aufgabenstellung in klar abgegrenzte Teilaufgaben gegliedert wird. Diese Teilaufgaben sind in Leittechnik-Funktionen darzustellen.

Die Teilaufgaben der rechnerbasierten und programmierbaren leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, sind so auszulegen, dass die daraus abgeleiteten Leittechnik-Funktionen einen geringen Funktionsumfang haben.

Die Gesamtheit aller Leittechnik-Funktionen der Kategorien A, B und C ist übersichtlich strukturiert zu dokumentieren.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

Dabei wurde auch eine Präzisierung hinsichtlich der Teilaufgaben vorgenommen. Die Forderung nach dem geringen Funktionsumfang wurde auf die Kategorie A eingeschränkt, da auf der Sicherheitsebene 2 auch komplexere Funktionen benötigt werden.

	
	(4) Für die Leittechnik-Funktionen sind die Aufgabe, die Einordnung in Kategorien entsprechend 7.3.2 (2), die Anregekriterien, die Ansteuerungen und die Signalverarbeitung anzugeben.
	I-3

3.6 (1)
	Die Anforderungen an Leittechnik-Funktionen sind in einer Anforderungsspezifikation in übersichtlicher Darstellung strukturiert zu dokumentieren.

In der Anforderungsspezifikation für die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A, B und C sind mindestens anzugeben:

– Aufgaben,

– Kategorien der Leittechnik-Funktionen,

– Anregekriterien,

– Eingangssignale,

– Signalverarbeitung,

– Ansteuerungen der Stellglieder,

– Meldungen/Anzeigen,

– Umgebungsbedingungen,

– Anforderungen an die Datenaufzeichnung,

– Schnittstellen zu anderen Leittechnik-Funktionen,

– Reaktionszeiten und

– Schutzziele.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

Dabei wurden auch die RSK-LL-Anforderungen aus 7.3.3 (1) und (4) zusam-mengefasst.

Zudem wurde eine Ergänzung/Präzisierung bezüglich Meldungen/Anzeigen, Datenspei-cherung und Schnittstellen zu anderen Leit-technik-Funktionen vorgenommen.

	
	(5) Es ist nachzuweisen, daß die Schutzziele mit den Leittechnik- Funktionen entsprechend der Anforderungsspezifikation bei allen zu unterstellenden Ereignisabläufen erreicht werden.
	I-3

3.6 (4)
	Es ist nachgewiesen, dass die Einhaltung der Schutzziele mit Hilfe der erforderlichen Leittechnik-Funktionen entsprechend der Anforderungsspezifikation bei allen zu unterstellenden Ereignissen und Ereignisabläufen sichergestellt wird.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	7.3.4
	Erfassung von Störfällen und Störungen
	-
	-
	-

	
	(1) Für die Erfassung von Störfällen und Störungen müssen repräsentative Prozeßvariable bestimmt werden.
	I-3

3.7 (1)
	Für die unterstellten Ereignisse der Sicherheitsebenen 2 bis 4a sowie für die vorgeplanten Maßnahmen des anlageninternen Notfallschutzes (Notfallmaßnahmen) müssen die erforderlichen Prozessvariablen erfasst werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die An-forderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und das Konzept der Si-cherheitsebenen berücksichtigt wurde.

Dabei wurde auch der Begriff „repräsentative“ durch „erforderliche“ ersetzt.

	
	(2) Für jeden von der Sicherheitsleittechnik zu beherrschenden Störfall sollen mindestens zwei unterschiedliche Anregekriterien herangezogen werden, die aus physikalisch unterschiedlichen Prozeßvariablen gebildet werden sollen. Wenn dies technisch nicht sinnvoll ist, sind andere Maßnahmen zum Erreichen hoher Zuverlässigkeit zu treffen.
	I-3

3.7 (2)
	Für jedes von den leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik Funktionen der Kategorie A ausführen, zu beherrschende Ereignis der Sicherheitsebene 3 müssen grundsätzlich mindestens zwei unterschiedliche Anregekriterien herangezogen werden, die aus physikalisch unterschiedlichen Prozessvariablen gebildet werden. Wenn dies technisch nicht realisierbar ist, sind andere Maßnahmen und Einrichtungen zum Erreichen hoher Zuverlässigkeit vorzusehen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

	7.3.5
	Redundanz und Unabhängigkeit
	-
	-
	-

	
	(1) Die Sicherheitsleittechnik ist so aufzubauen, daß die in den aktiven Sicherheitseinrichtungen vorgegebene Redundanz gewahrt bleibt.
	I-3

3.8 (1)
	Die leittechnischen Einrichtungen sind so aufzugebauent, dass die in den aktiven Einrichtungen des Sicherheitssystems vorgegebene Redundanz gewahrt bleibt.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(2) Die redundanten Stränge der Sicherheitsleittechnik müssen voneinander unabhängig sein, so daß ein anlageninternes versagenauslösendes Ereignis nicht zum Ausfall mehrerer redundanter Stränge des Sicherheitssystems führen kann. Bei Ausfall einzelner Stränge der Sicherheitsleittechnik durch Einwirkungen von außen müssen die übrigen Stränge zur Beherrschung des jeweiligen Störfalls ausreichen.
	I-3

3.8 (2)
	Redundante leittechnische Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A und B ausführen, sind voneinander so unabhängig auszulegen, dass ein anlageninternes versagensauslösendes Ereignis nicht zum Ausfall mehrerer Redundanten führt.

Wenn einzelne Redundanten leittechnischer Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausführen, durch Notstandsfälle ausfallen, müssen die übrigen Redundanten zur Ausführung der Leittechnik-Funktionen ausreichen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

	
	(3) Zum Schutz gegen versagenauslösende Ereignisse innerhalb der Sicherheitsleittechnik und innerhalb der Reaktoranlage sollen zueinander redundante Stränge räumlich getrennt angeordnet werden.
	I-3

3.8 (3)
	Zum Schutz gegen redundanzübergreifende versagensauslösende Ereignisse innerhalb der leittechnischen Einrichtungen und innerhalb der Anlage sollen Redundanten der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A oder B ausführen, räumlich getrennt angeordnet werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

	
	(4) Die Sicherheitsleittechnik muß von der Betriebsleittechnik unabhängig sein, so daß bei versagenauslösenden Ereignissen in der Betriebsleittechnik die Funktion der Sicherheitsleittechnik erhalten bleibt.
	I-3

3.8 (5)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sind voneinander so unabhängig auszulegen, dass bei versagensauslösenden Ereignissen in den Einrichtungen, die sicherheitstechnisch niederwertigere Leittechnik-Funktionen ausführen, die Leittechnik-Funktionen der sicherheitstechnisch höherwertigeren Kategorie erhalten bleiben.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

Dabei wurden auch die RSK-LL-Anforderungen aus 7.3.5 (4) und (6) zusam-mengefasst.

	
	(5) Ausgangssignale der Sicherheitsleittechnik müssen Vorrang vor Signalen der Betriebsleittechnik haben.
	I-3

3.8 (6)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sind so auszulegen, dass die Ausgangssignale von sicherheitstechnisch höherwertiger kategorisierten Leittechnik-Funktionen Priorität vor den Ausgangssignalen von sicherheitstechnisch niederwertiger kategorisierten Leittechnik-Funktionen haben.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

Dabei wurden auch die RSK-LL-Anforderungen aus 7.3.5 (5) und (7) zusam-mengefasst.

	
	(6) Innerhalb der Sicherheitsleittechnik müssen die Einrichtungen der verschiedenen Kategorien unabhängig sein, so daß bei versagenauslösenden Ereignissen in den Einrichtungen der sicherheitstechnisch niederwertigeren Kategorie die Funktionen der sicherheitstechnisch höherwertigeren Kategorie erhalten bleiben.
	I-3

3.8 (5)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sind voneinander so unabhängig auszulegen, dass bei versagensauslösenden Ereignissen in den Einrichtungen, die sicherheitstechnisch niederwertigere Leittechnik-Funktionen ausführen, die Leittechnik-Funktionen der sicherheitstechnisch höherwertigeren Kategorie erhalten bleiben.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

Dabei wurden auch die RSK-LL-Anforderungen aus 7.3.5 (4) und (6) zusam-mengefasst.

	
	(7) Innerhalb der Sicherheitsleittechnik müssen Ausgangssignale von Einrichtungen einer sicherheitstechnisch höherwertigeren Kategorie Priorität vor den Ausgangssignalen von Einrichtungen einer sicherheitstechnisch niederwertigeren Kategorie haben.
	I-3

3.8 (6)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sind so auszulegen, dass die Ausgangssignale von sicherheitstechnisch höherwertiger kategorisierten Leittechnik-Funktionen Priorität vor den Ausgangssignalen von sicherheitstechnisch niederwertiger kategorisierten Leittechnik-Funktionen haben.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

Dabei wurden auch die RSK-LL-Anforderungen aus 7.3.5 (5) und (7) zusam-mengefasst.

	
	(8) Verbindungen der Sicherheitsleittechnik der Kategorien 1 und 2 zu anderen Datenverarbeitungs- oder Datenübertragungseinrichtungen sind grundsätzlich zu vermeiden. Sofern sie unvermeidbar sind, sind sie so auszuführen, daß darüber keine Einwirkungen auf die Sicherheitsleittechnik möglich sind.
	I-3

3.8 (4)
	Verbindungen der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A und B ausführen, zu nicht kategorisierten oder Datenverarbeitungs- oder Datenübertragungseinrichtungen der Kategorie C sind unter Berücksichtigung des technisch und betrieblich Notwendigen zu minimieren. Sie sind rückwirkungsfrei auszuführen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.
Dabei wurde auch eine Präzisierung bezüglich der Rückwirkungsfreiheit vorgenommen und die Einschränkung in der ursprunglichen RSK-LL-Anforderung gestrichen, weil die entsprechenden Ausnahmen dort nicht klar definiert sind.

	7.3.6
	Qualifizierung
	-
	-
	-

	7.3.6.1
	Qualifizierung des Systems
	-
	-
	-

	
	(1) Es ist nachzuweisen, daß mit den in der Anforderungsspezifikation dargestellten Leittechnik-Funktionen alle zu unterstellenden Ereignisabläufe beherrscht werden, und zu zeigen, daß die im Rahmen des anlageninternen Notfallschutzes vorgesehenen Maßnahmen durchführbar sind.
	I-3

3.9 (3)

I-7

3 (4)

I-7

9 (1)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die für die Durchführung der im Rahmen des anlageninternen Notfallschutzes vorgesehenen Maßnahmen erforderlich sind, sind so auszulegen, dass sie durch die Folgen der zu Grunde gelegten Ereignisabläufe oder Anlagenzustände ihre erforderliche Funktionsfähigkeit nicht verlieren.
Die für Notfallmaßnahmen vorgesehenen Einrichtungen einschließlich der erforderlichen Versorgungseinrichtungen sind so zu konzipieren, dass für die zu Grunde zu legenden Ereignisabläufe bzw. Anlagenzustände die Notfallmaßnahmen 

– unter den zu erwartenden Bedingungen auf den Sicherheitsebenen 4b und 4c wirksam sind, und

– unter den besonderen Bedingungen der Notfallsituation möglichst einfach handhabbar sind.
Die Analysen zur Wirksamkeit der präventiven und mitigativen Notfallmaßnahmen sollen für die zu Grunde gelegten repräsentativen Ereignisabläufe bzw. Anlagenzustände mit geeigneten Methoden durchgeführt werden.
	Überführungder RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummer der Interpretationen I-3 und I-7, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

Es ist eine differenzierte Betrachtung bezüglich der in den SiAnf neu eingeführten Begriffe „Notfallmaßnahmen“ und „Handlungsempfehlungen“ erforderlich, welche insbesondere in der Interpretation I-7 durchgeführt wird. 
Der Nachweis der Wirksamkeit und Durchführbarkeit wird für die eigens für den anlageninternen Notfallschutz vorgesehenen „Notfallmaßnahmen“ generell gefordert, d. h. nicht nur speziell bezogen auf erforderliche Leittechnik-Funktionen. 
Bei der Nachweisführung wird von den bei der Planung der Notfallmaßnahmen zugrunde gelegten Ereignisabläufen ausgegangen.

Für „Handlungsempfehlungen“, bei denen ein flexibler Einsatz verfügbarer Einrichtungen auch außerhalb der Auslegungsgrenzen zulässig ist, ist ein solcher Nachweis nicht in jedem Fall möglich. 

	
	(2) In allen Phasen der Entwicklung, Herstellung, Inbetriebnahme und des Betriebs der Sicherheitsleittechnik sind administrative, konstruktive und analytische Maßnahmen einschließlich praktischer Prüfungen im Rahmen der Qualitätssicherung durchzuführen und zu dokumentieren. 11)
11)
Die Anforderungen an die Qualifizierung der Software sind in Abschnitt 7.6 beschrieben.
	I-3

4.1 (1)
	In allen Phasen der Entwicklung, Herstellung, Inbetriebnahme und des Betriebs der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sind administrative, konstruktive und analytische Maßnahmen, einschließlich praktischer Prüfungen im Rahmen der Qualitätssicherung, durchzuführen und zu dokumentieren.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(3) Die praktische Prüfung der Sicherheitsleittechnik muß schrittweise mit der Integration der Systemteile erfolgen. Die einzelnen Systemteile sind hinsichtlich Systemspezifikation und Ausführung darauf zu prüfen, ob die an sie gestellten leittechnischen Anforderungen erfüllt werden.
	I-3

4.1 (2)
	Die Prüfung der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, hat im Fertigungs- und Montageprozess mit der Integration der Systemteile zu erfolgen. Die einzelnen Systemteile sind hinsichtlich Systemspezifikation und Ausführung darauf zu prüfen, ob die an sie gestellten leittechnischen Anforderungen erfüllt werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

	
	(4) Die Sicherheitsleittechnik ist unter möglichst realistischen Anlagen- und Einsatzbedingungen umfassend daraufhin zu testen, ob alle zu unterstellenden Ereignisabläufe beherrscht werden. Bei Änderungen in der Sicherheitsleittechnik ist mindestens zu testen, ob die geänderten Teile ihre Funktion erfüllen und mit den unveränderten Teilen anforderungsgemäß zusammenwirken.
	I-3

4.1 (3)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sind unter möglichst realistischen Anlagen- und Einsatzbedingungen umfassend daraufhin zu testen, dass alle zu unterstellenden Ereignisabläufe beherrscht werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

	
	(5) Nach Montage der Sicherheitsleittechnik in der Anlage ist eine Inbetriebsetzungsprüfung durchzuführen.
	I-3

4.1 (4)
	Nach Abschluss der Montage in der Anlage oder nach Änderungen an den leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, ist eine Inbetriebsetzungsprüfung durchzuführen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.
Dabei wurde auch eine Ergänzung hinsichtlich Änderungen an den leittechnischen Einrichtungen eingebracht.

	7.3.6.2
	Qualifizierung der Geräte
	-
	-
	-

	
	(1) Für die Geräte der Kategorie E1 sind zuverlässige, typgeprüfte oder für die unterstellten Einsatzbedingungen betriebsbewährte sowie möglichst wartungsfreie Geräte zu verwenden.
	I-3

4.2 (1)
	Für leittechnische Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A und B ausführen ist zuverlässige, typgeprüfte oder für die unterstellten Einsatzbedingungen Hardware einzusetzen. Diese Hardware soll während des Leistungsbetriebs wartungsfrei sein.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(2) Für die Geräte der Kategorie E2 sind zuverlässige und für die unterstellten Einsatzbedingungen geeignete Geräte zu verwenden.
	I-3

4.2 (2)
	Für leittechnische Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie C ausführen ist zuverlässige und für die unterstellten Einsatzbedingungen geeignete Hardware zu.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(3) Die anlagenbezogene Eignung der Geräte ist durch den Vergleich der Eigenschaften der Geräte mit den spezifizierten Anforderungen nachzuweisen
	I-3

4.2 (3)
	Die anlagenbezogene ist durch den Vergleich der Eigenschaften der Hardware von leittechnischen Einrichtungen mit den für den Einsatzfall spezifizierten Kriterien nachzuweisen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	7.3.7
	Robustheit
	-
	-
	-

	
	(1) Die zulässigen elektrischen, elektromagnetischen, thermischen, mechanischen- und strahlungs- sowie feuchtigkeitsbedingten Belastungen sind so festzulegen, daß die zu unterstellenden Betriebs- und Störfallbedingungen zuverlässig abgedeckt werden. Ausfälle und Fehlverhalten der Sicherheitsleittechnik dürfen erst bei deutlichen Überschreitungen dieser Belastungen auftreten.
	I-3

3.9 (1)
	Für leittechnische Einrichtungen, die Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, ist festzulegen, welche lektrischen, elektromagnetischen, thermischen, mechanischen und strahlungs- sowie feuchtigkeitsbedingten Einwirkungen beherrscht werden müssen,  so dass die unterstellten Betriebs- und Störfallbedingungen zuverlässig abgedeckt werden.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.
Der 2. Satz der RSK-LL-Anforderung wurde gestrichen, weil es sich hierbei um ein grundlegendes Auslegungsmerkmal handelt, welches in den übergeordneten Anforderungen der SiAnf aufgenommen wurden ist.

	
	(2) Die Funktionssicherheit der Geräte darf durch Bedienung und Instandhaltung nicht unzulässig beeinträchtigt werden.
	I-3

3.9 (2)
	Die Funktionssicherheit der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, darf durch Bedienung und Instandhaltung nicht unzulässig beeinträchtigt werden.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(3) Die leittechnischen Einrichtungen, die für die Durchführung der im Rahmen des anlageninternen Notfallschutzes vorgesehenen Maßnahmen erforderlich sind, dürfen durch die Folgen dieser Ereignisse ihre erforderliche Funktionsfähigkeit nicht verlieren.
	I-3

3.9 (3)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die für die Durchführung der im Rahmen des anlageninternen Notfallschutzes vorgesehenen Maßnahmen erforderlich sind, sind so auszulegen, dass sie durch die Folgen der zu Grunde gelegten Ereignisabläufe oder Anlagenzustände ihre erforderliche Funktionsfähigkeit nicht verlieren.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(4) Die Sicherheitsleittechnik ist so auszulegen, daß hinreichende Reserven gegenüber Alterungseffekten vorhanden sind.
	I-3

3.9 (4)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen sind ist so auszulegen, dass Reserven gegenüber Alterungseffekten vorhanden sind.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(5) Die Sicherheitsleittechnik soll möglichst unempfindlich gegenüber Überschreitungen des zulässigen Spannungsbereichs der elektrischen Energieversorgung sein.
	I-3

3.9 (5)
	Bei der Auslegung der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sind die anlagenbedingten Spannungstoleranzen zu berücksichtigen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

	
	(6) Die Sicherheitsleittechnik ist fehlertolerant aufzubauen. Das Ausfallverhalten soll sicherheitsgerichtet sein.
	I-3 

3.9 (6)

SiAnf

3.1 (3) e)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A und B ausführen, sind fehlertolerant aufzubauen.

e) sicherheitsgerichtetes Systemverhalten bei Fehlfunktion von Teilsystemen oder Anlagenteilen;
	Der 1. Satz der RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.
Der 2. Satz der RSK-LL-Anforderung wurde generell in den SiAnf und in Abschnitt 3.2 (11) in der Interpretation I-3 berücksichtigt.

	7.3.8
	Mensch-Maschine-Schnittstelle
	-
	
	-

	
	(1) Auf der Warte müssen alle Informationen und Bedienmöglichkeiten verfügbar sein, die zum Beobachten des Anlagenzustandes und zum Bedienen in allen Betriebszuständen erforderlich sind.
	SiAnf

3.8 (1)

Anhang 4 der SiAnf

4 (9)

I-3

3.2 (14)
	Es muss eine Warte vorhanden sein, von der aus das Kernkraftwerk sicher betrieben werden kann und von der aus bei Störungen und Störfällen Maßnahmen ergriffen werden können, um das Kernkraftwerk in einem kontrollierten und sicheren Anlagenzustand zu halten oder in einen solchen zu überführen.
Es ist sicherzustellen, dass bei einem Anforderungsfall dem Betriebspersonal alle für die Beurteilung der Funktionsbereitschaft und der Wirksamkeit der benötigten Einrichtungen erforderlichen Informationen auf der Warte oder Notsteuerstelle zur Verfügung stehen oder mit den in der Warte oder Notsteuerstelle verfügbaren Informationen einfach und schnell ermittelt werden können.
Auf der Warte und in der Notsteuerstelle sind die durch die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausgelösten Schutzaktionen und Maßnahmen in dem Umfang darzustellen, der für die festgelegten Aufgaben der Warte und der Notsteuerstelle notwendig ist. Dabei sind die durch die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausgelösten Schutzaktionen und Maßnahmen zusammen mit ihren Auswirkungen auf den Prozess so in der Warte und in der Notsteuerstelle darzustellen, dass eine Überprüfung des Anlagenzustandes durch das Betriebspersonal zuverlässig und rechtzeitig möglich ist.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, des Anhangs 4 der SiAnf und der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(2) In der Anforderungsspezifikation des Informationssystems sind die sicherheitsrelevanten Informationsziele zu definieren.
	I-3

3.6 (1)

I-3

3.6 (5)
	Die Anforderungen an Leittechnik-Funktionen sind in einer Anforderungsspezifikation in übersichtlicher Darstellung strukturiert zu dokumentieren.

In der Anforderungsspezifikation für die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A, B und C sind mindestens anzugeben:

– Aufgaben,

– Kategorien der Leittechnik-Funktionen,

– Anregekriterien,

– Eingangssignale,

– Signalverarbeitung,

– Ansteuerungen der Stellglieder,

– Meldungen/Anzeigen,

– Umgebungsbedingungen,

– Anforderungen an die Datenaufzeichnung,

– Schnittstellen zu anderen Leittechnik-Funktionen,

– Reaktionszeiten und

– Schutzziele.
Die sicherheitstechnisch relevanten Funktionen der Prozessführungs- und der Informationseinrichtungen sind in der Anforderungsspezifikation festzulegen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummern der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	
	(3) Die Informationsdarbietung ist ergonomisch so zu gestalten, daß sie die Beurteilung und Diagnose des Anlagenzustandes durch das Betriebspersonal unterstützt. Bei hoher Informationsverdichtung soll der Zugriff auf sicherheitstechnisch relevante Einzelinformationen gewahrt bleiben.
	SiAnf

3.8 (4)
	Die Warte und die Notsteuerstelle sind unter Berücksichtigung ergonomischer Gesichtspunkte so zu gestalten, dass die Voraussetzungen für das sicherheitstechnisch erforderliche Verhalten der Beschäftigten gegeben sind.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	
	(4) Anregekriterien der Sicherheitsleittechnik der Kategorie 1 und die dadurch ausgelösten Maßnahmen müssen in der Warte übersichtlich angezeigt werden.
	I-3

3.2 (14)
	Auf der Warte und in der Notsteuerstelle sind die durch die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausgelösten Schutzaktionen und Maßnahmen in dem Umfang darzustellen, der für die festgelegten Aufgaben der Warte und der Notsteuerstelle notwendig ist. Dabei sind die durch die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausgelösten Schutzaktionen und Maßnahmen zusammen mit ihren Auswirkungen auf den Prozess so in der Warte und in der Notsteuerstelle darzustellen, dass eine Überprüfung des Anlagenzustandes durch das Betriebspersonal zuverlässig und rechtzeitig möglich ist.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

	
	(5) Die durch die Sicherheitsleittechnik ausgelösten Maßnahmen sind zusammen mit ihren Auswirkungen auf den Prozeß so in der Warte darzustellen, daß eine Überprüfung des Anlagenzustandes durch das Betriebspersonal zuverlässig und rechtzeitig möglich ist.
	I-3

3.2 (14)
	Auf der Warte und in der Notsteuerstelle sind die durch die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausgelösten Schutzaktionen und Maßnahmen in dem Umfang darzustellen, der für die festgelegten Aufgaben der Warte und der Notsteuerstelle notwendig ist. Dabei sind die durch die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausgelösten Schutzaktionen und Maßnahmen zusammen mit ihren Auswirkungen auf den Prozess so in der Warte und in der Notsteuerstelle darzustellen, dass eine Überprüfung des Anlagenzustandes durch das Betriebspersonal zuverlässig und rechtzeitig möglich ist.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf einge-führten Begriffe angepasst und die Kategori-sierung der Leittechnik-Funktionen berück-sichtigt wurde.

	
	(6) Zur Überwachung der Schutzziele sind vorrangig bildhafte Darstellungen zu verwenden. Die Darstellungen sind mit Signalen von qualifizierten Meßeinrichtungen zu versorgen.
	SiAnf

3.8 (4)

I-3

3.2 (14)
	Die Warte und die Notsteuerstelle sind unter Berücksichtigung ergonomischer Gesichtspunkte so zu gestalten, dass die Voraussetzungen für das sicherheitstechnisch erforderliche Verhalten der Beschäftigten gegeben sind. 
Auf der Warte und in der Notsteuerstelle sind die durch die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausgelösten Schutzaktionen und Maßnahmen in dem Umfang darzustellen, der für die festgelegten Aufgaben der Warte und der Notsteuerstelle notwendig ist. Dabei sind die durch die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ausgelösten Schutzaktionen und Maßnahmen zusammen mit ihren Auswirkungen auf den Prozess so in der Warte und in der Notsteuerstelle darzustellen, dass eine Überprüfung des Anlagenzustandes durch das Betriebspersonal zuverlässig und rechtzeitig möglich ist.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf und der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(7) Das Sicherheits-Informationssystem ist gemäß seiner sicherheitstechnischen Bedeutung zu qualifizieren. Wird das Informationssystem in ein Sicherheits- und in ein Prozeß-Informationssystem aufgeteilt, dann sind beide Teile in voneinander unabhängigen Einrichtungen zu realisieren.
	I-3

4.1 (5)
	Die Informationssysteme sind gemäß ihrer sicherheitstechnischen Bedeutung zu qualifizieren.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.
Der 2. Satz der RSK-LL-Anforderung wurde gestrichen, weil dieser keine Anforderung darstellt, sondern lediglich einen Hinweis-Charakter aufweist.

	
	(8) Die für die Beherrschung von Störfällen und für die Durchführung von anlageninternen Notfallmaßnahmen erforderlichen Eingriffsmöglichkeiten in die Sicherheitsleittechnik sind vorzusehen. Diese dürfen die Funktionsfähigkeit der Sicherheitsleittechnik nicht unzulässig beeinträchtigen und sind gegen Fehlbedienung zu sichern.
	M5: 3.1 (12)
	Die leittechnischen Einrichtungen sind so auszulegen, dass die für die Beherrschung von Ereignissen und für die Durchführung von vorgeplanten Maßnahmen des anlageninternen Notfallschutzes erforderlichen Eingriffsmöglichkeiten vorhanden sind. Die Eingriffsmöglichkeiten sind so auszulegen, dass sie die Funktionsfähigkeit der leittechnischen Einrichtungen bei der Beherrschung der Ereignisse der Sicherheitsebenen 2 und 3 nicht unzulässig beeinträchtigen. Die Eingriffsmöglichkeiten sind gegen Fehlbedienung zu sichern.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	
	(9) Für den Fall, daß die Warte nicht zur Verfügung steht, muß die Anlage von einer anderen Stelle in einen langfristig sicheren Zustand überführt und dort gehalten werden können.
	SiAnf
3.8 (2)
	Außerhalb der Warte ist eine Notsteuerstelle vorzusehen, mit deren Hilfe bei Ausfall der Warte, einschließlich der in Betracht zu ziehenden Wartennebenräume, wie z. B. Rangierverteiler und Elektronikraum, der Reaktor abgeschaltet und unterkritisch gehalten, die Nachwärme abgeführt und die hierfür wesentlichen Betriebsparameter überwacht werden können.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	7.3.9
	Prüfung, Wartung
	-
	-
	-

	
	(1) Während des bestimmungsgemäßen Betriebs sollen Prüfungen durchgeführt werden können, mit denen die einwandfreie Funktion der gesamten Sicherheitsleittechnik nachgewiesen werden kann. Die Sicherheitsleittechnik soll so ausgelegt werden, daß Veränderungen durch Prüfungen rückgesetzt werden. Es können automatische und manuelle Prüfungen vorgesehen werden. Durch eine Prüfung darf keine unzulässige Minderung der Sicherheit der Reaktoranlage eintreten.
	I-3

5 (1)

I-3

5 (2)
	Die Funktionsfähigkeit der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, ist während der Betriebsdauer der Anlage durch Prüfungen nachzuweisen. Diese Prüfungen müssen alle sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen erfassen.
Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sind so auszulegen, dass durch Prüfungen verursachte Veränderungen nach den Prüfungen rückgesetzt werden. Prüfungen dürfen automatisch oder manuell durchgeführt werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummern der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(2) Prüfungen sollen von zentralen Stellen überwachbar sein. 
	I-3

5 (3)
	Prüfungen an leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sollen von zentralen Stellen aus überwachbar sein.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(3) Die Sicherheitsleittechnik ist so auszulegen, daß während des Leistungsbetriebs nach Möglichkeit keine Wartungsarbeiten durchgeführt werden müssen. 
	I-3

3.9 (7)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen sind so auszulegen, dass während des Leistungsbetriebs nach Möglichkeit keine Wartungsarbeiten durchgeführt werden müssen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(4) Erforderliche Wartungsarbeiten müssen ohne unzulässige Minderung der Sicherheit der Reaktoranlage durchführbar sein. Die Überprüfung des ordnungsgemäßen Zustandes nach Ausführung der Tätigkeit soll leicht durchführbar sein oder automatisch erfolgen. Auswirkungen zu unterstellender Fehlhandlungen müssen auf einen Strang beschränkt sein.
	-
	
	Die RSK-LL-Anforderung wurde gestrichen, weil im Anhang 4, Kapitel 3 der SiAnf die Anforderungen an die Instandhaltung umfassend geregelt sind.

	
	(5) Bei Änderungen der Sicherheitsleittechnik müssen die gleichen Qualitätsstandards angewendet werden wie bei Erstellung der Sicherheitsleittechnik.
	I-3

5 (4)
	Bei Änderungen an den leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, müssen mindestens Qualitätsstandards angewendet werden wie bei der Herstellung der leittechnischen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.4
	Elektrische Komponenten des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung

Folgende Regel liegt hierzu vor:

Elektrische Antriebe des Sicherheitssystems in Kernkraftwerken (KTA 3504) Fassung 9/88
	
	
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“ zum Regelwerk und nicht in den SiAnf.

	
	(1) Die elektrischen Komponenten des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung müssen ihre sicherheitstechnische Aufgabe bei den beim Störfall herrschenden Umgebungsbedingungen und verfahrenstechnischen Belastungen auch dann zuverlässig erfüllen, wenn die jeweils ungünstigsten auslegungsgemäß zu unterstellenden elektrischen Bedingungen auftreten.
	I-5

7.13 (1)
	Die elektrischen Antriebe, die Funktionen auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a, bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen ausführen, müssen ihre Aufgabe auch bei den zu unterstellenden Umgebungsbedingungen, verfahrenstechnischen Belastungen und elektrischen Bedingungen erfüllen. Diese Anforderungen gelten auch für solche Antriebe, die Funktionen in den für anlageninterne Notfallmaßnahmen vorgesehene Einrichtungen ausführen.

Hinweis:

In 7.13 (1) werden die gemäß „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“, Nummer 3.1 (10), für den Notfallschutz vorgesehenen, also vorgeplanten, Einrichtungen angesprochen. Für die vorgeplanten und im Notfallhandbuch angesprochenen Einrichtungen wird die Kenntnis über die herrschenden Umgebungsbedingungen vorausgesetzt.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-5, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und das Konzept der Sicherheitsebenen berücksichtigt wurde.
Dabei wurde die Anforderung auch auf solche Antriebe, die Funktionen in den für anlageninterne Notfallmaßnahmen vorgesehene Einrichtungen ausführen, erweitert.

	
	(2) Einrichtungen zum Schutz der Komponenten, z.B. gegen Überspannung, Unterspannung, Überlast sind mit den zu schützenden Komponenten so abzustimmen, daß auch bei den ungünstigsten auslegungsgemäß zu unterstellenden Bedingungen ein ausreichender Abstand zu den Auslösewerten der Schutzeinrichtungen verbleibt.
	I-5

7.13 (2)
	Die Schutzeinrichtungen der elektrischen Antriebe sind mit den zu schützenden Antrieben und der elektrischen Energieversorgung so abzustimmen, dass sowohl die Komponenten sicher geschützt sind als auch ein ausreichender Abstand zu den ungünstigsten Betriebswerten der elektrischen Versorgung besteht. Das Ansprechen von Schutzeinrichtungen ist zu signalisieren.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-5, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.
Dabei wurde die Anforderung auch um das Signalisieren von angesprochenen Schutzeinrichtungen ergänzt.

	
	(3) Bei elektrischen Anschlüssen sind ausreichende Abstände (Luft- und Kriechstrecken) einzuhalten. Verschmutzungs- und Alterungseffekte sind zu berücksichtigen.
	
	
	Diese RSK-LL-Anforderung wurde gestrichen, weil sie nicht dem Detaillierungsgrad der SiAnf entspricht.

	7.5
	Elektrische Energieversorgung des Sicherheitssystems und der anderen Systeme mit sicherheitstechnischer Bedeutung

Folgende Regeln liegen hierzu vor:

Übergeordnete Anforderungen an die elektrische Energieversorgung des Sicherheitssystems in Kernkraftwerken,

Teil 1: Einblockanlagen (KTA 3701.1) Fassung 6/78

Teil 2: Kernkraft-Mehrblockanlagen (KTA 3701.2) Fassung 6/82

Notstromerzeugungsanlagen mit Dieselaggregaten in Kernkraftwerken

Teil 1: Auslegung (KTA 3702.1) Fassung 6/80

Notstromerzeugungsanlagen mit Batterien und Gleichrichtergeräten in Kernkraftwerken (KTA 3703) Fassung 6/86

Notstromanlagen mit Gleichstrom-Wechselstrom-Umformern in Kernkraftwerken (KTA 3704) Fassung 6/84

Schaltanlagen, Transformatoren und Verteilungsnetze zur elektrischen Energieversorgung des Sicherheitssystems in Kernkraftwerken (KTA 3705) Fassung 9/88
	
	
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“ zum Regelwerk und nicht in den SiAnf.
Hierbei ist zuberücksichtigen, dass die Anforderungen an die elektrische Energieversorgung in Kapitel 3.9 der SiAnf und in der Interpretation I-4 beschrieben sind.

	
	(1) Die Sicherheitsleittechnik der Kategorien 1 und 2 ist von unterbrechungslosen Notstromanlagen mit Energiespeicherung durch Batterien zu versorgen. Die Kapazität jeder Batterie ist unter der Annahme, daß der Leistungsbedarf des Stranges nur aus dieser Batterie gedeckt wird, so zu bemessen, daß die Versorgung mindestens 2 h aufrechterhalten werden kann, ohne daß die zulässige Mindestspannung unterschritten wird. Nach vollständigem Spannungsausfall oder Unterschreiten der Mindestspannung muß die Sicherheitsleittechnik nach Spannungswiederkehr funktionsfähig sein.
	I-3

3.10 (1)
	Die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A und B sowie die erforderlichen Leittechnik-Funktionen der Kategorie C ausführen müssen von unterbrechungslosen Notstromanlagen mit Energiespeicherung versorg werden. Die Kapazität des ist unter der Annahme, dass der Leistungsbedarf einer Redundante nur aus dem redundanzzugehörigen Energiespeichere gedeckt wird, so zu bemessen, dass die Versorgung mindestens 2 h aufrechterhalten wird, ohne dass die zulässige Mindestspannung unterschritten wird. Die leittechnischen Einrichtungen und deren Energieversorgung sind so auszulegen, dass Nnach vollständigem Spannungsausfall oder Unterschreiten der Mindestspannung die leittechnischen Einrichtungen nach Spannungswiederkehr funktionsfähig sind.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.
Dabei wurde auch der Begriff „Batterie“ gestrichen, um die Spezifikation der Art des Energiespeichers nicht einzuschränken.

	
	(2) Bei der Auslegung der elektrischen Energieversorgung der Sicherheitsleittechnik sind die gleichen Ausfallkombinationen zugrundezulegen wie bei der Auslegung der Sicherheitsleittechnik (vgl. Abschnitt 7.3.2).
	I-3

3.10 (2)
	Bei der Auslegung der elektrischen Energieversorgung der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A bis C ausführen, sind die gleichen Ausfallkombinationen zu Grunde zu legen wie bei der Auslegung der zu versorgenden leittechnischen Einrichtungen (siehe für Kategorie A: in der Nummer 3.2 (12) und siehe für Kategorie B: Abschnitt 3.).
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittech-nik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(3) Die Auslegung der einspeisenden Erzeugungsanlagen, der Verteilernetze und der Geräte der Sicherheitsleittechnik ist so aufeinander abzustimmen, daß die für die Geräte der Sicherheitsleittechnik zugrundegelegten Beanspruchungen nicht überschritten werden. Insbesondere dürfen die statischen und dynamischen Grenzwerte der für die Geräte der Sicherheitsleittechnik spezifizierten zulässigen Versorgungsspannungen nicht überschritten werden.
	I-3

3.10 (3)
	Die Auslegung der einspeisenden Erzeugungsanlagen, der Verteilernetze und der leittechnischen Einrichtungen sind so aufeinander abzustimmen, dass die für die leittechnischen Einrichtungen zu Grunde gelegten Beanspruchungen und die statischen und dynamischen Grenzwerte der für die leittechnischen Einrichtungen spezifizierten zulässigen Versorgungsspannungen nicht überschritten werden. 
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(4) Dynamische Spannungsänderungen in einem Stromkreis sollen nicht zu Fehlfunktionen von Geräten der Sicherheitsleittechnik in benachbarten Stromkreisen führen.
	I-3

3.1 (4)
	Die leittechnischen Einrichtungen müssen so ausgelegt, montiert, abgeschirmt und geschützt werden, dass eine unzulässige Beeinflussung der Signale durch anlageninterne sowie durch äußere Störquellen vermieden wird.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	
	(5) Ausfälle der elektrischen Energieversorgung für die Geräte der Sicherheitsleittechnik sind durch Überwachungseinrichtungen zu erfassen und zu melden.
	I-3

3.10 (4)
	Ausfälle der elektrischen Energieversorgung für die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorie A bis C ausführen sind durch Überwachungseinrichtungen zu erfassen und zu melden.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.6
	Software der Sicherheitsleittechnik
	-
	-
	-

	7.6.1
	Anforderungen für die Erstellung und Prüfung von Software

Die Anforderungen für die Erstellung und Prüfung der Software sind gemäß 7.3.2 (2) in 3 Sicherheitskategorien abgestuft.
	
	
	Der einleitende Satz im Abschnitt 7.6 aus der RSK-LL wurde gestrichen, weil dieser nur als Hinweis dient.

	7.6.1.1
	Software für die Sicherheitsleittechnik der Kategorien 1 bis 3
Die Software ist nach einem Phasenmodell zu entwickeln (Bild 1).

[image: image1.emf]
Bild 1: Phasenmodell
	I-3

4.3.1

I-3

4.3.1 (1)
	Software für Leittechnik-Funktionen die Sicherheitsleittechnik der Kategorien A bis C 1 bis 3
Die Software ist in verifizierbaren Schritten nach einem Phasenmodell zu entwickeln.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.
Generell war vorgegeben, dass Bilder nicht in die SiAnf mit aufgenommen werden. Da der Inhalt des Bildes lediglich als Beispiel für ein spezifisches Phasenmodell dient, ist dieses auch verzichtbar (Typischerweise wird das Phasenmodell am Anfang der Softwareentwicklung festgelegt).

	
	(2) Die Funktionen der Anwendersoftware und der Systemsoftware 12) sind in eigenständigen Softwareeinheiten zu realisieren. In der Softwarearchitektur ist die Anwendersoftware von der Systemsoftware zu trennen.

12)
Zur Systemsoftware gehören z.B. das Betriebssystem und bei Mehrrechnersystemen die Software zur Kommunikation der Rechner.
	I-3

4.3.1 (2)
	Die Softwarearchitektur von leittechnischen Einrichtungen ist so zu gestalten, dass Ddie Funktionen der Anwendersoftware und der Systemsoftware in eigenständigen Softwareeinheiten realisiert sind und die Anwendersoftware von der Systemsoftware getrennt ist.

Hinweis:

Zur Systemsoftware gehörent z. B. das Betriebssystem und bei Mehrrechnersystemen die Software zur Kommunikation der Rechner.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(3) Die Software ist so auszulegen, daß keine Rückwirkungen von der Sicherheitsleittechnik der sicherheitstechnisch niederwertigeren Kategorien auf die Sicherheitsleittechnik der sicherheitstechnisch höherwertigeren Kategorien auftreten.
	I-3

4.3.1 (3)
	Die Software ist so auszulegen, dass keine unzulässigen Rückwirkungen von leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik- der sicherheitstechnisch niederwertigeren Kategorien ausführen, auf die leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der sicherheitstechnisch höherwertigeren Kategorien ausführen, auftreten.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(4) Der anforderungsgerechte Ablauf der Programme ist unabhängig von Art und Umfang der zeitlichen Änderung ihrer Eingangssignale zu gewährleisten.
	I-3

4.3.1 (4)
	Die Software ist so zu gestalten, dass deren anforderungsgerechter Ablauf unabhängig von Art und Umfang der zeitlichen Änderung ihrer Eingangssignale gewährleistent ist.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	7.6.1.2
	Software für die Sicherheitsleittechnik der Kategorien 1
	I-3

4.3.2
	Software für Leittechnik- der Kategorien A 1
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.6.1.2.1
	Grundsätze
	I-3

4.3.2.1
	Grundsätze
	

	
	(1) Die Entwicklung und Qualifizierung der Software der Kategorie 1 hat so zu erfolgen, daß eine durchgängige Nachweisführung der korrekten Arbeitsweise der Software gewährleistet ist. Entwurf und Implementierung sollen mit formalen 13) und rechnergestützten Konstruktions- und Prüfmethoden erfolgen. Diese Methoden sollen auch in den anderen Entwicklungsphasen weitgehend verwendet werden.

13)
Formale Methoden haben eine mathematische Basis. Sowohl die Notation (Syntax) als auch die Bedeutung (Semantik) der verwendeten Symbole sind exakt definiert. Die so erstellten Beschreibungen sind einer mathematischen Analyse zugänglich.)
	I-3

4.3.2.1 (1)
	Die Entwicklung und Qualifizierung der Software für Leittechnik-Funktionen der Kategorie A 1 hat so zu erfolgen, dass eine durchgängige Nachweisführung der korrekten Arbeitsweise der Software gewährleistet ist. Entwurf und Implementierung soll mit formalisierten13) und rechnergestützten Konstruktions- und Prüfmethoden entsprechend dem Stand von Wissenschaft und Technik durchgeführt. 

	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.
Hinweise aus dem RSK-LL-Text wurden grundsätzlich nicht übernommen.

	
	(2) Die Software der Kategorie 1 soll einfach aufgebaut sein.
	I-3

4.3.2.1 (2)
	Die Software für Leittechnik-Funktionen der Kategorie A soll einfach aufgebaut sein.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(3) Der Funktionsumfang der Software der Kategorie 1 soll auf das notwendige Maß begrenzt sein.
	I-3

4.3.2.1 (3)
	Der Funktionsumfang der Software für Leittechnik-Funktionen der Kategorie A soll auf das für die jeweilige Funktion notwendige Maß begrenzt werden.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(4) Die Programme sind robust und selbstüberwachend auszulegen.
	I-3

4.3.2.1 (4)
	Die Software für Leittechnik-Funktionen der Kategorie A robust auszulegen. Eine Selbstüberwachung der Leittechnik-Funktionen der Kategorie A ist vorzusehen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.6.1.2.2
	Konstruktive Qualitätssicherung
	I-3

4.3.2.2
	Konstruktive Qualitätssicherung
	Die verschiedenen QS-Maßnahmen (Abschnitte 7.6.1.2.2, 7.6.1.2.3 und 7.6.1.2.4) wurden in der Interpretation I-3 in der Nummer 4.3.2.2 zusammengefasst.

	
	(1) Die Software muß nach einem Phasenmodell durchgängig mit rechnergestützten Werkzeugen erstellt werden.
	I-3

4.3.2.2 (1)
	Die Software ist nach einem Phasenmodell durchgängig mit rechnergestützten Werkzeugen erstellt.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(2) Die Software ist aus klar abgegrenzten und mit geringem Funktionsumfang versehenen Einheiten aufzubauen. Diese Softwareeinheiten sind möglichst einfach bei Beschränkung auf unverzichtbare Anweisungen und Schnittstellen zu programmieren und zu einer übersichtlichen Programmstruktur zu integrieren.
	I-3

4.3.2.2 (2)
	Die Software ist aus klar abgegrenzten und mit geringem Funktionsumfang versehenen Einheiten aufzubauen. Diese Softwareeinheiten sollen mit Beschränkung auf unverzichtbare Anweisungen und Schnittstellen programmiert und in eine übersichtlichen Programmstrukturintegriert werden.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	7.6.1.2.3
	Analytische Qualitätssicherung
	I-3

4.3.2.2
	Analytische Qualitätssicherung
	Die verschiedenen QS-Maßnahmen (Ab-schnitte 7.6.1.2.2, 7.6.1.2.3 und 7.6.1.2.4) wurden in der Interpretation I-3 in der Nummer 4.3.2.2 zusammengefasst.

	
	(1) Die Phasenergebnisse sind unter Anwendung formaler Analysemethoden und zusätzlicher Tests an den Vorgaben vollständig zu verifizieren. Dazu sind an definierten Meilensteinen Prüfungen vorzunehmen
	I-3

4.3.2.2 (3)
	Die Ergebnisse der einzelnen Phasen der Softwareentwicklung sind unter Anwendung formaler Analysemethoden und zusätzlicher Tests an den Vorgaben vollständig zu verifizieren. Dazu sind an definierten Meilensteinen Prüfungen vorzunehmen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(2) Nach Installation auf den Rechnern soll das anforderungsgerechte Verhalten des Hardware- und Softwaresystems validiert werden.
	I-3

4.3.2.2 (4)
	Nach Installation der Software auf den Rechnern soll das anforderungsgerechte Verhalten des Hardwareund Softwaresystems validiert werden. Wird die Validierung in mehreren Schritten durchgeführt, so sollen die einzelnen Validierungsschritte überlappend sein.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

Dabei wurde die Anforderung auch bezüglich der Validierung präzisiert.

	7.6.1.2.4
	Organisation und Administration
	I-3

4.3.2.2
	Qualitätssicherung
	Die verschiedenen QS-Maßnahmen (Abschnitte 7.6.1.2.2, 7.6.1.2.3 und 7.6.1.2.4) wurden in der Interpretation I-3 in der Nummer 4.3.2.2 zusammengefasst.

	
	(1) Die Organisation und Administration muß sicherstellen, daß die Software nach vollständigen Entwicklungs-, Prüf-, Wartungs- und Qualitätssicherungsplänen erstellt und eingesetzt wird. Die Unabhängigkeit zwischen Konstruktion und Qualitätssicherung muß durchgehend gewahrt werden. Es ist eine vollständige Entwicklungs-, Qualitätssicherungs- und Benutzerdokumentation zu erstellen.
	I-3

4.3.2.2 (5)
	Die Organisation und Administration der Softwareentwicklung und der Qualitätssicherung ist so zu gestalten, dass sichergestellt wird, dass die Software nach vollständigen Entwicklungs-, Prüf-, Wartungs- und Qualitätssicherungsplänen erstellt und eingesetzt wird. Die Unabhängigkeit zwischen Konstruktion und Qualitätssicherung muss durchgehend gewahrt werden. Es muss eine vollständige Entwicklungs-, Qualitätssicherungs- und Benutzerdokumentation vorhanden sein.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(2) Die Sicherstellung der konsistenten Konfiguration der Programme ist mit geeigneten Verfahren und Methoden nachzuweisen (Konfigurationsmanagement).
	I-3

4.3.2.2 (6)
	Es sind Verfahren und Methoden anzuwenden, die die konsistenten Konfigurationen der Software sicherstellen (Konfigurationsmanagement).
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	7.6.1.2.5
	Einsatz von Standardsoftware

Bei Standardprodukten, z.B. bei der Systemsoftware ist eine Beschränkung auf unverzichtbare Bestandteile vorzunehmen; diese Teile sind Prüfungen und Tests zu unterziehen, die in Umfang und Tiefe den Nachweisen für die Anwenderprogramme gleichwertig sind.
	I-3

4.3.2.3 (1)
	Der Einsatz vorgefertigter Software, sofern nicht entsprechend den Anforderungen der Abschnitte 4.3.2.1 und 4.3.2.2 ausgelegt, muss auf unverzichtbare Bestandteile beschränkt sein, wobei Softwareänderungen vermieden werden sollen. Diese Teile sind Prüfungen und Tests zu unterziehen, die in Umfang und Tiefe den Nachweisen nach den Abschnitten 4.3.2.1 und 4.3.2.2 gleichwertig sind.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.
In den SiAnf wird für den Begriff „Standardsoftware“ der Begriff „vorgefertigte Software“ durchgängig verwendet. Die neue Formulierung behält die Anforderung zu „Beschränkung auf unverzichtbare Bestandteile“ bei. Da Softwareänderungen eine Quelle für neue Softwarefehler sein können, Änderungen aber andererseits zur Beschränkung auf unverzichtbare Teile oder zur Anpassung an den Einsatzfall notwendig sind, wurde eine Anforderung zur Vermeidung von Änderungen ergänzt.

	7.6.1.3
	Software für die Sicherheitsleittechnik der Kategorie 2
	I-3

4.3.3
	Software für Leittechnik der Kategorie B
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.6.1.3.1
	Grundsätze
	I-3

4.3.3.1
	Grundsätze
	

	
	(1) Für die Entwicklung und Qualifizierung der Software der Kategorie 2 sind rechnergestützte Beschreibungen und Testverfahren anzuwenden, die den Nachweis der korrekten Arbeitsweise unterstützen.
	I-3

4.3.3.1 (1)
	Für die Entwicklung und Qualifizierung der Software der Leittechnik-Funktionen der Kategorie B sind Beschreibungen und rechnergestützte Testverfahren anzuwenden, die den Nachweis der korrekten Arbeitsweise unterstützen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	
	(2) Die Programme sind robust und selbstüberwachend auszulegen.
	I-3

4.3.3.1 (2)
	Die Software für Leittechnik-Funktionen der Kategorie B ist robust auszulegen. Eine Selbstüberwachung der Leittechnik-Funktionen der Kategorie B ist vorzusehen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.6.1.3.2
	Konstruktive Qualitätssicherung
	I-3

4.3.3.2
	Qualitätssicherung
	Die verschiedenen QS-Maßnahmen (Abschnitte 7.6.1.3.2, 7.6.1.3.3 und 7.6.1.3.4) wurden in der Interpretation I-3 in der Nummer 4.3.3.2 zusammengefasst.

	
	(1) Die Softwareerstellung muß einem durchgängigen und methodisch abgestimmten Phasenmodell folgen und weitgehend mit rechnergestützten Werkzeugen durchgeführt werden.
	I-3

4.3.3.2 (1)
	Die Softwareerstellung muss nach einem Phasenmodell weitgehend mit rechnergestützten Werrkzeugen erfolgen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.
Dabei wurde auch der Begriff „durchgängig“ gestrichen, weil ein Phasenmodell grundsätzlich durchgängig ist.

	
	(2) Die Software ist aus hinsichtlich der Funktion klar abgegrenzten Einheiten aufzubauen. Diese Softwareeinheiten sind auf unverzichtbare Anweisungen und Schnittstellen zu beschränken und zu einer übersichtlichen Programmstruktur zu integrieren.
	I-3

4.3.3.2 (2)
	Die Software ist aus hinsichtlich der Funktion klar abgegrenzten Einheiten aufzubauen. Diese Softwareeinheiten sollen mit Beschränkung auf unverzichtbare Anweisungen und Schnittstellen programmiert und in eine übersichtliche Programmstruktur integriert werden.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	7.6.1.3.3
	Analytische Qualitätssicherung
	I-3

4.3.3.2
	Qualitätssicherung
	Die verschiedenen QS-Maßnahmen (Abschnitte 7.6.1.3.2, 7.6.1.3.3 und 7.6.1.3.4) wurden in der Interpretation I-3 in der Nummer 4.3.3.2 zusammengefasst.

	
	(1) Die Phasenergebnisse sind einer Prüfung zu unterziehen und zu dokumentieren. Alle sicherheitsrelevanten Programmteile sind durch eine Kombination von Testverfahren zu prüfen, wobei eine vollständige Testüberdeckung erreicht werden soll.
	I-3

4.3.3.2 (3)
	Die Ergebnisse der einzelnen Phasen der Softwareentwicklung sind einer dokumentierten Prüfung zu unterziehen. Alle sicherheitsrelevanten Programmteile sind durch eine Kombination von Testverfahren zu prüfen, wobei eine vollständige Funktionsüberdeckung erreicht werden soll.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(2) Das anforderungsgerechte Verhalten des Hardware- und Softwaresystems soll in seinen sicherheitsrelevanten Funktionen validiert werden.
	I-3

4.3.3.2 (4)
	Das anforderungsgerechte Verhalten des Hardware- und Softwaresystems ist zu validieren.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

Dabei wurde auch die Einschränkung der Validierung „auf sicherheitsrelevante Funktionen“ gestrichen.

	7.6.1.3.4
	Organisation und Administration
	I-3

4.3.3.2
	Qualitätssicherung
	Die verschiedenen QS-Maßnahmen (Abschnitte 7.6.1.3.2, 7.6.1.3.3 und 7.6.1.3.4) wurden in der Interpretation I-3 in der Nummer 4.3.3.2 zusammengefasst.

	
	(1) Die Organisation und Administration müssen sicherstellen, daß die Software nach vollständigen Entwicklungs-, Prüf-, Wartungs- und Qualitätssicherungsplänen erstellt und eingesetzt wird. Die Unabhängigkeit zwischen Konstruktion und Qualitätssicherung muß durchgehend gewahrt werden. Es ist eine vollständige Entwicklungs-, Qualitätssicherungs- und Benutzerdokumentation zu erstellen.
	I-3

4.3.3.2 (5)
	Die Organisation und Administration der Softwareentwicklung und der Qualitätssicherung ist so zu gestalten, dass sichergestellt ist, dass die Software nach vollständigen Entwicklungs-, Prüf-, Wartungs- und Qualitätssicherungsplänen erstellt und eingesetzt wird. Die Unabhängigkeit zwischen Konstruktion und Qualitätssicherung muss durchgehend gewahrt werden. Es ist eine vollständige Entwicklungs-, Qualitätssicherungs- und Benutzerdokumentation zu erstellen.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(2) Die konsistente Konfiguration der Programme ist sicherzustellen.
	I-3

4.3.3.2 (6)
	Die konsistente Konfiguration der Programme ist sicherzustellen (Konfigurationsmanagement).
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	7.6.1.3.5
	Einsatz von Standardsoftware

Eingesetzte Standardsoftware soll betriebsbewährt sein und ist Prüfungen und Tests zu unterziehen, die in Umfang und Tiefe den Nachweisen für die Anwenderprogramme gleichwertig sind.
	I-3

4.3.3.3 (1)
	Der Einsatz vorgefertigter Software, sofern nicht entsprechend den Anforderungen in den Abschnitten 4.3.3.1 und 4.3.3.2 ausgelegt, muss auf unverzichtbare Bestandteile beschränkt sein, wobei Softwareänderungen vermieden werden sollen. Diese Teile sind Prüfungen und Tests zu unterziehen, die in Umfang und Tiefe den Nachweisen nach den Abschnitten 4.3.3.1 und 4.3.3.2 gleichwertig sind.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.
In den SiAnf wird für den Begriff „Standardsoftware“ der Begriff „vorgefertigte Software“ durchgängig verwendet. Die neue Formulierung behält die Anforderung zu „Beschränkung auf unverzichtbare Bestandteile“ bei. Da Softwareänderungen eine Quelle für neue Softwarefehler sein können, Änderungen aber andererseits zur Beschränkung auf unverzichtbare Teile oder zur Anpassung an den Einsatzfall notwendig sind, wurde eine Anforderung zur Vermeidung von Änderungen ergänzt.

	7.6.1.4
	Software für die Sicherheitsleittechnik der Kategorie 3
	I-3

4.3.4
	Software für Leittechnik-Funktionen der Kategorie C 3
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.6.1.4.1
	Grundsatz

Die Software der Kategorie 3 ist nach anerkannten Methoden der Softwaretechnik zu qualifizieren.
	I-3

4.3.4.1
	Grundsatz

Die Software für Leittechnik-Funktionen der Kategorie C 3 ist nach dem anerkannten Stand der Technik zu qualifizieren.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst, wobei auch die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.

	7.6.1.4.2
	Konstruktive Qualitätssicherung

Bei der Softwareerstellung sind die Entwicklungsschritte einzeln auszuweisen. Nach Möglichkeit sind bei wesentlichen Entwicklungsschritten Werkzeuge zu nutzen.
	I-3

4.3.4.2 (1)
	Bei der Softwareerstellung sind die Entwicklungsschritte einzeln auszuweisen. Nach Möglichkeit sind bei wesentlichen Entwicklungsschritten Software-Werkzeuge zu nutzen.
	Die verschiedenen QS-Maßnahmen (Ab-schnitte 7.6.1.4.2, 7.6.1.4.3 und 7.6.1.4.4) wurden in der Interpretation I-3 in der Nummer 4.3.4.2 zusammengefasst.

	7.6.1.4.3
	Analytische Qualitätssicherung
	I-3

4.3.4.2
	Qualitätssicherung
	Die verschiedenen QS-Maßnahmen (Abschnitte 7.6.1.4.2, 7.6.1.4.3 und 7.6.1.4.4) wurden in der Interpretation I-3 in der Nummer 4.3.4.2 zusammengefasst.

	
	(1) Das Erreichen der Phasenziele ist durch entsprechende Prüfungen nachzuweisen und zu dokumentieren.
	I-3

4.3.4.2 (2)
	Das Erreichen der Phasenziele ist durch Prüfungen nachzuweisen und zu dokumentieren.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	
	(2) Das anforderungsgerechte Verhalten des Hardware- und Softwaresystems soll in seinen sicherheitsrelevanten Funktionen validiert werden.
	I-3

4.3.4.2 (3)
	Das anforderungsgerechte Verhalten des Hardware- und Softwaresystems ist in seinen sicherheitsrelevanten Funktionen zu validieren.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

	7.6.1.4.4
	Organisation und Administration

Die Software ist nach einem anerkannten Qualitätssicherungsplan zu erstellen. Es ist eine vollständige Entwicklungs-, Qualitätssicherungs- und Benutzerdokumentation zu erstellen.
	I-3

4.3.4.2 (4)
	Die Software ist nach einem Qualitätssicherungsplan gemäß den anerkannten Regeln der Technik zu erstellen. Es ist eine vollständige Entwicklungs-, Qualitätssicherungs- und Benutzerdokumentation zu erstellen.
	Die verschiedenen QS-Maßnahmen (Abschnitte 7.6.1.4.2, 7.6.1.4.3 und 7.6.1.4.4) wurden in der Interpretation I-3 in der Nummer 4.3.4.2 zusammengefasst.

	7.6.1.4.5
	Einsatz von Standardsoftware

Eingesetzte Standardsoftware soll zertifiziert oder betriebsbewährt sein.
	I-3

4.3.4.3
	Einsatz von vorgefertigter Software

Eingesetzte vorgefertigte Software muss zertifiziert oder betriebsbewährt sein. Die zur Beurteilung der Einsetzbarkeit erforderlichen Eigenschaften müssen dokumentiert sein.
	Die RSK-LL-Anforderung wurde bezüglich der in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst.

Dabei wurde auch die Anforderung bezüglich der Dokumentation der erforderlichen Eigenschaften zur Beurteilung der Einsetzbarkeit der Software ergänzt.
In den SiAnf wird für den Begriff „Standard-software“ der Begriff „vorgefertigte Software“ durchgängig verwendet.

	7.6.2
	Anforderungen für Betrieb und Sicherung
	-
	-
	-

	
	(1) Änderungen der Software der Sicherheitsleittechnik müssen unter Einhaltung der Qualitätsstandards nach 7.6.1 vorgenommen werden. Durch Änderungen der Software der Sicherheitsleittechnik und durch fehlerhafte Eingriffe darf keine unzulässige Minderung der Sicherheit der Reaktoranlage hervorgerufen werden. Alle Eingriffe in die Software müssen automatisch dokumentiert werden und vollständig nachvollziehbar sein.
	I-3

5 (6)
	Änderungen der Software der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, sind unter Einhaltung der Qualitätsanforderungen nach Abschnitt 4 vorzunehmen. Änderungen der Software und dazu erforderliche Eingriffe in die leittechnischen Einrichtungen müssen so erfolgen, dass die Anforderungen aus den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“, Anhang 4 eingehalten werden. Alle Eingriffe in die Software sind zu dokumentieren.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummern der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Ka-tegorisierung der Leittechnik-Funktionen be-rücksichtigt wurde.
Dabei wurde die Anforderung auch hinsichtlich der automatischen Dokumentation aller Eingriffe in die Software präzisiert, weil diese nicht immer möglich ist und daher ggf. durch hinreichende Maßnahmen ergänzt werden muss.

	
	(2) Eingriffe Unbefugter in die Software der Sicherheitsleittechnik sind durch vorzugsweise technische oder durch administrative Maßnahmen zu verhindern.
	SiAnf

3.7 (11)
	Der unberechtigte Zugriff auf Informations- und Leittechniksysteme der Anlage ist zu verhindern. Die Wirksamkeit und Zuverlässigkeit der hierfür vorgesehenen Maßnahmen müssen der sicherheitstechnischen Bedeutung der Informations- und Leittechniksysteme entsprechen.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf.
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass in den SiAnf keine expliziten Anforderungen an die Anlagensicherung enthalten sind.
Für rechnerbasierte oder programmierbare leittechnische Einrichtungen sind entsprechende Anforderungen im Regelwerk der Sicherung gestellt, wobei auch Auslegungsanforderungen enthalten sind. Die nachweisliche Erfüllung aller Sicherungsanforderungen ist Voraussetzung für die Genehmigung dieser Systeme.

	
	(3) Daten und Programme der Sicherheitsleittechnik müssen rekonstruierbar sein; hierzu sind regelmäßig sowie bei Änderungen der Software Sicherungskopien anzufertigen. Programm- und Datenbestände sind zu archivieren.
	I-3

5 (7)
I-3

6 (1)
	Änderungen von Parametrierdaten und Software der leittechnischen Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, müssen so vorgenommen werden, dass sie rekonstruierbar sind.
Die anlagenspezifische Konfiguration der Hard- und Software leittechnischer Einrichtungen, die Leittechnik-Funktionen der Kategorien A bis C ausführen, muss während ihres gesamten Lebenszyklus hinsichtlich des aktuellen Zustands und durchgeführter Änderungen dokumentiert werden.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummern der Interpretation I-3, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst und die Kategorisierung der Leittechnik-Funktionen berücksichtigt wurde.
Hierbei ist zu berücksichtigen, das Anfoderungen an die Dokumentation in den SiAnf generell in Abschnitt 7 geregelt sind.

	8.
	Schaltwarte
	-
	-
	-

	
	(1) Die Warte ist so anzuordnen, zu gestalten, abzuschirmen, zu belüften und mit Notstrom zu versorgen, daß sich das Personal im Bedarfsfall in der Warte aufhalten, sie verlassen und betreten kann.
	SiAnf

3.8 (1)

SiAnf

3.8 (3)

SiAnf

3.8 (4)
	Es muss eine Warte vorhanden sein, von der aus das Kernkraftwerk sicher betrieben werden kann und von der aus bei Störungen und Störfällen Maßnahmen ergriffen werden können, um das Kernkraftwerk in einem kontrollierten und sicheren Anlagenzustand zu halten oder in einen solchen zu überführen.

Die Warte und die Notsteuerstelle sind so voneinander räumlich zu trennen, voneinander unabhängig mit Energie zu versorgen und derart gegen Einwirkungen von außen sowie aus Notstandsfällen zu schützen, dass Warte und Notsteuerstelle nicht gleichzeitig außer Funktion gesetzt werden können.
Die Warte und die Notsteuerstelle sind unter Berücksichtigung ergonomischer Gesichtspunkte so zu gestalten, dass die Voraussetzungen für das sicherheitstechnisch erforderliche Verhalten der Beschäftigten gegeben sind.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannten Nummern der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	
	(2) Die Informationsdarbietung in der Warte muß dem Betriebspersonal jederzeit einen ausreichenden Überblick über den Betriebszustand und das Verhalten der Anlage vermitteln. Hierfür sollten funktionsmäßig zusammengehörige Größen in gemeinsamen Wartenfeldern zusammengefaßt werden.
	Anhang 4 der SiAnf

4 (8)

SiAnf

3.8 (4)
	Abweichungen von Parameterwerten, die zur Gewährleistung des sicheren Betriebs in den Betriebsvorschriften der Anlage definiert sind, sind dem Betriebspersonal optisch und akustisch in der Warte zu melden.

Die Warte und die Notsteuerstelle sind unter Berücksichtigung ergonomischer Gesichtspunkte so zu gestalten, dass die Voraussetzungen für das sicherheitstechnisch erforderliche Verhalten der Beschäftigten gegeben sind.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer des Anhangs 4 der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.
Die Detailregelungen des letzten Satzes sind durch die Anforderung an die ergonomische Auslegung in der genannten Nummer der SiAnf abgedeckt. 

	
	(3) Die für einen sicheren Betrieb der sicherheitstechnischen Systeme und für die Beherrschung von Störfällen notwendigen Steuerungsmaßnahmen und Schalthandlungen müssen von der Warte aus vorgenommen werden können.
	Anhang 4, 

4 (9)
	Es ist sicherzustellen, dass bei einem Anforderungsfall dem Betriebspersonal alle für die Beurteilung der Funktionsbereitschaft und der Wirksamkeit der benötigten Einrichtungen erforderlichen Informationen auf der Warte oder Notsteuerstelle zur Verfügung stehen oder mit den in der Warte oder Notsteuerstelle verfügbaren Informationen einfach und schnell ermittelt werden können.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer des Anhangs 4 der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	
	(4) Die für die Durchführung von Steuerungsmaßnahmen und Schalthandlungen notwendigen Unterlagen müssen in unmittelbarer Nähe der Schaltwarte und in der Notsteuerstelle greifbar bereitliegen.
	SiAnf

6 (2)
	Die Unterlagen gemäß Nummer 6 (1) müssen für das Personal auf der Warte und gemäß Nummern 6 (1) Buchstabe a bis d auf der Notsteuerstelle in leicht zugänglicher und in übersichtlicher Form bereitgestellt sein.

Alle für die Arbeit des Notfallstabs erforderlichen Unterlagen sind in den Räumen des Notfallstabes verfügbar zu halten.
	Überführung der RSK-LL-Anforderung in die genannte Nummer der SiAnf, wobei die Anforderung an die in den SiAnf eingeführten Begriffe angepasst wurde.

	9.
	Lüftungsanlagen
	
	
	

	
	Folgende BMI-Richtlinie liegt hierzu vor:

Auslegungsrichtlinien und -richtwerte für Jod-Sorptionsfilter zur Abscheidung von gasförmigem Spaltjod in Kernkraftwerken; Stand: 25.2.1976

Ergänzend gilt:
	Entfallen
	
	Verweise auf Richtlinien erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“ zum Regelwerk und nicht in den Interpretationen.

	
	(1) Räume, die dauernd zum Kontrollbereich gehören müssen, sind an die Lüftungsanlagen anzuschließen. In solchen Räumen muß durch Unterdruckhaltung und entsprechend gerichtete Strömungsführung oder durch Schließen geeigneter Absperrklappen ein unkontrolliertes Entweichen von Aktivität in die Umgebung verhindert werden. Die dazu notwendigen Zuluftstränge dieser Lüftungsanlagen müssen von der Warte aus absperrbar sein. 
	I-8, Nr. 2.6.2 (2)
	In Räumen, die an die Lüftungsanlagen angeschlossen sind, ist durch Unterdruckhaltung und entsprechend gerichtete Strömungsführung oder durch Schließen geeigneter Absperrklappen ein unkontrolliertes Entweichen von Aktivität in die Umgebung zu verhindern. Die dazu notwendigen Maßnahmen müssen von der Warte aus bedienbar sein.
	Vollständige inhaltliche Übernahme mit sprachlichen Anpassungen an Sicherheitsebenen-Konzept und für Anwendbarkeit auf SWR.

	
	Die Abluft muß überwacht und erforderlichenfalls über Filter abgegeben werden. Abluft, die zur Unterdruckhaltung bei bestimmungsgemäßem Betrieb aus Bereichen des Sicherheitsbehälters, in denen Primärkreiskomponenten vorhanden sind, anfällt, ist kontinuierlich durch Schwebstoff- und Jod-Sorptionsfilter zu reinigen.
	I-8, Nr. 2.6.2 (4)
	Die Abluft ist zu überwachen und erforderlichenfalls über Filter abzugeben. Abluft, die auf den Sicherheitsebenen 1 und 2 zur Unterdruckhaltung aus Bereichen des Sicherheitsbehälters, in denen reaktorkühlmittelführende Komponenten vorhanden sind, anfällt, ist kontinuierlich durch Schwebstoff- und Iod- Sorptionsfilter zu reinigen.
	

	
	(2) Es ist ein automatischer Lüftungsabschluß vorzusehen, der bei hoher Aktivität im Sicherheitsbehälter anspricht. Der Grenzwert soll so eingestellt werden, daß es abhängig von:

- der Primärkreisaktivität (Auslegungsaktivität)

- der Leckagemenge,

- der Zeitdauer bis zur Erkennung

nicht zu unnötigen Auslösungen kommt.

Vor dem Grenzwert, der automatische Aktionen auslöst, sollen Grenzwerte angeordnet sein, die Gefahrenmeldungen auslösen.
	I-8, Nr. 2.2.5 (2)
	Maßnahmen und Einrichtungen zur Verhinderung des Entweichens von hoher Aktivität aus dem Sicherheitsbehälter sind vorzusehen. Wird der Sicherheitsbehälter im geschlossenen Zustand belüftet, ist ein automatischer Lüftungsabschluss des Sicherheitsbehälters vorzusehen, der bei hoher Aktivität im Sicherheitsbehälter anspricht.


	Überführung der Anforderung aus der RSK LL in die genannte Nummern der Interpretationen.
Inhaltliche Übernahme mit sprachlichen Anpassungen an Sicherheitsebenen-Konzept und für Anwendbarkeit auf SWR. Streichung der letzten beiden Sätze, da Detaillierungsgrad zu hoch und in KTA 3404 geregelt

	
	(3) Filteranlagen, die ausschließlich während oder nach Störfällen zur Reinigung der Abluft und damit zur Begrenzung der Störfallfolgen eingesetzt werden (z.B. Störfallfilter der Ringraumabsaugung), sind so auszulegen, daß folgende Abscheidegrade beim störfallbedingten Einsatz mit Sicherheit nicht unterschritten werden:

- Schwebstoffe: = 99,9 %

- organisch gebundenes Radiojod: = 99 %

- Radiojod in elementarer Form: = 99,99 %.

Diese Filteranlagen sind so zu errichten und zu betreiben, daß eine Schadstoffbeladung der Filter vor Beginn des Einsatzes mit Sicherheit vermieden wird. Die Funktionsfähigkeit der Filteranlagen unter den für den Störfall definierten Bedingungen ist nachzuweisen. Der Zustand der Filter ist durch regelmäßig durchzuführende Prüfungen zu überwachen.
	I-8, Nr. 2.2.5 (3)
	Filteranlagen, die für den Einsatz während oder nach Ereignissen auf der Sicherheitsebene 3 zur Reinigung der Abluft und damit zur Begrenzung der Folgen des Ereignisses vorgesehen sind, sind so auszulegen, dass die gemäß den einschlägigen sicherheitstechnischen Regeln anzusetzenden Abscheidegrade für Schwebstoff, organisch gebundenes Jod und elementares Jod beim Einsatz auf der Sicherheitsebene 3 nicht unterschritten werden. 

	Gestrichene Details durch KTA 3601abgedeckt.

	
	(4) Filteranlagen, die beim bestimmungsgemäßen Betrieb des Kernkraftwerks dauernd oder zeitweise mit Abluft beaufschlagt werden und während oder nach Störfällen eingesetzt werden müssen, sind so zu errichten und zu betreiben, daß die Unterschreitung eines bei der Planung technischer Schutzmaßnahmen gegen Störfälle zugrundegelegten Mindestabscheidegrades ausgeschlossen wird. Insbesondere ist der Einfluß der Schadstoffbeladung während des Einsatzes beim bestimmungsgemäßen Betrieb des Kernkraftwerkes zu überwachen und ein angemessener Abstand zum Mindestabscheidegrad durch rechtzeitigen Wechsel des Filtermaterials sicherzustellen. Die bei bzw. nach Störfällen herrschenden Bedingungen sind anzugeben. Die Funktionsfähigkeit der Filteranlagen unter diesen Bedingungen ist nachzuweisen. Ggf. kann der Nachweis der Vermeidung eines unzulässigen Abfalles des Abscheidegrades darin bestehen, daß gezeigt wird, wie im Zeitraum zwischen Störfalleintritt und Einsatz der Filteranlage das Filtermaterial gewechselt wird. Dabei ist nachzuweisen, daß die Strahlenbelastung des Personals die zulässigen Grenzwerte nicht übersteigt, die erneuerten Filter leckdicht sind und die Einhaltung des Mindestabscheidegrades gewährleistet wird.
	I-8, Nr. 2.2.5 (4)
	Filteranlagen, die auf den Sicherheitsebenen 1 und 2 dauernd oder zeitweise mit Abluft beaufschlagt werden und während oder nach Ereignissen der Sicherheitsebene 3 eingesetzt werden müssen, sind so zu errichten und sind so zu betreiben, dass die Unterschreitung eines bei der Planung technischer Schutzmaßnahmen gegen Ereignisse der Sicherheitsebene 3 zu Grunde gelegten Mindestabscheidegrades ausgeschlossen werden kann. 

Insbesondere ist der Einfluss der Schadstoffbeladung während des Einsatzes auf den Sicherheitsebenen 1 und 2 zu überwachen und ein angemessener Abstand zum Mindestabscheidegrad durch rechtzeitigen Wechsel des Filtermaterials sicherzustellen.


	Streichung der letzten vier Sätze, da es sich um einen speziellen Hinweis auf eine mögliche Nachweisführung handelt, der durch die vorangehenden allgemeinen Ausführungen abgedeckt ist. Die Anforderung an den Schutz des Personals ist in I-8, Abschnitt 2.2.2 in allgemeiner Form enthalten. 

Übernahme mit sprachlichen Anpassungen an Sicherheitsebenen-Konzept.

	
	(5) Filteranlagen nach (3) sind bezüglich ihrer aktiven Komponenten (Ventilator und Nacherhitzer) 3 . 100 % oder 4 . 50 % und bezüglich ihrer passiven Komponenten 2 . 100 % (wahlweise zuschalt- und umschaltbar) auszulegen. Sie sind mit Feuchteabscheidern und Nacherhitzern oder technisch gleichwertigen Einrichtungen auszustatten, um Taupunktunterschreitungen in der Filterzuluft und Kondensateinspeicherung zu verhindern oder auf ein Ausmaß zu begrenzen, das nachweisbar nicht zur Unterschreitung der geforderten Abscheidegrade führen kann. Die während oder nach Störfällen auftretenden Bedingungen in der Filterzuluft sind vom Reaktorhersteller anzugeben. Eine Aufstellung redundanter Filter in einem Raum ist zulässig.
	I-8, Nr. 2.2.5 (5)
	Filteranlagen nach der Nummer 2.2.5 (3) sind bezüglich ihrer aktiven Komponenten (z. B. Ventilator und Nacherhitzer) mit einer Redundanz von 3 x 100 % oder 4 x 50 % und bezüglich ihrer passiven Komponenten mit einer Redundanz von 2 x 100 % (wahlweise zuschalt- und umschaltbar) auszulegen. Die Filteranlagen sind mit Einrichtungen auszustatten, die Taupunktunterschreitungen in der Filterzuluft und Kondensateinspeicherung verhindern oder auf ein Ausmaß begrenzen, das nachweisbar nicht zur Unterschreitung der geforderten Abscheidegrade führen kann. Die während oder nach Ereignissen der Sicherheitsebene 3 auftretenden Bedingungen in der Filterzuluft sind zu spezifizieren. Wenn redundante Filter in einem Raum aufgestellt werden, ist sicherzustellen, dass
a) die redundanten Filter durch ein Ereignis der Sicherheitsebene 3, für dessen Beherrschung sie benötigt werden, nicht gleichzeitig ausfallen können und

b) ein redundantes Filtersystem nicht durch Versagen eines anderen Filtersystems bei einem Ereignis der Sicherheitsebene 3, für dessen Beherrschung es benötigt wird, ebenfalls versagen kann.

	Vollständige inhaltliche Übernahme mit sprachlichen Anpassungen an Sicherheitsebenen-Konzept und für Anwendbarkeit auf SWR. Der letzte Satz in RSK-LL 9 (5) wird hinsichtlich der Zulässigkeit in Anlehnung an KTA 3601 umgesetzt.

	
	(6) Es dürfen nur Schwebstoffilter eingesetzt werden, für die Typprüfzeugnisse vorliegen. Bei Verwendung von Schwebstoffiltern der Klasse S ist die Dichtheit der Filterzelle und der Filtersitze durch quantitative Vor-Ort-Prüfungen oder gleichwertige Prüfverfahren nachzuweisen. Geeignete Vorrichtungen für derartige Prüfungen sind vorzusehen.
	Entfallen
	
	Anforderungen an Schwebstofffilter sind in KTA 3601 geregelt und gehen im Detaillierungsgrad über das Detailniveau der „Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke“ hinaus. Der Begriff des „Schwebstofffilter Klasse S“ ist außerdem nicht mehr regelkonform, die Anforderung wird daher nicht übernommen.

	
	(7) Die Eignung des Sorptionsmaterials von Jodfiltern ist im Laborversuch unter Bedingungen des bestimmungsgemäßen Betriebs und unter Störfallbedingungen nachzuweisen. Bei der Festlegung der Mengen des Jodsorptionsmaterials sind dessen Alterung und Vergiftung zu berücksichtigen. Zur Überwachung des Zeitstandverhaltens sind am Jodsorptionsteil mit Kontrollfiltern ausgerüstete Bypass-Strecken oder gleichwertige Einrichtungen anzubringen. Weiterhin sind Vorrichtungen vorzusehen, die eine Vor-Ort-Prüfung der Filter erlauben.
	Entfallen
	
	Anforderungen sind in KTA 3601 geregelt und gehen im Detaillierungsgrad über das Detailniveau der „Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke“ hinaus. Die Anforderung wird daher nicht übernommen.

	
	(8) Die Auslegung der Lüftungsanlagen ist mit den Forderungen für Brandschutz abzustimmen. Im Hinblick auf die Filteranlagen ist nachzuweisen, daß ein eventueller Brand der Aktivkohle nicht zu Folgeschäden an anderen Komponenten und zu einer Brandausbreitung, z.B. über die Lüftungsanlage, führen kann.
	Entfallen
	
	Anforderungen gehen im Detaillierungsgrad über das Detailniveau der „Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke“ hinaus. Aktivkohlefilter werden hinsichtlich des Brandschutzes ausführlich in KTA 2101.3 behandelt. Die Anforderung wird daher nicht übernommen.

	
	(9) Die Störfallfilteranlagen der Ringraumabsaugung innerhalb des Ringraums sind gegen Erdbeben auszulegen. Die Leitungen außerhalb des Ringraumes sind so zu gestalten, daß sie Anforderungen im Sinne der DIN- Norm 4149 "Bauten in deutschen Erdbebengebieten; Lastannahmen, Bemessung und Ausführung üblicher Hochbauten", Fassung 4.81, genügen.
	Entfallen
	
	Anforderungen gehen im Detaillierungsgrad über das Detailniveau der „Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke“ hinaus. Die Anforderung wird daher nicht übernommen.

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	10.

10.1
	Strahlenschutzüberwachung

Strahlenschutzüberwachung in der Anlage
	
	
	

	10.1.1
	Überwachung der Ortsdosisleistung

Folgende KTA-Regel liegt hierzu vor:

Ortsfestes System zur Überwachung von Ortsdosisleistungen innerhalb von Kernkraftwerken (KTA 1501) Fassung 10/77
	Entfallen
	
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“ zum Regelwerk und nicht in den Interpretationen.

	
	Ergänzend gilt:

Für Wartungs- und Reparaturarbeiten, für Störfälle sowie für das Betreten nicht routinemäßig begangener Räume soll eine ausreichende Anzahl geeigneter tragbarer Strahlenschutzmeßgeräte vorhanden sein.
	I-8, 
Nr. 
2.4.10 (1)
	Für die Messaufgaben zum Schutz der Personen, die in einem Kontrollbereich tätig werden, sind an geeigneten Orten mobile Messgeräte vorzuhalten oder Einrichtungen vorzusehen, so dass Proben genommen und ausgewertet werden können:

a) Dosisleistungsmessgeräte für

aa) Gamma- und Betastrahlung,

ab) Neutronenstrahlung,

b) Einrichtungen zur nuklidspezifischen Erfassung von Kontaminationen z. B. durch Probenahme und Laborauswertung,

c) Messgeräte zur Bestimmung der Oberflächenkontamination,

d) Geräte zur Ermittlung der Aktivitätskonzentration in der Raumluft.


	

	10.1.2
	Überwachung der Radioaktivität der Raumluft
	
	
	

	
	(1) Räume oder Raumgruppen des Kontrollbereiches, die vom Betriebspersonal regelmäßig betreten werden und in denen Raumluftkontaminationen auftreten können, die bei dauernder Einwirkung zu einer Überschreitung der in § 52 Abs. 1, Punkt 1 der StrlSchV aufgeführten Grenzwerte der Aktivitätszufuhr führen, sind durch kontinuierliche Direktmessung der Aktivitätskonzentration von Aerosolen und gasförmigem Jod mit kontinuierlichen Anreichungsverfahren zu überwachen. Eine entsprechende Überwachung ist auch für in gleichem Maße kontaminationsgefährdete Räume oder Raumgruppen des Kontrollbereiches, die nicht regelmäßig betreten werden, bei längerer Aufenthaltsdauer von Betriebspersonal vorzusehen. Dazu können bewegliche Meßgeräte eingesetzt werden.
	I-8, Nr. 2.4.4 (1)
	Räume oder Raumgruppen des Kontrollbereichs, die vom Betriebspersonal regelmäßig betreten werden und in denen erhöhte Raumluftkontaminationen auftreten können, sind kontinuierlich auf die Radionuklidgruppen (Edelgase, Schwebstoffe, gasförmiges Iod) zu überwachen, die jeweils auftreten können. Hierfür sind Überwachungseinrichtungen fest zu installieren, die beim Überschreiten von Schwellenwerten Warnmeldungen auslösen.

Das fest zu installierende System gibt Hinweise auf die Begehbarkeit überwachter Bereiche, den Anlagenzustand und die Integrität der Systeme.

	Trennung in Kriterien an ortsfeste und mobile Systeme: 1. Satz wurde bis auf den expliziten Verweis auf StrlSchV in I-8, Nummer 2.4.4 (1) inhaltlich übernommen. Die Anforderungen des 2. Satzes sind bezüglich fest installierter Messgeräte durch § 39 StrlSchV und bezüglich mobiler Messgeräte inhaltlich durch I-8, Nummer 2.4.10 (1) abgedeckt.

	10.1.3
	Kreislaufüberwachung
	
	
	

	
	(1) Zur frühzeitigen Entdeckung etwaiger Freisetzungen radioaktiver Stoffe ist in sämtlichen Kreisläufen, die als Barriere gegen das Entweichen radioaktiver Stoffe dienen, die Konzentration radioaktiver Stoffe durch ortsfeste Einrichtungen kontinuierlich zu messen. Die Meßeinrichtungen müssen die Aktivitätskonzentration und deren Änderungen im bestimmungsgemäßen Betrieb und bei Störfällen mit der erforderlichen Genauigkeit erfassen und bei Überschreiten vorgegebener Grenzwerte Gefahrenmeldungen in der Warte auslösen. Außerdem ist die Aktivitätskonzentration in regelmäßigen Abständen durch Probenahme zu bestimmen.
	I-8, Nr. 2.4.1 (1)
	Zur frühzeitigen Entdeckung etwaiger Freisetzungen radioaktiver Stoffe ist in sämtlichen Systemen, die als Barriere gegen das Entweichen radioaktiver Stoffe dienen, die Konzentration radioaktiver Stoffe zu überwachen.

	Überführung der Anforderung aus der RSK LL in die genannten Nummern in I-8. Neuformulierung und -strukturierung der Kriterien. Die Änderungen waren erforderlich aufgrund der Aufteilung nach Sicherheitsebenen sowie Trennung der von den Sicherheitsebenen unabhängigen Überwachungszielen von den SE- spezifischen Überwachungszielen und von den technischen Kriterien.

	
	
	I-8, Nr. 2.4.2 (1)
	Die Überwachung ist so zu gestalten, dass unzulässige Änderungen der Aktivitätskonzentration in Systemen, insbesondere Aktivitätsübertritte in Systeme oder Systembereiche, die auslegungsgemäß keine radioaktiven Stoffe enthalten, zuverlässig erkannt werden.

	

	
	
	I-8, Nr. 2.4.2 (2)
	Die Aktivitätskonzentration ist durch kontinuierliche Messung mittels fest installierter Messeinrichtungen und durch regelmäßige Probenahme zu überwachen. Wird die Aktivitätskonzentration im Hauptkühlmittelkreislauf, in den unmittelbar mit ihm verbundenen Systemen oder in den Beckenkühl- und Reinigungskreisläufen nicht kontinuierlich sondern durch Probenahmen bestimmt, hat die Probenahme hinreichend häufig zu erfolgen.

	

	
	
	I-8, Nr. 2.4.2 (3)
	Bei Überschreitung vorgegebener Schwellenwerte bei den kontinuierlich messenden Einrichtungen zur Überwachung von Systemen ist eine Warnmeldung in der Warte auszulösen 


	

	
	
	I-8, Nr. 2.4.3 (1)
	Die Überwachung ist so zu gestalten, dass der durch Ereignisabläufe der Sicherheitsebenen 3 bis 4b bedingte Eintrag radioaktiver Stoffe in Systeme, die auslegungsgemäß keine radioaktiven Stoffe enthalten, erkannt wird, so dass erforderliche Maßnahmen zur Begrenzung einer hierdurch möglichen Freisetzung eingeleitet werden können und dass gegebenenfalls zur Einleitung von Notfallmaßnahmen und zur Unterstützung von Katastrophenschutzmaßnahmen erforderliche Informationen zur Verfügung stehen.

	

	
	(2) Für den Primärkreislauf und die damit unmittelbar verbundenen Kreisläufe kann die Überwachung durch ortsfeste Einrichtungen entfallen, wenn in hinreichend kurzen Abständen die Aktivitätskonzentration durch Probenahme bestimmt wird. Dasselbe gilt für die Beckenkühl- und Reinigungskreisläufe.
	I-8, Nr. 2.4.2 (2)
	Die Aktivitätskonzentration ist durch kontinuierliche Messung mittels fest installierter Messeinrichtungen und durch regelmäßige Probenahme zu überwachen. Wird die Aktivitätskonzentration im Hauptkühlmittelkreislauf, in den unmittelbar mit ihm verbundenen Systemen oder in den Beckenkühl- und Reinigungskreisläufen nicht kontinuierlich sondern durch Probenahmen bestimmt, hat die Probenahme hinreichend häufig zu erfolgen.

	Überführung der Anforderung aus der RSK LL in die genannte Nummer in I-8. Berücksichtigung der in RSK-LL 10.1.3 (1) enthaltenen Forderungen nach kontinuierlicher Überwachung durch ortsfeste Einrichtungen sowie Probenahme zusammen mit der Alternativregelung in RSK-LL 10.1.3 (2) in I-8, Nummer 2.4.2 (2) 

	
	(3) Eine Bestimmung der Aktivitätskonzentration in den Kreisläufen durch Probenahme hat außerdem zu erfolgen, wenn Anzeichen für eine erhöhte Aktivitätskonzentration vorliegen.
	I-8, Nr. 2.4.2 (4)
	Eine Bestimmung der Aktivitätskonzentration in den Kreisläufen durch Probenahme hat außerdem zu erfolgen, wenn Anzeichen für eine erhöhte Aktivitätskonzentration vorliegen.

	

	10.1.4
	Feststellung von Kontaminationen
	
	
	

	
	(1) Das Kernkraftwerk muß über geeignete Einrichtungen und Geräte verfügen, mit denen Kontaminationen von Personen und Gegenständen gemessen werden können (z.B. Hand-Fuß-Kleider- Monitore und Kontaminationsmonitore). Diese Geräte müssen ständig betriebsbereit und an zweckmäßig gewählten Orten, wie z.B. auf Verbindungswegen zwischen Überwachungs- und Kontrollbereich, an Personenschleusen, in Dekontaminationspassagen, aufgestellt sein. Entsprechend ihrer Zuverlässigkeit ist eine angemessene Zahl von Ersatzgeräten bereitzuhalten.
	I-8, Nr. 2.4.10 (1)
	Für die Messaufgaben zum Schutz der Personen, die in einem Kontrollbereich tätig werden, sind an geeigneten Orten mobile Messgeräte vorzuhalten oder Einrichtungen vorzusehen, so dass Proben genommen und ausgewertet werden können:

e) Dosisleistungsmessgeräte für

aa) Gamma- und Betastrahlung,

ab) Neutronenstrahlung,

f) Einrichtungen zur nuklidspezifischen Erfassung von Kontaminationen z. B. durch Probenahme und Laborauswertung,

g) Messgeräte zur Bestimmung der Oberflächenkontamination,

h) Geräte zur Ermittlung der Aktivitätskonzentration in der Raumluft.


	Anforderungen an Örtlichkkeit, ausreichende Zahl und Eignung sowie Zuverlässigkeit sind in §§ 40, 41, 44 und § 67 StrlSchV geregelt und wurden deshalb nicht übernommen.

	
	(2) Sämtliche Geräte müssen in regelmäßigen Abständen mit dünnen ß- Präparaten und gegebenenfalls mit dünnen -Präparaten kalibriert und geprüft werden, wobei die Kalibrierfaktoren und die Empfindlichkeiten bezogen auf eine punktförmige Aktivität und auf eine homogene Flächenaktivität anzugeben sind. Falls die Geräte auch Kontaminationen niederenergetischer ß-Strahlen nachweisen sollen (z.B. H 3 und C 14), ist eine Kalibrierung mit entsprechend dünnen Präparaten (z.B. radioaktiv markierte Folien) durchzuführen. Wenn kein dünnes Präparat zur Verfügung steht, kann eine Kalibrierung auch mit einem Präparat in sättigungsdicker Schicht erfolgen.
	Entfallen
	
	Anforderungen gehen im Detaillierungsgrad über das Detailniveau der „Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke“ hinaus und sind in den nachgeordneten DIN ausreichend geregelt. Die Anforderung wird daher nicht übernommen

	10.2
	Aktivitätsüberwachung
	
	
	

	10.2.1
	Aktivitätsüberwachung im Abwasser

Folgende KTA-Regel liegt hierzu vor:

Messung flüssiger radioaktiver Stoffe zur Überwachung der radioaktiven Ableitungen (KTA 1504) Fassung 6/78
	
	
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“ zum Regelwerk und nicht in den Interpretationen.

	
	
	I-8, Abschnitt 2.5.3
	Interpretationen für die Überwachung der Ableitung radioaktiver Stoffe mit Wasser auf den Sicherheitsebenen 1 und 2 sowie bei Ereignissen der Sicherheitsebene 3
	Anstelle des Verweises wurden die inhaltlichen Anforderungen der KTA-Fachregel mit grundlegender rsicherheitstechnischer Gültigkeit auf dem Detaillierungsniveau der „Interpretationen“ übernommen.

	
	
	I-8, Nr. 2.5.3 (1)
	Die Ableitung radioaktiver Stoffe mit Wasser ist zu überwachen. Anhand der Überwachung ist nachzuweisen, dass die genehmigten Werte für die Ableitung eingehalten werden.
H i n w e i s:   Gemäß der Nummer 2.1.3 (8) und 2.2.1 (1) sind die Abwässer aus Kontrollbereichen für alle Betriebszustände auf den Sicherheitsebenen 1 und 2 und bei allen Ereignissen der Sicherheitsebene 3 zu sammeln und nur dann kontrolliert abzuleiten, wenn sichergestellt ist, dass festgelegte Werte der Aktivitätskonzentration im Übergabebehälter nicht überschritten werden.


	Siehe auch KTA 1504, 1994

	
	
	I-8, Nr. 2.5.3 (2)
	Die Abwasserableitung aus Kontrollbereichen ist mittels fest installierter Aktivitätsmessstellen zu überwachen und bei Überschreitung festgelegter Werte rechtzeitig automatisch zu unterbrechen.
	Verallgemeinert aus KTA 1504, 1994, Kap. 3.2.3.

	
	
	I-8, Nr. 2.5.3 (3)
	Ableitungen radioaktiver Stoffe über sonstige Systeme, die Aktivität führen können, z. B. nukleares Nebenkühlwasser, Maschinenhausabwasser, sind zu überwachen und beim Überschreiten festgelegter Aktivitätswerte zu bilanzieren.

	Verallgemeinert aus KTA 1504, 1994, Kap 3.3 und 3.4.

	
	
	I-8, Nr. 2.5.3 (4)
	Das in den Vorfluter rückströmende Wasser ist kontinuierlich zu überwachen.

	Verallgemeinert aus KTA 1504, 1994, Kap. 3.6.1.

	10.2.2
	Aktivitätsüberwachung in der Fortluft
	
	
	

	
	Folgende KTA-Regel liegt hierzu vor:

Messung und Überwachung der Ableitung gasförmiger und aerosolgebundener radioaktiver Stoffe

Teil 1: Messung und Überwachung der Ableitung radioaktiver Stoffe mit der Kaminabluft bei bestimmungsgemäßem Betrieb(KTA 1503.1) Fassung 2/79
	I-8, Abschnitt 2.5.2


	Interpretationen für die Überwachung der Ableitung luftgetragener radioaktiver Stoffe auf den Sicherheitsebenen 1 und 2
	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“ zum Regelwerk und nicht in den Interpretationen.

	
	
	I-8, Nr. 2.5.2 (1)
	Die Einrichtungen für die Überwachung der Ableitung radioaktiver Edelgase sowie zur Bilanzierung radioaktiver Schwebstoffe und radioaktiven Iods mit der Kaminfortluft sind so auszuführen, dass eine Überwachung auch bei Ausfall einer Messeinrichtung sichergestellt ist.


	Anstelle des Verweises wurden die inhaltlichen Anforderungen der KTA-Fachregel mit grundlegender rsicher-heitstechnischer Gültigkeit auf dem Detaillierungsniveau der „Interpretatio-nen“ übernommen.

	
	
	I-8, Abschnitt 2.3
	Interpretationen zu Sicherheitsanforderung Nummer 3.7 (8) für die Strahlungs- und Aktivitätsüberwachung in der Anlage auf den Sicherheitsebenen 3 und 4
	Die Forderung konkretisiert die Zuverlässigkeitsanforderung in SiAnf 3.11 (2). 

Die Anforderung an den Redundanzgrad wird nicht vollständig durch die KTA 1503.1 abgedeckt. 



	
	
	I-8,
Nr 2.3 (1)
	Zur Überwachung der Aktivität in der Atmosphäre des Sicherheitsbehälters bei Ereignisabläufen und Anlagenzuständen der Sicherheitsebene 3 und 4 müssen Hochdosisleistungsmesseinrichtungen und Probeentnahmeeinrichtungen vorhanden sein, durch die 
· erforderliche Informationen zur Einleitung von Notfallmaßnahmen und zur Unterstützung von Katastrophenschutzmaßnahmen zur Verfügung gestellt werden und die 

· insbesondere bei Anlagenzuständen der Sicherheitsebene 4c eine Abschätzung der luftgetragenen Aktivität im Sicherheitsbehälter erlauben, um bei einer geplanten gefilterten Druckentlastung oder einer Gefährdung der Integrität des Sicherheitsbehälters eine Prognose zum Ausmaß der aus dem Sicherheitsbehälter freigesetzten Aktivität zu ermöglichen.

H i n w e i s:   Notfallmaßnahmen zur Probenahme zur Diagnose des Zustands im Sicherheitsbehälter sind zu implementieren, durch die Informationen bereitgestellt werden, die bei der Bewertung der radiologischen Auswirkungen einer gefilterten Druckentlastung des Sicherheitsbehälters berücksichtigt werden (siehe Interpretation der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ I-7 „Anforderungen an den anlageninternen Notfallschutz“, im Abschnitt 7.3.1(2) und 3.3(6)).

	

	
	
	I-8, Nr. 2.3 (3)
	Bei Ereignisabläufen und Anlagenzuständen der Sicherheitsebene 4, bei denen die Freisetzung luftgetragener radioaktiver Stoffe in die Umgebung anders nicht bestimmt werden kann, ist die Abschätzung der Freisetzung mit Hilfe der Messergebnisse der Immissionsüberwachung in Verbindung mit der Erfassung der Ausbreitungsverhältnisse gemäß den einschlägigen sicherheitstechnischen Regeln sicherzustellen.

	Zusammenfassung von im deutschen Regelwerk bereits bestehenden Anforderungen auf dem Abstraktionsniveau der „Interpretationen. Mit sinngemäßer Erweiterung auf Ebene 4.

	
	
	Entfallen
	
	Zusammenfassung von im deutschen Regelwerk bereits bestehenden Anforderungen auf dem Abstraktionsniveau der „Interpretationen“. Mit sinngemäßer Erweiterung auf Ebene 4.

	
	(1) Es müssen Einrichtungen vorhanden sein, mit denen es möglich ist, die Ableitung und Freisetzung gasförmiger und aerosolförmiger radioaktiver Stoffe kontinuierlich und getrennt zu überwachen und zu registrieren. Die hierfür erforderlichen Einrichtungen sind hinreichend zuverlässig auszulegen.
	Entfallen
	
	Anforderung ist durch REI abgedeckt, da in der REI die Überwachung der luftgetragenen Ableitungen und Freisetzungen auf allen Sicherheitsebenen gefordert wird. Anforderung kann daher entfallen.



	
	(2) Zur Überprüfung der tatsächlich auftretenden Strahlenbelastung ist während des bestimmungsgemäßen Betriebs die Nuklidzusammensetzung der abgeleiteten radioaktiven Stoffe zu ermitteln und zu registrieren. Die hierfür eingesetzte Meßmethode muß entsprechend den sich aus der Abgabegenehmigung ergebenden Forderungen gewählt werden. Die Abgabe radioaktiver Gase muß durch eine kontinuierliche Messung der Aktivitätskonzentration mit ausreichender Nachweisgrenze überwacht werden. Beim Nachweis radioaktiver Gase ist eine Direktmessung der Aktivitätskonzentration nur dann ausreichend, wenn der gesamte Fortluftstrom keinen größeren zeitlichen Schwankungen unterliegt. Anderenfalls ist eine Messung des Aktivitätsausstoßes, bei der der Fortluftstrom zwangsläufig berücksichtigt ist, erforderlich. Für die Messung radioaktiver Aerosole und gasförmigen Jods muß ein kontinuierliches Anreicherungsmeßverfahren mit hinreichender Nachweisgrenze benutzt werden. Bei zeitlich konstantem Fortluftstrom müssen die Aktivitätskonzentrationen und bei veränderlichem Fortluftstrom der Aktivitätsausstoß gemessen werden. Die Probeentnahme muß repräsentativ für die Aktivitätsabgabe in die Atmosphäre sein, d.h. sie muß hinter den Abluftfiltern erfolgen

(Siehe auch folgende BMI-Richtlinie: "Richtlinie zur Überwachung der Abgabe radioaktiver Stoffe mit der Kaminluft von Kernkraftwerken mit leichtwassergekühltem Reaktor", Stand: September 1975).
	Entfallen
	
	In  REI Anhang A 1.1.1 Bestimmungsgemäßer Betrieb wird  die Anwendung der KTA 1503.1 verbindlich. Und somit die Überwachung und/oder  Bilanzierung von radioaktiver Edelgase, an Schwebstoffen gebundene radioaktive Stoffen, .
radioaktivem gasförmigen Jod, 
Tritium, radioaktives Strontium, 
Alphastrahlern und Kohlenstoff 14.

Anforderung kann daher gestrichen werden.



	
	(3) Geräte zur kontinuierlichen Aktivitätsüberwachung müssen mit Doppelgrenzwerteinheiten für automatische Funktionskontrolle und Alarmgabe bei Überschreiten vorwählbarer Grenzwerte für die Freisetzung ausgerüstet sein. Sämtliche Meßwerte müssen registriert werden.
	Entfallen
	
	Die Forderung nach Grenzwertgebern für Geräteausfall und Schwellenwertüberschreitung geht im Detaillierungsgrad über das Detailniveau der „Interpratetionen“ hinaus ist in Kap. 5.3 von KTA 1503.1 enthalten. Die Forderung nach Registrierung ist durch die REI abgedeckt. Die Anforderungen werden damit nicht übernommen.

	
	(4) Zur Bilanzierung und Überwachung der radioaktiven Ableitungen aus Bereichen außerhalb des Sicherheitsbehälters sind die Abluft und Abgase aus aktivitätsführenden Behältern und sonstigen Anlagenteilen zu überwachen. Dies kann beispielsweise durch eine Sammelüberwachung vor der Kaminüberwachung erfolgen.
	Entfallen
	
	Zwar ist die konkrete Anforderung nach Überwachung der Systemabluft in der REI nicht explizit aufgeführt, kann aber nach Anhang A 1.1 REI als abgedeckt betrachtet werden. Anforderung kann daher gestrichen werden.

	
	
	
	
	

	
	
	I-6
4 (1)
	Es müssen Einrichtungen für die Inspektion von Brennelementen und für die Einhaltung der radiologischen Anforderungen im Falle von betriebsbedingten Brennstabschäden vorhanden sein.

Bei einer vorübergehenden Lagerung von defekten Brennstäben im Brennelementlagerbecken ist sicherzustellen, dass keine nennenswerte zusätzliche Kontamination des Kühlmittels erfolgt.
	

	11.
	Brandschutz 
	
	-
	Hinweis: Der Brandschutz ist im KTA-Regelwerk umfangreich geregelt. In die Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke wurden nur übergeordnete Anforderungen übernommen.

	
	(1) Die Verwendung brennbarer Stoffe als Konstruktionselemente oder als Betriebsstoffe ist möglichst zu vermeiden. In Bereichen, in denen die Verwendung solcher Stoffe unvermeidbar ist, sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die der Entstehung von Bränden vorbeugen und deren Ausbreitung begrenzen. Baustoffe müssen aber mindestens der Baustoffklasse B 1 (schwer entflammbar) nach DIN 4102 entsprechen. 
	SiAnf A3 3.2.1 (12)
	3.2.1 (12) Es sollen grundsätzlich nur nichtbrennbare Bau- und Werkstoffe verwendet werden. Ein Einsatz brennbarer

Werkstoffe ist dann zulässig, wenn sie konstruktiv unvermeidbar sind, z. B. Dämmstoffe an kaltgehenden Rohrleitungen, Dekontaminationsbeschichtungen. Es sollen grundsätzlich nur nichtbrennbare Betriebsstoffe verwendet werden. Ausgenommen sind Steuer- und Schmierflüssigkeiten sowie andere aus betrieblichen Gründen unvermeidbare brennbare Stoffe.
	

	
	Soweit in Räumen mit sicherheitstechnischen Einrichtungen brennbare Stoffe verwendet werden, sind für diese schnell wirksame Löscheinrichtungen vorzusehen. Automatische Löscheinrichtungen sind gegen fehlerhafte Auslösung zu sichern, bzw. die Räume sowie deren Anlagen dagegen auszulegen. Beim Einbringen brennbarer Stoffe im Zusammenhang mit Wartungs- und Reparaturarbeiten sind gesonderte Vorsichtsmaßnahmen zu treffen.
	SiAnf A3 3.2.1 (19)
SiAnf A3 3.2.1 (19)


	Ortsfeste Löschanlagen sind grundsätzlich automatisch auszulösen. Fernbediente oder örtlich manuell auszulösende Löschanlagen sind zulässig, wenn die möglichen Brandwirkungen bis zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Löschanlagen beherrscht werden.
Automatisch auszulösende Löschanlagen müssen so beschaffen und gesichert sein, dass sie ihrerseits nicht bei Störungen oder Schäden an ihnen oder bei Fehlbedienung/Fehlhandlung die bestimmungsgemäße

Funktion von Einrichtungen des Sicherheitssystems sowie die baulichen Anlagenteile mit raumabschließender Funktion unzulässig beeinträchtigen.
	

	
	(2) Die einzelnen redundanten Systeme des Sicherheitssystems sind zueinander so anzuordnen, daß im Brandfall ein durch Brandhitze oder Rauchgase bedingter Ausfall der anderen redundanten Systeme ausgeschlossen werden kann. 

Wenn eine ausreichende räumliche Trennung nicht durchführbar ist, so sind die einzelnen redundanten Systeme mindestens mit einer Feuerwiderstandsklasse F 90 abzuschotten. Ist dies nicht möglich, so sind gleichwertige brandschutztechnische Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, im Brandfall einen Ausfall von anderen redundanten Systemen zu verhindern.
	SiAnf A3 3.2.1 (9)
	Redundante Einrichtungen des Sicherheitssystems sind grundsätzlich durch ausreichend feuerwiderstandsfähige Bauteile so zu trennen, dass ein durch Brand bedingter Ausfall von mehreren Redundanten verhindert werden kann.

Sofern der für einen Brand erforderliche Schutz aus systemtechnischen oder nutzungstechnischen Erfordernissen nicht durch bauliche Brandschutzmaßnahmen realisiert werden kann, muss durch andere Brandschutzmaßnahmen oder durch eine Kombination dieser Maßnahmen ein gleichwertiger Schutzzustand sichergestellt werden.
	Siehe hierzu auch die übergeordneten Anforderungen zur Redundanztrennung SiAnf 2.4 (3)

	
	(3) Leitungen und Kabel zur Signalübertragung und Stromversorgung von Meß- und Steuereinrichtungen sind grundsätzlich getrennt von warmgehenden Rohrleitungen oder solchen, die brennbare Medien führen, zu verlegen. Bei unvermeidbaren Kreuzungen sind besondere Maßnahmen zu treffen. Leistungskabel müssen hinreichend getrennt von Signal und Steuerkabeln verlegt werden. Die Isolation sicherheitstechnisch wichtiger Kabel muß mindestens aus schwer entflammbarem Material hergestellt sein.
	SiAnf A3 3.2.1 (13)
	Leitungen und Kabel sind grundsätzlich getrennt von warmgehenden Rohrleitungen oder solchen, die brennbare Medien führen, zu verlegen. Leistungskabel sind grundsätzlich hinreichend getrennt von Signalund Steuerkabeln zu verlegen.

Bei unvermeidbaren Kreuzungen mit warmgehenden Rohrleitungen oder solchen, die brennbare Medien führen, oder mit Leistungskabeln sind besondere Maßnahmen und Einrichtungen vorzusehen.

Durch geeignete Maßnahmen oder Einrichtungen ist sicherzustellen, dass auch im Brandfall Energieversorgungs-, Signal- und Steuerkabel nicht unzulässig beeinträchtigt werden.
	

	
	(4) Anlagenbezirke mit Sicherheitseinrichtungen und Kontrollbereiche sind mit einer geeigneten Instrumentierung zur Früherkennung von Bränden auszustatten. Die Einrichtungen zur Früherkennung von Bränden sind hinreichend zuverlässig (z.B. redundant) auszuführen.
	SiAnf A3 3.2.1 (13)
	Für den Brandfall ist, insbesondere in Anlagenbereichen mit Sicherheitseinrichtungen und in Kontrollbereichen, durch geeignete Einrichtungen oder Maßnahmen eine zuverlässige, schnelle Branderkennung und Alarmierung sicherzustellen.
	

	
	(5) Die Abfuhr von Brandhitze und von Brandgasen darf weder die Funktion von Rettungswegen noch von Redundanzbereichen gefährden. Werden die raumlufttechnischen Anlagen zur Entrauchung verwendet, sind diese entsprechend den zu erwartenden thermischen Belastungen auszulegen. Gegebenenfalls sind besondere Rauch- und Wärmeabzugsanlagen vorzusehen. Die Trennung der einzelnen Brandabschnitte ist gegebenenfalls dadurch sicherzustellen, daß in den Lüftungskanälen Brandschutzklappen vorgesehen werden.
	SiAnf A3 3.2.1 (17)
SiAnf A3 3.2.1 (18)


	3.2.1 (17) Durch geeignete Maßnahmen und Einrichtungen für eine frühzeitige Gefahrenerkennung, Gefahrenmeldung und Aufforderung zur Flucht sowie geeignete Vorkehrungen für einen schnellen Flucht- und Rettungsvorgang

über Rettungswege ist sicherzustellen, dass Personen im Gefahrenfall schnell und sicher

ins Freie gelangen und von außen gerettet werden können.
3.2.1 (18) Innerhalb der Gebäude sind Rettungswege anzuordnen. Diese müssen so vor Brandeinwirkungen geschützt werden, dass sie ausreichend lange zur Verfügung stehen, um die Selbstrettung, die Fremdrettung von Personen, die Brandbekämpfung sowie sicherheitstechnisch erforderliche Personalhandlungen zu ermöglichen.
	Siehe auch SiAnf 3.2.1 (9)

	
	(6) Bei der Auswahl und Installation der aktiven und passiven Brandschutzmaßnahmen sind die im Kontrollbereich vorhandenen Beschränkungen zu beachten.
	SiAnf A3 3.2.1 (15)
	3.2.1 (15) Für den Brandfall ist, insbesondere in Anlagenbereichen mit Sicherheitseinrichtungen und in Kontrollbereichen, durch geeignete Einrichtungen oder Maßnahmen eine zuverlässige, schnelle Branderkennung und Alarmierung sicherzustellen.
	

	
	(7) Die Brandschutzeinrichtungen sind regelmäßig wiederkehrenden Prüfungen im Hinblick auf ihre Funktionsfähigkeit zu unterziehen. Die Prüffristen sind entsprechend dem Gefährdungspotential der Anlagen und der Anfälligkeit der Brandschutzeinrichtungen vom Gutachter festzulegen. 
	SiAnf A3 3.2.1 (21)
	Die Brandschutzeinrichtungen müssen regelmäßig Wiederkehrenden Prüfungen im Hinblick auf ihre Funktionsfähigkeit unterzogen werden. Die Prüffristen sind entsprechend der sicherheitstechnischen Bedeutung der zu schützenden Einrichtung festzulegen.

	

	
	Ein Alarmplan für Maßnahmen im Brandfall ist zu erstellen. 
	SiAnf A3 3.2.1 (21)
	3.2.1 (3) Es ist ein Brandschutzkonzept zu erstellen und zu dokumentieren. Die Dokumentation ist aktuell zu halten. Bei Änderungen in der Anlage sind deren Rückwirkungen auf das bestehende Brandschutzkonzept zu bewerten und das Brandschutzkonzept ist erforderlichenfalls fortzuschreiben.
	Der Alarmplan ist Bestandteil des Brandschutzkonzeptes.

	
	Aus dem Betriebspersonal ist eine Betriebslöschmannschaft zu bilden. Neben dieser ist auch die zuständige Feuerwehr mit den Räumlichkeiten der Anlagen sowie den besonderen Gegebenheiten eines Kernkraftwerks vertraut zu machen. Diese Einweisung ist regelmäßig zu wiederholen. Einsatzübungen sind in ausreichenden Abständen durchzuführen.
	SiAnf A3 3.2.1 (22)
	Zur Bekämpfung von Bränden ist eine ausreichend leistungsfähige Werkfeuerwehr nach Landesrecht aufzustellen, auszurüsten und zu unterhalten. Neben dieser ist auch die zuständige anlagenexterne Feuerwehr mit den Räumlichkeiten der Anlagen sowie den besonderen Gegebenheiten eines Kernkraftwerks vertraut zu machen. Diese Einweisung ist regelmäßig zu wiederholen. Einsatzübungen sind in ausreichenden

Abständen durchzuführen.
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	12.
	Fluchtwege und Alarmierung

Folgende KTA-Regeln liegen hierzu vor:

Alarmanlagen, Personensuchanlagen und Fernmeldeverbindungen in und von Kernkraftwerken (KTA 3901) Teil 1: Einblockanlagen, Fassung 3/81

Schleusen am Reaktorsicherheitsbehälter von Kernkraftwerken

- Personenschleusen (KTA 3402), Fassung 11/76

Ergänzend gilt:
	
	
	Der Hinweis auf KTA-Regeln erfolgt in dem Wegweiser.

	
	(1) Fluchtwege müssen auf möglichst kurzem Weg aus der Gefahrenzone führen. Fluchtwege müssen so gekennzeichnet und ausreichend beleuchtet sein, daß eine Orientierung auch unter erschwerten Bedingungen, wie z.B. Rauch oder Dampfentwicklung möglich ist. Die Beschaffenheit der Fluchtwege sollte den Transport Verletzter aus gefährdeten Bereichen ermöglichen.
	I-5

8.1 (1)
I-5

 8.1 (2)
	Es müssen Flucht- und Rettungswege vorhanden sein, über die Personen im Gefahrenfall schnell und sicher ins Freie gelangen oder von außen gerettet werden können.
Anordnung, Abmessung und Ausführung der Flucht- und Rettungswege müssen sich nach der Nutzung, Einrichtung und Grundfläche der Räume sowie nach der Zahl der in den Räumen üblicherweise anwesenden Personen richten.
	

	
	(2) Es sollen anlagen- und störfallspezifische Kriterien für die Art und den Auslösezeitpunkt der festgelegten Alarme, ggf. automatische Alarme, aufgestellt und die erforderlichen Aktionen des Personals in u. U. mehreren Alternativen geplant und - soweit möglich - in gewissen Zeitabständen auch geprobt werden.
	I-5
8.1 (7)
	Es sind anlagen- und störfallspezifische Kriterien für die Art und den Auslösezeitpunkt der festgelegten Alarme, gegebenenfalls auch automatisch ausgelöste Alarme, aufzustellen und die erforderlichen Aktionen des Personals zu planen. Diese Aktionen sollen in mindestens halbjährlichen Zeitabständen geprobt werden.
	

	
	(3) Durch technische Maßnahmen muß gewährleistet werden, daß dem Personal beim Ansprechen von Sicherheitsventilen im Sicherheitsbehälter (insbesondere Ansprechen der Berstscheibe des Druckhalterabblasebehälters) ausreichend Zeit zur Flucht bleibt oder unter den auftretenden Bedingungen ausreichender Schutz gewährt ist.
	I-5 
8.1 (8)
	Durch Maßnahmen und Einrichtungen ist zu gewährleisten, dass dem Personal beim Ansprechen von Sicherheitsventilen innerhalb des Sicherheitsbehälters (insbesondere vor dem Ansprechen der Berstscheiben des Abblasebehälters) ausreichend Zeit zur Flucht bleibt oder unter den auftretenden Bedingungen ausreichender Schutz gewährt ist.
	

	13.
	Gestaltung von Arbeitsablauf, Arbeitsplatz und Arbeitsumgebung
	
	
	Anforderungen allgemeiner Art zu diesem thema, die nicht ausschließlich Strahlenschutzaspekte betreffen sind in der Interpretation I-8, 8.2 geregelt. 

	
	Folgende BMI-Richtlinien liegen hierzu vor:

Richtlinie über das Verfahren zur Vorbereitung und Durchführung von Instandhaltungsarbeiten in Kernkraftwerken; Stand: 10.5.1978 

Richtlinie für den Strahlenschutz des Personals bei der Durchführung von Instandhaltungsarbeiten in Kernkraftwerken mit Leichtwasserreaktor: Die während der Planung der Anlage zu treffende Vorsorge; Stand: 10.5.1978

Ergänzend gilt:
	Entfallen 
	
	

	
	(1) Arbeitsabläufe, bei denen mit einer nennenswerten Strahlenexposition des Personals zu rechnen ist, sind so zu planen, daß die Strahlenbelastung des Personals so gering wie möglich bleibt. Entsprechende Anweisungen sind in geeigneter Form möglichst vollständig festzuhalten.
	Entfallen
	
	Abgedeckt durch IWRS II

	
	(3) Schwierige Arbeiten an Komponenten, bei denen eine hohe Strahlenbelastung erwartet wird, sollten so weit möglich, mechanisiert und vorher erprobt und geübt werden, ggf. an Modellen der Komponenten, wenn hierdurch eine nennenswerte Herabsetzung der Strahlenbelastung erreichbar ist.
	Entfallen
	
	Abgedeckt durch IWRS II

	
	
	
	
	

	14.
	Vorkehrungen für Arbeiten in der 

	
	Folgende BMI-Richtlinie liegt hierzu vor:

Richtlinie für den Strahlenschutz des Personals bei der Durchführung von Instandhaltungsarbeiten in Kernkraftwerken mit Leichtwasserreaktor: Die während der Planung der Anlage zu treffende Vorsorge; Stand: 10.5.1978

Ergänzend gilt:
	
	
	                                                                                                                                  Strahlenschutzaspekte betreffen sind in der Interpretation I-8, 8.2 geregelt.
Anforderungen allgemeiner Art zu diesem Thema, die nicht ausschließlich Strahlenschutzaspekte betreffen sind in der Interpretation I-8, 8.2 geregelt.

	
	(1) Die bauliche Gestaltung der Gebäude und die Ausführung und Anordnung der Komponenten hat so zu erfolgen, daß bei späteren Inspektions-, Wartungs- und Reparaturarbeiten sowie bei wiederkehrenden Prüfungen die Arbeiten zuverlässig ausgeführt werden können und die Strahlenbelastung für das Personal so gering wie möglich bleibt. Insbesondere sind ausreichende Zugänglichkeit, Abschirmung der Zugangs- und Transportwege sowie geeignete Vorkehrungen für die Ausführung von Dekontaminationsarbeiten, auch an Behältern und Rohrleitungssystemen (z.B. durch mechanische Reinigung und Spülung), sicherzustellen. Bei der Planung der vorgesehenen Maßnahmen ist von einem nach langjährigem Betrieb für diese Bauausführung zu erwartenden Strahlenpegel auszugehen.
	SiAnf 

3.11 (4)
I-8, Nr
2.6.1 (2)
	Im Kernkraftwerk müssen Maßnahmen und Einrichtungen vorgesehen sein, die eine sichere Handhabung, Einschließung und Lagerung der unbestrahlten und bestrahlten Brennelemente und sonstiger radioaktiver  Stoffe ermöglichen. Diese Maßnahmen müssen so konzipiert und diese Einrichtungen so beschaffen, angeordnet und abgeschirmt sein, dass eine unzulässige Strahlenexposition des Eigen- und Fremdpersonals und in der Umgebung sowie die Freisetzung radioaktiver Stoffe in die Umgebung verhindert wird.  Dabei sind die Anzahl und Dauer von Tätigkeiten des Personals in Strahlungsfeldern und die Möglichkeiten der Personenkontamination und Inkorporation unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls so gering wie möglich zu halten.
Bei der baulichen Gestaltung der Gebäude und der Ausführung und Anordnung der Komponenten sind ausreichende Zugänglichkeit, Abschirmung der Zugangs- und Transportwege sowie geeignete Vorkehrungen für die Ausführung von Dekontaminationsarbeiten, auch an Behältern und Rohrleitungssystemen (z. B. durch mechanische Reinigung und Spülung), sicherzustellen.
	Der Halbsatz des ersten Satzes aus RSK-LL 14 (1) wurde nicht übernommen, da die Anforderung an die zuverlässige Ausführung der Arbeiten als übergreifender Punkt nicht spezifisch auf den Strahlenschutz zu beziehen ist und in Interpretation I-5 geregelt wird. 

Die Anforderung an die Reduzierung der Strahlenexposition des Personals bei allen Tätigkeiten durch die bauliche und technische Auslegung ist übergeordnet in den Nummern 2.5 (1) und 3.11 (4) von Modul 9 enthalten.

Die Anforderungen von Satz 2 der RSK-LL 14 (1) sind konkretisiert in Nummern I-8. 2-6.1 (1) und 2.6.1 (2).



	
	(2) Bei der baulichen Gestaltung der Anlage sowie bei der Konstruktion und Anordnung insbesondere Aktivität führender Komponenten ist auch zu berücksichtigen, daß deren Austausch während der Betriebszeit eines Kernkraftwerks notwendig werden kann. Die deshalb zu treffenden Vorkehrungen müssen so geeignet sein, Komponenten - soweit technisch möglich und sinnvoll - unzerlegt und bei möglichst geringer Strahlenbelastung auszutauschen. Die zur Erfüllung dieser Forderungen notwendigen Maßnahmen dürfen sicherheitstechnischen Erfordernissen nicht entgegenstehen; z.B. darf die Möglichkeit wiederkehrender Prüfungen der Komponenten nicht eingeschränkt werden.
	I-8, Nr
2.6.1 (1)
	Bei der baulichen Gestaltung der Anlage sowie bei der Konstruktion und Anordnung insbesondere von Komponenten, die Aktivität führen, ist zu berücksichtigen, dass deren Austausch während der Betriebsdauer eines Kernkraftwerks notwendig werden kann. Daher sind zur Reduzierung der Strahlenexposition unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls Vorkehrungen dafür zu treffen, dass Komponenten unzerlegt und bei möglichst geringer Strahlenexposition ausgetauscht werden können. Die zur Erfüllung dieser Forderungen notwendigen Maßnahmen und Einrichtungen dürfen sicherheitstechnischen Erfordernissen nicht entgegenstehen; z. B. ist die Möglichkeit wiederkehrender Prüfungen der Komponenten nicht einzuschränken
	Überführung in die genannte Nummer. RSK LL 14 (2) wurde mit einer sprachlichen Anpassung (u. a. „Strahlenexposition“ statt „Strahlenbelastung“) vollständig in Nummer 2.6.1 (1) übernommen.

	17.
	Vorsorge gegen Versagen von Komponenten
	
	
	Die Anforderungen wurden gegenüber den RSK-LL verallgemeinert und erweitert. Es sind auch die SiAnf 2.4 zu berücksichtigen.

	17.1
	Vorsorge gegen Turbinenversagen

Gegen die Beschädigung sicherheitstechnisch wichtiger Anlagenteile durch Bruchstücke des Turbosatzes ist Vorsorge zu treffen. Z. B. kann die Gebäudeanordnung, auch bei Mehrblockanlagen, so gewählt werden, daß die sicherheitstechnisch wichtigen Komponenten (Reaktorgebäude, Notspeisegebäude) nicht innerhalb der wahrscheinlichen Flugrichtung möglicher Bruchstücke des Turbosatzes (ca. 20 Grad senkrecht zur Turbinenachse) liegen. Befinden sich räumlich getrennte sicherheitstechnische Einrichtungen innerhalb des oben angegebenen Kegels, so darf angenommen werden, daß nur eine dieser sicherheitstechnischen Einrichtungen von den Bruchstücken getroffen wird.
	A3

3.2.3
(2)
A3

3.2.3

(5)

	Alle potentiellen sicherheitstechnisch relevanten Quellen für umherfliegende (hochenergetische) und fallende Bruchstücke (Trümmer) sind zu identifizieren und die Parameter (insbesondere Geometrie, Masse und Trajektorie) der bei einem Versagen zu erwartenden Bruchstücke sind zu analysieren oder konservativ abzuschätzen.

Als potentielle Quellen für solche Bruchstücke sind insbesondere zu berücksichtigen:

– das Versagen von Behältern, Rohrleitungen und sonstigen Komponenten mit hohem Energieinhalt,

Hinweis:

Zu den Leck- und Bruchannahmen siehe in den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“, Anhang 2, dort

Anlage 2.

– das Versagen beweglicher Armaturenteile,

– der Auswurf eines Steuerelements oder Steuerstabs und

– das Versagen rotierender Komponententeile (z. B. Schwungradversagen der Hauptkühlmittelpumpen, Turbinenschaufeln, Turbinenwelle).
 Die folgenden Maßnahmen und Einrichtungen zum Schutz gegen Einwirkungen aus einem Komponentenversagen sind dabei in Betracht zu ziehen:

– geeignete Orientierung der als potentielle Quelle von Bruchstücken identifizierten Komponenten im Raum, 

– geeignete räumliche Anordnung der als potentielle Ziele von Bruchstücken identifizierten Einrichtungen des Sicherheitssystems,

– Wahl der Gebäudeanordnung derart, dass die Einrichtungen des Sicherheitssystems nicht innerhalb der wahrscheinlichen Flugrichtung möglicher Bruchstücke des Turbosatzes liegen; dies gilt auch für Mehrblockanlagen (siehe auch Nummer 3.2.8),

– bauliche Einrichtungen zum Ablenken oder Zurückhalten von Trümmern,

– Ausschlagsicherungen,

– Doppelrohrkonstruktionen bei hochenergetischen Rohrleitungen.

	

	17.2
	Vorsorge gegen Pumpenschwungradversagen

Es sind Maßnahmen zu treffen, die gewährleisten, daß das Pumpenschwungrad infolge zu hoher Drehzahl beim Kühlmittelverluststörfall nicht zerstört wird.
	A3

3.2.3 (2)
	Alle potentiellen sicherheitstechnisch relevanten Quellen für umherfliegende (hochenergetische) und fallende Bruchstücke (Trümmer) sind zu identifizieren und die Parameter (insbesondere Geometrie, Masse und Trajektorie) der bei einem Versagen zu erwartenden Bruchstücke sind zu analysieren oder konservativ abzuschätzen.

Als potentielle Quellen für solche Bruchstücke sind insbesondere zu berücksichtigen:

– das Versagen von Behältern, Rohrleitungen und sonstigen Komponenten mit hohem Energieinhalt,

Hinweis:

Zu den Leck- und Bruchannahmen siehe in den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“, Anhang 2, dort

Anlage 2.

– das Versagen beweglicher Armaturenteile,

– der Auswurf eines Steuerelements oder Steuerstabs und

– das Versagen rotierender Komponententeile (z. B. Schwungradversagen der Hauptkühlmittelpumpen, Turbinenschaufeln, Turbinenwelle).
	Durch A3 3.2.3 (1) abgedeckt (letzter Spiegelstrich)


	17.3
	Vorsorge gegen Versagen von Rückflußverhinderern

Alle Rückflußverhinderer im Kernkraftwerk, die im Normalbetrieb offen sind und bei einem Störfall bei hohem Druck und hoher Strömungsgeschwindigkeit sicher schließen müssen, sind so zu dämpfen, daß die hydrodynamischen Belastungen auf die Rückflußverhinderer, die Rohrleitungen und ihre Verankerung sowie ggf. auf die Sicherheitsbehälterdurchführungen tolerierbar sind. Dämpfungsmaßnahmen können entfallen, wenn unzulässige Belastungen auf die Rohrleitungen und deren Verankerungen auszuschließen sind.
	I-5.

7.1 (1)
	Allgemeine Anforderungen an spezifische Einrichtungen

Bei der Auslegung der baulichen Anlagenteile, Systeme und Komponenten sind, ausgehend von den Einwirkungen, Lastfälle zu Grunde zu legen. Die Lastfälle sind insbesondere aus dem spezifizierten Betrieb der Anlage einschließlich der Prüfungen, aus der Betriebserfahrung und aus den unterstellten Ereignissen, Einwirkungen von innen und außen sowie Notstandsfällen gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“, Anhang 2 und Anhang 3 abzuleiten und müssen die daraus resultierenden Einwirkungen abdecken. Die Lastfälle und deren Kombinationen sind zu spezifizieren und entsprechend ihrer Charakteristik und Häufigkeit vollständig zu beschreiben.
	Es handelt sich in den RSK-LL um einen (historisch bedingten) Spezialfall, der durch übergeordnete Anforderungen insbesondere durch I-5, 7.1 (1) abgedeckt ist.

	18.
	Naturbedingte Einwirkungen
	
	
	

	18.1
	Erdbeben

Folgende KTA-Regel liegt hierzu vor:

Auslegung von Kernkraftwerken gegen seismische Einwirkungen (KTA 2201) Teil 1: Grundsätze,

Fasung 6/75 Teil 5: Seismische Instrumentierung, Fassung 6/77
	A3

4.2.1.1 (5) 
	Für die Druckführende Umschließung des Reaktorkühlmittels und für die Äußeren Systeme, die für die Erfüllung der Schutzziele benötigt werden, ist das Verhalten beim Bemessungserdbeben anhand einer strukturdynamischen Analyse zu bewerten und die Erfüllung der Schutzziele sicherzustellen. Eine gleichzeitige Überlagerung der Einwirkungen aus einem Bemessungserdbeben und einem Leck an der Druckführenden Umschließung ist aufgrund ihrer Auslegung und Ausführung nicht zu unterstellen. Eine gleichzeitige Überlagerung eines Lecks an Äußeren Systemen ist nicht zu unterstellen, wenn diese gegen Erdbeben ausgelegt sind.


	Verweise auf Regeln des KTA erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“ zum Regelwerk und nicht in den Modulen.

	
	Ergänzend gilt:

Für die Druckführende Umschließung ist mit Hilfe von Analysen sicherzustellen, daß unter Beachtung der Zahl der Schwingungen, die durch das Erdbeben angeregt werden, die im Falle des Sicherheitserdbebens resultierenden Belastungen des Rohrleitungssystems die zulässigen Spannungsgrenzen nicht überschreiten. Werden dabei Stellen gefunden, die besonders gefährdet sind und deren Versagen zu einem Kühlmittelverluststörfall oder zu anderen gefährlichen Zuständen des Reaktors führen könnten, so ist durch Anpassung des Werkstoffs und der Auslegung sowie durch zweckmäßige Festlegung von Prüfungen Abhilfe zu schaffen. Andernfalls ist ein Kühlmittelverluststörfall als kausale Folge des Erdbebens nicht auszuschließen. Von der Überlagerung eines Sicherheitserdbebens mit einem Kühlmittelverluststörfall kann auch abgesehen werden, wenn sich aus den Analysen ein genügender zeitlicher Abstand beider Ereignisse ergibt.
	
	-
	Überführung der Anforderung aus der RSK LL in die genannten Nummern in Anhang 3. Anhang 3 enthält weitere grundlegende Anforderungen an die Erdbebenauslegung in den Abschnitten 4.1 und 4.2.1.1, die nicht in den RSK-LL enthalten waren. 

Die Sicherheitsanforderungen enthalten in Abschnitt 2.4 die wesentlichen Anforderungen an die Erdbebenauslegung, hier insbesondere 2.4 (4). 

Einzelheiten zur Erdbebenauslegung finden sich in der KTA-Reihe  2201. 



	19.
	Zivilisationsbedingte Einwirkungen
	
	
	

	19.1
	Flugzeugabsturz

Die RSK hält es zur Verminderung des verbleibenden Risikos eines Flugzeugabsturzes auf das Reaktorgebäude eines Kernkraftwerks sowie auf Gebäude, die im Hinblick auf die sichere Nachwärmeabfuhr geschützt werden müssen und nicht durch entsprechende Redundanz geschützt sind, für erforderlich, daß die Anlage den nachfolgend spezifizierten Anforderungen genügt.
	A3

4.2.2.1 (1)
	Durch geeignete Maßnahmen und Einrichtungen ist sicherzustellen, dass durch einen Flugzeugabsturz die Sicherheit der Anlage nicht unzulässig beeinträchtigt wird.
	Der Flugzeugabsturz gehört zu den Notstandsfällen. Er ist keiner Sicherheitsebene zugeordnet. Entsprechende Anforderungen beispielsweise zum Einzelfehlerkonzept oder der räumlichen Trennung finden sich in den entsprechenden Kapiteln der Sicherheitsanforderungen und der Interpretationen.
Für die Anforderung A3 4.2.2.1 (1) findet sich keine entsprechende Anforderung in den RSK-LL.

	
	(1) Für die Konzeptberatung ist eine Liste der gegen Flugzeugabsturz zu schützenden Gebäude, Bauteile und Anlagenteile, einschließlich ihrer sicherheitstechnischen Funktionsbeschreibung, vorzulegen. Außerdem ist darzulegen, wie im Belastungsfall die Standsicherheit der Bauteile und der Gesamtkonstruktion gewährleistet wird.
	SiAnf 3.1 (9)
A3,

7.2 (2)

A3,

7.2 (3)


	Bei Einwirkungen aus Notstandsfällen ist sicherzustellen, dass im Ereignisfall mindestens eine Redundante bei den zur Ereignisbeherrschung erforderlichen Einrichtungen erhalten bleibt. Dabei sind jeweils auch Folgewirkungen zu berücksichtigen.

Bei Notstandsfällen ist die Autarkie der Sicherheitsfunktionen im Hinblick auf die Energieversorgung und alle Kühl- und Betriebsmittel, die notwendig sind, um die Anlage in einen kontrollierten Zustand zu bringen und darin für mindestens 10 Stunden zu halten, sicherzustellen.

Notstandseinrichtungen dürfen keine sicherheitstechnisch nachteiligen Auswirkungen auf Maßnahmen und Einrichtungen der Sicherheitsebene 3 haben.
Für die Auslegung, Funktion und Gestaltung der Bauwerke ist die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit sicherheitstechnisch wichtiger Einrichtungen zur Beherrschung von Ereignissen der Sicherheitsebenen 2 bis 4a, bei Einwirkungen von innen oder außen sowie bei Notstandsfällen als maßgebende Auslegungsanforderung zu berücksichtigen.

Als Grundlage der bautechnischen Auslegung sind alle Einwirkungen auf die Bauwerke so zu beschreiben und zu quantifizieren, dass sie als eindeutige Vorgabe für die Bemessung und Konstruktion der Bauwerke einschließlich der Verankerungskonstruktionen für Komponenten verwendet werden können. Bei der Auslegung sind mögliche Einwirkungen wie Bodensetzungen oder Bergschäden zu berücksichtigen.

	Die Anforderung der RSK-LL ergibt sich aus übergeordnten Anforderungen zur Beherrschung der Notstandsfälle.

	
	(2) Der Auslegung sind folgende Lastannahmen zugrunde zu legen:

1. Stoßlast-Zeit-Diagramm

Stoßzeit (ms) Stoßlast (MN)

0 0

10 55

30 55

40 110

50 110

70 0

2. Auftrefffläche

Die Auftrefffläche ist mit 7 m2 kreisförmig anzunehmen. 

3. Auftreffwinkel

Der Auftreffwinkel ist als normal auf die Tangentialebene im Auftreffpunkt anzusetzen.
	A3
4.2.2.1 (5)
	Der Auslegung sind folgende Lastannahmen zugrunde zu legen:

- Stoßlast-Zeit-Diagramm:

- Stoßzeit [ms] Stoßlast [MN]

0 0
10 55
30 55
40 110
50 110
70 0

– Auftrefffläche: 7 m2 kreisförmig.

– Auftreffwinkel: normal auf die Tangentialebene im Auftreffpunkt.
	

	
	(3) Die Auslegung eines Bauteils auf Vollschutz ist immer dann erforderlich, wenn sich hinter dem Bauteil sicherheitstechnisch notwendige Anlagenteile befinden und diese bei der Auslegung des Bauteils nur gegen Penetration durch herausgeschleuderte Betonbrocken beschädigt werden könnten, sofern ihr Ausfall nicht durch das Prinzip der räumlichen Trennung abgedeckt werden kann.
	A3

4.2.2.1.(6)


	Die Auslegung eines Bauwerks auf Vollschutz hat immer dann zu erfolgen, wenn sich hinter dem Bauwerk oder innerhalb des Bauwerkes Einrichtungen des Sicherheitssystems oder Notstandseinrichtungen für die Beherrschung des Ereignisses Flugzeugabsturz befinden, diese durch Bruchstücke oder Trümmerlasten beschädigt werden könnten und bei Ausfall dieser Anlagenteile das Überführen der Anlage in einen sicheren Zustand nicht mehr sichergestellt sind.

Die permanent vorhandenen Öffnungen von Gebäuden, in denen Einrichtungen des Sicherheitssystems angeordnet sind, sind so anzuordnen und zu schützen, dass bei einem Flugzeugabsturz kein Treibstoff in diese Gebäude eindringen kann.

Sofern durch die Anordnung und den Schutz der permanent vorhandenen Öffnungen das Eindringen von Treibstoff nicht verhindert werden kann, sind diese Öffnungen zumindest so anzuordnen und zu schützen, dass die bestimmungsgemäß erforderlichen Einrichtungen des Sicherheitssystems nicht unzulässig beeinträchtigt

werden.
	

	
	(4) Die Auswirkungen von Trümmern und von Treibstoffbränden müssen bei der Auslegung beachtet werden. Die Schutzwirkungen vorgelagerter Bauteile dürfen dabei berücksichtigt werden. Der Schutz gegen Flugzeugtrümmer kann bei redundanten Systemen auch durch räumliche Trennung erreicht werden.
	A3

4.2.2.1.(3)

A3 

4.2.2.1 (4)
	Die Auswirkungen von Trümmern, Treibstoff-bränden, Treibstoffexplosionen und weiteren Folgewirkungen sind zu berücksichtigen, insbe-sondere:

– Treibstoffbrand auf dem Anlagengelände,

– Explosion von Treibstoff außerhalb von Ge-bäuden,

– Brand oder Explosion von Treibstoff (flüssig oder als Dampf), der durch permanent vorhande-ne oder durch den Absturz verursachte Öffnun-gen in Gebäude eingedrungen ist,

– Eindringen von Verbrennungsprodukten sowie Ansaugluft mit reduziertem Sauerstoffgehalt in-folge von Verbrennungsvorgängen in Lüftungs-systeme unter Berücksichtigung der Auswirkun-gen auf Personalhandlungen, elektrische Einrich-tungen und die Dieselgenerator-Zuluft.

Hinweis:

Die Schutzwirkungen vorgelagerter Bauwerke dürfen dabei berücksichtigt werden.

Der Schutz gegen Flugzeugtrümmer kann bei redundanten Systemen auch durch räumliche Trennung erreicht werden.
Es sind auch Einwirkungen (z. B. Trümmer und Brände) aufgrund anlagennaher Flugzeugabstürze zu berücksichtigen.


	Die Ergänzungen wurden IAEA NS-G-1.5 § 4.23 entnommen.

Wurde in Anlehnung an IAEA NS-G-1.5, § 4.10 formuliert.

	
	(5) Die Ionenaustauscher der Primärwasser-Reinigungsanlage, zugehörige Harzabfallbehälter und andere Komponenten und Systeme, die ähnlich hohe Aktivitäten in grundsätzlich brennbarer Form enthalten, sind durch besondere bautechnische oder brandschutztechnische Maßnahmen gegen Beschädigungen zu schützen, um eine nennenswerte durch einen Treibstoffbrand verursachte Freisetzung von Radioaktivität zu verhindern.
	A3
4.2.2.1 (7)
	Die Ionenaustauscher der Kühlmittelreinigungsanlage, zugehörige Harzabfallbehälter und andere Komponenten und Systeme, die ähnlich hohe Aktivitäten in grundsätzlich brennbarer Form enthalten, sind durch besondere bauliche Einrichtungen oder brandschutztechnische Maßnahmen gegen Beschädigungen zu schützen, um eine nennenswerte, durch einen Treibstoffbrand verursachte Freisetzung von Radioaktivität zu verhindern.
	

	
	(6) Die durch den Flugzeugaufprall induzierten Erschütterungen sind zu beachten. Dies kann 14) wie folgt geschehen: Der Nachweis der Standsicherheit kann bei Komponenten und Systemen im Reaktorgebäude, die sich nicht gegen Außenwände abstützen oder die an von Außenwänden getrennten Decken bzw. der Fundamentplatte angeordnet sind, durch Annahme einer statischen Ersatzlast resultierend aus einer Beschleunigung von +- 0,5 g in horizontaler und vertikaler Richtung im Frequenzbereich bis 16 Hz geführt werden. Für die Komponentenauslegung ist die Ersatzlast in ungünstigster Kombination gleichzeitig wirkend anzusetzen. Im Frequenzbereich über 16 Hz muß gesichert sein, daß Relativverschiebungen zwischen Komponente und Auflagerung bis zu 1 mm elastoplastisch aufgenommen werden können.

14) Hinweis: Bedingung für Zulässigkeit des beschriebenen Nachweisverfahrens ist, daß die Reaktorgebäude in folgenden Punkten vom Reaktorgebäude des Kernkraftwerks Grohnde, für das die Zulässigkeit des Verfahrens nachgewiesen wurde, nicht wesentlich abweichen:

- nicht in die Außenschale eingebundene Decken und Wände im Reaktorgebäude

- Wanddicke und Bewehrung der Außenschale

- Betongüte

- Gesamtgewicht

- Außendurchmesser

- Einbindungstiefe in den Baugrund

- Baugrundverhältnisse (Der Einfluß der Bodendämpfung ist gering. Lediglich bei extremen Gründungsverhältnissen wie Pfahlgründung oder Felsgründung ist die Zulässigkeit der Anwendung des vereinfachten Nachweisverfahrens nachzuweisen.)

Für andere Bauweisen als die der KWU- Druckwasserreaktoren vom Typ Kernkraftwerk Grohnde und folgende sowie für andere zu schützende Gebäude als das Reaktorgebäude ist bei Verwendung des pauschalen Nachweisverfahrens die Höhe der statischen Ersatzlast gutachterlich festzulegen.
	A3
4.2.2.1 (2)
I-5 

2


	Die durch den Flugzeugaufprall induzierten Erschütterungen sind zu berücksichtigen.
Die Berücksichtigung der durch einen Flugzeugaufprall induzierten Erschütterungen darf mittels eines rechnerischen Nachweises auf der Basis der für einen Flugzeugaufprall ermittelten Bauwerkantwortspektren oder mittels eines vereinfachten Verfahrens unter Ansatz konservativer statischer Ersatzlasten erfolgen. Bei Anwendung des vereinfachten Verfahrens sind sowohl die Ersatzlasten (Beschleunigung in horizontaler und vertikaler Richtung im Frequenzbereich bis 16 Hz) als auch die zulässigen Beanspruchungen der Komponenten so festzulegen, dass ein dem Nachweis mittels Bauwerkantwortspektren entsprechendes Sicherheitsniveau erreicht wird.
	Physikalisch-technische Details werden in den Sicherheitsanforderungen nicht geregelt. 

	
	(7) Bei der Auslegung gegen einen Flugzeugabsturz ist das gleichzeitige Auftreten eines Einzelfehlers nicht zu unterstellen; auch ein gleichzeitiger Instandsetzungsfall wird nicht postuliert.
	A4

2.4 (2)
	Zur Beherrschung der Einwirkungen aus Notstandsfällen ist für die Funktion von Einrichtungen, die innerhalb der ersten 30 Minuten erforderlich sind, ein Einzelfehler in aktiven Systemteilen dieser Einrichtungen zu unterstellen (Redundanzgrad n+1). Für Einrichtungen die innerhalb der ersten 30 Minuten nicht benötigt werden, muss weder ein Einzelfehler noch ein Instandhaltungsfall unterstellt werden (Redundanzgrad n+0).
	Für Notstandsfälle ist der Absatz 2.4 des Anhangs 4 (Einzelfehlerkonzept) heranzuziehen. 

	
	(8) Erfordert die Beherrschung eines derartigen Flugzeugabsturzes die Funktion von Sicherheitseinrichtungen eher als nach einer Zeit von 30 Minuten, so ist ein Einzelfehler in den aktiven Systemteilen zu unterstellen. Bei der Betrachtung der Langzeit- Nachkühlphase ist nachzuweisen, daß erforderlichenfalls an den für die Langzeit-Nachkühlphase benötigten Sicherheitseinrichtungen rechtzeitig Instandsetzungsmaßnahmen durchgeführt werden können.
	A4

2.4 (2)
	Zur Beherrschung der Einwirkungen aus Not-standsfällen ist für die Funktion von Einrichtun-gen, die innerhalb der ersten 30 Minuten erfor-derlich sind, ein Einzelfehler in aktiven Systemtei-len dieser Einrichtungen zu unterstellen (Redun-danzgrad n+1). Für Einrichtungen die innerhalb der ersten 30 Minuten nicht benötigt werden, muss weder ein Einzelfehler noch ein Instandhal-tungsfall unterstellt werden (Redundanzgrad n+0).
	Für Notstandsfälle ist der Absatz 2.4 des Anhangs 4 (Einzelfehlerkonzept) heranzuziehen.

	19.2
	Chemische Explosionen

Folgende BMI-Richtlinie liegt hierzu vor:

Richtlinie für den Schutz von Kernkraftwerken gegen Druckwellen aus chemischen Reaktionen durch Auslegung der Kernkraftwerke hinsichtlich ihrer Festigkeit und induzierter Schwingungen sowie durch Sicherheitsabstände, Stand: 13.9.1976.
	A 3

4.2.2.2 (1)






	Durch geeignete Maßnahmen oder Einrichtungen ist sicherzustellen, dass zu unterstellende anlagenexterne Explosionen die Sicherheit der Anlage nicht unzulässig beeinträchtigen. Dabei sind neben chemischen Explosionen auch Explosionen von Dampf-, Gas- oder Flüssigkeitswolken, Deflagrationen mit partieller Detonation (DDT) und physikalische Explosionen zu berücksichtigen.
	Verweise auf Richtlinien erfolgen grundsätzlich im „Wegweiser“ zum Regelwerk. In 4.2.2.2 (5) von Anhang 3 wird ausnahmsweise auf die Explosionsschutzrichtlinie verwiesen.

	
	Ergänzend gilt:

Für die Konzeptberatung ist eine Liste der gegen Druckwellen und gegen die dadurch induzierten Schwingungen auszulegenden Gebäude- und Anlagenteile vorzulegen.
	
	-
	

	19.3
	Giftige und explosionsgefährliche Gase
	
	
	

	
	(1) Es ist aufzuzeigen, wie das Eindringen standortbedingter giftiger Gase in Räume festgestellt und verhindert werden kann, in denen der Aufenthalt von Personal möglich sein muß.
	A 3

4.2.2.3 (2)
A 3

4.2.2.3 (3)


	Durch geeignete Maßnahmen oder Einrichtungen ist sicherzustellen, dass gefährliche Stoffe die Sicherheit der Anlage und die Handlungsfähigkeit des Personals nicht unzulässig beeinträchtigen. Dabei sind folgende Gesichtspunkte maßge-bend:

– standortspezifisches Vorkommen gefährlicher Stoffe (ortsfest oder auf Verkehrswegen),

– deren Eindringmöglichkeiten in Gebäude oder Systeme,

– deren Einwirkungsmechanismen, einschließlich des zeitlichen Verlaufs (z. B. der Konzentration) sowie

– Möglichkeiten zu deren Erkennung und Überwa-chung.

Zur Erkennung des Auftretens von gefährlichen Stoffen und zur Einleitung notwendiger Personal-handlungen sind entsprechende organisatorische Maßnahmen zu treffen und, soweit notwendig und möglich, Einrichtungen zu schaffen.
	Überführung der Anforderung der RSK LL  in verallgemeinerter Form in die genannte Nummern in Anhang 3 der Sicherheitsanforderungen.



	
	(2) Das Ansaugen standortbedingter explosionsgefährlicher Gase in sicherheitstechnisch wichtige Bereiche ist zu verhindern oder durch Redundanz und räumliche Trennung sowie sichere Lage der Ansaugöffnungen so einzuschränken, daß die Erfüllung der sicherheitstechnischen Funktion gewährleistet wird.
	A3 
4.2.2.3

(2)

A3

4.2.2.3 (3)
A3

4.2.2.3 (4)

	Durch geeignete Maßnahmen oder Einrichtungen ist sicherzustellen, dass gefährliche Stoffe die Sicherheit der Anlage und die Handlungsfähigkeit des Personals nicht unzulässig beeinträchtigen.

Dabei sind folgende Gesichtspunkte maßgebend:

– standortspezifisches Vorkommen gefährlicher Stoffe (ortsfest oder auf Verkehrswegen),

– deren Eindringmöglichkeiten in Gebäude oder Systeme,

– deren Einwirkungsmechanismen, einschließlich des zeitlichen Verlaufs (z. B. der Konzentration) sowie

– Möglichkeiten zu deren Erkennung und Überwachung.
Zur Erkennung des Auftretens von gefährlichen Stoffen und zur Einleitung notwendiger Personalhandlungen sind entsprechende organisatorische Maßnahmen zu treffen und, soweit notwendig und möglich, Einrichtungen zu schaffen.
Entsprechend der Einwirkung der gefährlichen Stoffe sind neben der erforderlichen Systemauslegung (z. B. räumliche Trennung der Versorgungsöffnungen für redundante Teilsysteme) insbesondere folgende Maßnahmen und Einrichtungen in Betracht zu ziehen:

Anlagenbezogen:

a) bei kurzfristig wirkenden gefährlichen Stoffen

– Unterbrechung der Medienzufuhr (z. B. Lüftungsabschluss),

– Umstellung der Betriebsweise (z. B. Zuluft-/Abluftbetrieb auf Umluftbetrieb),

b) bei langfristig wirkenden gefährlichen Stoffen

– Inspektion potenziell beeinträchtigter bzw. zur Vorsorge erforderlicher Einrichtungen, einschließlich Wiederkehrender Prüfungen sowie

– Reinigung dieser Einrichtungen.

c) Organisatorisch:

– Ausbildung des Personals,

– Schutz des Personals durch z. B. Bereitstellung von Atemschutzgeräten, Einrichtung von Bereichen mit autarker Medienaufbereitung (z. B. Klimatisierung/Regenerierung).

d) Zusätzlich:

– Nachweisgeräte für die jeweiligen gefährlichen Stoffe in den Versorgungsöffnungen, in der Warte, auf dem Kraftwerksgelände und eventuell in der Nähe gefährdeter Anlagenteile, vorrangig aber in der Nähe der potentiellen Gefahrstoffquelle,

– Nachrichtenverbindungen zu den Orten des Umgangs mit gefährlichen Stoffen,

– Vermeidung des langfristigen Kontakts mit korrosiven Stoffen,

– schützende Beschichtungen und

– Sicherheitsabstände.
	Die Anforderung der RSK-LL wurde durch erweiterte Anforderungen, die nicht ausschließlich technische Einrichtungen betreffen, ersetzt. Diese beruhen auch auf Vorgaben des IAEA-Regelwerkes.

	
	(3) Während der Lebenszeit der Anlage sind die Maßnahmen nach (1) und (2) den sich ändernden Gegebenheiten anzupassen.
	A3
4.1 (1)

A 3

4.1 (2)

	4.1 (1) Die naturbedingten und zivilisatorischen Einwirkungen von außen sind standortspezifisch zu erfassen und hinsichtlich sich gegebenenfalls verändernder Bedingungen regelmäßig zu überprüfen.

Hinweis:

Beachte hierzu auch in den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ die Nummern 2.4 und 4.2 sowie in Anhang 5

zu den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ die Nummern 3.2.1 (3) und (4).
Bei den gemäß Nummer 4.1 (1) erfassten Einwirkungen ist sicherzustellen, dass alle Einwirkungen in die Analyse einbezogen werden. Falls eine Einwirkung abdeckend für andere Einwirkungen ist, ist dies auswzuweisen. Nach Änderungen von Maßnahmen oder Einrichtungen, die gegen eine abdeckende Einwirkung vorgesehen sind, ist die fortbestehende Eignung der Maßnahmen oder Einrichtungen erneut nachzuweisen.
	Die Anforderung der RSK-LL wurde auf alle Einwirkungen (EVA/EVI) und die Notstandsfälle erweitert.

	19.4
	Einwirkungen Dritter

Gegen vorsätzliche Beschädigungen der Anlage ist Vorsorge zu treffen. Dies ist durch eine der folgenden Maßnahmen oder eine Kombination dieser Maßnahmen zu gewährleisten.

1. Prinzip der räumlichen Trennung, wonach die redundanten Systeme zur Abschaltung und Nachkühlung in getrennten Räumen so anzuordnen sind, daß die Zerstörung mehr als eines Systems aus der gleichen Ursache ausgeschlossen werden kann.

2. Bauliche Maßnahmen und stützende technische Einrichtungen.

3. Administrative Maßnahmen ergänzend zu 1. und 2.
	
	-
	Auftragsgemäß werden Kriterien bzgl. der gegen Einwirkungen Dritter zu treffenden Maßnahmen nicht in den Modulen geregelt.

	20.
	Versagen des Schnellabschaltsystems bei Betriebstransienten

Zur Verminderung des verbleibenden Risikos beim Versagen des Schnellabschaltsystems bei Betriebstransienten hält die RSK die im folgenden genannten Untersuchungen bzw. die Einhaltung der genannten Bedingungen für erforderlich:
	 
	
	

	
	(1) Der Verlauf von Betriebstransienten ist auch unter der Annahme zu untersuchen, daß das Schnellabschaltsystem vollständig ausfällt. Im einzelnen ist zu zeigen, daß bei den folgenden Betriebstransienten auch bei Ausfall des Schnellabschaltsystems die unter (2) und (3) genannten Bedingungen eingehalten werden:

1. Ausfall der Hauptwärmesenke, z.B. infolge Verlustes des Kondensatorvakuums bzw. Schließen der Frischdampfschieber, bei vorhandener Eigenbedarfsversorgung.

2. Ausfall der Hauptwärmesenke bei ausgefallener Eigenbedarfsversorgung

3. Maximaler Anstieg der Dampfentnahme, z.B. infolge Öffnens der Umleitstation oder der Frischdampfsicherheitsventile

4. Vollständiger Ausfall der Hauptspeisewasserversorgung

5. Maximale Reduzierung des Kühlmitteldurchsatzes

6. Maximale Reaktivitätszufuhr durch Ausfahren von Steuerelementen oder Steuerelementgruppen ausgehend von den Betriebszuständen Vollast und heißer Bereitschaftszustand

7. Druckentlastung durch unbeabsichtigtes Öffnen eines Druckhaltersicherheitsventils

8. Maximale Reduzierung der Reaktoreintrittstemperatur verursacht durch einen Fehler in einer aktiven Komponente der Speisewasserversorgung.


	
	
	Die ATWS-Ereignisse sind sowohl für DWR als auch für SWR im Anhang 2 der Sicherheitsanforderungen aufgeführt. (Tabellen 5.1 und 5.2). Diese Ereignisse sind der Sicherheitsebene 4a zugeordnet.

	
	Bei der Analyse dieser Ereignisse kann grundsätzlich vom normalen Betriebszustand ausgegangen werden. Allerdings sind in der Analyse die durch Steuerungs- und Regelvorgänge eventuell verursachten Änderungen von Betriebsparametern und Systemzuständen mit zu berücksichtigen. Mit Ausnahme der als gestört angenommenen Systeme können alle übrigen Systeme als funktionsfähig vorausgesetzt werden, solange ihre Funktionsfähigkeit nicht durch die Auswirkungen des Ereignisses beeinträchtigt wird, d.h. das gleichzeitige Auftreten eines Einzelfehlers ist nicht zu unterstellen; auch ein gleichzeitiger Instandsetzungsfall wird nicht postuliert.
	A5
3.2.5 (1)

A4

2.2.3 
	3. Bei der Analyse von Transienten mit unterstelltem Ausfall der Reaktorschnellabschaltung
a) können realistische Anfangs- und Randbedingungen gewählt werden; als Anfangszustand des Reaktorkerns ist jedoch beladungs- und ereignisspezifisch vom Betriebszustand zum ungünstigsten Zykluszeitpunkt (im Xenon Gleichgewicht) auszugehen; zudem sind hinsichtlich der Reaktivitätsrückwirkung Werte zu verwenden, die bestehende Unsicherheiten abdeckend berücksichtigen; 
b) können alle Maßnahmen und Einrichtungen als verfügbar angenommen werden, die nicht durch das unterstellte Ereignis ausgefallen sind; sofern im Kurzzeitbereich (Zeit bis zum Erreichen des Druckmaximums) vom Abschalten der Hauptkühlmittelpumpen (DWR) Kredit genommen wird, muss das Abschalten mit Leittechnik-Funktionen der Kategorie A oder B angesteuert sein; 
c) sind die durch Steuerungs- und Regelungsvorgänge verursachten Änderungen von Betriebsparametern und Betriebszuständen mit zu berücksichtigen.

Bei Ereignissen der Sicherheitsebene 4a ist das gleichzeitige Auftreten eines Einzelfehlers nicht zu unterstellen; auch ein gleichzeitiger Instandhaltungsfall wird nicht postuliert (Redundanzgrad n+0). Einzelheiten bzgl. der Zulässigkeit von Instandhaltungsmaßnahmen in den verschiedenen Betriebsphasen enthält Nummer 3
	

	
	(2) Bei diesen Störfällen dürfen in der Druckführenden Umschließung die nach ASME Code Section III, Division 1, NB-3224 Level C Service Limits, zulässigen Spannungen nicht überschritten werden.
	SiAnf

3.2 (7)

I-1
3 (1)
	Der Reaktor muss auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen bei den für die Reaktivitätsbilanz ungünstigsten Bedingungen hinsichtlich Temperatur, Xenonkonzentration und Zykluszeitpunkt, die unter den in Betracht zu ziehenden Zuständen und Ereignissen

möglich sind, langfristig unterkritisch gemacht und dauerhaft unterkritisch gehalten werden können.

Beim DWR müssen die Einrichtungen zur Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel bei den Zuständen oder Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen alleine in der Lage sein, den geforderten Betrag der Unterkritikalität zu erbringen.

Beim SWR müssen folgende Einrichtungen in der Lage sein, jeweils alleine den geforderten Betrag der Unterkritikalität zu erbringen:

– bei den Zuständen oder Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a, bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen das elektromotorische Einfahren der Steuerelemente sowie

– bei den Zuständen der Sicherheitsebene 1 die Einrichtungen zur Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel.

Sofern die dauerhafte Aufrechterhaltung der Unterkritikalität auf den Sicherheitsebenen 1 bis 3 allein durch Steuerelemente sichergestellt wird, ist die Unwirksamkeit des wirksamsten Steuerelements zu unterstellen.

Hinweis:

Auf der Sicherheitsebene 3 kann dies als Einzelfehler gemäß Nummer 3.1 (7) behandelt werden.

Der Reaktorkern ist so auszulegen, dass auf Grund inhärenter reaktorphysikalischer Rückkopplungseigenschaften

a) eine Erhöhung der Brennstofftemperatur im Reaktorkern eine negative Reaktivitätsrückwirkung hat;

b) eine Zunahme des Dampfblasengehalts im Reaktorkern eine negative Reaktivitätsrückwirkung hat;

c) eine Erhöhung der Kühlmitteltemperatur oder eine Abnahme der Kühlmitteldichte im Reaktorkern (ohne oder mit vernachlässigbarer Dampfblasenbildung) eine negative Reaktivitätsrückwirkung haben,

– beim DWR spätestens bei Erreichen eines stationären Betriebszustands mit Xenon-Gleichgewicht zu Zyklusbeginn

und

– beim SWR spätestens bei Erreichen der Betriebstemperatur.
	Die Festlegungen dazu finden sich in Anlage 2 des Anhang 2 der SiAnf



	
	(3) Das Borierungssystem (betriebliches System zulässig) und die Systeme zur Wärmeabfuhr müssen so ausgelegt sein, daß ihre Funktionsfähigkeit unter diesen Ereignisbedingungen bzw. nach diesen Ereignissen gewährleistet ist und der Reaktor abgefahren werden kann.
	SiAnf
3.2 (5) 

SiAnf

3.3 (1)
	Der Reaktor ist

– mit mindestens einer Einrichtung zur schnellen Abschaltung (Schnellabschaltsystem) mittels Steuerelementen

sowie

– mit mindestens einer weiteren, davon unabhängigen und diversitären Abschalteinrichtung zur Herbeiführung und dauerhaften Aufrechterhaltung der Unterkritikalität mittels der Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel auszustatten.
Die Regelungs- oder Begrenzungseinrichtungen der Reaktorleistung können ganz oder teilweise identisch mit den Abschalteinrichtungen sein, sofern die Wirksamkeit der Abschalteinrichtungen jederzeit im geforderten Maße gegeben bleibt.
Die Kühlung der Brennelemente (Wärmeabfuhr aus dem Reaktorkern) ist auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen in allen Betriebsphasen sicherzustellen.

Dazu muss die im Brennelement erzeugte Wärme derart abgeführt werden, dass die auf den Sicherheitsebenen geltenden sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien für die Brennelemente und die übrigen sicherheitstechnisch wichtigen Einrichtungen während ihrer gesamten Einsatzzeit eingehalten

werden.
	Überführung der Anforderungen aus der RSK LL in übergeordneter Form in die genannten Anforderungen der SiAnf und Interpretationen.

	
	
	SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2
	Unterstellte Leckquerschnitte und Brüche in der  Druckführenden Umschließung (DfU) sowie in den Äußeren Systemen
	

	21.
	Zu unterstellende Leckagen und Brüche
	2

2.1


2.2

2.3

3
	Druckführende Umschließung von DWR

Hauptkühlmittelleitung einschließlich Anschlußleitungen DN > 200 mm
Reaktordruckbehälter

Dampferzeuger-Heizrohre
Druckführende Umschließung von SWR
	

	21.1
	Zu unterstellende Leckquerschnitte an der Hauptkühlmittelleitung einschließlich austenitischer Anschlußleitungen (Stahl 1.4550) DN > 200 mm und am Reaktordruckbehälter
	SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2,
2.1 (3)







	Für die Ermittlung der Einwirkungen aus Strahl- und Reaktionskräften auf Rohrleitungen, Komponenten, Komponenteneinbauten und Gebäudeteile ist ein Leck mit einem Querschnitt von 0,1F der jeweiligen Leitung und mit stationärer Ausströmung für verschiedene anzunehmende Lecklagen zu unterstellen. Dies gilt auch für die Ermittlung der durch Strahlkräfte bewirkten Freisetzung oder Ablösung von Materialien im Hinblick auf mögliche Beeinträchtigungen der Notkühlung durch diese Materialien, wobei hier die ungünstigsten Lecklagen und Leckgrößen (≤ 0,1F) zu unterstellen sind.
	Der Inhalt der RSK LL, Ziffer 21.1 wurde für DWR in den SiAnf, Anhang 2, Anlage 2 übernommen, geordnet nach verschiedenen Nachweiszielen. Für SWR wurden die Annahmen in eigenen Abschnitten analog ergänzt entsprechend den Beschlüssen der RSK. Die Struktur der Anlage 2 weicht daher von der des Kapitels 21 der RSK LL ab. Entsprechend lassen sich die Überschriften der Unterabschnitte nicht eindeutig zueinander zuordnen. 

	
	(1) Reaktions- und Strahlkräfte auf Rohrleitungen, Komponenten, Komponenteneinbauten und Gebäudeteile 

1.15) Hinsichtlich der Belastungsannahme für die Reaktions- und Strahlkräfte auf Rohrleitungen, Komponenten und Gebäudeteile ist ein Leck mit einem Querschnitt von 0,1 F (F = offene Querschnittfläche in der jeweiligen Leitung) und statischer Ausströmung für verschiedene Bruchlagen zu unterstellen. 

15)
Hinweis: Diese Festlegung ist relevant für die Auslegungsanforderungen in Kap. 3.3 (1) Einbauten im Reaktordruckbehälter 5.1 (5) Einbauten im Sicherheitsbehälter 5.2 (1), (5) Elektrische Einrichtungen im Sicherheitsbehälter
	SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2,
2.1 (2) 



SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2,
3 (2)
	Als Belastungsannahme für die Einbauten des Reaktordruckbehälters und den Reaktorkern ist ein schnell öffnendes Leck (lineares Öffnungsverhalten, Öffnungszeit 15 ms) mit einem Querschnitt von 0,1F in den Hauptkühlmittelleitungen für verschiedene Lecklagen zu unterstellen.

Belastungsannahme für die Einbauten des Reaktordruckbehälters und den Reaktorkern ist ein schnell öffnendes Leck (lineares Öffnungsverhalten, Öffnungszeit 15 ms) mit einem Querschnitt von 2F in den Frischdampf- und Speisewasserleitungen für verschiedene Lecklagen sowie Lecks entsprechend der Nummer 3 (1) Buchstabe b.
	Ergänzung hinsichtlich der Leckannahmen bei der Ermittlung der Freisetzung von Isoliermaterial in Anlehnung an entsprechende RSK Beschlüsse.

Für SWR identischer Text unter Ziffer 3 (3).



	
	Als Belastungsannahme für die Einbauten des Reaktordruckbehälters ist ein schnellöffnendes Leck (lineares Öffnungsverhalten, Öffnungszeit 15 ms) mit einem Querschnitt von 0,1 F in den Hauptkühlmittelleitungen für verschiedene Bruchlagen zu unterstellen.
	SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2,
2.1 (4)





SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2,
3 (2)
	Zur Beherrschung der Auswirkungen (Druckaufbau in der Reaktorgrube) eines unterstellten Lecks mit dem Querschnitt 0,1 F zwischen Reaktordruckbehälter und biologischem Schild sind - soweit notwendig - Vorkehrungen zu treffen, z. B. Doppelrohre im Bereich der Durchführung der Hauptkühlmittelleitungen durch den biologischen Schild.
Zur Verhinderung eines Druckaufbaus im Luftraum der Kondensationskammer durch ein zu unterstellendes Leck im Abblaserohr mit dem Querschnitt 0,1F zwischen Kondensationskammerdecke und dem Ausströmbereich des Abbla-serohres im Wasserbereich sind - soweit notwendig - Vorkehrungen zu treffen, z. B. Schutzrohr um das Abblaserohr.
	Ergänzung SWR.

Nummer 3 (1) Buchstabe b bezieht sich auf die Leckannahme am RDB für die Analyse der Notkühlwirksamkeit.


	
	2. Zur Beherrschung der Auswirkungen (Druckaufbau in der Reaktorgrube, Entlastungsdruckwelle auf Einbauten des Reaktordruckbehälters) eines unterstellten Lecks mit dem Querschnitt 0,1 F zwischen Reaktordruckbehälter und biologischem Schild sind Vorkehrungen, z.B. Doppelrohre im Bereich der Durchführung der Hauptkühlmittelleitungen durch den biologischen Schild, vorzusehen.
	-
	
	Einbauten des Reaktordruckbehälters sind schon in 2.1 (2) abgehandelt (siehe oben).
Ergänzung SWR.

	
	(2) Vorgaben für die Auslegung und den Sicherheitsnachweis der Notkühlsysteme, des Sicherheitsbehälters und dessen Einbauten sowie der Abstützung der Primärkreiskomponenten. Bei der Auslegung und rechnerischen Überprüfung sind folgende Postulate maßgebend:
	SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, 2.1 (1) 


SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, 
3 (1)


	Bei der Analyse der Kernnotkühlwirksamkeit sind Leckquerschnitte in den Hauptkühlmittelleitungen bis einschließlich 2 F zu Grunde zu legen. Die Notkühlsysteme sind entsprechend auszulegen.

Bei der Analyse der Kernnotkühlwirksamkeit und der Auslegung der Notkühlsysteme sind folgende Leckquerschnitte zugrunde zu legen: 

a) an den Frischdampf- und Speisewasserleitungen bis zu 2F sowie

b) am Reaktordruckbehälter einerseits 80 cm2 (geometrischer Querschnitt: kreisförmig) unterhalb der Reaktorkernoberkante, andererseits die maximal möglichen Leckquerschnitte durch den Bruch eines Kerninstrumentierungsstutzens bzw. des Gehäuserohres eines Steuerstabantriebs oder der Schweißnaht zwischen Gehäuserohr und RDB.
	Die Anforderungen wurden in den SiAnf nach verschiedenen Nachweiszielen geordnet.

	
	1.
Bei der Analyse der Kernnotkühlwirksamkeit (vgl. Kap. 22.1.1) sind Leckquerschnitte in den Hauptkühlmittelleitungen bis 2 F zugrunde zu legen. Die Notkühlsysteme sind entsprechend auszulegen.
	SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, 2.1 (7) 


SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2,
3 (9) (SWR)
	Der Ermittlung des Auslegungsdrucks des Sicherheitsbehälters sowie der Ermittlung der Druckdifferenzen innerhalb des Sicherheitsbehälters sind Leckquerschnitte bis einschließlich zu 2F in den Hauptkühlmittelleitungen zu Grunde zu legen.

Der Ermittlung des Auslegungsdrucks des Sicherheitsbehälters sowie der Ermittlung der Druckdifferenzen innerhalb des Sicherheitsbehälters und der Bemessung des Druckabbausystems sind Leckquerschnitte bis einschließlich 2F in den Frischdampf- und Speisewasserleitungen zu Grunde zu legen.
	Übertragung auf SWR



	
	2.
Der Ermittlung des Auslegungsdrucks des Sicherheitsbehälters sowie der Ermittlung der Druckdifferenzen innerhalb des Sicherheitsbehälters sind Leckquerschnitte bis zu 2 F in den Hauptkühlmittelleitungen zugrunde zu legen. 
	SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, 2.1 (6)


SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, 3 (7) 
	Auslegungsdruck und Auslegungstemperatur für störfallfeste elektrische Einrichtungen sind für einen Leckquerschnitt in den Hauptkühlmittelleitungen von 2 F festzulegen.

Bei der Ermittlung des Auslegungsdrucks und der Auslegungstemperatur für störfallfeste elektrische Einrichtungen muss von einem Leckquerschnitt von 2F in den Frischdampf- und Speisewasserleitungen ausgegangen werden.
	Ergänzung SWR.

	
	Auch bei der Ermittlung des Auslegungsdrucks und der Auslegungstemperatur für störfallfeste elektrische Einrichtungen ist von einem Leckquerschnitt in den Hauptkühlmittelleitungen von 2 F auszugehen.
	SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, 2.1 (5)

SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, ‘
3 (6)



	Für den Nachweis der Standsicherheit der Komponenten Reaktordruckbehälter, Dampferzeuger, Hauptkühlmittelpumpen und Druckhalter sind folgende Annahmen zu treffen:

Die Standsicherheit dieser Komponenten ist für die statische Ersatzkraft Pax überlagert mit dem Eigengewicht der Komponente zu gewährleisten: 

Pax = 2 · p · F

mit

p = Betriebsdruck bei Volllastbetrieb 
F = offene Querschnittfläche

Angriffspunkt: Mittelpunkt des Rohrquerschnitts im Bereich der Stutzenrundnaht.

Wirkung: Stutzenmittelachse in der für die Standsicherheit der Komponente ungünstigsten Richtung. 

Die Kraft wirkt jeweils nur an einem Stutzen. Die Standsicherheit ist für jeden Stutzen getrennt nachzuweisen.

Hinweis: Beim Dampferzeuger ist die Standsicherheit in gleicher Weise für den Anschluss des Sekundärkreislaufs zu gewährleisten. Dies wird unter den Leckpostulaten der Frischdampf- bzw. Speisewasserleitung behandelt.

Für den Nachweis der Standsicherheit des Reaktordruckbehälters sind folgende Annahmen zu treffen:

Die Standsicherheit der Komponenten ist für die statische Ersatzkraft Pax, welche mit dem Eigengewicht der Komponente zu überlagern ist, zu gewährleisten:

Pax = 2 · p · F

mit

p = Betriebsdruck bei Volllastbetrieb 

F = offene Querschnittfläche


Angriffspunkt: Mittelpunkt des Rohrquerschnitts im Bereich der Stutzenrundnaht.

Wirkung: Stutzenmittelachse in der für die Standsicherheit der Komponente ungünstigsten Richtung.

Diese Kraft wirkt jeweils nur an einem Stutzen. Die Standsicherheit ist für jeden Stutzen getrennt nachzuweisen.
	Ergänzung SWR.

	
	3.
Für den Nachweis der Standsicherheit der Komponenten Reaktordruckbehälter, Dampferzeuger, Hauptkühlmittelpumpen und Druckhalter sind folgende formale Annahmen zu treffen:

Die Standsicherheit der Komponenten muß für die statische Kraft Pax gewährleistet sein

Größe: Pax = p . F . S

p = Nennbetriebsdruck

F = offene Querschnittfläche

S = 2 (Sicherheitsfaktor)

Angriffspunkt: Mittelpunkt des Rohrquerschnitts im Bereich der Stutzenrundnaht 

Wirkung: Stutzenmittelachse in Richtung Komponente 

Diese Kraft wirkt jeweils nur an einem Stutzen. Der Standsicherheitsnachweis muß für jeden Stutzen getrennt geführt werden.

Hinweis: Beim Dampferzeuger ist die Standsicherheit in gleicher Weise für den Anschluß des Sekundärkreislaufs zu gewährleisten.
	2.2

SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, ‘
2.2 (1)
SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, ‘
3 (1)

3 (7)


	Reaktordruckbehälter

Im Hinblick auf die Verankerung des Reaktordruckbehälters (Begrenzung der Druckbelastung auf Tragstrukturen), die Belastung der Einbauten im Reaktordruckbehälter, und die Auslegung des Kernnotkühlsystems ist auch ein Leck am Reaktordruckbehälter von etwa 20 cm2 (geometrischer Querschnitt: kreisförmig) unterhalb der Reaktorkernoberkante zu unterstellen

Bei der Analyse der Kernnotkühlwirksamkeit und der Auslegung der Notkühlsysteme sind folgende Leckquerschnitte zugrunde zu legen: 

a) an den Frischdampf- und Speisewasserleitungen bis zu 2F sowie

b) am Reaktordruckbehälter einerseits 80 cm2 (geometrischer Querschnitt: kreisförmig) unterhalb der Reaktorkernoberkante, andererseits die maximal möglichen Leckquerschnitte durch den Bruch eines Kerninstrumentierungsstutzens bzw. des Gehäuserohres eines Steuerstabantriebs oder der Schweißnaht zwischen Gehäuserohr und RDB.

Die Verankerung des Reaktordruckbehälters ist so bemessen, dass auch die entsprechend der Nummer 3 (1) Buchstabe b unterstellten Lecks mit abgedeckt sind.
	Ergänzung SWR.

	
	(3) Deterministisch zu unterstellender Leckquerschnitt am Reaktordruckbehälter. 

1. Im Hinblick auf die Verankerung des Reaktordruckbehälters, die Belastung der Einbauten im Reaktordruckbehälter, die Auslegung des Kernnotkühlsystems ist am Reaktordruckbehälter auch ein Leck von etwa 20 cm² (geometrischer Querschnitt: kreisförmig) unterhalb der Reaktorkernoberkante zu unterstellen. Vorschäden am Reaktordruckbehälter, die zu einer Leckgröße von mehr als 20 cm² führen könnten, müssen mittels geeigneter Überwachungsmaßnahmen rechtzeitig erkennbar sein.
	SiAnf,
Anh. 2,
Anl. 2, 2.2 (2)
	Der Auslegung der Reaktordruckbehälter- Einbauten und der Schutzmaßnahmen für den Sicherheitsbehälter müssen auch die Auswirkungen des plötzlichen Bruchs eines Steuerelementantrieb- Gehäuserohres oder -Stutzens mit dem maximal möglichen Leckquerschnitt am Reaktordruckbehälter zugrunde gelegt werden.
	Der letzte Satz wurde gestrichen, da Vorschäden solcher Art nach heutigem Stand nicht zu akzeptieren sind.

Ergänzung SWR.



	
	2.
Der Auslegung sind auch die Auswirkungen des plötzlichen Bruches eines Steuerelementstutzens mit dem maximal möglichen Leckquerschnitt sowie die postulierten Leckagen am Reaktordruckbehälter zugrunde zu legen.
	I-2,
2.3.3(7)
	Komponenten der Äußeren Systeme, die durch Annahme eines Einzelfehlers an der Absperreinrichtung der angrenzenden Druckführenden Umschließung des Reaktorkühlmittels mit höherem Druck oder höherer Temperatur beaufschlagt werden können, sind so auszuführen, dass ihre Integrität auch bei solchen Lastfällen sichergestellt ist.
	Für SWR siehe oben: SiAnf, Anhang 2, Anlage 2, 3 (1) b).

	
	(4) Druckabsicherung des Niederdrucksystems gegen das Hochdrucksystem 
Es sind Vorkehrungen gegen einen Druckaufbau im Niederdrucksystem infolge Versagens der Druckabsicherung zum Hochdrucksystem (Druckführende Umschließung) zu treffen (z.B. Wiederkehrende Prüfung der Funktion der Armaturen, Messung des Druckes zwischen zwei hintereinander geschalteten Armaturen, Anzeige von Leckagen auf der Warte).
	4

4.1

SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
4.1 (1)
	Äußere Systeme

Frischdampf- und Speisewasserleitungen von DWR
Für die Frischdampf- und Speisewasserleitungen zwischen Dampferzeuger und Armaturenstation außerhalb des Sicherheitsbehälters sind Lecks aus unterkritischen Rissen zu unterstellen. Diese sind auf der Basis der Bruchmechanik zu ermitteln oder auf 0,1F zu begrenzn.
	Diese Anforderung gehört eigentlich nicht unter die Überschrift und die Entsprechung findet sich daher in I-2.

	21.2
	Zu unterstellende Leckagen und Brüche in der Frischdampf bzw. Speisewasserleitung

(1) Für die Frischdampf- und Speisewasserleitungen zwischen Dampferzeuger und Armaturenstation außerhalb des Sicherheitsbehälters werden Leckagen aus unterkritischen Rissen unterstellt. Diese können auf der Basis der Bruchmechanik ermittelt werden oder werden auf 0,1 F begrenzt. 
	SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
4.1 (2)
	Für die Ermittlung der Einwirkungen aus Reaktions- und Strahlkräften auf die Frischdampf- und Speisewasserleitungen zwischen Dampferzeuger und Armaturenstation außerhalb des Sicherheitsbehälters ist abdeckend eine Lecköffnung von 0,1 F und statische Ausströmung zu unterstellen.
	

	
	Hinsichtlich der Belastungsannahmen für die Reaktions- und Strahlkräfte auf die Frischdampf- und Speisewasserleitungen im Bereich zwischen Dampferzeuger und erster Absperrarmatur außerhalb des Sicherheitsbehälters ist abdeckend eine Lecköffnung von 0,1 F (F = offene Querschnittsfläche der Rohrleitung) und statische Ausströmung zu unterstellen.
	SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
4.1 (3)










SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
3 (5)
	Hinsichtlich dynamischer Belastungen der Frischdampf- und Speisewasserleitungen sind einlaufende Entlastungsdruckwellen, die sich aus Brüchen in Leitungsbereichen hinter der ersten Absperrarmatur außerhalb des Sicherheitsbehälters ergeben, oder als Folge äußerer Einwirkungen unterstellt werden, anzusetzen und der Bemessung zu Grunde zu legen. Hierzu ist als Eingangsgröße für die Rechnung ein Rundabriss (2F-Bruch) mit einem linearen Öffnungsverhalten und einer Öffnungszeit von 15 ms zu postulieren. Mit dieser Annahme sind dann Analysen von dynamischen Belastungen aus unterkritischen Rissen nicht mehr erforderlich.

Hinsichtlich dynamischer Belastungen sind einlaufende Entlastungsdruckwel-len, die sich aus Brüchen in Leitungsbereichen hinter der äußeren Absperrar-matur (außerhalb des Sicherheitsbehälters) ergeben oder die als Folge äußerer Einwirkungen unterstellt werden, der Bemessung zu Grunde zu legen. Hierzu ist als Eingangsgröße für die Rechnung ein Rundabriss (2F-Bruch) mit einem linearen Öffnungsverhalten und einer Öffnungszeit von 15 ms zu postulieren. Mit dieser Annahme brauchen Analysen von dynamischen Belastungen aus unterkritischen Rissen nicht durchgeführt zu werden.
	

	
	(2) Hinsichtlich dynamischer Belastungen sind einlaufende Entlastungsdruckwellen, die sich aus Brüchen in Leitungsbereichen hinter der ersten Absperrarmatur außerhalb des Sicherheitsbehälters ergeben, oder als Folge äußerer Einwirkungen unterstellt werden, anzusetzen und der Bemessung zugrunde zu legen. Hierzu wird als Eingangsgröße für die Rechnung ein Rundabriß mit einem linearen Öffnungsverhalten und einer Öffnungszeit von 15 msec postuliert. Mit dieser Annahme erübrigen sich Analysen von dynamischen Belastungen aus unterkritischen Rissen
	SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
4.1 (4)

	Für den Nachweis der Standsicherheit des Dampferzeugers sind im Hinblick auf den Anschluss des Sekundärkreises folgende formale Annahmen zu treffen:

Die Standsicherheit des Dampferzeugers muß ist für die statische Ersatzkraft Pax  welche mit dem Eigengewicht der Komponente überlagert ist, zu gewährleisten :

Pax = 2 · p · F

mit

p = Betriebsdruck bei Volllastbetrieb 

F = offene Querschnittfläche

Angriffspunkt: Mittelpunkt des Rohrquerschnitts im Bereich der ersten Anschlussschweißnaht.

Wirkrichtung: Stutzenmittelachse in der für die Standsicherheit der Komponente ungünstigsten Richtung.

Diese Kraft wirkt jeweils nur an einem Stutzen. Die Standsicherheit ist für jeden Stutzen getrennt nachzuweisen. 
	Ergänzung SWR:

	
	(3) Für die Standsicherheit des Dampferzeugers sind im Hinblick auf den Anschluß des Sekundärkreises folgende formale Annahmen zu treffen (vgl. Kap. 21.1 (2) 3.): 

Die Standsicherheit des Dampferzeugers muß für die statische Ersatzkraft Pax zusätzlich zum Eigengewicht gewährleistet sein

Größe: Pax = 2 . p . F

p = Nennbetriebsdruck

F = offene Querschnittfläche

Angriffspunkt: Mittelpunkt des Rohrquerschnitts im Bereich der ersten Anschlußschweißnaht 

Wirkrichtung: Stutzenmittelachse in Richtung Komponente. 

Diese Kraft wirkt jeweils nur an einem Stutzen. Der Standsicherheitsnachweis muß für jeden Stutzen getrennt geführt werden.
	SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
2.3 (1)
	Die Belastungen, die bei einem zu unterstellenden Frischdampf- oder Speisewasserleitungsbruch oder bei Offenbleiben eines sekundärseitigen Sicherheitsventils auf die Dampferzeugerheizrohre durch die statische und transiente Beanspruchung (Druckwelle, Strömungskräfte, statische Druckdifferenzen über die Dampferzeugerheizrohre) auftreten, sind zu bestimmen. Es ist nachzuweisen, dass die Dampferzeugerheizrohre diesen Belastungen standhalten.
	Wie 2.1 (5), jedoch mit anderem Nachweisziel: „im Hinblick auf den Anschluss des Sekundärkreises“

	
	(4) Die Belastungen, die bei einem entsprechend (2) zu unterstellenden Frischdampf- bzw. Speisewasserleitungsbruch oder Offenbleiben eines sekundärseitigen Sicherheitsventils auf die Dampferzeugerheizrohre durch die statische und transiente Beanspruchung (Druckwelle, Strömungskräfte, statische Druckdifferenzen über die Dampferzeugerheizrohre) auftreten, müssen bestimmt werden. Es ist nachzuweisen, daß die Dampferzeugerheizrohre diesen Belastungen standhalten. 
	SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
2.3 (2)
	Jedoch ist bei den Störfallanalysen für den Frischdampfleitungsbruch und das Fehlöffnen eines Frischdampf-Sicherheitsventils das Versagen einiger weniger Dampferzeugerheizrohre als zufälliger, nicht als Folge des Frischdampfleitungsbruchs auftretender zusätzlicher Fehler zu unterstellen, der einhüllend durch die Annahme des vollständigen Bruchs (2F) eines Dampferzeugerheizrohres im betroffenen Dampferzeuger zu berücksichtigen ist. Ein Einzelfehler an anderer Stelle muss bei den beiden Störfallanalysen dann nicht mehr unterstellt werden.
	

	
	Jedoch ist bei der Störfallanalyse für den Frischdampfleitungsbruch grundsätzlich das Versagen einiger weniger Dampferzeugerheizrohre als zufälliger nicht als Folge des Frischdampfleitungsbruchs auftretender zusätzlicher Fehler zu unterstellen, der einhüllend durch die Annahme des vollständigen Bruches (2 F) eines Dampferzeugerheizrohres im betroffenen Dampferzeuger zu berücksichtigen ist. Ein Einzelfehler an anderer Stelle ist bei dieser Störfallanalyse dann nicht mehr zu unterstellen. 
	SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
2.3 (3)
	Beim Frischdampfleitungsbruch außerhalb der äußeren Absperrarmatur mit zusätzlich unterstelltem "Nichtschließen der Absperrarmatur" braucht ein Dampferzeugerheizrohrversagen nicht mehr angenommen zu werden, wenn der oben genannte Belastungsnachweis nach der Nummer 2.3 (1) positiv geführt worden ist.
	Das Fehlöffnen eines Frischdampf-Sicherheits​ventils hat einen vergleichbaren Effekt und sollte daher mit untersucht werden.

	
	Beim Frischdampfleitungsbruch außerhalb der äußeren Absperrarmatur mit zusätzlichem Einzelfehler "Nicht-Schließen der Absperrarmatur" braucht ein Dampferzeugerheizrohrversagen nicht unterstellt zu werden, wenn der oben genannte Belastungsnachweis positiv geführt worden ist.
	SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
2.3 (4)
	Bei Speisewasserleitungsbruch braucht ein Dampferzeugerheizrohrversagen nicht unterstellt zu werden.
	

	
	Bei Speisewasserleitungsbruch braucht ein Dampferzeugerheizrohrversagen nicht unterstellt zu werden. 
	SiAnf, 
Anh. 2,
Anl. 2,
2.3 (5)
	Bei Unterstellung von unterkritischen Rissen entsprechend (1) oder Abriss einer Kleinleitung wird braucht kein zusätzliches Dampferzeugerheizrohrversagen überlagert zu werden.
	

	
	Bei Unterstellung von unterkritischen Rissen entsprechend (1) oder Abriß einer Kleinleitung wird kein zusätzliches Dampferzeugerheizrohrversagen überlagert.
	
	
	

	
	(5) Die Auswirkungen eines Frischdampfleitungsbruches sowie einer Kaltwassertransiente auf das Reaktivitätsverhalten und auf die Änderung von Druck und Temperatur im Reaktor sowie die daraus resultierenden Belastungen auf den Reaktordruckbehälter mit seinen Einbauten müssen beherrscht werden.
	
	
	Dies sind keine Leck- oder Bruchannahmen.

Der Text wurde nicht übernommen, da die Beherrschung dieser Ereignisse über die Ereignisliste gefordert wird. 

	22.
	Systeme zur Wärmeabfuhr nach Störfällen
	
	
	Detaillierte Anforderungen finden sich im KTA-Regelwerk (siehe hierzu den Wegweiser).

	22.1
	Kernnot- und Nachkühlsystem

Zur Wärmeabfuhr nach Kühlmittelverluststorfällen muß ein zuverlässig wirksames redundantes Kernnot- und Nachkühlsystem vorhanden sein. Es muß geeignet sein, bei den in Kapitel 21.1 genannten Leckagen und Brüchen in der Druckführenden Umschließung die Kerntemperaturen langfristig auf einem niedrigen Wert zu halten.
	SiAnf

3.3 (3)
	Es muss ein zuverlässiges und redundant aufge-bautes System für die Notkühlung (Notkühlsys-tem) des Reaktorkerns bei Kühlmittelverluststör-fällen vorhanden sein, welches gewährleistet, dass für die in Betracht kommenden Bruchgrö-ßen, Bruchlagen, Betriebszustände und störfall-bedingten Transienten im Reaktorkühlsystem

a) die sicherheitstechnischen Aufgaben auch unter Beachtung der Kriterien von Nummer 3.1 (7) erfüllt werden,

b) die jeweils geltenden sicherheitstechnischen Nachweisziele und Nachweiskriterien für die Brennelemente, die Kerneinbauten und für den Sicherheitsbehälter eingehalten werden.
	

	22.1.1
	Anforderungen
	A2

Tabelle 3.1
	
	

	
	(1) Durch die Kernnotkühlung muß gewährleistet sein, daß: 

1.
die berechnete maximale Brennstabhüllentemperatur 1200 °C nicht überschreitet,

2. die berechnete Oxidationstiefe der Hülle an keiner Stelle den Wert von 17 % der tatsächlichen Hüllrohrwandstärke überschreitet, 

3. bei der Zirkon-Wasser-Reaktion nicht mehr als 1 % des gesamten in den Hüllrohren enthaltenen Zirkoniums reagiert,

4. infolge von Hüllrohrschäden die in Kapitel 2.2 (4) unter Nr. 2 genannten Freisetzungen von Spaltprodukten nicht überschritten werden,

5. keine Änderungen in der Geometrie des Reaktorkerns auftreten, die eine ausreichende Kühlung des Reaktorkerns verhindern. 

Die genannten Vorschriften sind bis zur Ablösung durch eine abgestufte Temperatur-Zeit-Funktion zu verwenden.
	
	
	Die genannten Nachweiskriterien sind in der genannten Tabelle in Anhang 2 enthalten. Die Begrenzung der Freisetzungen von Spaltprodukten erfolgt in dieser Tabelle über die Begrenzung der Hüllrohrschäden auf 10 % bei Leck > 0,1 F.

	
	(2) Auch bei langfristiger Kühlung des Reaktorkerns nach einem Kühlmittelverluststörfall muß die Unterkritikalität des Reaktorkerns gewährleistet sein. Die Wirksamkeit des Schnellabschaltsystems darf bei der Langzeitreaktivitätsbilanz nicht berücksichtigt werden.
	SiAnf

3.2 (7)
	Der Reaktor muss auf den Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen bei den für die Reaktivitätsbilanz ungünstigsten Bedingungen hinsichtlich Temperatur, Xenonkonzentration und Zykluszeitpunkt, die unter den in Betracht zu ziehenden Zuständen und Ereignissen möglich sind, langfristig unterkritisch gemacht und dauerhaft unterkritisch gehalten werden können.

Beim DWR müssen die Einrichtungen zur Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel bei den Zuständen oder Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a sowie bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen alleine in der Lage sein, den geforderten Betrag der Unterkritikalität zu erbringen.

Beim SWR müssen folgende Einrichtungen in der Lage sein, jeweils alleine den geforderten Betrag der Unterkritikalität zu erbringen:

– bei den Zuständen oder Ereignissen der Sicherheitsebenen 1 bis 4a, bei Einwirkungen von innen und außen sowie bei Notstandsfällen das elektromotorische Einfahren der Steuerelemente sowie

– bei den Zuständen der Sicherheitsebene 1 die Einrichtungen zur Einbringung löslicher Neutronenabsorber in das Kühlmittel. Sofern die dauerhafte Aufrechterhaltung der Unterkritikalität auf den Sicherheitsebenen 1 bis 3 allein durch

Steuerelemente sichergestellt wird, ist die Unwirksamkeit des wirksamsten Steuerelements zu unterstellen.

Hinweis:

Auf der Sicherheitsebene 3 kann dies als Einzelfehler gemäß Nummer 3.1 (7) behandelt werden.
	

	22.1.2
	Auslegung

(1) Jedes Kernnotkühlteilsystem muß grundsätzlich aus redundanten, nicht vermaschten Strängen bestehen. Die Stränge müssen nicht nur maschinentechnisch, sondern auch bezüglich ihrer Energie- und Medienversorgung und der erforderlichen Instrumentierung und Steuerung getrennt ausgeführt werden (Anforderungen an elektrische Einrichtungen vgl. Kap. 7). Den Strängen gemeinsame aktive Komponenten sind nicht zulässig. Eine gemeinsame Meßwerterfassung zur Ansteuerung redundanter aktiver Sicherheitseinrichtungen ist zulässig, wenn die Anforderungen im Kap. 7 erfüllt werden. Sind gemeinsame Komponenten (z.B. Leitungen) in den Strängen unumgänglich, ist zu zeigen, daß:

1. es möglich ist, sich während des Reaktorbetriebes von der Funktionsbereitschaft der gemeinsamen Komponenten zu überzeugen,

2. ein Versagen der gemeinsamen Komponenten des Kernnotkühlsystems nicht zu einem Kühlmittelverluststörfall führt oder die Wirksamkeit der anderen Kernnotkühlteilsysteme behindert,

3. die Funktion der gemeinsamen Komponenten nicht durch die Folgen eines Kühlmittelverluststörfalles oder in dessen Verlauf beeinträchtigt werden kann,

4. eine derartige Schaltung die Zuverlässigkeit des Kernnotkühlsystems gegenüber einem unvermaschten System nicht verschlechtert.
	
	
	Die Kriterien an die Redundanz- und Entmaschung sind übergeordnet für alle Sicherheitseinrichtungen in den Sicherheitsanforderungen Anhang 4 geregelt. Eine gesonderte Formulierung dieser Anforderung für die Notkühleinrichtungen ist daher nicht erforderlich. 

Zudem gelten die Kriterien zum Einzelfehler gemäß Anhang 4 der Sicherheitsanforderungen. 

Nummer 4 im Anhang 4 regelt die Funktionsbereitschaft sicherheitstechnisch wichtiger Einrichtungen. 

Kriterien für die Leittechnik sind in den SiAnf 3.7 und den Interpretation I-4 erfasst. 

	
	(2) Der Ausfall eines Kernnotkühlstranges darf unabhängig von der Ausfallursache nicht zum Ausfall eines weiteren Kernnotkühlstranges führen.
	
	
	Dies ist durch das Einzelfehlerkriterium Anhang 4 und die SiAnf 2.4 (3) abgedeckt. 



	
	(3) Das Kernnotkühlsystem muß bei Auftreten eines Einzelfehlers seine sicherheitstechnische Aufgabe mit ausreichender Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit erfüllen. Dies muß auch während Prüfungen und Reparaturen gewährleistet sein. Wenn bei kurzzeitigen Reparaturen die Gesamtverfügbarkeit des Kernnotkühlsystems nicht wesentlich verschlechtert wird, braucht ein zusätzlicher Einzelfehler bei passiven Systemen nicht vorausgesetzt zu werden.
	
	
	Dies ist durch das Einzelfehlerkonzept Anhang 4 der SiAnf geregelt.

	
	(4) Der Raum um den Reaktordruckbehälter muß bei einem Leck am Reaktordruckbehälter mindestens bis zur Reaktorkernoberkante geflutet werden können.
	I-5
7.4 (1)

















4.2.1 (2)
	Der Raum um den Reaktordruckbehälter kann beim DWR bei einem Leck am Reaktordruckbe-hälter mindestens bis zur Reaktorkernoberkante geflutet werden.
Es sind Maßnahmen und Einrichtungen vorhanden, die sicherstellen, dass Reaktivitätsänderugen infolge von Deionateintrag oder von minderboriertem Kühlmittel in den Reaktorkern auf solche Werte begrenzt bleiben, bei denen

-
bei einem anfänglich kritischen Reaktor das sicherheitstechnische Nachweisziel für den Reaktivitätsstörfall gemäß den „Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke: Bei Druck- und Siedewasserreaktoren zu berücksichtigende Ereignisse“ (Modul 3), Tabelle 3.1, und

-
bei einem anfänglich unterkritischen Reaktor der geforderte Betrag der Abschaltreaktivität gemäß den „Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke: Bei Druck- und Siedewasserreaktoren zu berücksichtigende Ereignisse“ (Modul 3), Tabelle 3.1, 

eingehalten werden. 

Mögliche Quellen für einen Deionateintrag, die potentiell eingetragene Deionatmengen und die möglichen Auswirkungen auf den Reaktorkern sind für alle Betriebsphasen analysiert. Dabei werden insbesondere folgende Deionatquellen betrachtet:

Äußere Quellen:-
alle an den Reaktorkühlkreislauf angeschlossenen Deionat führenden Systeme,

-
Wärmetauscherleckagen (Dampferzeuger, Nachkühler),

-
minderborierte Medien in angrenzenden Systemen und Behältern.

Innere Quellen:

-
Entborierung des Kühlmittels bei „Kleinen Lecks“ (Reflux-Condenser-Betrieb“,

-
Abfahren im Naturumlauf und gleichzeitig sekundärseitig isolierter Dampferzeuger. 
	

	
	(5) Durch Leckagen in Nachkühlern oder Dampferzeugern darf die zum Unterkritischhalten des Reaktors benötigte Borkonzentration im Primärkühlmittel nicht in unzulässigem Maße vermindert werden.
	
	
	Siehe hierzu I-5, Nummer 6.1

	
	(6) Bei einem Leck im Nachkühlsystem an beliebiger Stelle außerhalb des Sicherheitsbehälters muß der Wasservorrat im Gebäudesumpf für die Kernnotkühlung ausreichend bleiben. Die Funktionsfähigkeit des Nachkühlsystems darf nicht durch Überflutung beeinträchtigt werden.
	I-5
7.4 (2)
7.4 (4)
	Beim DWR sind die Notkühlmittelvorräte so zu bemessen,

a) dass im Anforderungsfall eine Kühlmittelergänzung mit der Hochdruckeinspeisung so lange möglich ist, bis der Primärkreis durch entsprechende Maßnahmen (z. B. sekundärseitiges Abkühlen des Primärsystems, sukzessives

Abschalten einzelner Sicherheitseinspeisepumpen bei kleinen Lecks) ein Druckniveau erreicht hat, das eine Kühlmittelergänzung

durch die Niederdruckeinspeisung (aus Flutbehältern oder dem Reaktorgebäudesumpf) ermöglicht;

b) dass nach Einspeisung der Notkühlmittelvorräte, auch bei der ungünstigsten Lecklage unter Berücksichtigung von Totvolumina im Sicherheitsbehälter, eine gesicherte Ansaugung der Niederdruck-Rückförderung aus dem Sicherheitsbehältersumpf möglich ist und die Wärmeabfuhr langfristig sichergestellt ist.
Bei Lecks im Not- und Nachkühlsystem (DWR und SWR) an beliebiger Stelle außerhalb des Sicherheitsbehälters muss der Wasservorrat für die Kernnotkühlung ausreichend bleiben.
Hinweis:

Sofern Vorsorgemaßnahmen (VM) entsprechend den Anforderungen in Anhang 2, Nummer 2 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“, im Not- und Nachkühlsystem (DWR und SWR) an beliebiger Stelle außerhalb des Sicherheitsbehälters realisiert sind, ist deren Versagen nicht zu unterstellen.
	Der 2. Satz ist durch das Kapitel „Überflutung“ in A3 der SiAnf abgedeckt.

	
	(7) Um zu verhindern, daß bei einem Leck in der Sumpfsaugleitung zwischen Sicherheitsbehälter und Absperrarmatur während der Kernnot- und Nachkühlphase das Wasser aus dem Sumpf des Sicherheitsbehälters in den Ringraum fließt und dadurch die Kernnot- und Nachkühlung vollständig ausfällt, müssen technische Vorkehrungen getroffen werden (z.B. Doppelrohr).
	
	
	Siehe hierzu die Anforderungen an Vermeidung anlageninterner Überflutung A3, insbesondere Abschnitt 3.2.2 (9) 

	
	(8) Die Kernnotkühlteilsysteme müssen vor Störfallfolgen geschützt sein. Insbesondere sind die Auswirkungen von Brüchen druckführender oder rotierender Teile zu berücksichtigen. Die dabei entstehenden Bruchstücke, die Reaktions- und Strahlkräfte sowie der Einfluß von Druck, Temperatur und Feuchte dürfen keine Beeinträchtigung der Kernnotkühlung bewirken. Wegen der geforderten Redundanz müssen räumliche Trennung oder bauliche Schutzmaßnahmen vorgesehen sein, durch die gemeinsame Fehlerursachen oder gegenseitige Beeinflussung redundanter Stränge verhindert werden.
	
	
	Siehe hierzu die Anforderungen an Schutz vor inneren Einwirkungen A3, insbesondere Abschnitt 3.2.3 Vermeidung anlageninterner Überflutung A3, insbesondere Abschnitt 3.2.2 

	
	(9) Die Kernnotkühlteilsysteme müssen baulich und elektrisch derart ausgeführt sein, daß durch Wassereinbruch im Reaktorgebäude die Kernnot- und Nachkühlung des Reaktors nicht gefährdet wird. Dies gilt ebenso für die nachgeschalteten Kühlsysteme. 
	
	
	Siehe hierzu die Anforderungen an Schutz vor inneren Einwirkungen A3, insbesondere Ab-schnitt 3.2.3 Vermeidung anlageninterner Überflutung A3, insbesondere Abschnitt 3.2.2

	
	Die wesentlichen aktiven Komponenten der Nachkühlsysteme müssen während des langfristigen Nachkühlvorganges gewartet werden können.
	I-5
7.4 (6)
	Die für die Wirksamkeit wesentlichen aktiven Komponenten der Nachkühlsysteme müssen während eines langfristigen Nachkühlbetriebs instand gehalten werden können.
	

	
	(10) Eine systemtechnische Verknüpfung der Kernnotkühlung mit der Brennelementlagerbeckenkühlung ist nur zulässig, wenn Störungen im Beckenkühlsystem (z.B. Fehlschaltung von Armaturen) nachweislich nicht zu einer nennenswerten Beeinträchtigung der Zuverlässigkeit der Kernnotkühlung führen können. Die zur Umschaltung auf die Beckenkühlung zu betätigenden Armaturen sind soweit möglich und sinnvoll außerhalb des Sicherheitsbehälters anzuordnen.
	I-6
3 (4)
	Eine systemtechnische Verknüpfung der Not- oder Nachkühlung des Reaktorkerns mit der Brennelementlagerbeckenkühlung ist nur dann zulässig, wenn Störungen in den Beckenkühleinrichtungen nachweislich nicht zu einer nennenswerten Beeinträchtigung der Zuverlässigkeit der Not- und Nachkühlung führen können. Die zur Umschaltung auf die Lagerbeckenkühlung zu betätigenden Armaturen sind, soweit nicht anders ausführbar oder wenn sicherheitstechnisch

nachteilig, außerhalb der Sicherheitsbehälters anzuordnen.
	

	
	(11) In Anlagen, bei denen das Kernnotkühlsystem mit dem Brennelementbecken- Kühlsystem systemtechnisch verknüpft ist, ist ein zusätzlicher Beckenkühlstrang vorzusehen. Dieser Strang muß allein in der Lage sein, das Brennelementbecken nach Kühlmittelverluststörfällen zu kühlen. Das System soll soweit möglich und sinnvoll keine aktiven Komponenten innerhalb des Sicherheitsbehälters haben. Armaturen, die zur Inbetriebnahme des Systems betätigt werden müssen, sind soweit möglich und sinnvoll außerhalb des Sicherheitsbehälters anzuordnen.
	I-6
3 (5)
	Wenn die Not- oder Nachkühlung des Reaktorkerns mit der Brennelementlagerbeckenkühlung systemtechnisch verknüpft ist, dann muss ein zusätzlicher Lagerbeckenkühlstrang vorhanden sein, der allein in der Lage ist, das Brennelementlagerbecken nach Kühlmittelverluststörfällen im Reaktorkühlkreislauf zu kühlen. Dieser Strang soll, soweit möglich und sinnvoll, keine aktiven Einrichtungen innerhalb des Sicherheitsbehälters haben. Armaturen, die zur Inbetriebnahme

des Strangs betätigt werden müssen, sind, soweit möglich und sinnvoll, außerhalb des Sicherheitsbehälters anzuordnen.
	

	
	(12) Die Brennelementbecken-Kühlsysteme sind so zu gestalten, daß auch bei Leckagen an einem der Kühlstränge die Kühlung des Brennelementbeckens über einen anderen Strang gewährleistet werden kann.
	
	
	Diese Anforderung ergibt sich unmittelbar bei der Anwendung des Einzelfehlerkonzept (A4) auf die beckenkühlung; ebenso aus der Ereignisliste des Anhangs A2. 

	
	(13) Das Kernnotkühlsystem soll so ausgelegt werden, daß folgende Bedingungen erfüllt werden:

1. Angemessene Druck- und Funktionsprüfungen müssen regelmäßig durchführbar sein.

2. Die bauliche Integrität und Leckdichtigkeit seiner Komponenten muß gewährleistet sein.

3. Die Betriebsfähigkeit des gesamten Systems muß unter Bedingungen, die der Auslegung so nahe wie möglich kommen, getestet werden können.

4. Der Ablauf der gesamten Betriebsfolge für die Inbetriebnahme des Systems muß getestet werden können. Hierzu gehören der Betrieb der entsprechenden Teile des Schutzsystems, die Umschaltung von Normal- bzw. Eigenbedarfs- auf Notstromversorgung sowie der Betrieb des zugehörigen Kühlwassersystems.

5. Die Einspeisung des Notkühlmittels in die Druckführende Umschließung nach einer störfallbedingten Anregung muß zuverlässig angezeigt werden. Die hierfür erforderlichen Meßeinrichtungen sollen möglichst nahe bei den Stellen der Einspeisung in die Druckführende Umschließung angebracht werden.
	
	
	Diese Anforderungen gelten für alle Einrichtungen der Sicherheitsebene 3. Die Anforderungen sind in Abschnitt 4 von A4 formuliert.

	
	(14) Zur Beherrschung kleiner Lecks müssen folgende Annahmen getroffen bzw. Auslegungsbedingungen erfüllt werden:
	
	
	„Kleine Lecks“ werden über die Ereignisliste definiert (Anhang A2). Es handelt sich um Ereignisse der Sicherheitsebene 3.

Ensprechende Anforderungen an solche Einrichtungen wie Automatisierung, redundanztrennung und Notstromversorgung finden sich in SiAnf Abschnitt 3, Anhang 4 und I-5.



	
	1.
Komponenten und Systeme, die bei Auftreten kleiner Lecks zusätzlich erforderlich sind, (z.B. Notspeisepumpen, sekundäre Abblasestation sowie ihre Ansteuerungen) müssen als Teilsysteme des Kernnot- und Nachkühlsystems betrachtet werden, für das die Anforderungen an die Auslegung in diesem Kapitel festgelegt sind.
	
	
	

	
	2.
Für die Störfallanalyse ist der Ausfall der Eigenbedarfsversorgung zu unterstellen.
	
	
	

	
	3.
Sofern zur Störfallbeherrschung unmittelbar eine sekundärseitige Druckabsenkung erforderlich ist, muß diese automatisiert sein.
	
	
	

	
	4.
Der Wasservorrat für die Notspeisung sowie für die Flutbehälter muß ausreichend konservativ bemessen sein.
	I-5
7.4 (9)
	Der Wasservorrat für die Notspeisung ist hinsichtlich der zu unterstellenden Störfälle konservativ zu bemessen.

Der Wasservorrat muss ausreichend sein für die Abfuhr der Nachzerfallswärme über 10 Stunden (Notstandsfälle), einschließlich der Abfuhr der Speicherwärme. Zusätzliche zur Raum- und Komponentenkühlung erforderliche Wassermengen sind bei der Ermittlung des Wasservorrats zu berücksichtigen. Für die nachfolgende Ereignisbeherrschung einschließlich des Abfahrens muss rechtzeitig eine ausreichende Wasserversorgung hergestellt werden können.
	

	
	5.
Die Antriebe der Notspeisepumpen sind so zu gestalten, daß sie zusätzlich zur Notstromversorgung aus der Eigenbedarfsanlage mit Energie versorgt werden können.
	
	
	Diese Anforderung kann entfallen, da praktisch ohne sicherheitstechnische Bedeutung. Bei Einwirkungen mit Ausfall des Eigenbedarfsnetzes ist sie wirkungslos. Im Notspeisefall startet der Diesel ohnehin zunächst und übernimmt die Notspeisewasserversorgung.

	
	(15) Um bei kleinen Lecks auch bei hypothetischen Ausfallkombinationen im Notkühlsystem die ausreichende Kühlung des Reaktorkerns sicherzustellen, ist die Möglichkeit einer Hochdruckeinspeisung im Sumpfbetrieb vorzusehen. Für die Inbetriebnahme der Hochdruckeinspeisung aus dem Sumpf sind Handmaßnahmen zulässig.
	I-5
7.4 (2)
	Beim DWR sind die Notkühlmittelvorräte so zu bemessen,

a) dass im Anforderungsfall eine Kühlmittelergänzung mit der Hochdruckeinspeisung so lange möglich ist, bis der

Primärkreis durch entsprechende Maßnahmen (z. B. sekundärseitiges Abkühlen des Primärsystems, sukzessives Abschalten einzelner Sicherheitseinspeisepumpen bei kleinen Lecks) ein Druckniveau erreicht hat, das eine Kühlmittelergänzung durch die Niederdruckeinspeisung (aus Flutbehältern oder dem Reaktorgebäudesumpf) ermöglicht;

b) dass nach Einspeisung der Notkühlmittelvorräte, auch bei der ungünstigsten Lecklage unter Berücksichtigung von Totvolumina im Sicherheitsbehälter, eine gesicherte Ansaugung der Niederdruck-Rückförderung aus dem Sicherheitsbehältersumpf möglich ist und die Wärmeabfuhr langfristig sichergestellt ist.
	

	22.1.3
	Annahmen für die Kernnotkühlrechnungen
	
	
	

	
	(1) Für jeden relevanten Betriebsbereich sind experimentell abgesicherte analytische Nachweise über die ausreichende Wirksamkeit der Kernnotkühlung vorzulegen. Diese Nachweise sind mit folgenden Annahmen für die Berechnung der Brennstabtemperaturen zu führen (vgl. auch Kap. 22.1.2 (3) und Kap. 21.1):
	A5
A1 (1)
	Zum Nachweis der Wirksamkeit der Kernnotkühleinrichtungen sind experimentell abgesicherte rechnerischanalytische Nachweise vorzulegen. Es ist entweder die Quantifizierung der Unsicherheiten der Analyseergebnisse nach Nummer 3.3 oder die abdeckende Nachweisführung nach Nummer 3.4 mit folgenden Annahmen

vorzunehmen:

1. Bei beiden Verfahren ist die ungünstigste Kombination unterstellt aus

a) Ausfall infolge Einzelfehler,

b) Unverfügbarkeit infolge Instandhaltung,

c) Notstromfall,

d) Ausgangsleistung im Kern (bei Störfalleintritt ist von den ungünstigsten Werten auszugehen, die im bestimmungsgemäßen

Betrieb unter Berücksichtigung der Zustandsbegrenzungen hinsichtlich der integralen

Leistung, der Stableistung und der Leistungsdichteverteilung auftreten können),

e) Zykluszeitpunkt,

f) Bruchlage und

g) Bruchgröße und Bruchtyp
Hinweis:

Zu unterstellende Leckquerschnitte und Brüche sowie weitere Anforderungen an die Randbedingungen der Nachweisführungen sind in Anhang 2, dort Anlage 2 sowie in Anhang 5 der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“

aufgeführt.


	Anforderungen zur Nachweisführung finden sich im Anhang 5, Anlage 1 der SiAnf.

	
	1.
Ausströmrate
Die Ausströmraten im unterkühlten Bereich des Wassers sind mit experimentell belegten Ausströmbeziehungen zu berechnen. Soweit der experimentelle Nachweis nicht erbracht werden kann, ist für die Bestimmung der Sicherheitsbehälterbelastung sowie der Belastungen der Rohrleitungen und der Einbauten der Druckführenden Umschließung nach der Bernoulli- Beziehung zu rechnen. Die Konservativität der verwendeten Ausströmbeziehungen ist auch im Hinblick auf die Ermittlung des Reaktorkerndurchsatzes zu begründen. Für die kritische Zweiphasenströmung sind nach Möglichkeit neueste experimentelle Ergebnisse zu verwenden. Soweit der experimentelle Nachweis nicht erbracht werden kann, ist die Moody-Beziehung 16) zu verwenden. Die ungünstigsten Auswirkungen auf das Brennstabverhalten sind in einer Parameterstudie für den Ausströmkoeffizienten zu ermitteln.

16) F. J. Moody, Maximum Flow Rate of Single Component, Two Phase Mixture, Trans. AFME, Februar 1965, S. 134-142
	
	
	Kann entfallen, da hier auf zum Teil auf experimentelle Nachweise verwiesen wird. Anforderungen zu den Nachweisen finden sich im Anhang A5 derSiAnf, Abschnitt 3 und 4.

	
	2.
Burnout-Verzug
Die Festlegung des Burnout-Zeitpunktes ist für die Ausström- Rechnung und für die Heißstabberechnung mit den jeweils als konservativ zu betrachtenden Beziehungen vorzunehmen. Unmittelbar nach Überschreiten der kritischen Heizflächenbelastung sind bis zum Vorliegen relevanter experimenteller Ergebnisse für die Wärmeübergangszahlen Gleichungen für stabiles Filmsieden zu benutzen. Für sehr große Leckagen ist der Burnout-Zeitpunkt für die Ausström- bzw. Heißstabberechnung durch jeweils konservative Abschätzungen festzulegen.
	
	
	Streichung, da hier keine über die allgemeine Anforderung nach Berücksichtigung der Unsicherheiten (A5, Abschnitte 3.3 bzw. 3.4) sowie Nummer A1 (1) hinaus gehende Anforderung gestellt wird.

	
	3.
Wärmeübergang beim Ausströmen und vor Trockenlegung des Reaktorkerns
Für die Heißstabberechnung sind nach Überschreiten der kritischen Heizflächenbelastung experimentell gesicherte Wärmeübergangsbeziehungen anzuwenden. Sofern diese nicht vorliegen, ist die modifizierte Dougall-Rohsenow Gleichung 17) anzuwenden. Für die thermohydraulische Analyse des mittleren Kanals ist zu prüfen, ob bei Anwendung anderer Wärmeübergangsbedingungen für Filmsieden thermohydraulische Zustände erreicht werden können, die zu höheren Brennstabtemperaturen im Heißkanal führen.

17) R. S. Dougall, W. M. Rohsenow, Film Boiling on the Inside of Vertical Tubes with Upward Flow of the Fluid at Low Qualities, MITReport 9079-26, Cambridge, Massachusetts, September 1963
	
	
	Streichung, da hier keine über die allgemeine Anforderung nach Berücksichtigung der Unsicherheiten (gemäß A5 Abschnitte 3.3 bzw. 3.4) sowie Nummer A1 (1) hinaus gehende Anforderung gestellt wird.

	
	4.
Wärmeübergang vor Flutbeginn
Für die Phase vom Ende des Ausströmens bis zum Erreichen der Kernunterkante durch das Kühlwasser ist mit adiabatischer Kernaufheizung zu rechnen, oder es sind die Wärmeübergangszahlen anhand experimenteller Ergebnisse nachzuweisen.
	
	
	Streichung, da hier keine über die allgemeine Anforderung nach Berücksichtigung der Unsicherheiten (gemäß A5 Abschnitte 3.3 bzw. 3.4) sowie Nummer A1 (1) hinaus gehende Anforderung gestellt wird.

	
	5.
Leckage aus der Bruchstelle
Das direkt zur Bruchstelle beförderte Wasser darf nicht für die Kühlung des Kerns berücksichtigt werden.
	
	
	Um die Forderung zu erfüllen wird meistens die Einspeisung in Bruchnähe nicht berücksichtigt. Dies ist nicht in allen Fällen konservativ, da die Ausströmung des Notkühlwassers aus der Bruchöffnung sowie die Kondensation von Dampf am eingespeisten unterkühlten Wasser das Verhalten ungünstiger beeinflussen kann als die Einspeisung wegfallen zu lassen. Bei kleinen Lecks wird im Fall der kombinierten Notkühleinspeisung häufig die Hälfte der Einspeisemenge der jeweiligen Notkühlpumpe in die intakte Leitung angenommen, was aufgrund des Druckunterschieds zwischen Bruchstelle und intakter Leitung eine Überschätzung darstellt. Vorzunehmen ist eine Berechnung der tatsächlichen Verhältnisse mit Verlust des Einspeisewassers aus der Bruchstelle. Der Text wird daher nicht übernommen.

	
	6.
Wärmeübergang beim Wiederauffüllen
Oberhalb der Quenchfront bzw. zwischen den Quenchfronten ist mit experimentell gesicherten Werten zu rechnen; andernfalls ist die modifizierte Dougall-Rohsenow-Gleichung 17) zu verwenden.

17) R. S. Dougall, W. M. Rohsenow, Film Boiling on the Inside of Vertical Tubes with Upward Flow of the Fluid at Low Qualities, MITReport 9079-26, Cambridge, Massachusetts, September 1963
	
	
	Streichung, da hier keine über die allgemeine Anforderung nach Berücksichtigung der Unsicherheiten (gemäß A5 Abschnitte 3.3 bzw. 3.4) sowie Nummer A1 (1) hinaus gehende Anforderung gestellt wird.

	
	7.
Dampfblockade
Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, daß durch Kondensation oder Ableitung des Dampfes eine Dampfblockade verhindert wird.
	
	
	Das Problem einer möglichen Dampfblockade stellt sich (für die deutschen Anlagen) infolge der Auslegungsmerkmale der Notkühlsysteme nicht.

	
	8.
Pumpenverhalten
Bei der Berücksichtigung des Pumpenverhaltens während der Druckentlastungsphase und der Wiederauffüllphase sind die experimentell nicht hinreichend bestimmten Einflußgrößen durch jeweils konservative Annahmen abzudecken. Mögliche Versperrungen freier Strömungsquerschnitte in der Druckführenden Umschließung durch beschädigte Anlagenteile sind in die Betrachtungen einzubeziehen.
	A5
A1 (1)
	4. Bei der Analyse des Pumpenverhaltens während der Druckentlastungsphase und der Wiederauffüllphase sind – soweit nicht entsprechende Vorkehrungen getroffen sind – mögliche Versperrungen freier Strömungsquerschnitte in der Druckführenden Umschließung durch beschädigte Anlagenteile zu berücksichtigen.
	

	
	9.
Restwassergehalt
Die Analysen zur Kernnotkühlung bei großem Leck in den Rohrleitungen der Druckführenden Umschließung sind auch unter der Annahme durchzuführen, daß nach der Druckentlastungsphase kein Restwasser im Reaktordruckbehälter vorhanden ist. Andere Annahmen über den Restwassergehalt sind zu begründen und durch konservative Rechnung zu belegen.
	
	
	Streichung, da die Berücksichtigung der Unsicherheiten (gemäß A5 Abschnitte 3.3 bzw. 3.4) sowie Nummer A1 (1) ein Vorgehen wie in den RSK LL empfohlen nicht erforderlich macht.

	
	10.
Durchsatzreduktion
Der aus der eindimensionalen Druckentlastungsrechnung resultierende Massenstrom ist für die Heißstab-Temperaturberechnung unter Berücksichtigung thermohydraulisch bedingter Strömungsverteilungen und eventueller Kühlkanalverengungen um 20 % zu reduzieren, solange keine anderen abgesicherten Werte vorliegen. 
	
	
	Streichung, da hier keine über die allgemeine Anforderung nach Berücksichtigung der Unsicherheiten (gemäß Modul 6 Abschnitte 3.3 bzw. 3.4) hinaus gehende Anforderung gestellt wird. Ob und ggf. welcher Abschlag hierbei erfolgen muss, ist im konkreten Fall zu bestimmen.

	
	11.
Gegendruck im Sicherheitsbehälter
Den Analysen ist der im Sicherheitsbehälter herrschende um 20 % reduzierte Störfalldruck zugrunde zu legen. 
	
	
	Streichung, da hier keine über die allgemeine Anforderung nach Berücksichtigung der Unsicherheiten (gemäß Modul 6 Abschnitte 3.3 bzw. 3.4) hinaus gehende Anforderung gestellt wird. Ob und ggf. welcher Abschlag hierbei erfolgen muss, ist im konkreten Fall zu bestimmen.

	
	12.
Leistungsverteilung im Kern
Für die spezifische Stableistung und Leistungsdichteverteilung im Reaktorkern ist von den ungünstigsten Werten auszugehen, die im bestimmungsgemäßen Betrieb unter Berücksichtigung der Begrenzungseinrichtungen auftreten können.
	
	
	Überführung der Anforderung der RSK LL in die genannte Nummer in Modul 6 (A1 (1) j)), siehe auch Nummer 3.2.4 (1) Modul 6.

	
	13.
Druckdifferenzen im Reaktordruckbehälter
In den Rechenmodellen, die zu den Analysen herangezogen werden, muß eine zur Ermittlung der Druckdifferenzen im Reaktordruckbehälter geeignete Zonenaufteilung vorgenommen werden.
	
	
	Streichung, da u. E. entbehrlich.

	
	14.
Nachzerfallsleistung des Kerns
Für die Berechnung bis zum Abschluß des Wiederauffüllvorganges ist die Nachzerfallsleistung nach dem ANS-Standard 18) zuzüglich eines Sicherheitszuschlages von 20 % zu verwenden.
18)
Proposed ANS-Standard. Decay Energy Release Rates Following Shutdown of Uranium-Fueled Thermal Reactors, ANS -5.1, Decay Heat Power in LWR, Revised Standard 6.78
	
	
	Anforderungen zur bestimmung der Nachzerfallsleistung finden sich in KTA 3301

	
	(2) Das Kernnotkühlsystem muß für große Lecks so ausgelegt sein, daß bei Kernnotkühlung nach Beendigung des Wiederauffüllvorganges Dampfabgabe aus der Druckführenden Umschließung langfristig vermieden wird.


	I-5
7.4 (5)

 
	7.4 (5) Beim DWR ist die Kennlinie des Hochdruck-Einspeisesystems so festzulegen, dass der Kern durch Kühlmitteleinspeisung

auch bei einem primärseitigen Sättigungsdruck, der nach erfolgter Reaktorschnellabschaltung auf Grund einer zuverlässigen sekundärseitigen Wärmeabfuhr maximal zu unterstellen ist, langfristig bedeckt gehalten werden

kann.
	

	
	(3) Für die Zulaufhöhe der Nachkühlpumpen muß nach Umschaltung auf Sumpfbetrieb mit Atmosphärendruck im Sicherheitsbehälter gerechnet werden.
	
	
	Streichung, da hier keine über die allgemeine Anforderung nach Berücksichtigung der Unsi-cherheiten (gemäß I-5 6 Abschnitte 3.3 bzw. 3.4) hinaus gehende Anforderung ge-stellt wird.

	22.2
	Notstandssystem
	
	
	

	
	(1) Bei warte Funktionsuntüchtigkeit
 der Warte muß sichergestellt sein, daß die Anlage mit Hilfe des Notstandssystems ohne Handeingriff in einen sicheren Zustand übergeht und mindestens 10 Stunden darin verbleiben kann. Darüber hinaus muß die Anlage mit Hilfe des Notstandssystems durch Abblasen auf der Sekundärseite in einen Zustand gebracht werden können, der die anschließende Nachwärmeabfuhr über das spezielle Notnachkühlsystem erlaubt. Für dieses Notnachkühlsystem ist keine Redundanz erforderlich. Notstandsmaßnahmen, für die eine hinreichende Karenzzeit besteht oder für deren Auslösung durch administrative Maßnahmen Vorsorge getroffen werden kann, müssen nicht automatisiert werden. Zur Langzeitbeherrschung des Notstandsfalls kann auf örtliche Hilfsmaßnahmen zurückgegriffen werden.
	A3

1 (9)
A3
1 (11)
	Bei Funktionsuntüchtigkeit der Warte infolge von Notstandsfällen ist sicherzustellen, dass die Anlage mit Hilfe von Notstandseinrichtungen ohne Handeingriff in einen kontrollierten Anlagenzustand übergeht und mindestens 10 Stunden darin verbleiben kann. Darüber hinaus muss die Anlage mit Hilfe der Notstandseinrichtungen in einen Zustand gebracht werden können, der die anschließende Nachwärmeabfuhr über ein Nachkühlsystem langfristig sicherstellt. Notstandsmaßnahmen, für die eine hinreichende Karenzzeit besteht oder für deren Auslösung durch administrative Maßnahmen Vorsorge getroffen werden kann, müssen nicht automatisiert werden. Zur Langzeitbeherrschung des Notstandsfalls kann auf vor Ort vorhandene Hilfsmaßnahmen zurückgegriffen werden.

Die Kühlung der Brennelemente ist bei den Notstandsfällen „Flugzeugabsturz“ sowie „Explosionsdruckwelle“ langfristig sicherzustellen. An den langfristig benötigten Einrichtungen müssen erforderlichenfalls rechtzeitig Instandsetzungsmaßnahmen durchgeführt werden können.

Die Zugänglichkeit zu Bereichen, in denen örtliche Betätigungen notwendig werden können, sowie die Kommunikation mit dem dort tätig werdenden Personal sind zu gewährleisten.
	Die Redundanzverhältnisse sind in Anhang 4 (Einzelfehlerkonzept) beschrieben. 



	
	(2) Das Notstandssystem soll im einzelnen folgenden sicherheitstechnischen Anforderungen genügen:

1. Komponenten und Teilsysteme des Notstandssystems müssen gegen äußere Einwirkungen und Einwirkungen Dritter besonders geschützt werden,

2. Durch eine konsequente Trennung des Notstandssystems von anderen Kernkraftwerkssystemen muß sichergestellt sein, daß die Funktion des Notstandssystems nicht durch Schäden in zerstörbaren Anlagenbereichen unzulässig beeinträchtigt werden kann. Dies gilt sowohl für verfahrenstechnische Systeme als auch für die Energieversorgung und das Reaktorschutzsystem.

3. Durch die Trennung muß darüber hinaus sichergestellt werden, daß Fremdeingriffe und Fehlbedienungen auf der Warte oder in anderen nicht besonders geschützten Anlagenbereichen nicht zu einer unzulässigen Beeinträchtigung der Funktion des Notstandssystems führen können.

4.
An dem Notstandssystem dürfen weder aus betrieblichen Gründen noch zu Prüfzwecken Eingriffe vorgenommen werden, die, wenn sie im Notstandsfall nicht mehr zurückgenommen bzw. zu Ende geführt werden können, zu einer unzulässigen Beeinträchtigung der Funktion des Systems führen können.
	A3 1(10)
	Für Notstandseinrichtungen gelten folgende Anforderungen:

a) Komponenten und Teilsysteme der Notstandseinrichtungen sind gegen die zu betrachtenden Notstandsfälle zu schützen.

b) Es ist sicherzustellen, dass die Funktion der Notstandseinrichtungen nicht durch Schäden in ungeschützten Anlagenbereichen unzulässig beeinträchtigt werden kann. Dies gilt sowohl für verfahrenstechnische Systeme als auch für die Energieversorgung und die leittechnischen Einrichtungen.

c) Es ist sicherzustellen, dass Fremdeingriffe und Fehlbedienungen auf der Warte oder in anderen nicht besonders geschützten Anlagenbereichen nicht zu einer unzulässigen Beeinträchtigung der Funktion der Notstandseinrichtungen führen können.

d) An den Notstandseinrichtungen dürfen weder aus betrieblichen Gründen noch zu Prüfzwecken Eingriffe vorgenommen werden, die, wenn sie im Notstandsfall nicht mehr zurückgenommen bzw. zu Ende geführt werden können, zu einer unzulässigen Beeinträchtigung der Funktion der Einrichtungen führen können. Dies gilt nicht, wenn gleichwertige Funktionen bereitgestellt sind.
	

	23.
	Fernbetätigte Entgasung des Primärsystems

Damit bei einem Kühlmittelverluststörfall auch die Möglichkeit besteht, das Primärsystem ggf. zu entgasen, ist

· für Anlagen mit U-Rohrdampferzeugern eine Verbindung zwischen Reaktordruckbehälter und Druckhalter, bzw. Abblasebehälter,

· für Anlagen mit Geradrohrdampferzeuger eine Verbindung zwischen den höchsten Punkten des Primärsystems und dem Druckhalter- Abblasebehälter

vorzusehen. Die Ansteuerung der Armaturen soll fernbetätigt von Hand erfolgen. Es ist eine Absicherung gegen Fehlbedienung vorzusehen. Die Einrichtungen, die zur fernbetätigten Entgasung benötigt werden sind so auszulegen, daß sie den Umgebungsbedingungen bei einem Störfall standhalten.
	
	-
	Detailanforderung aufgrund des TMI-Störfalls
(Deckelblase).

	24.
	Maßnahmen zur Begrenzung der Wasserstoffkonzentration
	 
	
	

	
	(1) Zur Verhinderung einer Explosionsgefahr (oder Brandgefahr) im Sicherheitsbehälter darf zu keiner Zelt weder integral noch lokal sowohl während des Betriebes als auch infolge eines Kühlmittelverluststörfalls die Zündgrenze des Wasserstoffs (4 % Wasserstoff in Luft) überschritten werden. 
	A3

3.2.9.3.1
	Im bestimmungsgemäßen Betrieb (Sicherheitsebenen 1 und 2) sowie bei Ereignissen der Sicherheitsebene 3 ist zur Verhinderung einer Wasserstoffexplosion oder eines Wasserstoffbrandes im Sicherheitsbehälter sowohl integral als auch lokal ein Abstand zur Zündgrenze des Wasserstoffs (4 % Wasserstoff in Luft) durchgehend einzuhalten. Alle Quellen der Wasserstofferzeugung sind zu berücksichtigen.

Hinweis:

Die bei der Bestimmung der Wasserstoffbildung und Freisetzung zu berücksichtigenden Vorgaben bei Kühlmittelverluststörfällen sind in den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“, Anhang 5, dort Anlage 1 enthalten.
	Siehe auch A5, Nummer A1 (2).

	
	Sofern nicht nachgewiesen werden kann, daß Gemische mit höherer Wasserstoffkonzentration - auch in örtlich begrenzten Bereichen - nicht auftreten, müssen wirksame Gegenmaßnahmen vorgesehen werden.
	A3
3.2.9.3.3 (1)
	Für Maßnahmen und Einrichtungen zur Verhinderung zündfähiger Wasserstoffkonzentrationen in der Sicherheitsbehälteratmosphäre nach einem Kühlmittelverluststörfall gelten folgende Grundsätze:

– Ergeben die Berechnungen, dass lokal die Wasserstoffkonzentration im Sicherheitsbehälter auf Werte oberhalb der Zündgrenze ansteigen kann, so sind Einrichtungen vorzusehen, die eine ausreichende Zwangsdurchmischung der Sicherheitsbehälteratmosphäre sicherstellen.

– Ergibt die Berechnung der integralen Wasserstoffkonzentration, dass ohne das Vorhandensein von Wasserstoffabbaumaßnahmen ein Erreichen der Zündgrenze langfristig nicht verhindert werden kann,

gilt Folgendes:
……….
	

	
	(2) Das Überwachungssystem

1.
Aufgabe des Überwachungssystems
Die örtliche und zeitliche Verteilung von Wasserstoff infolge eines Kühlmittelverluststörfalls muß überwacht werden. 
	A3

3.2.9.3.2 (1)
	Es muss ein Messsystem vorhanden sein, wel-ches auch unter den nach einem Kühlmittelver-luststörfall zu erwartenden Bedingungen eine zuverlässige zeitliche Bestimmung der Wasser-stoffverteilung innerhalb der vorrangig beauf-schlagten Bereiche des Sicherheitsbehälters sicherstellt.
	
Die Aufgabe ergibt sich aus der konkreten Anforderung. Erster Satz kann entfallen.


	
	Es muß ein Meßsystem vorhanden sein, welches auch unter den nach einem Störfall zu erwartenden Bedingungen eine zuverlässige Bestimmung der Wasserstoffverteilung innerhalb der kritischen Bereiche des Sicherheitsbehälters sicherstellt.
	A3

3.2.9.3.2 (1)
	Auf Basis geeigneter Rechenverfahren sind Messstellen festzulegen, die eine zuverlässige Überwachung der Wasserstoffkonzentration ermöglichen.

	

	
	2. Auslegung des Überwachungssystems

-
Zur Auslegung des Überwachungssystems sind geeignete Rechenverfahren zur Bestimmung der zu erwartenden örtlichen und zeitlichen Wasserstoffverteilung anzuwenden. Aufgrund dieser Rechnungen sind Meßstellen festzulegen, die eine zuverlässige Überwachung der Wasserstoffkonzentration ermöglichen.
	A3

3.2.9.3.2 (3)
	An den Messstellen zur Bestimmung der Wasserstoffkonzentration ist auch die Temperatur im Sicherheitsbehälter zu messen.
	

	
	-
Zur Berücksichtigung der Einflußgrößen Temperatur, Druck und Feuchte sind bei den Meßstellen die Temperaturen zu messen. Druckwerte können der übrigen Störfallfolgeinstrumentierung entnommen werden. Im übrigen gelten die Bestimmungen zur Störfallfolgeinstrumentierung (Kap. 25.3).
	
	
	

	
	-
Die Aktivität der entnommenen Gasproben muß gemessen werden können.
	
	
	

	
	(3) Wasserstoffbildung und Freisetzung

Für die Wasserstoffbildung nach dem Kühlmittelverluststörfall sind folgende Quellen zu berücksichtigen:

· Radiolyse im Kern

· Radiolyse im Sumpf

· Radiolyse im Brennelementlagerbecken

· Metall-Wasser-Reaktion im Kern

· sonstige Metall-Wasser-Reaktionen


	A5
A1 (2)
	Beim Nachweis, dass die Wasserstoffkon-zentration im Sicherheitsbehälter zu keinem Zeit-punkt während des Betriebes und nach Kühlmittelverluststörfällen lokal oder integral die Zündgrenze (4 % Wasser-stoff in Luft) überschreitet, sind folgende Vorga-ben zu berücksichtigen:

1. Wasserstoffquellen:

– Radiolyse im Kern,

– Radiolyse im Sumpf,

– Radiolyse im Brennelementlagerbecken,

– Metall-Wasser-Reaktion im Kern,

– sonstige Metall-Wasser-Reaktionen.

	

	
	Die Berechnung der Wasserstoffbildung ist für mindestens 100 Tage nach Störfalleintritt durchzuführen. Hierbei ist der aus Metall- Wasser-Reaktionen stammende Wasserstoff als sofort freigesetzt, näherungsweise homogen verteilt anzunehmen. Der langfristige durch Radiolyse entstehende Wasserstoff ist als mit bzw. aus dem Kühlmittel kontinuierlich freigesetzt zu betrachten. Hierbei muß der Freisetzungsort berücksichtigt werden. Für die Berechnung der Wasserstoffquellstärken gelten folgende Vorschriften:
	A5

A1 (2)
	2. Die Wasserstoffbildung ist für mindestens 100 Tage nach Störfalleintritt zu berechnen. Hierbei ist anzunehmen, dass der aus Metall-Wasser-Reaktionen stammende Wasserstoff sofort freigesetzt und näherungsweise homogen verteilt wird. Für den langfristig durch Radiolyse entstehenden Wasserstoff ist anzunehmen, dass dieser kontinuierlich mit oder aus dem Kühlmittel freigesetzt wird. Bei der Berechnung ist der Freisetzungsort zu berücksichtigen.
	

	
	1.
Nettoentstehungsraten für Kern- und Sumpf-Radiolyse G(H2)-Wert: 0,44 Moleküle/100 eV
Dieser Wert stellt die experimentell abgesicherte obere Grenze der Bildungsrate für die zu erwartende wirksame Strahlung dar.
	A5

A1 (2)

	3. Als Nettoentstehungsrate für die Radiolyse im Reaktorkern und im Sumpf ist ein G(H2)-Wert von 0,44 Moleküle/100 eV anzusetzen (dieser Wert stellt die experimentell abgesicherte obere Grenze der Bildungsrate für die zu erwartende wirksame Strahlung dar).

	

	
	1. Wirksame Nachzerfallsleistung des Kerns

-
Als Quelle der radiolytisch wirkenden Strahlung ist mindestens der der vorgesehenen Abbrandstrategie entsprechende Gleichgewichtskern am Zyklusende anzunehmen, wobei die Spaltstoffzusammensetzung einschließlich der Aktivierungsprodukte der im Kern befindlichen Brennelemente zu berücksichtigen ist. Für die Berechnung der Zeitfunktion der - Nachzerfallsleistung P(t) sind die Werte von Shure 19) zugrunde zu legen und mit einem Zuschlag von 20 % zu versehen.

-
Der im Kühlmittel absorbierte Anteil der -Nachzerfallsleistung ist als Zeitfunktion zu ermitteln. Sind die für die Berechnung vereinfachenden Annahmen erforderlich (z.B. Einteilung in Energiegruppen, Vereinfachung der Reaktorkern- Geometrie), so ist der Nachweis zu führen, daß diese Annahmen zu konservativen Werten führen. Andernfalls ist ein zeitlich konstanter Wert von 10 % zu verwenden.

-
Eine Absorption von -Strahlung im Kühlmittel braucht wegen des Selbstabschirmungseffekts nicht berücksichtigt zu werden.

19)
K. Shure, Fission Product Decay Energy, WAPD-BT-24, 1961 Abweichende Werte und Rechenverfahren können zugelassen werden, wenn der Hersteller entsprechende Nachweise vorlegt.
	A5

A1 (2)
	 Wirksame Nachzerfallsleistung des Kerns:

a) Als Quelle der radiolytisch wirkenden Strahlung ist mindestens der der vorgesehenen Abbrandstrategie entsprechende Gleichgewichtskern am Zyklusende anzunehmen, wobei die Spaltstoff- und Spaltproduktzusammensetzung

der im Kern befindlichen Brennelemente und die Aktivierungsprodukte zu berücksichtigen

sind.

b) Der im Kühlmittel absorbierte Anteil der γ-Nachzerfallsleistung ist als Zeitfunktion zu ermitteln. Sind für die Berechnung vereinfachende Annahmen erforderlich (z. B. Einteilung in Energiegruppen, Vereinfachung der Reaktorkern-Geometrie), so ist nachzuweisen, dass diese Annahmen zu konservativen Ergebnissen führen.

Andernfalls ist ein zeitlich konstanter Wert von 10 % zu verwenden.

c) Eine Absorption von β-Strahlung im Kühlmittel muss wegen des Selbstabschir

	

	
	3.
Wirksame Nachzerfallsleistung im Sumpf
Für die in das Kühlmittel freigesetzten Spaltprodukte sind die im Kap. 22.1.1 (1) Pkt. 4 genannten Werte konservativ auch dann zugrundezulegen, wenn die Auslegung der Kernnotkühlung niedrigere Werte erwarten läßt. Für die Radiolyseberechnung ist anzunehmen, daß sich die freigesetzten Spaltprodukte vollständig im Kühlmittel befinden und ihre - und - Strahlungsenergie zu 100 % vom Sumpfwasser absorbiert wird.
	A5

A1 (2)
	5. Bezüglich der wirksamen Nachzerfallsleistung im Sumpf sind für die in das Kühlmittel freigesetzten Spaltprodukte Werte entsprechend dem maximal zulässigen Brennstabschadensumfang anzusetzen, sofern nicht durch eine Schadensumfangsanalyse ein niedrigerer Wert nachgewiesen ist.

Für die Radiolyseberechnung ist in Anlehnung an die Störfallberechnungsgrundlagen anzunehmen, dass sich von den freigesetzten Spaltprodukten folgende Anteile (bezogen auf das Inventar der defekten Brennstäbe) im Sumpfwasser befinden:

a) 6 % der Halogene, Alkalimetalle (90 % spontane Ablagerung im Sumpf der 1 % freigesetzten Halogene, Alkalimetalle und 5 % durch Auslaugung während des Sumpfbetriebs),

b) 0,5 % der spontanen Feststoffe (99 % Ablagerung im Sumpf der 0,01 % freigesetzten sonstigen Feststoffe und 0,5 % sonstige Feststoffe durch Auslaugung). 

Es ist anzunehmen, dass ihre γ- und β-Strahlungsenergie zu 100 % vom Sumpfwasser absorbiert wird.

	

	
	4.
Radiolyse im Brennelement-Lagerbecken 
Die Radiolyse im Brennelement- Lagerbecken ist zu berücksichtigen.
	A5
A1 (2)
	Beim Nachweis, dass die Wasserstoffkonzentra-tion im Sicherheitsbehälter zu keinem Zeitpunkt während des Betriebes und nach Kühlmittelver-luststörfällen lokal oder integral die Zündgrenze (4 % Wasserstoff in Luft) überschreitet, sind folgende Vorgaben zu berücksichtigen:


1. Wasserstoffquellen:

– Radiolyse im Kern,

– Radiolyse im Sumpf,

– Radiolyse im Brennelementlagerbecken,

– Metall-Wasser-Reaktion im Kern,

– sonstige Metall-Wasser-Reaktionen…….
	

	
	5.
Metall-Wasser-Reaktion im Reaktorkern 
Zur Berechnung der reagierenden Zirkonmenge ist die Baker- Just-Gleichung 20) zu verwenden. Der zeitliche und räumliche Temperaturverlauf ist den Ergebnissen der Kernnotkühlrechnungen zu entnehmen.

20)
L. Baker Jr., W. C. Just, Studies of Metal-Water-Reactions of High Temperatures III, Experimental and Theoretical Studies of the Zirconium- Water-Reaction, ANL-6548, 1962
	A5

A1 (2)
	Beim Nachweis, dass die Wasserstoffkonzentration im Sicherheitsbehälter zu keinem Zeitpunkt während des Betriebes und nach Kühlmittelverluststörfällen lokal oder integral die Zündgrenze (4 % Wasserstoff in Luft) überschreitet, sind folgende Vorgaben zu berücksichtigen:
…….


	Die Metall-Wasser Reaktion ist gemäß dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik zu berechnen. Eine Festlegung der hierbei zu verwendenden Korrelation ist nicht erforderlich.

	
	6.
Sonstige Metall-Wasser-Reaktionen 
Sonstige Metall-Wasser-Reaktionen brauchen dann nicht berücksichtigt zu werden, wenn der Nachweis erbracht ist, daß aus ihnen keine nennenswerten Wasserstoffmengen freigesetzt werden.
	A5
A1 (2)
	7. Sonstige Metall-Wasser-Reaktionen können dann nicht berücksichtigt werden, wenn nachgewiesen ist, dass sie keine nennenswerten Wasserstoffmengen freisetzen.
	

	
	(4) Maßnahmen zur Verhinderung von zündfähigen Wasserstoffkonzentrationen

Für Maßnahmen zur Verhinderung von zündfähigen Wasserstoffkonzentrationen in der Sicherheitsbehälteratmosphäre nach einem Kühlmittelverluststörfall gelten folgende Grundsätze: 
	A3

3.2.9.3.3 (1)
	Für Maßnahmen und Einrichtungen zur Verhinderung zündfähiger Wasserstoffkonzentrationen in der Sicherheitsbehälteratmosphäre nach einem Kühlmittelverluststörfall gelten folgende Grundsätze:
	

	
	1.
Ergeben die Berechnungen, daß in Teilbereichen des Sicherheitsbehälters die Wasserstoffkonzentration auf Werte oberhalb der Zündgrenze ansteigen kann, so sind aktive Einrichtungen vorzusehen, die eine ausreichende Zwangsdurchmischung der Sicherheitsbehälteratmosphäre sicherstellen.
	A3
3.2.9.3.3 (1)
	– Ergeben die Berechnungen, dass lokal die Wasserstoffkonzentration im Sicherheitsbehälter auf Werte oberhalb der Zündgrenze ansteigen kann, so sind Einrichtungen vorzusehen, die eine ausreichende Zwangsdurchmischung der Sicherheitsbehälteratmosphäre sicherstellen.
	

	
	2.
Ergibt die Berechnung der integralen Wasserstoffkonzentration, daß ein Volumengehalt von 4 % nicht ausgeschlossen werden kann, gilt folgendes:
	A3

3.2.9.3.3 (1)
	– Ergibt die Berechnung der integralen Wasserstoffkonzentration, dass ohne das Vorhandensein von Wasserstoffabbaumaßnahmen ein Erreichen der Zündgrenze langfristig nicht verhindert werden kann,

gilt Folgendes:

(i) Die Abbaurate der Einrichtungen zur Rekombination ist so zu bemessen, dass die integrale Wasserstoffkonzentration bei maximaler Vorbelastung durch Wasserstoff insbesondere aus der Zr-H2OWasser-Reaktion stets unter der Zündgrenze bleibt.
(ii) Durch die Auslegung der Einrichtungen zur Rekombination ist eine zuverlässige Verfügbarkeit und Funktion, auch unter den Bedingungen, die zum Zeitpunkt der notwendigen Aktivierung innerhalb des Sicherheitsbehälters herrschen, zu gewährleisten. Es ist nachzuweisen, dass die unter konservativen Randbedingungen ermittelte Spaltproduktbeladung der Einrichtungen zur Rekombination durch luftgetragene Halogene und flüchtige Feststoffe und die daraus resultierende Temperaturänderung in den Einrichtungen zur Rekombination deren Funktion unter radiologischen und sicherheitstechnischen Gesichtspunkten nicht unzulässig beeinträchtigen.
(iii) Der Aufstellungsort der Einrichtungen zur Rekombination außerhalb des Sicherheitsbehälters soll im Hinblick auf die Möglichkeit, dass nach Störfällen u. U. erhebliche Aktivitätsmengen aus dem Sicherheitsbehälter in den Rekombinatorstrang verlagert werden, so nah wie von der Zugänglichkeit her möglich, am Sicherheitsbehälter liegen. Der Aufstellungsort und die Räume, durch die die Zu- und Ableitungen des Rekombinatorsystems geführt werden, müssen über Aerosol- und Jodfilter entlüftet werden, um unzulässige radioaktive Freisetzungen über eventuelle Leckagen zu verhindern. Die Rohrleitungen sind entsprechend abzuschirmen.
	

	
	-
Es muß gezeigt werden, daß am Sicherheitsbehälter geeignete Anschlußmöglichkeiten für einen Störfallrekombinator vorgesehen sind. Diese Anforderung gilt als erfüllt, wenn ein Rekombinatorsystem, das bei einem Störfall eingesetzt werden kann, fest installiert ist.
	
	
	

	
	-
Von den Betreibern der Kernkraftwerke ist dafür Sorge zu tragen, daß bei einem Störfall der rechtzeitige und zuverlässige Einsatz von Störfallrekombinatoren gewährleistet ist.
	
	
	

	
	-
Der Durchsatz des Störfallrekombinators ist so zu bemessen, daß die integrale Wasserstoffkonzentration bei maximaler Vorbelastung durch Wasserstoff aus der Zr-H2O Reaktion, gemäß (3), stets unter der Zündgrenze von 4 % Volumengehalt bleibt.
	
	
	

	
	-
Die Auslegung des Störfallrekombinators muß seine zuverlässige Verfügbarkeit und Funktion gewährleisten, auch unter den Bedingungen die zum Zeitpunkt der notwendigen Einschaltung innerhalb des Sicherheitsbehälters herrschen. Es ist nachzuweisen, daß die unter konservativen Randbedingungen ermittelte Spaltproduktbeladung des Störfallrekombinators durch luftgetragene Halogene und flüchtige Feststoffe und die daraus resultierende Wärmetönung im Störfallrekombinator den Störfallbetrieb unter radiologischen und sicherheitstechnischen Gesichtspunkten nicht unzulässig beeinträchtigen.
	
	
	

	
	-
Der Aufstellungsort des Störfallrekombinators soll im Hinblick auf die Möglichkeit, daß nach Störfällen u. U. erhebliche Aktivitätsmengen aus dem Sicherheitsbehälter in den Rekombinatorstrang verlagert werden, so nah wie von der Zugänglichkeit her möglich, am Sicherheitsbehälter liegen. Der Aufstellungsort und Räume außerhalb des Sicherheitsbehälters, durch die die Zu- und Ableitungen des Störfallrekombinatorsystems geführt werden, sind über Aerosol- und Jodfilter zu entlüften, um unzulässige radioaktive Freisetzungen über eventuelle Leckagen zu vermeiden. Die Rohrleitungen sind entsprechend abzuschirmen.
	
	
	

	
	3.
Als Planungsmaßnahmen zur Verringerung der integralen Wasserstoffkonzentration ist ein Aufpumpen des Sicherheitsbehälters nicht zulässig.
	A3

3.2.9.3.3 (3)
	Im Rahmen der Nachweisführung zur Störfallbeherrschung darf ein Spülen des Sicherheitsbehälters (Einspeisen und Abgabe aus dem Sicherheitsbehälter) als Maßnahme zur Verringerung der integralen Wasserstoffkonzentration

nicht kreditiert werden.
	Anforderung aus RSK-LL wurde verallgemeinert.

	
	(5) Sicherheitsanforderungen

1.
Aktive Maßnahmen müssen rechtzeitig vor aber auch bei unterstellter Wasserstoffkonzentration von 4 % Volumengehalt noch eingesetzt werden können.
	A3
3.2.9.3.3 (2)
	Aktive Maßnahmen müssen vor Erreichen einer Wasserstoffkonzentration von 4 % Volumengehalt in Betrieb genommen werden können. Die Ansteuerung darf von Hand erfolgen.
	

	
	2.
Der Einsatz solcher Maßnahmen kann auf den Anforderungsfall beschränkt bleiben, d.h. aufgrund von Messungen mit Hilfe des Überwachungssystems. Ein Einzelfehler ist beim Einsatz solcher Maßnahmen nicht zu unterstellen, soweit Reparatur oder Ersatzmaßnahmen möglich sind.
	
	
	Es handel sich nicht um eine Einrichtung der Sicherheitsebene 3. Zum Einzelfehlerkonzept siehe A4 der SiAnf.

	
	3.
Die Ansteuerung kann - da es sich um ein Langzeitproblem handelt - von Hand geschehen.
	
	
	


Vorbemerkung zum 2. Anhang der RSK-Leitlinien für Druckwasserreaktoren

Diese synoptische Darstellung dokumentiert die Einarbeitung der Anforderungen der Rahmenspezifikation „Basissicherheit von druckführenden Komponenten“ (2. Anhang zu den RSK-Leitlinien für Druckwasserreaktoren, (2. Ausgabe vom 24. Januar 1979) Kapitel 4.2, Stand: 25. April 1979.

Der Geltungsbereich des 2. Anhangs bezieht sich auf die drucktragenden Wandungen von Komponenten (Behälter, Apparate, Rohrleitungen, Pumpen und Armaturen, ausgenommen Einbauteile, Bauteile zur Kraftübertragung und druckführende Wandungen ≤ DN 50) der „Äußeren Systeme“, wie sie im 1. Anhang zu den RSK-Leitlinien für Druckwasserreaktoren (2. Ausgabe, 24. Januar 1979) Kapitel 4.2 aufgelistet sind. Dieser Anhang 1 enthält eine Liste von Systemen, die wenigstens einem der Kriterien a, b, c genügen (Gruppe I) und für die die Rahmenspezifikation Basissicherheit gelten soll. In den Anwendungsbereich der Rahmenspezifikation wurde noch die Gruppe II aufgenommen, die darüber hinausgeht. Deren Versagen könne „schwere anlageninterne Schäden“ nach sich ziehen. Gruppe II ist nicht Teil des Anwendungsbereichs der Sicherheitsanforderungen, sofern ihnen nicht nach einem der Kriterien eine sicherheitstechnische Bedeutung zukommt. Der Anhang 1 bleibt daher in der synoptischen Darstellung unberücksichtigt.

Der technische Inhalt des 2. Anhangs zu den RSK-Leitlinien für Druckwasserreaktoren, (2. Ausgabe vom 24. Januar 1979) teilt sich auf Inhalte der der Sicherheitsanforderungen und Inhalte der KTA-Regeln 3211.1, .2, .3 und .4 auf. Der Grund hierfür liegt in dem Entwicklungsstand des kerntechnischen Regelwerks zum Zeitpunkt der Erstellung der RSK-Leitlinien für Druckwasserreaktoren im Jahre 1979. Da zu dem Zeitpunkt keine entsprechenden KTA-Regeln existierten, wurden auch technische Detailforderungen in die Leitlinie aufgenommen.

Zwischenzeitlich wurden umfassende Fachregeln vom KTA in einem hohen Detaillierungsgrad erstellt. In diesem Prozess wurde keine geschlossene Darstellung gepflegt, die den genauen Bezug, die Ergänzungen und Änderungen in Bezug auf die technischen Anforderungen der RSK-Leitlinie aus 1979 dokumentiert. Technische Anforderungen auf den Ebenen RSK-Leitlinie und KTA-Fachregeln stimmen teilweise überein, sind teilweise detaillierter in den KTA-Regeln enthalten, wurden in den KTA-Regeln an technische Entwicklungen angepasst und weichen teilweise voneinander ab.

Im Rahmen der Erstellung der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ wird kein Vergleich mit dem Detaillierungsgrad einzelner spezifischer Regelungen durchgeführt. Vielmehr werden in der Spalte „Erläuterungen“ Hinweise (gekennzeichnet mit „Hinweis“) auf unterschiedliche Anforderungen mit allgemeiner Bedeutung aufgenommen.

Lesehinweise:

· die synoptische Darstellung erfolgt anhand der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ und der aktuellen KTA Regeln.

· abweichend von der Darstellung in der synoptischen Darstellung der „RSK-Leitlinien“ mit den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ werden hier in den Spalten 3 und 4 (Nummer, Text) sowohl Bezüge zu den Sicherheitsanforderungen als auch zur Fachregel hergestellt. Dies spiegelt den Aufbau des Anhangs 2 wieder, der sowohl übergeordnete als auch technische Detailregelungen enthält, die mit der Überarbeitung des Regelwerks entflochten wurden. 

	Synoptische Darstellung der Anforderungen aus dem

2. Anhang zu den RSK-Leitlinien für Druckwasserreaktoren  
(2. Ausgabe vom 24. Januar 1979) Kapitel 4.2  
Rahmenspezifikation „Basissicherheit von druckführenden Komponenten“, Stand: 25. April 1979  
Behälter, Apparate, Rohrleitungen, Pumpen und Armaturen (ausgenommen sind: Einbauteile, Bauteile zur Kraftübertragung und druckführende Wandungen ≤ DN 50) 

im Vergleich mit den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ und den betroffenen KTA-Regeln 3211.1, 3211.2, 3211.3, 3211.4

	Nr.
	Text
	Nummer
	Text
	Erläuterungen

	
	Grundsätze 
	
	
	

	
	Die Basissicherheit eines Anlagenteils wird bestimmt durch

1. hochwertige Werkstoffeigenschaften, insbesondere Zähigkeit

2. konservative Begrenzung der Spannung 

3. Vermeidung von Spannungspitzen durch optimale Konstruktion

4. Gewährleistung der Anwendung optimierter Herstellungstechnologien und Prüftechnologien

5. Kenntnis und Beurteilung ggf. vorliegender Fehlerzustände

6. Berücksichtigung des Betriebsmediums


Bei Einhaltung der in dieser Rahmen​spezi​fi​ka​tion festgeschriebenen Anforderungen wird eine Basissicherheit der Komponenten der "Äußeren Systeme" erreicht, welche ein katastrophales, aufgrund herstellunsbedingter Mängel eintretendes Versagen eines Anlagenteils ausschließt. 
	SiAnf,
3.4(3)
	Für die Druckführende Umschließung und die drucktragenden Wandungen von Komponenten der Äußeren Systeme mit Nennweiten größer DN 50 muss die Basissicherheit durch die Einhaltung nachfolgender Anforderungen unter Berücksichtigung des Betriebsmediums sichergestellt werden: 

· Einsatz hochwertige Werkstoffe, insbesondere hinsichtlich Zähigkeit und Korrosionsbeständigkeit,

· konservative Begrenzung der Spannungen,

· Vermeidung von Spannungsspitzen durch optimierte Konstruktion und

· Gewährleistung der Anwendung optimierter Herstellungs- und Prüftechnologien.

Dazu gehören die Kenntnis und Beurteilung ggf. vorliegender Fehlerzustände.
	Technischer Inhalt auf der Abstrak​tions​ebene von M4 übernommen.

	
	Erläuterungen zum Konzept 
	I-2
2.3.1
	Grundsätze 
	

	
	An die Konstruktion werden detaillierte Anforderungen gestellt, die einwandfreie Fertigungs- und Prüfbedingungen sowie einen günstigen Spannungsverlauf unter Betriebs​belastungen gewährleisten. Mit der Festig​keitsberechnung sind die bei allen zu berück​sichtigenden Lastfällen auftretenden Span​nungen zu erfassen und im Vergleich zum konventionellen Regelwerk gegen niedrigere Spannungen abzusichern (primäre Membranspannungen max. 1/4 Zugfestigkeit bzw. 1/3 Zugfestigkeit mit Sekundär​spannungsanalysen). 
Die Werkstoffwahl wird im Hinblick auf einfache Herstellung und erhöhte Betriebssicherheit auf wenige bewährte Werkstoffe begrenzt, für die, gestuft nach Anforderungen, besondere Ana​lyse​nanforderungen und Zähigkeits​anfor​derungen gelten (s. Tabelle 3.1).
Die ferritischen Stähle sind in zwei Werkstoff​gruppen eingestuft.
Für die Herstellung von Erzeugnisformen und Komponenten sind nur qualifizierte Hersteller zugelassen. Durch die konstruktive Festlegung und die Werkstoffwahl bestehen optimale Voraussetzungen für eine im Sinne der Fehlerminimierung sichere Fertigung.

Baubegleitende Herstellungsunterlagen, Qualitätssicherung und Dokumentation werden auf das Wesentliche festgelegt.  
Ausgehend von dem Konzept der Basis​sicherheit, nämlich höchste Betriebs​sicher​heit insbesondere durch optimale, auf den Anwendungsfall abgestimmte qualitäts​erzeu​gende Maßnahmen zu erzielen, erfolgt entsprechend dem Gefährdungspotential (Beanspruchungen, Abmessungen) und unter Beachtung der verwendeten Werkstoffe eine gestufte Festlegung des Prüfumfanges. Es werden drei Prüfgruppen A1 bis A3 gebildet, denen die gleiche Basissicherheit zugrunde​gelegt ist. Tabelle 1 zeigt die Kriterien für die Einstufung der Komponenten und die Verknüpfung mit den Werkstoffgruppen. Die Einstufung ist also kein Qualitätsmerkmal.
	2.3.1 (1)
















I-2
2.3.1 (6)
	2.3.1 (1) Die Integritätsnachweise als Bestandteil der Auslegung sind so zu führen, dass für alle Einwirkungen, die aus dem bestimmungsgemäßen Betrieb (Sicherheitsebenen 1 und 2), Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a sowie standortspezifisch zu unterstellenden naturbedingten Einwirkungen von außen oder Notstandsfällen resultieren, über die gesamte vorgesehene Betriebsdauer die erforderlichen Sicherheitsabstände gegenüber dem Auftreten anzunehmender Versagensarten ausgewiesen werden. Die von den mechanischen und thermischen Einwirkungen in den Komponenten hervorgerufenen Beanspruchungen sind so zu begrenzen, dass für die jeweiligen Sicherheitsebenen gemäß den „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“ Nummer 3.1 (2) a) ein Sicherheitsabstand gegenüber dem Auftreten anzunehmender Versagensarten gegeben ist. Mögliche alterungsbedingte Schädigungsmechanismen und Veränderungen der Werkstoffeigenschaften durch Einwirkungen wie z. B. Temperatur und Bestrahlung, die während des Betriebs auftreten können, sind mit einzubeziehen. Bestehen zu Schädigungsmechanismen Unsicherheiten im Kenntnisstand, sind diese durch entsprechende Sicherheitszuschläge oder eine konservative Nachweisführung zu berücksichtigen.
Hinweis:
Siehe Anlage 1 zu I-2 „Prinzipien der festigkeitsmäßigen Auslegung und Zuordnung von Sicherheitsebenen zu Beanspruchungsstufen“.


Für die Komponenten der Äußeren Systeme ist unter Berücksichtigung unterschiedlicher Funktionsanforderungen die Wahl der Werkstoffe, Fertigungsverfahren und Nachweismethoden so aufeinander abzustimmen, dass eine gleichwertige Zuverlässigkeit der Komponenten erreicht wird. Hinsichtlich der Vielfalt der Komponenten sind Maßnahmen festzulegen, die eine zuverlässige Qualitätssicherung sicherstellen.

Dies hat für die Komponenten über eine Einstufung in Prüf- und Werkstoffgruppen in Abhängigkeit von Auslegungsdaten und Abmessungen unter Beachtung der Werkstoffe und Spannungsgrenzen zu erfolgen. Dabei können sich für

Komponenten innerhalb eines Systems, unter Umständen auch für Bauteile einer Komponente, unterschiedliche Prüfund

Werkstoffgruppen ergeben.

In Bezug auf die Prüfgruppen für Bauteile und Komponenten der Äußeren Systeme sind auch Festlegungen zur Nachweistiefe

im Hinblick auf den Umfang der Spannungs- und Ermüdungsanalysen sowie auf den Umfang der Prüfungen

(zerstörend und zerstörungsfrei) in Abhängigkeit von der Spannungsausnutzung und der Wahl der Werkstoffe zu

treffen.

	Das Konzept der RSK-LL wird entsprechend dem Detaillierungsgrad in
 I-2 übernommen.

Detailanforderungen, wie z.B. die Festlegung zulässiger Spannungen („… ¼ Zugfestigkeit“), werden in den KTA-Regeln festgelegt.

Hinweis:
Die Absolutaussage der RSK-LL, dass „bei allen zu berücksichtigenden Lastfällen auftretenden Spannungen zu erfassen und im Vergleich zum konventionellen Regelwerk gegen niedrigere Spannungen abzusichern (primäre Membranspannungen max. 1/4 Zugfestigkeit bzw. 1/3 Zugfestigkeit mit Sekundärspannungsanalysen)“ sind, wird in M4 nicht getroffen und gehört auch auf die Ebene der Fachregel. In den Regeln KTA 3211.2 und KTA 3201.2 wird diese Anforderung nicht explizit getroffen.

	
	Der Hersteller muß durch entsprechende Qualitätssicherung in Eigenverantwortung die Qualität seiner Arbeiten überwachen und prüfen.  
	I-2
2.4.1 (1)
	Die zur Sicherstellung der Integrität einzuhaltenden Qualitätsmerkmale sind festzulegen und bei der Planung des Fertigungsablaufs zu berücksichtigen.
	Technischer Inhalt in I-2 übernommen.

	
	Im Rahmen von Störfallanalysen, die aufgrund der in Abschnitt 2.2 dargestellten Bruch​postu​late durchzuführen sind, sind die Auswirkungen zu untersuchen, die eintreten können, wenn Systeme oder Komponenten versagen. Unter Versagen ist hier der Verlust der Integrität der druckführenden Wandungen zu verstehen.

Die Rahmenspezifikation ist ergänzender Bestandteil des Punktes 4.2 der RSK-Leitlinien für Druckwasserreaktoren, 2. Ausgabe,  24. Januar 1979.  
	
	
	Die Kriterien zu den Bruchannahmen sind in der synoptischen Darstellung zu Punkt 2.2. der RSK-LL dargestellt.

	1
	Konstruktion
	
	
	

	1.1
	Allgemeine Anforderungen an die Konstruktion
	
	
	

	
	Die Konstruktion der Komponenten muß folgenden Anforderungen genügen: 

· Funktionsgerecht 

· Beanspruchungsgerecht

· Werkstoffgerecht 

· Herstellungsgerecht (prüf- und fertigungsgerecht) 

· Wartungsfreundlich (gerecht für wiederkehrende Prüfungen) 

Diese allgemeinen Anforderungen stehen in Wechselwirkung. Sie sind bei der konstruktiven Gestaltung in sinnvoller Kombination zu verknüpfen.  
	I-2
2.2 (2)









KTA 3211.2
5.1.1 (1)







(2)
	 Weiterhin sind alle Komponenten konstruktiv so zu gestalten, dass die Anforderungen für eine beanspruchungsgünstige, werkstoff-, fertigungs- und funktionsgerechte sowie wartungsfreundliche Ausführung erfüllt sind und die zerstörungsfreien Prüfungen bei der Herstellung und am Aufstellungsort sowie die zerstörungsfreien wiederkehrenden Prüfungen im erforderlichen Umfang durchführbar sind. Dies gilt insbesondere für Schweißnähte und den Trägerwerkstoff plattierter Werkstoffbereiche.
Grundsätze

(1) Die Konstruktion der Komponenten muß

a) funktionsgerecht,

b) beanspruchungsgünstig,

c) werkstoffgerecht,

d) fertigungs- und prüfgerecht,

e) wartungsfreundlich

gestaltet sein.

(2) Die vorgenannten allgemeinen Anforderungen stehen in Wechselwirkung und sind unter Berücksichtigung der komponentenspezifischen Anforderungen aufeinander abzustimmen. 
	Technischer Inhalt in I-2 übernommen. 









Die KTA 3211.2 fast textgleich mit RSK LL.

	1.1.1
	Funktionsgerechte, beanspruchungsgerechte Konstruktion
	I-2

	
	Übergeordnete Anforderung wird in I-2,  2.2 (siehe oben unter „Grundsätze“ und 1.1) und 3.3.3 entsprechend der Abstraktion übernommen, an den Stand von W&T angepasst und für Siedewasserreaktoren erweitert.

	
	Bei der funktionsgerechten, beanspruchungs​gerechten Konstruktion sind folgende Punkte zu beachten: 

· Günstige Bedingungen für die Betriebsbe​lastungen unter Berücksichtigung der aus der Funktion der Komponente resultieren​den Belastungen (z.B. Strömungskräfte und Schließkräfte).

· Günstiger Spannungsverlauf auch in gestörten Bereichen (Stutzen, Rohrböden, Gehäusen, Auflagerstellen, Wanddicken​übergängen), um Dehnungsbehin​derungen, die zu ungünstigen lokalen Spannungskonzentrationen führen, sinnvoll einzugrenzen.

· Schroffe Wanddickenübergänge sind zu vermeiden. Dies gilt insbesondere für Kom​po​nenten die transienten Temperatur​belastungen unterliegen.

· Rohrleitungen sind unabhängig von der Nennweite so zu verlegen, daß keine unzulässigen Belastungen (einschließlich Schwingungen) auftreten. Zum Nachweis der schwingungssicheren Verlegung sind in besonderen Fällen auch Schwingungs​messungen unter Betriebsbedingungen durchzuführen.  
Für Festpunkte von Rohrleitungen DN größer/gleich 250 und PN größer/gleich 40 und einer Auslegungstemperatur größer/gleich 100 °C, die zur Abtragung hoher Belastungen dienen, sind grundsätzlich geschmiedete Formteile zu verwenden (z.B. Ausführungsform d nach Bild 1.2.6). 

· Schweißnähte sind möglichst nicht in den Bereich der höchsten Spannungen zu legen. 
	I-2
2.2 (1)

I-2
2.2 (2)











	2.2 (1) Die Basissicherheit der Komponenten, welche deren katastrophales, aufgrund herstellungsbedingter Mängel eintretendes Versagen ausschließt, ist durch die Einhaltung nachfolgender Anforderungen unter Berücksichtigung des Betriebsmediums sicherzustellen:

– Einsatz hochwertiger Werkstoffe, insbesondere hinsichtlich Zähigkeit und Korrosionsbeständigkeit,

– konservative Begrenzung der Spannungen,

– Vermeidung von Spannungsspitzen durch optimierte Konstruktion und

– Gewährleistung der Anwendung optimierter Herstellungs- und Prüftechnologien.

Dazu gehören die Kenntnis und Beurteilung ggf. vorliegender Fehlerzustände.

Interpretation zu den Nummern 3.1 (12) und 3.4 (3) der „Sicherheitsanforderungen an Kernkraftwerke“

Weiterhin sind alle Komponenten konstruktiv so zu gestalten, dass die Anforderungen für eine beanspruchungsgünstige, werkstoff-, fertigungs- und funktionsgerechte sowie wartungsfreundliche Ausführung erfüllt sind und die zerstörungsfreien Prüfungen bei der Herstellung und am Aufstellungsort sowie die zerstörungsfreien wiederkehrenden Prüfungen im erforderlichen Umfang durchführbar sind. Dies gilt insbesondere für Schweißnähte und den Trägerwerkstoff plattierter Werkstoffbereiche.
	Die detaillierten Anforderungen der RSK-LL sind in der Regel KTA 3211.2 enthalten.

Hinweis:
die Forderung nach „geschmiedeten Formteilen“ zur „Abtragung hoher Belastungen …“ bei Vorliegen spezifizierter Randbedingungen fehlt in der KTA-Regel.

	1.1.2
	Werkstoffgerechte Konstruktion  
	
	
	

	
	Bei der werkstoffgerechten Konstruktion sind, unter Berücksichtigung der im jeweiligen Anwendungsfall gestellten Anforderungen, folgende Punkte zu berücksichtigen: 

· Festigkeit

· Zähigkeit, Duktilität 

· Herstellbarkeit (Minimierung vor Herstellungsfehlern)

· Prüfbarkeit

· Korrosionsbeständigkeit

· Reparaturfähigkeit 


Der Werkstoff ist in der für die aufzunehmenden Belastungen geeigneten Erzeugnisform (Bleche, Schmiedeteile, Stahlguß) einzusetzen. Die Formgebung bei Guß- und Schmiedeteilen ist so zu wählen, daß optimale Werkstoff​eigen​schaften bezogen auf die Erzeugnisform sicher erzielt werden.
Die Verwendung verschiedener Werkstoffe innerhalb einer Komponente ist auf das notwendige Maß zu beschränken. 

 
	I-2
2.3.2 (1)






















KTA 3211.2 
5.1.3
	Durch die Werkstoffauswahl und sachgerechte Formgebung, Schweißung und Wärmebehandlung wird für die drucktragende Wandung von Komponenten sichergestellt, dass während der vorgesehenen Betriebsdauer der Anlage ein ausreichend fester und zäher Werkstoffzustand derart erhalten bleibt, dass die im bestimmungsgemäßen Betrieb und bei Ereignissen der Sicherheitsebenen 3 und 4a auftretendenden Belastungen sicher abgetragen werden können. 
Zum Nachweis der spezifizierten Festigkeit und Zähigkeit ist für alle Werkstoffe die spezifikationsgemäße Fertigung durch Zeugnisse belegt. Für ferritische Stähle ist ein ausreichend hohes Niveau der Zähigkeit im Bereich der Hochlage gegeben. Bei Belastungen aus stationären Betriebszuständen der Sicherheitsebenen 1 und 2 liegt die niedrigste Beanspruchungstemperatur oberhalb der Sprödbruch-Übergangstemperatur, wodurch auch eine definierte Mindest-Zähigkeit sichergestellt ist. Dies gilt für Grundwerkstoff, Schweißgut und Wärmeeinflusszone von Komponenten mit vergleichsweise hohen Spannungsgrenzen. 
(1) Werkstoffgerechte Konstruktion

Im Hinblick auf die Wahl des Werkstoffes und der Erzeugnisform sind folgende Kriterien zu berücksichtigen:

a) Festigkeit,

b) Zähigkeit,

c) Korrosionsbeständigkeit,

d) Reparaturfähigkeit,

e) Herstellbarkeit (Minimierung von Herstellungsfehlern),

f) Prüfbarkeit.

(2) Es sind Werkstoffe nach KTA 3211.1 einzusetzen. Für besondere Beanspruchungen, z. B. Erosion, Korrosion oder erhöhter Verschleiß, können „Werkstoffe für besondere Anwendungen“ zugelassen werden.

(3) Werkstoffe sind in einer für die auftretenden Beanspruchungen geeigneten Erzeugnisform (z. B. Bleche, Schmiedeteile, Gußteile, nahtlose Rohre) einzusetzen.

(4) Die Verwendung unterschiedlicher Werkstoffe innerhalb einer Komponente ist auf das notwendige Maß zu beschränken. 
	Technische Zielsetzung der Kriterien in I-2 gleich, stärkere Abstraktion der Kriterien und Anpassung an Sicherheitsebenen.




















Die detaillierten Anforderungen der RSK-LL sind in  Regel KTA 3211.2 übernommen

	1.1.3
	Prüfgerechte Konstruktion
	KTA 3211.2 5.1.4.2
	Prüfgerechte Konstruktion
	

	
	Durch die prüfgerechte Konstruktion ist die Prüfbarkeit mit zerstörungsfreien Prüfverfahren, insbesondere der Schweißnähte, sicherzu​stellen.
Bei der prüfgerechten Konstruktion sind folgende Punkte zu beachten: 

· Schweißnähte sind so anzuordnen, daß Oberflächenrißprüfungen, US-Prüfungen und/oder Durchstrahlungsprüfungen mit ausreichender Fehlererkennbarkeit durchgeführt werden können. 

· Kehlnähte an drucktragender Wand sind grundsätzlich nicht zugelassen. An​schweißungen an drucktragender Wand sind durchzuschweißen, so daß eine zerstörungsfreie Prüfung der Anschlußnaht möglich ist.
Ausnahmen sind möglich: 

· Bei Anschweißungen auf austenitischen Schweißplattierungen.

· Bei Komponenten der Prüfgruppe A3 mit Betriebsnennspannung kleiner/gleich 50 N/mm2. 

· Falls durchgeschweißte Nähte zu deutlich ungünstigeren Konstruktionen führen als dies bei Einsatz von Kehlnähten der Fall ist.  

· Bei Rohrleitungen DN kleiner/gleich 50.

· Grundsätzlich sind alle zugänglichen Schweißnahtoberflächen an drucktragender Wand eben und K-Nähte mit kerbfreiem Übergang zu verschleifen.
In folgenden Fällen genügt es, nur kerbfrei zu beschleifen:

· Rohrleitungen DN kleiner/gleich 150 oder PN kleiner/gleich 25 

· Bauteile mit Wanddicken kleiner/gleich 10 mm.  

Beschleifen kann entfallen bei: 

· Rohrleitungen DN kleiner/gleich 50

· Austenitischen Schweißnähten, bei denen durch das Schweißen eine glatte Schweißnahtoberfläche erzeugt wird, so daß die Oberflächenrißprüfung, Durchstrahlungsprüfung und ggf. auch die US-Prüfung durchgeführt werden kann.

Bei Wanddicken kleiner/gleich 16 mm und bei Begrenzung der primären Membran​spannungen ent​sprechend Tabelle 2.1.1 ist eine Schleifzugabe zur Wanddicke von 1 mm zu wählen.

· Gehäuse aus Stahlguß sind so zu gestal​ten, daß die Durchstrahlungsprüfung und die Oberflächenrißprüfung auch an der Innenoberfläche möglich sind. Nur in Bereichen niedriger Betriebsnenn​span​nungen (primäre Membranspan​nungen kleiner/gleich 50 N/mm2) sind Einschränkungen bzgl. der Durch​strahlungs​prüfung zugelassen. 

· Geschmiedete Gehäuse sind so herzustellen, daß die US-Prüfung am fertigen Stück oder am Schmiederohling nach der für den Werkstoff vorgeschrie​benen Wärmebehandlung sowie die Oberflächenrißprüfung am Fertigteil möglich sind.

· Einseitig geschweißte Nähte sind, soweit technisch möglich, zu vermeiden. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die Prüfbarkeit mit zerstörungsfreien Prüfverfahren sichergestellt ist. 
	I-2
2.3.3 (1)

















	Für alle drucktragenden Teile der Komponenten sind ausreichende Möglichkeiten für Inspektionen und wiederkehrende Prüfungen vorzusehen.

	I-2 enthält in Abschnitt 2.3.3 (2) die übergeordneten Kriterien 

Die detaillierten Anforderungen der RSK-LL sind in  Regel KTA 3211.2 übernommen 
Hinweis: 
Eine Prüfung der KTA-Regeln der 3211er Serie hat ergeben, dass die Forderung der Rahmenspezifikation auch in KTA umgesetzt wurden, ohne dass sich obige Formulierung dort wieder findet, siehe KTA 3211.2, Ziffern 5.1.4.2 und 5.2.2. Dort sind als Schweißnähte nur Stumpfnähte und Anschweißnähte vorgesehen. Kehlnähte sind nur in Ausnahmefällen als Anschweißnähte zulässig. Diese sind in KTA 3211.2, Ziffer 5.2.2.2 (4) geregelt. 



	1.1.4 
	Fertigungstechnische Gesichtspunkte  
	KTA 3211.2 5.1.4.1
	5.1.4.1 Fertigungsgerecht
	

	
	Ziel ist, eine möglichst einfache Fertigung zu erreichen, bei der Fertigungsfehler weitgehend ausgeschlossen werden können.
Für die fertigungsgerechte Konstruktion gelten folgende Kriterien: 

· Einsatz eines für den Anwendungsfall möglichst einfach zu verarbeitenden Werkstoffes.

· Es sind Erzeugnisformen und Wanddicken zu wählen, die günstige Voraussetzungen für die Verarbeitung und zerstörungsfreie Prüfung gewährleisten.

· Bei Teilen, die gummiert oder beschichtet werden, ist auf eine Formgebung zu achten, die den für die Beschichtung gestellten Anforderungen genügt. 

· Schweißnähte sind so anzuordnen, daß die Fertigungsgesichtspunkte, wie z.B. Zugäng​lichkeit beim Schweißen (unter Beachtung der Vorwärmung) und Minimierung von Schweißeigenspannungen berücksichtigt werden.

· Die Anzahl von Schweißnähten ist sinnvoll zu minimieren.

· Halteeisen (auch Hilfseisen) an ferritischen Wänden sind mindestens 2lagig anzuschweißen (die letzte Lage darf den Grundwerkstoff nicht berühren).

· einfache Montagebedingungen in Verbin​dung mit den erforderlichen Verankerungen sind bereits bei der Konstruktion der Kom​po​​nen​ten zu berücksichtigen. Nachträg​liches Anschweißen von Halteeisen ist grundsätzlich nicht erlaubt.
	






















KTA 3211.3 5.5.9

	Für die fertigungsgerechte Konstruktion gelten folgende Grundsätze:

a) Es sind Erzeugnisformen und Wanddicken zu wählen, die günstige Voraussetzungen für die Verarbeitung und zerstörungsfreie Prüfung gewährleisten.

b) Die Anzahl der Schweißnähte ist sinnvoll zu minimieren. Sie sind so anzuordnen, daß die Zugänglichkeit beim Schweißen (unter Beachtung der Vorwärmung) und eine Minimierung von Schweißeigenspannungen berücksichtigt werden.

c) Halteeisen (Montagehilfen) an ferritischen Wänden sind mindestens zweilagig anzuschweißen. Die letzte Schweißraupe darf den Grundwerkstoff des Bauteils nicht berühren.

d) Die Konstruktion ist so auszubilden, daß eventuelle Reparaturen möglichst einfach durchführbar sind.




Anschweißteile

(1) Anschweißteile an ferritischen Bauteilen sollen aus einem Werkstoff der gleichen oder gegebenenfalls einer niedrigeren Werkstoffuntergruppe bestehen wie das Bauteil (Tabelle 8-1).

(2) Anschweißteile sind unter den gleichen Bedingungen wie Bauteilschweißungen zu schweißen. Die Schweißungen sind mindestens zweilagig auszuführen, wobei die letzte Lage den Grundwerkstoff des Bauteils nicht anschmelzen darf.

(3) Das Anschweißen ist vor dem letzten Spannungsarmglühen des Bauteils vorzunehmen. Ausnahmen hiervon sind nur im Einvernehmen mit dem Sachverständigen zulässig.

(4) Die Anzahl der nicht am Bauteil verbleibenden Anschweißteile ist möglichst gering zu halten.

(5) Anschweißteile dürfen nicht durch Abschlagen entfernt werden. Ihr Abtrennen soll spanend erfolgen. Falls ein thermisches Trennen erforderlich wird, soll ein Mindestabstand von 5 mm von der Oberfläche des Bauteils eingehalten werden. Der verbleibende Rest ist durch Schleifen mit möglichst geringer

Wärmeeinbringung bis zur Bauteiloberfläche abzutragen, die Stellen sind zu protokollieren. Nach dem Entfernen der Anschweißteile sind die Bereiche einer Oberflächenprüfung nach Abschnitt 11 zu unterziehen.
	Die hier beschriebenen Ziele sind Konkretisierungen der weiter oben angesprochenen Grundsätze der Basissicherheit, die auch in M4, Nummer 3.2 formuliert wurden. 

Detailanforderungen in KTA 3211.2 und KTA 3211.3 umgesetzt.

	1.1.5 
	Wartungsfreundliche Konstruktion 
	KTA 3211.2 5.1.5
	Wartungsfreundliche Konstruktion
	

	 
	Bei der Konstruktion von Komponenten ist auf eine möglichst einfache Wartung und gute Durchführbarkeit von wiederkehrenden Prüfungen zu achten.

Es sind folgende Punkte zu beachten: 

· Möglichst einfache Durchführbarkeit von wiederkehrenden Prüfungen (gute Zugäng​lichkeit zur Prüfung bzw. visuellen Kon​trolle, einfache Prüfgeometrien in den zerstörungsfrei zu prüfenden Bereichen sowie eindeutig definierte und reproduzier​bare Prüfkriterien).

· Minimierung der Anzahl von Schweiß​nähten. Dies gilt insbesondere bei Komponenten, bei denen aus Strahlungs​gründen eine erschwerte Zugänglichkeit besteht.

· Aktivität führende Komponenten sind so zu konstruieren, daß Ablagerungen soweit wie möglich vermieden werden.

· Schweißnähte im Sperrbereich nach Strahlenschutzverordnung sind so zu gestalten, daß die Rüstzeiten für die wiederkehrenden Prüfungen, insbesondere das Entfernen der Isolierung, möglichst kurz sind.

· Für die Innenbesichtigung von Komponen​ten sind, soweit für wiederkehrende Prüfungen erforderlich, Mannlöcher bzw. Besichtigungsöffnungen vorzusehen.

· Der Austausch von Verschleißteilen muß möglichst einfach und schnell durchgeführt werden können. Dies gilt insbesondere für Komponenten im Strahlenbereich.

· Bei Komponenten, die weder für wieder​kehrende innere Prüfungen noch wieder​kehrende zerstörungsfreie Prüfungen zugänglich sind, ist die Betriebsnenn​spannung auf max. 50 N/mm2 zu begrenzen.
	


	(1) Bei der Konstruktion der drucktragenden Wand der Komponenten ist auf eine einfache Zugänglichkeit und gute Durchführbarkeit von wiederkehrenden Prüfungen zu achten.

(2) Es sind folgende Grundsätze zu beachten:

a) Es ist auf gute Zugänglichkeit für die Instandhaltung (insbesondere Prüfung, visuelle Kontrolle, Reparatur oder Austausch) zu achten. Es sind einfache Prüfgeometrien in den zerstörungsfrei zu prüfenden Bereichen zu wählen.

b) Es ist auf gute Zugänglichkeit für eventuelle Reparaturen unter Beachtung der Gesichtspunkte des Strahlenschutzes zu achten.

c) Aktivitätsführende Komponenten sind so zu konstruieren, daß Ablagerungen soweit wie möglich vermieden werden und die Dekontaminierung durchführbar ist. 

d) Schweißnähte sind im Kontrollbereich nach Strahlenschutzverordnung so anzuordnen und zu gestalten, daß die Rüst- und Prüfzeiten für wiederkehrende Prüfungen möglichst kurz sind. 

e) Bei Komponenten, die wiederkehrend zu prüfen aber nicht für zerstörungsfreie Prüfungen zugänglich sind, ist die Betriebsnennspannung auf kleiner als oder gleich 50 N/mm2 zu begrenzen.
	Modul 4 enthält in Abschnitt 3.3.3 (2) die übergeordneten Kriterien (siehe oben unter 1.1.3).

Die detaillierten Anforderungen sind in KTA 3211.2 übernommen, teilweise andere Gliederung; z.B. steht das Minimierungsgebot der Anzahl von Schweißnähten in KTA 3211.2, Ziffer 5.1.4.1 b).

	1.2 
	Vorschriften für Konstruktionsdetails
	KTA 3211.2
	5.2
Allgemeine Anforderungen an Bauteile und deren Schweißnähte

5.2.1
Allgemeines

5.2.2
Schweißnähte

5.2.2.1
Stumpfnähte

5.2.2.2
Anschweißnähte

5.2.2.3
Stutzennähte

5.2.3
Durchmesserübergänge

5.2.4
Flansche und Dichtungen

5.2.5
Schrauben und Muttern

5.2.6
Stutzen

5.2.7
Gewölbte und ebene Böden

5.3
Komponentenspezifische Anforderungen

5.3.1
Allgemeines

5.3.2
Behälter

5.3.2.1
Stutzen

5.3.2.2
Besichtigungsöffnungen

5.3.2.3
Rohrböden

5.3.2.4
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	Die KTA 3211.2 hat die Systematik der Anforderungen für die Konstruktions​details aus der RSK-LL übernommen. Dies wird durch die nebenstehende Gliederung dieses Abschnitts in der KTA-Regel verdeutlicht. Die Anforderungen sind teilweise anders gegliedert. Z.B. werden die Mindestwanddicken für ferritische und austenitische Rohrleitungen nicht in Abschnitt 5.2 (Allgemeine Anforderungen …) sondern in Abschnitt 6 (Dimensionierung) der KTA Regel gefordert (geringe Abweichung bei der minimalen Wanddicke für austenitische Rohrleitungen: 5 anstelle von 6 mm). 

	
	Die für die Basissicherheit von Komponenten wichtigsten Konstruktionsdetails sind wie folgt festzulegen:
	
	
	

	1.2.1 
	Wanddickenübergänge, Durchmesser​über​gänge
	
	
	

	
	Bei der Verbindung von Schalenteilen unterschiedlicher Wanddicke ist ein stetiger Wanddickenübergang auszuführen. Bild 1.2.1/1 zeigt beispielhaft bzgl. US-Prüfbarkeit zulässige Ausführungsformen von Wanddicken​über​gängen. Andere spannungsgünstige Über​gänge sind zulässig, wenn die geometrischen Voraussetzungen zur Durchführung der US-Prüfung nachgewiesen werden oder wenn nur eine Durchstrahlungsprüfung durchgeführt wird (siehe Tabellen 5.3/1 und 5.3/2). Bei Zugäng​lichkeit von zwei Wandseiten ist eine Abschrägung der dickeren Wand mit einer Neigung max. 1:3 zulässig.
Bild 1.2.1/2 zeigt beispielhaft zulässige Ausführungs​formen von zylindrischen Durch​messerübergängen.
	
	
	

	1.2.2
	Mindestwanddicken
	
	
	Vgl. voranstehende Anmerkung 

	
	Ferritische Rohrleitungen DN größer/gleich 150 und ferritische druckführende Komponenten mit vergleichbaren Abmessungen sind grundsätzlich mit einer Wanddicke von größer/gleich 10 mm auszuführen. Für auste​nitische Komponenten beträgt die ent​sprechen​de Wanddicke größer/gleich 6 mm bei gleichen Abmessungen. 
Ausnahmen sind bei kaltgehenden Nieder​drucksystemen (Auslegungsdruck kleiner/gleich 25 bar) und Auslegungstempe​ratur kleiner/gleich 100 °C zugelassen.
	
	
	

	1.2.3 
	Stutzen
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Für Stutzen mit einem Innendurchmesser größer/gleich 120 mm und Wanddicken größer/gleich 15 mm ist grundsätzlich die Grundschale im Ganzen zu verstärken unter Beachtung eines günstigen Spannungs​verlaufs. Bei Abzweigen ist ein Durch​messer​verhältnis vom Stutzen zur Grundschale bis zu 0,8 zulässig. Bei größerem Durchmesserverhältnis ist ein Spannungsnachweis zu erbringen.
Es ist ein möglichst kleines Wanddicken​ver​hältnis vom Stutzen zur verstärkten Grund​schale anzustreben. Maximal ist ein Wand​dickenverhältnis von 1,3:1 zulässig.
Dieses Wanddickenverhältnis kann in folgenden Ausnahmefällen größer sein:

· Die zusätzliche Wanddicke des Stutzens wird nicht zur Verstärkung des Stutzenausschnittes herangezogen, sondern aus konstruktiven Gründen gewählt (z.B. Mannloch-Blockflansch oder zusätzliche Sicherheit).

· Der Stutzen wird mit verkürztem Verstär​kungsbereich ausgeführt (z.B. Stutzen, die aus Gründen der verbesserten Prüfbarkeit des Rohrleitungsanschlusses konisch ausgebildet sind).

· Der Stutzen ist mit einem angeschmiedeten Übergang zur Grundschale versehen (Ausführung d und e in Bild 1.2.3/1).

· Das Verhältnis von Stutzendurchmesser zum Durchmesser der Grundschale ist kleiner/gleich 1:10 und der Stutzeninnen​durchmesser ist kleiner/gleich 120 mm.


Bei großem Stutzendurchmesser im Vergleich zum Grundschalendurchmesser ist das Wand​dickenverhältnis zu reduzieren. Im Falle einer 1:1-Abzweigung ist ein maximales Wand​dicken​verhältnis von 1:1 zulässig.


Druckbehälterstutzen größer/gleich 120 mm Innendurchmesser sind mit mindestens der 2‑fachen Wanddicke wie die anschließenden Rohrleitungen auszuführen, wobei sich dieser Faktor auf die rechnerische Rohrwanddicke (Primärspannung) bezieht. Auf die Istwanddicke bezogen, muß dieser Faktor mindestens 1,5 betragen.


Stutzen sind aus geschmiedeten Stangen (bei Stutzeninnendurchmessern kleiner/gleich 150 mm), nahtlos geschmiedeten Hohlkörpern oder nahtlosen Rohren herzustellen. Längs​naht​ge​schweißte Stutzen können bei DN größer/gleich 300 und einem Durch​messer/Wand​dicken​verhältnis des Stutzens von größer 15:1 eingesetzt werden.


Es können sowohl aufgesetzte als auch durchgesteckte Stutzen verwendet werden. Aufgesetzte Stutzen sind vornehmlich bei geschmiedeten und/oder dickwandigen Schalen zu verwenden.


Stutzeneinschweißungen sind grundsätzlich gegenzuschweißen. Ausnahmen sind erlaubt, wenn aus geometrischen Gründen (z.B. kleine Abmessungen Formstücke und Armaturen) Gegenschweißen nicht möglich ist. In diesen Fällen ist die Wurzel mechanisch zu bearbeiten. Ist in besonderen Ausnahmefällen die mechanische Bearbeitung der Wurzel nicht möglich, muß die Prüfbarkeit der Schweißnaht durch besondere Maßnahmen sichergestellt werden (enge Toleranz für Kantenversatz im Wurzelbereich gemäß Punkt 4.2.2 eindeutige Bedingungen für US-, ggf. Durchstrahlungs​prüfung).


Bei schräg angesetzten Stutzen sind eindeutige Einschweißbedingungen und Prüfbedingungen nachzuweisen.


Bei plattierten Druckbehältern bzw. Apparaten ist es zulässig, durchgesteckte Stutzen DN kleiner/gleich 50 nur mit der Schweißplattierung zu verschweißen.


Bild 1.2.3/1 zeigt beispielhaft zulässige Aus​führungsformen von Stutzen an Druck​be​häl​tern. Bild 1.2.3/2 gilt beispielhaft für Stutzen an Rohrleitungs- Formstücken und Armaturen.
	
	
	

	1.2.4
	Auflagerung von Komponenten
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Die Krafteinleitung von Standzargen und Unterstützungspratzen in die Komponente ist günstig zu gestalten (bevorzugt verstärkte Schalenteile). Bei warmgehenden Komponenten ist die Wärmeausdehnung zwischen zwei Auflagerpunkten zu beachten. Das gilt z.B. auch für stehende Druckbehälter, bei denen zur Abtragung von Schwingungsbelastungen eine seitliche Abstützung in einer zweiten Ebene erforderlich ist.


Bild 1.2.4 zeigt beispielhaft zulässige Ausführungsformen von Auflagerungs​konstruk​tionen für Druckbehälter und Apparate.
	
	
	

	1.2.5
	Rohrböden
	
	
	Hinweis:
Bei Rohrböden fehlt in der KTA Regel die Forderung der RSK-LL 1.2.5, letzter Absatz, dass sie „in der Regel aus Schmiede​teilen herzustellen“ sind bzw. „auch eine kombinierte Schmiede-Walzherstellung“ zugelassen wird. Die KTA 3211.1 erlaubt in Abschnitt 5.1.2 (3) den Einsatz von Blechen ohne die detaillierten Vorgaben der RSK-LL zum Halbzeug.



	
	An Rohrböden sind zum Anschluß der Zylinder​schüsse zylindrische Ansätze vorzusehen, um die Schweißnaht in einem Bereich niedriger Spannung zu legen und die US-Prüfbarkeit dieser Naht zu gestatten. Die Anschlußnaht des Zylinders an den Rohrboden ist grundsätzlich gegenzuschweißen, auf der Innenseite zu beschleifen und der Oberflächenrißprüfung zu unterziehen, d.h. sie sind grundsätzlich nicht als Schlußnaht auszuführen. Ausnahmen sind nur bei kleinen Abmessungen, die eine Zugäng​lichkeit von innen nicht gestatten, zulässig.


Bild 1.2.5 zeigt Beispiele typischer Ausführungs​formen von Rohrböden.


Andere Ausführungsformen sind zulässig, wenn die geometrischen Voraussetzungen zur Durchführung der US-Prüfung nachgewiesen werden, oder nur eine Durchstrahlungsprüfung durchgeführt wird. Bei der Ausführungsform a nach Bild 1.2.5 ist es zulässig, daß die Prüflänge la nur an einer Nahtaußenseite vorhanden ist. Voraussetzung ist, daß bei der Herstellung die Innenseite für die US-Prüfung zugänglich ist.


Rohrböden (geschrieben „Rohrbögen“ in RSK-LL)  sind in der Regel aus Schmiede​teilen herzustellen. Zugelassen ist auch eine kombinierte Schmiede-Walzherstellung.
	
	
	

	1.2.6
	Rohrleitungen
	KTA 3211.2 5.3.5
	Rohrleitungen
Rohre, Rohrbögen und Rohrbiegungen
	

	
	Rohre und Krümmer über PN 40 sind grundsätzlich nahtlos auszuführen. Längsnahtgeschweißte Rohre (Schmelz​schweißungen) sind für Niederdruckleitungen (PN kleiner/gleich 40) bei großem Durch​messer/Wanddickenverhältnis (größer/gleich 50) zulässig.


Rohrleitungskrümmer sind grundsätzlich mit geraden Rohrenden auszuführen. Das gilt grundsätzlich bei Wanddickenunterschieden zwischen Krümmer und anschließender Rohrleitung. Die Wanddickenübergänge sind so auszuführen, daß eindeutige Prüfbedingungen für die Anschlußnaht sichergestellt werden (siehe Punkt 1.2.1). 


Der Biegeradius R von Krümmern muß größer/gleich 1,5 DN betragen. Um einen möglichst gleichmäßigen Spannungsverlauf innerhalb des Rohrleitungssystems zu erzielen und zur Vermeidung wesentlicher Wanddicken​unterschiede zwischen Rohrleitung und Krüm​mer sind Biegeradien der Krümmer von größer 2 DN anzustreben. Wenn in Ausnahmefällen aufgrund der räumlichen Anordnung diese Biegeradien nicht eingehalten werden können, dürfen kleinere Biegeradien in Abstimmung mit der Behörde oder dem von ihr zugezogenen Sachverständigen (§ 20 AtG) ausgeführt werden. Voraussetzung hierfür sind jedoch z.B. gerade Rohrenden am Krümmer oder gleiche Wanddicke von Krümmer und Rohranschluß.


Geschweißte Anschlüsse an Rohrwandungen für Aufhängungen, Festpunkte oder Stoßbrem​sen sind mit durchgeschweißten Nähten anzuschließen. Bild 1.2.6 zeigt beispielhaft zulässige Ausführungsformen.


	5.3.5.1 

	(1) Rohre, Rohrbögen und Rohrbiegungen mit PN größer als 40 sollen nahtlos ausgeführt werden. Der Radius von Rohrbögen und Rohrbiegungen ist grundsätzlich größer als oder gleich 1,5 DN auszuführen. Rohrbögen und Rohrbiegungen mit Radien größer als oder gleich 1,0 DN und kleiner als 1,5 DN dürfen in Sonderfällen eingesetzt werden.

(2) Bögen mit geraden Rohrenden sind vorzusehen, wenn dies für die Durchführbarkeit der zerstörungsfreien Prüfungen erforderlich ist. Rohrbögen ohne gerade Rohrenden, sind zulässig:

a) bei austenitischen und ferritischen Verbindungen, die durchstrahlt werden,

b) bei gleicher Wanddicke von Rohr und Rohrbogen _ DN 300 und R _ 1,5 x D,

c) bei innen beschliffener Schweißnaht (US-prüfbar von einer Nahtseite).

(3) Zulässige Ausführungen von Rohrbögen sind in Bild 5.3-3 angegeben.
	Hinweis:
Für Rohrleitungen mit einem Nenndruck PN > 40 wird die Ausführungsart „nahtlos“ lediglich bedingt gefordert  („sollen“), ohne die Kriterien für die Ausnahmen wie in der RSK-LL anzugeben. 

Für den Biegeradius von Krümmern lässt die KTA in „Sonderfällen“ Radien zwischen 1,0 DN und 1,5 DN zu, währen die RSK-LL Biegeradien > 2 DN empfiehlt und mindesten 1,5 DN unbedingt fordert und Kriterien für die Ausnahmefälle nennt. 



	1.2.7
	Kompensatoren
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Beispiele für zulässige Ausführungsformen von Einwandkompensatoren sind in Bild 1.2.7 dargestellt. Mehrlagenkompensatoren sind nur für PN kleiner/gleich 40 zugelassen. Kompensatoren als Bestandteil der Rohrleitungen sind nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig.


	
	
	

	1.2.8
	Blinddeckel
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Mögliche Ausführungsformen von Blinddeckeln sind in Bild 1.2.8 beispielhaft dargestellt.


Bei gekümpelten Blinddeckeln (Ausführungs​form a) sind alle Bodenformen (flachgewölbte Böden, Klöpperböden, Korbbogenböden und Halbkugelböden) zulässig.


Für ebene Blinddeckel (Ausführungsform b) sind Schmiedeteile einzusetzen. Die kom​bi​nierte Schmiede-Walzherstellung, wie unter Punkt 1.2.5 beschrieben, ist ebenfalls zulässig. Bleche sind nur für Druckproben zugelassen. 


Die Ausführungsform c gilt vornehmlich für Durchmesser kleiner/gleich 150 mm. Sie ist aus Schmiedestangen herzustellen. In der Regel ist die Anschlußnaht zu durchstrahlen.
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Anhang B: Bestimmungen, auf die in dieser Regel verwiesen wird
	Die KTA 3211.2 enthält auch die Berechnungsanforderungen, die von der Aufgabenstellung her den Punkt 2.1 mit seinen Unterpunkten abdeckt. Dies wird durch das hier aufgenom​mene Inhaltsverzeichnis aufgezeigt.

Ein vollständiger detaillierter Vergleich der Anforderungen wird im Rahmen dieses Projektes nicht durchgeführt.



	2.1
	Festigkeitsberechnung Berechnungsmethoden und Berechnungsanforderungen
	
	
	

	2.1.1
	Berechnung mit Spannungsanalysen 
	KTA 3211.2 7.7.3.1
	Spannungsüberlagerung und Spannungsbeurteilung 

Allgemeines
	

	
	Begrenzung der zulässigen, aus der Summe der gleichzeitig wirkenden primären Mem​bran​spannungen nach der Schub​spannungs​hypo​these berechneten Vergleichsspannung auf 1/3  Zugfestigkeit gemäß Tabelle 2.1.1.


Durch Spannungs- und Ermüdungsanalysen ist nachzuweisen, daß bei den auftretenden Lastfällen die vorgegebenen zulässigen Spannungen für alle Spannungskategorien (Primär- und Sekundärspannungen) eingehalten werden.
	
	(4) In den Abschnitten 7.7.3.2 und 7.7.3.3 ist der Bildung der Vergleichsspannungen und der Vergleichs​spannungs​schwingbreiten die Schubspannungs​hypothese oder alternativ die Gestaltänderungs​energiehypothese (GE-Hypothese) bei phasengleich schwingenden Spannungs​kom​ponenten zugrunde zu legen.
	Hinweis:
Die KTA lässt im Gegensatz zur RSK-LL alternativ ohne Einschränkung zwei Vergleichsspannungshypothesen ohne Anwendungseinschränkungen zu. Dies führt bei der Wahl der GE-Hypothese und z.B. zylindrischen Bauteilen zu geringeren Bauteilabmessungen bei sonst vergleichbaren Rand​beding​ungen.

	2.1.2
	Berechnung mit Auslegungsformeln
	
	
	

	
	Begrenzung der zulässigen aus der Summe der gleichzeitig wirkenden primären Membranspannungen nach der Schub​span​nungs​hypothese berechneten Vergleichs​spannung auf 1/4 Zugfestigkeit gemäß Tabelle 2.1.2.
Für Rohrleitungen ist das Spannungs​indexver​fahren nach ASME NC 3650 zugelassen.
Die Konstruktionsrichtlinien dieser Rahmen​spezifikation sind auch in diesem Falle anzuwenden.
	
	
	Diese Anforderung ist in den Auslegungsformeln des Anhangs A der KTA 3211.2 übernommen.

	2.1.3
	Ermüdungsanalysen
	
	
	Hinweis:
Derzeit wird diskutiert, ob die Anforderungen der KTA zur Bewertung der Ermüdungsbeanspruchung dem Stand von W&T entspräche. Zu diesem Thema gibt es die RSK Stellungnahme vom 28.04.2005 (Anlage 3 zum Ergebnisprotokoll der 382. Sitzung der RSK) die für rechnerische Nachweise die Einhaltung der Anforderungen des ASME Codes fordert.

	
	Die Kriterien für die Durchführung von Ermü​dungs​analysen und die anzuwendenden Berechnungsverfahren sind in Tabelle 2.1.3 dargestellt. 
	
	
	

	2.1.4
	Schraubenberechnung 
	
	
	Vgl. Anmerkung zu 2

	
	Für die Auslegung von Schrauben für Flansch​verbindungen PN größer 25 gelten die zulässigen Spannungen gemäß Tabellen 2.1.1 und 2.1.2 entsprechend der Einstufung der Komponente in Prüfgruppe A1 bzw. A2/A3. Bei Flanschverbindungen, die zusätzlich zum Innendruck noch durch höhere Kräfte und Momente belastet sind, ist die zulässige Spannung der Schrauben, bezogen auf den Innendruck, auf 1/3*Rp0,2T zu begrenzen.  


Für Flanschverbindungen PN kleiner/gleich 25 und für Serienprodukte gelten die Anfor​derungen nach AD-Merkblatt W 7. 
	
	
	

	2.1.5
	Zulässige Spannungen
	
	
	Vgl. Anmerkung zu 2

	
	Ergänzend zu den in den Tabellen 2.1.1 und 2.1.2 angegebenen Kriterien für die zulässigen Spannungen, sind in Tabelle 2.1.5 die bei typischen Beanspruchungen und Geometrien auftretenden Spannungskategorien angegeben.

Die zulässigen Werte für Sm und S werden für die Werkstoffe nach Tabelle 3.1 gesondert tabellarisch festgelegt.
	
	
	

	2.1.6
	Belastungen
	
	
	Vgl. Anmerkung zu 2

	
	Es ist im Einzelfall zu prüfen, ob und in welcher Kombination die nachfolgenden Belastungen zutreffen:


Statische Lasten 

· Betriebsdruck, Betriebstemperatur  

· Kräfte und Momente infolge Eigengewicht einschließlich Reaktionskräfte von Auflagerungen und Rohrleitungsanschlüssen  

· Lasten durch postulierte Störfälle

· Lasten durch Druckprüfung oder Funktionsprüfung  

· Montagelasten 

Transiente Betriebslasten 

Schwingende und dynamische Belastungen 

· Kräfte und Momente resultierend aus der Funktion der Komponente bei Betrieb und Funktionsprüfungen (Strömungskräfte, Schließkräfte, Einbauten, Verkehrslasten etc.).

· Schwingende und dynamische Belastungen bei postulierten Störfällen und bei Einwirkung von außen (EVA) unter Berücksichtigung der strukturdynamischen Randbedingungen (z.B. Beeinflussung durch Gebäude, Auflager bzw. Aufhäng​ungen, Rohrleitungen und benachbarte Komponenten).
	
	
	

	2.1.7
	Lastfälle
	
	
	Vgl. Anmerkung zu 2

	
	In der Regel sind die in Tabelle 2.1.7 angegebenen Lastfälle zu berücksichtigen. Sie sind für die jeweilige Komponente in den System​blättern bzw. Komponentenblättern im einzelnen festzulegen.


Auslegungslastfall


Die Auslegung der Komponenten ist auf der Grundlage des spezifizierten Auslegungsüber​druckes, der Auslegungstemperatur und der mechanischen Lasten vorzunehmen. Auslegungsüberdruck und Auslegungstemperatur sind so festzulegen, daß die maximalen Drücke und Temperaturen in dem jeweiligen Systemabschnitt (z.B. Ansprechen der Sicherheitsventile) abgedeckt werden.

 
Die Komponenten eines Systemabschnittes sind für den gleichen Druck auszulegen, soweit dies zur Durchführung von Systemdruck​prü​fung​en erforderlich ist. 

 
Nach dem Ansprechen der Sicherheitsventile darf der Auslegungsdruck kurzzeitig um 10 % überschritten werden (mit dem damit verbundenen Anstieg der Temperatur). Für diesen Fall sind keine gesonderten Spannungsnachweise erforderlich.


Es sind alle aus Transport, Montage und Aufstellungsort bedingten Lasten zu beachten.
Bestimmungsgemäßer Betrieb:


Lastfall A (Normalbetrieb)
Lastfall B (Anomaler Betrieb)


Der bestimmungsgemäße Betrieb ist definiert gemäß "Sicherheitskriterien für Kern​kraft​werke", BMI, 21. Oktober 1977, Abschnitt 3.1.


Störfälle: 
Lastfall C (Notfall)


Lastfall D (Schadensfall)


Störfälle sind definiert gemäß "Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke", BMI, 21. Oktober 1977, Abschnitt 3.1.
	
	
	

	2.2
	Analysen aufgrund von Bruchannahmen
	M3, Anhang 2:
	Unterstellte Leckquerschnitte und Brüche in der Druckführenden Umschließung (DfU) sowie in den äußeren Systemen und an Komponenten
	Der technische Inhalt der RSK-LL ist in Modul 3, Anhang 2 übernommen (siehe Abschnitt 4.2) und hinsichtlich DFU und SWR ergänzt. An dieser Stelle wird lediglich das Inhaltsver​zeich​nis dieses Anhangs 2 aufgenom​men.

Hinweis:
Die KTA 3211.3 formuliert in Abschnitt 14 zusätzliche Anforderungen an die Herstellung von Rohrleitungen, für die Bruchausschluss an den Rundnähten in Anspruch genommen werden soll. Dabei wird der Anwendungsbereich des Bruchausschlusses auch auf solche Rohrleitungen DN ≥ 50 ausgedehnt, für die er nach RSK LL, Ziffer 2.2 bisher nicht vorgehen war und auch nach Modul 4 nicht vorgesehen ist. Tabelle 14-1 fordert im Wesentlichen zusätzliche qualitätssichernde Maßnahmen wie erhöhte Prüfumfänge und Verbesserung der Prüfbarkeit, ähnlich wie für Komponenten der DFU nach KTA 3201.3.

Über die Herstellung und Prüfbarkeit hinausgehende Anforderungen zum Ausschluss von Einwirkungen, die den Bruchausschluss in Frage stellen, wurden jedoch bisher in KTA nicht formuliert.

	
	In Verbindung mit der Basissicherheit sind folgende Bruchannahmen zu treffen: 

· Unterkritische Risse in den Schweißnähten von Komponenten

· Bei Rohrleitungen DN größer/gleich 50 zusätzlich überkritische (instabile) Rund​risse an hochbelasteten Rundnähten, wenn eines von zwei Kriterien zutrifft:

a) Betriebsdruck (Lastfall A) größer/gleich 20 bar oder

b) Betriebstemperatur (Lastfall A) größer/gleich 100 °C

und zusätzlich hierzu auch noch die beiden weiteren Kriterien überschritten werden

c) Benutzungszeit größer 2 % und

d) Betriebsnennspannung größer 50 N/mm2
	KTA 3211.3,

Ziffer 14
	1
14 Zusätzliche Anforderungen zum Ausschluss des Bruchpostulats von Rohrrundnähten

(1) Bei Rohrleitungen mit Nenndurchmessern größer als DN 50 und einem Betriebsdruck von gleich oder größer als 20 bar oder einer Betriebstemperatur gleich oder größer als 100 °C sind für Rohrrundnähte die zusätzlichen Anforderungen entsprechend Tabelle 14-1 einzuhalten, wenn für diese Rohrleitungen der Ausschluss des Bruchpostulats in Anspruch genommen und die Spannungsausnutzung oder Benutzungszeit nach Absatz 2 überschritten werden.

(2)
Soll bei Rohrrundnähten der Ausschluß des Rundabrisses durch Einhaltung des Kriteriums PmNB gleich oder kleiner als 50 N/mm2 oder Benutzungszeit gleich oder kleiner als 2% erreicht werden, sind die Schweißnähte in die Prüfgruppe A 1 oder A 2 einzustufen, wobei die vorgesehenen Erleichterungen nach Tabelle 9-5, Fußnote 1) nicht in Anspruch genommen werden dürfen.
	

	
	Wenn die Analysen zeigen, daß bei derartigen Bruchannahmen Auswirkungen auftreten können, die durch die Auslegung der Anlage nicht abgedeckt werden, sind zusätzliche Maßnahmen erforderlich. Diese können z.B. verfahrenstechnische Maßnahmen, sekundäre Schutzmaßnahmen oder zusätzliche, absichernde Maßnahmen zum Bruchausschluß sein.


Soweit nicht weitergehende absichernde Maßnahmen zum Bruchausschluß angewendet werden, sind in Tabelle 2.2 für die derzeit bestehenden Druckwasserreaktorkonzepte die Bruchannahmen und erforderlichen Störfall​analysen angegeben.
	I-2
3.3
	Bruchausschluss für Rohrleitungen

Wird für Rohrleitungssysteme gemäß dem Abschnitt 3.1 Bruchausschluss in Anspruch genommen, so ist nachgewiesen, dass 
- postulierte Fehler in der drucktragenden Wand bei den auf der Sicherheitsebene 1 und 2 zu unterstellenden Betriebszuständen und Ereignissen kein in Bezug auf die Wanddicke signifikantes Wachstum zeigen. 
- weiterhin ein postulierter Durchriss der drucktragenden Wand bei Belastungen aus Ereignissen der Sicherheitsebene 3 stabil bleibt, d. h. ein Leck-vor-Bruch-Verhalten zeigt. Es ist nachgewiesen, dass unter Berücksichtigung der aus dem Leckfall resultierenden Belastungen und der Karenzzeiten für die Erkennung des Lecks bis zur Außerbetriebnahme des betroffenen Systems ein ausreichender Abstand zu kritischen Rissgrößen erhalten bleibt. Die Größe der postulierten Risse ist so gewählt, dass eine rechtzeitige Erkennung der durch diese Risse verursachten Lecks im Betrieb sichergestellt ist. Die Leckerkennung ist mit hoher Zuverlässigkeit ausgeführt. Dies wird insbesondere durch den Einsatz diversitärer Messmethoden sichergestellt .

	I-2 formuliert die Kriterien für den Fall, dass Bruchausschluss in Anspruch genommen werden soll.

	3 
	Werkstoffe 
	KTA 3211.1
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Anhang K: Änderungen gegenüber der Fassung 6/91 (informativ)
	Der Detaillierungsgrad der derzeitigen RSK-LL mit ihren Anforderungen an die Werkstoffe wird in den Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke …“ nicht übernommen. Die detaillierten Anforderungen an die Werkstoffe sind in der Regel KTA 3211.1 für die „Äußeren Systeme“ bzw. in der Regel KTA 3201.1 für die „Druckführende Umschließung“ mit der Systematik aus der derzeit gültigen RSK-LL bezüglich der Einteilung in die Werkstoff- und Prüfgruppen enthalten. Dies wird im Rahmen dieser Dokumentation durch die Aufnahme des Inhaltsverzeichnisses am Beispiel der KTA 3211.1 verdeutlicht.

Ein vollständiger detaillierter Vergleich der Anforderungen wird im Rahmen dieses Projektes nicht durchgeführt.

Die grundlegende Forderung nach einer Einteilung in Werkstoff- und Prüfgruppen wurde in M4, Nummer 3.3.1 (3) (siehe oben unter „Erläuterungen zum Konzept“) aufgestellt. Dabei wurde auch die Zielsetzung dieser Einteilung beschrieben.

	3.1
	Werkstoffe für druckführende Wandungen 
	
	
	

	
	Für die druckführenden Wandungen von Komponenten, die den Bedingungen der Basissicherheit entsprechen, sind die in Tabelle 3.1 genannten Stähle mit den dort angegebenen Sonderanforderungen zu verwenden.


Die ferritischen Stähle sind in die Werkstoffgruppen W I und W II eingeteilt. Tabelle 1 zeigt die Kriterien für den Anwendungsbereich der Werkstoffgruppen und die Zuordnung zu den Prüfgruppen A1 bis A3.
	
	
	

	3.2
	Schraubenwerkstoffe 
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Es sind die in Tabelle 3.2 genannten Schrau​ben​werkstoffe mit den dort angege​benen zusätzlichen Anforderungen zu verwenden.
	
	
	

	3.3 
	Werkstoffe für Sonderanwendungen
	
	
	

	
	Werden aufgrund besonderer Beanspruchungen (z.B. Erosion,  Korrosion, Temperatur, Verschleiß) weitere Werkstoffe erforderlich, können auf die jeweiligen Anforderungen abgestimmte Stähle eingesetzt werden.


Bei erosionsbelasteten Komponenten (z.B. HD-Anzapfleitung) sind z.B. Cr-Stähle, CrMo-Stähle, oder CrMoV-Stähle zulässig.

  
Für korrosionsbelastete Komponenten z.B. der gesicherten Nebenkühlwasserversorgung können z.B. duktiles Gußeisen für Rohre, Pumpen und Armaturen oder Betonrohre verwendet werden.

 
Die Bedingungen sind im Einzelfall in Abstimmung mit der Behörde oder dem von ihr zugezogenen Sachverständigen festzulegen.


	
	
	

	3.4
	Schweißzusatzwerkstoffe
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Für das Schweißgut gelten entsprechende Mindestwerte für Zähigkeit und Festigkeit wie für die Grundwerkstoffe, denen sie zugeordnet werden.


Die zur Verwendung kommenden Schweiß​zusatz​werkstoffe sind auf den Anwendungsfall abzustimmen.

 
Die Schweißzusatzwerkstoffe sind durch Eignungsprüfungen zu qualifizieren.


	
	
	

	3.5
	Qualifizierung der Werkstoffe (Begutachtung) 
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Ferritische Werkstoffe


Werkstoffgruppe W I


Für die ferritischen Stähle der Werkstoffgruppe W I sind auf Hersteller und Erzeugnisform bezogene ergänzende Werkstoffbegut​acht​ungen in Abstimmung mit dem Sachver​ständigen durchzuführen.


Für die Anwendung gemäß dieser Rahmen​spezifikation gilt die Begutachtung der Werkstoffe 15 MnNi 63 und 20 MnMoNi 55 prinzipiell als abgeschlossen. Ergänzungen sind erforderlich, wenn neue Hersteller bzw. neue Erzeugnisformen eingesetzt werden. In diesen Fällen sind entsprechende Begutachtungen erforderlich, bei denen von den bestehenden Erkenntnissen auszugehen ist und gezielte Nachweise zu führen sind.


Werkstoffgruppe W II


Die ferritischen Stähle der Werkstoffgruppe W II sind entsprechend den in Tabelle 3.1 enthaltenen Anforderungen als Sondergüte auszuweisen.


Austenitische Werkstoffe

 
Anmerkung
Im Hinblick auf das Schweißgut von austenitischen Werkstoffen werden z.Z. ergänzende projektunabhängige Untersuchungen an Großplatten durchgeführt. Dabei wird der Einfluß unterschiedlicher Zähigkeit im Schweißgut untersucht. Nach Abschluß dieser Untersuchungen werden die in dieser Rahmenspezifikation festgelegten Anforderungen an die  Kerbschlagzähigkeit überprüft. 
	
	
	

	4
	Herstellung
	KTA 3211.3
	Druck- und aktivitätsführende Komponenten von Systemen außerhalb des Primärkreises Teil 3: Herstellung Fassung 11/03

Frühere Fassung der Regel: 6/90 (BAnz. Nr. 41a vom 28. Februar 1991)
	Der Detaillierungsgrad der derzeitigen RSK-LL mit ihren Anforderungen an die Herstellung wird in den Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke …“nicht übernommen. Modul 4 enthält die Grundsätze, die bei der Herstellung zu beachten sind. Dabei wird entsprechend dem Geltungsbereich unterschieden zwischen den „Äußeren Systemen“ Abschnitt 3.3 und der „druckführenden Umschließung“ (Abschnitt 2.3).
Die detaillierten Anforderungen an die Herstellung sind in der Regel KTA 3211.3 für die „Äußeren Systeme“ bzw. in der Regel KTA 3201.3 für die „Druckführende Umschließung“ geregelt. Dies wird im Rahmen dieser Dokumentation durch die Aufnahme des Inhaltsverzeichnisses am Beispiel der KTA 3211.3 verdeutlicht. 

Ein vollständiger detaillierter Vergleich der Anforderungen wird im Rahmen dieses Projektes nicht durchgeführt.

	4.1
	Herstellerqualifizierung 
	
	
	

	
	Für die Herstellung von Komponenten, die den Bedingungen der Basissicherheit genügen, sind nur qualifizierte Hersteller zugelassen, die über eine zuverlässige Qualitätssicherung verfügen.


Bei der Herstellerqualifikation sind Personal, Fertigungseinrichtungen, Prüfeinrichtungen, Fertigungsverfahren und die Qualitätssicherung des Herstellers zu berücksichtigen.


Die hierbei zu erfüllenden Anforderungen sind mit der Behörde oder dem von ihr beauftragten Sachverständigen (§ 20 AtG) abzustimmen.


Für die Herstellung von Erzeugnisformen sind als Mindestvoraussetzung die Anforderungen nach AD-Merkblatt W 0 und für die Herstellung von Komponenten die nach AD-Merkblatt HP 0 zu erfüllen.


Weiterhin sind die Anforderungen, die der Reaktoranlagenlieferer gemäß Qualitäts​sicherungs​programm an die Qualitätssicherung des Komponenten- bzw. Erzeugnisform​her​stel​lers stellt, zu erfüllen.
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	Inhalt

Grundlagen


1
Anwendungsbereich

2
Begriffe

3
Anforderungen an den Hersteller

3.1
Allgemeine Anforderungen

3.2
Voraussetzungen

3.3
Schweiß- und Prüfpersonal

3.4
Überprüfung der Voraussetzungen nach den Abschnitten 3.2 und 3.3

3.5
Gültigkeitsdauer der Herstellerüberprüfung

4
Vorprüfung und Dokumentation

4.1
Vorprüfung

4.2
Dokumentation

4.3
Vorprüfung und Dokumentation für Ersatz-, Reserve- und Verschleißteile

5
Schweißen

5.1
Schweißtechnische Gestaltung und arbeitstechnische Grundsätze

5.2
Voraussetzungen zum Schweißen

5.3
Anforderungen an Schweißzusätze und -hilfsstoffe

5.4
Fugenflanken

5.5
Durchführung der Schweißarbeiten

5.6
Überwachung der Schweißarbeiten und betriebliche Aufzeichnungen durch die Schweißaufsicht

5.7
Anforderungen an die Schweißungen

6
Umformen von Bauteilen

6.1
Allgemeine Anforderungen

6.2
Warmumformen

6.3
Kaltumformen

6.4
Überprüfung des Umformverfahrens

6.5
Prüfung umgeformter Teile

6.6
Prüfbeteiligung

6.7
Protokoll über das Biegen von Rohren

7
Wärmebehandlung

7.1
Grundsätze

7.2
Durchführung

7.3
Bescheinigungen

8
Verfahrens- und Arbeitsprüfungen

8.1
Verfahrensprüfungen

8.2
Arbeitsprüfungen

9
Kennzeichnung, Fertigungsüberwachung und Bauprüfung

9.1
Kennzeichnung

9.2
Fertigungsüberwachung und Bauprüfung

9.3
Durchführung von Bauprüfungen

9.4
Eingangskontrollen von Komponenten auf der Baustelle

10
Anforderungen an die Herstellung von EG 1-Kleinteilen

11
Zerstörungsfreie Prüfungen 

11.1
Prüfgerechte Gestaltung

11.2
Allgemeine Anforderungen

11.3
Schweißverbindungen an ferritischen Stählen

11.4
Schweißverbindungen an austenitischen Stählen

11.5
Schweißverbindungen zwischen ferritischen Stählen und austenitischen Stählen

11.6
Auftragschweißungen 

11.7
Einschweißnähte von Wärmetauscherrohren

11.8
Bereiche entfernter Schweißungen

11.9
Prüfprotokolle und Berichte

12
Oberflächensauberkeit und Oberflächenschutz

13
Nachbesserungen, Reparaturen und Tolerierungen

14
Zusätzliche Anforderungen zum Ausschluss des Bruchpostulats von Rohrrundnähten

Anhang A: Muster für Formblätter (zu den Abschnitten 4 und 11)

Anhang B: Nachbesserungen, Reparaturen und Tolerierungen

Anhang C: Unterlagen zur Vorprüfung und Dokumentation

Anhang D: Durchführung von manuellen Ultraschallprüfungen

Anhang E: Durchführung von manuellen Ultraschall-Tandemprüfungen

Anhang F: Durchführung von Oberflächenprüfungen nach dem Magnetpulver- und Eindringverfahren

Anhang G: Bestimmungen, auf die in dieser Regel verwiesen wird

Anhang H: Änderungen gegenüber der Fassung 6/90 und Erläuterungen (informativ)
	

	4.2
	Herstellungsunterlagen
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Vor Beginn der Fertigung müssen auf den jeweiligen Fertigungsabschnitt bezogene, vorge​prüfte Herstellungsunterlagen und Prüfunterlagen vorliegen. Im jeweiligen Anwendungsfall sind dies, soweit erforderlich, z.B. Zeichnungen, Schweißpläne, Wärmebehandlungspläne, Reparaturpläne sowie Prüfanweisungen, Filmlagepläne, Druckprüfungspläne.


Zur Erfassung der bei der Herstellung durchzuführenden Prüfungen sind auf die Fertigungsfolge abgestimmte Prüffolgepläne zu erstellen.
	
	
	

	4.3
	Fertigungsüberwachung
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Die Fertigungsüberwachung, Durchführung von Prüfungen und Dokumentation sind Aufgabe der unabhängigen Qualitätsstelle des Herstellers. Der Hersteller muß für alle Maßnahmen des Qualitätsnachweises über eine systematische Ablauforganisation verfügen und nach einer schriftlichen Anweisung in auditfähiger Form (QS-System) vorgehen. Durch den Antragsteller/Reaktor​anlagenlieferer und den Sachverständigen ist die Wirksamkeit der Qualitätssicherung des Komponenten​herstellers in ausreichendem Umfang zu überprüfen.
	
	
	

	4.4
	Herstellungsanforderungen 
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	4.4.1
	Schweißen 
	
	
	

	
	Schweißerqualifikation, Schweißverfahren, Verfahrensprüfung

Zur Durchführung von Schweißarbeiten sind nur Schweißer mit nachgewiesener Eignung (DIN 8560) zugelassen. Die zum Einsatz kommenden Schweißverfahren sind durch Verfahrensprüfungen zu qualifizieren. Dabei sind für Grundwerkstoff, Schweißgut und WEZ die spezifizierten Güteanforderungen nachzu​weisen. Es ist sicherzustellen, daß mit den gewählten Schweißparametern die erfor​der​lichen mechanisch-technologischen Eigen​schaften erreicht werden. Über den Fertigungs​zeitraum sind Arbeitsprüfungen durchzuführen, die eine Überwachung der Qualität der Schweißungen (einschl. Schweißer​quali​fikation) erlaubt. Die Qualität der Schweißzu​satz​werk​stoffe ist im Zuge der Herstellung sicherzu​stel​len und bei der Verarbeitung zu gewährleisten. Für Verbindungsschweißungen und Plattier​ungen sind nur nach VdTÜV Merkblatt 1753 eignungsgeprüfte Zusatzwerk​stoffe zugelassen. Darüber hinaus sind die in dieser Rahmen​spezifikation gestellten zusätzlichen Zähigkeits​anforderungen zu erfüllen. 

 
Schweißbedingungen, Härte, Spannungs​arm​glühen


Die Schweißbedingungen für ferritische Werkstoffe sind so zu wählen, daß in der Schweißverbindung werkstoffbezogen möglichst niedrige Härtewerte erreicht werden (Einzelwerte max. zulässig bis ca. 350 HV 10).


Vergütungslagen, Wärmenachbehandlungen


Um in der WEZ von ferritischen Schweiß​ver​bin​dungen möglichst hohe Zähigkeit, niedrige Härte​werte und hohe Sicherheit gegen das Auftreten von selektiver Korrosion zu erreichen ist grundsätzlich die Vergütungslagentechnik (Temper-bead-Technik) anzuwenden.


In Fällen, in denen die Vergütungslagentechnik nicht angewendet werden kann (Einseiten​nähte), ist grundsätzlich eine Wärmenach​be​handlung (Spannungsarmglühung) erforderlich.

 
Bei Werkstoffen mit einer Kaltstreckgrenze kleiner/gleich 300 N/mm2 kann die Spannungsarmglühung unterhalb der Glühgrenze nach AD-Merkblatt HP 0 entfallen.


Bei Schweißnähten, die spannungsarmgeglüht werden, kann werkstoffabhängig das Schweißen von Vergütungslagen entfallen.


Schweißreparaturen


Werden an Grundwerkstoff oder Schweißverbindungen Schweißreparaturen erforderlich, gelten die obigen Anforderungen.
	
	
	

	4.4.2
	Kantenversatz  
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Einseitig geschweißte, von innen nicht beschliffene Nähte 
Für alle Komponenten muß die Schweißnaht​vorbereitung für einseitig geschweißte Nähte entsprechend DIN 2559 so erfolgen, daß die Innendurchmesser der zu verschweißenden Teile im Wurzelbereich um nicht mehr als 0,5 mm voneinander abweichen (maximal 0,3 mm bei DN kleiner/gleich 120).

 
Diese Anforderungen gelten für ferritische und vorläufig auch für austenitische Werkstoffe.

 
Rohrleitungen sind bevorzugt mechanisch auf Innendurchmesser zu bearbeiten (s. Bild 4.2.2). Durchmesserreduktionen im Schweißnaht​be​reich sollen wegen der Spannungskonzentra​tion z.B. aus behinderter Wärmedehnung mög​lichst klein gehalten werden. Dies wird z.B. durch Bestellung der Rohre auf Innendurch​messer oder Kalibrierung der Rohrenden und/oder Auswahl der mitein​ander zu verschweißenden Rohre erreicht. 


Mit diesen Maßnahmen sind in Verbindung mit der mechanischen Bearbeitung eindeutige Voraussetzungen für die Wurzelschweißung zu schaffen.

 
Zum Schweißen sind die Rohre zur Anpassung der Wurzellippen zu zentrieren. Nach dem Zusammenbau hat eine Kontrolle der Zentrier​ung zu erfolgen, um die Voraus​setzungen für eine einwandfreie Wurzelschweißung sicher​zustellen. Diese Kontrolle soll visuell und soweit erforderlich, durch Nachmessen mit einer Lehre durchgeführt werden. Messungen des Kantenversatzes über die Außenoberfläche und Wanddicke (im gehefteten und im fertig geschweißten Zustand) sind nur in Sonderfällen erforderlich.

 
Kantenversätze nach dem Zusammen​schweißen sind entsprechend ASME-Code Section III, NB 4233, zulässig.


Durch eine einwandfreie Wurzelschweißung muß eine eindeutige Beurteilung des Wurzelbereichs bei der Schweißnahtprüfung (US- und Durchstrahlungsprüfung) erreicht werden. Für Schweißnähte, die der US-Prüfung zu unterziehen sind, ist die Einschallung von zwei Nahtseiten erforderlich. Um dies bei Anschlußnähten von Krümmern sicherzustellen, sind bevorzugt Krümmer mit geraden Rohr​enden einzusetzen oder es ist zu zeigen, daß die Einschallung ohne die geraden Rohrenden möglich ist (z.B. bei großen Krümmerradien bzw. großen Krümmerabmessungen).


Innen und außen beschliffene Schweißnähte 


Wenn es vom Durchmesser oder von der Ferti​gungsfolge her möglich und zulässig ist, ist gegen​zuschweißen sowie die Schweißnaht von innen und außen zu beschleifen.


Der Kantenversatz darf vor dem Verschleifen folgende Werte nicht überschreiten.


Prüfgruppe 

A1 
A2, A3  

 (0,1 s; max. 2 mm) 
 (0,15 s; max. 3 mm)

Bei größeren Wanddicken und Durchmessern können bei gegengeschweißten Nähten in Abstimmung mit dem Sachverständigen größere Kantenversätze vor dem Verschleifen bzw. größere lokale Kantenversätze (z.B. in Anlehnung an ASME NB 4232) zugelassen werden, wenn der Kantenversatz in einem Winkel von kleiner/gleich 5° verschliffen wird (Kriterium Prüfbarkeit).
	
	
	

	4.4.3 
	Nahtunterschleifungen  
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Nahtunterschleifungen sind möglichst zu vermeiden. Sie sind unzulässig, wenn dadurch die Prüfbarkeit der Naht beeinträchtigt wird und/oder die zulässigen Beanspruchungen überschritten werden. (Es ist zu beachten, daß durch lokale, flach ausgemuldete Unterschlei​fungen die allgemeinen primären Membran​spannungen nicht erhöht werden). Auftrags​schweißungen sind zu vermeiden. Wanddicken​unterschreitungen sind zu registrieren.
	
	
	

	4.4.4 
	Druckprüfung 
	
	
	

	
	Nach Fertigstellung der Komponenten ist in der Regel eine Wasserdruckprüfung durchzu​führen. 
Der Prüfdruck beträgt:  
1,3 mal Auslegungsdruck (unabhängig vom Verhältnis der Streckgrenzen kalt/warm) 


Bei Luftdruckprüfungen sind die Bedingungen im Einzelfall mit der Behörde oder dem von ihr beauftragten Sachverständigen (§ 20 AtG) abzustimmen.

  
Bei Stahlguß ist im Werk eine Dichtheitsprüfung (z.B. Nekal) und eine Wasserdruckprüfung mit 1,5fachem Auslegungsdruck durchzuführen.
	I-2

3.4.3 (3)
	Alle druckführenden Komponenten der Äußeren Systeme werden zum Abschluss der Herstellung einer Druckprüfung mit einem definierten Prüfdruck oberhalb des Auslegungsdrucks unterzogen (Erstdruckprüfung). Nach der Druckprüfung werden zerstörungsfreie Prüfungen in repräsentativem Umfang durchgeführt. 
	I-2 formuliert die Kriterien für die Erstdruckprüfung und lässt Ausnahmen für einzelne Nähte bei Reparaturen zu. 

Die dabei einzuhaltenden Randbedingungen werden derzeit in den Gremien diskutiert (Stichwort „Garantienaht“).

	5
	Prüfungen  
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	5.1
	Vorprüfung  
	
	
	

	
	Es dürfen nur solche Komponenten verwendet werden, die vom Hersteller und von der zustän​digen Behörde oder dem im atomrecht​lichen Genehmigungsverfahren zugezogenen Sach​ver​ständigen (§ 20 AtG) vorgeprüft sind. Der Reaktoranlagenlieferer gibt dem Kompo​nen​ten​hersteller die den Vorprüfunter​lagen (Kon​struktion, Berechnung) zugrunde zu legen​den Auslegungsbedingungen und Lastan​gaben vor.  
	
	
	

	5.2
	Werkstoffprüfungen  
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Die erforderlichen Zähigkeitsnachweise für die einzelnen Erzeugnisformen sind in den Tabel​len 5.2/1, 5.2/2 und 5.2/3 dargestellt.


Tabelle 5.2/4 zeigt den Umfang der zer​störungs​​freien Prüfungen an den Erzeugnis​formen.


Für den Nachweis besonderer Eigenschaften in Dickenrichtung gelten die Anforderungen nach Tabelle 5.2/5.

  
Die erforderliche Zeugnisbelegung für die ein​zelnen Prüfgruppen ist in Tabelle 5.2/6 ange​geben.
	
	
	

	5.3
	Bauprüfungen  
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	Der Hersteller hat alle Qualitätseigenschaften zu prüfen. Die Prüfungen des Herstellers sind durch Audits und Überprüfungen des Reaktoranlagenlieferers zu ergänzen. Die zuständige Behörde oder der im atomrechtlichen Genehmigungsverfahren zugezogene Sachverständige (§ 20 AtG) werden in erforderlichem Umfang entsprechend der Fertigungsfolge die Qualitätseigenschaften, die für die Integrität von Bedeutung sind, prüfen.


Der Prüfumfang für den Qualitätsnachweis für Behälter, Rohrleitungen, Armaturen, Apparate und Pumpen ist in den Tabellen 5.3/1 und 5.3/2 nach drei Prüfgruppen (A1, A2, A3) festgelegt.
Hierbei gelten folgende Grundsätze: 

· Die Einteilung in drei Prüfgruppen gestattet bei gleicher Basissicherheit eine Abstufung des Prüfumfanges, abhängig von den Abmessungen und Belastungen (siehe Tabelle 1).

· Die Anforderungen zur Gewährleistung einer optimalen Prüfbarkeit gelten unabhängig von der Prüfgruppe und dem Prüfumfang.

· In allen drei Prüfgruppen sind die Schweißnähte einer optimalem 100 %igen Oberflächenrißprüfung zu unterziehen.

· Schweißnähte sind bevorzugt der US-Prüfung zu unterziehen.

· Durchstrahlungsprüfungen sind dort anzuwenden, wo durch dieses Verfahren eine bessere Prüfaussage erreicht wird. Durchstrahlungsprüfungen können in gezieltem Umfang z.B. auch im Zuge von stichprobenweisen Nachprüfungen angesetzt werden (als unterschiedliches Prüfverfahren insbesondere bei Rundnähten).

· Bei gleicher Prüfempfindlichkeit sind in den Prüfgruppen A1 - A3 folgender Herstellerprüfumfang vorzusehen:  

· Prüfumfang für Schweißnahtprüfungen (US- oder Durchstrahlungsprüfung)  

· Prüfgruppe A1 und A2 100 % 

· Prüfgruppe A3 mindestens 10 %  

· Detaillierte Angaben siehe Tabelle 5.3/1 

· Stichprobenweise Prüfungen durch den Hersteller setzen voraus, daß eine ausreichend hohe Verarbeitungssicherheit vorliegt, mit der unzulässige Fehler auszuschließen sind.

· Der Sachverständige (§ 20 AtG) führt die zerstörungsfreie Prüfung an den Schweiß​nähten in ausreichendem Umfang durch. Die zuständige Behörde oder der im atomrechtlichen Genehmigungsverfahren zugezogene Sachverständige (§ 20 AtG) werden den erforderlichen Umfang zur Überprüfung der Qualitätseigenschaften, die für die Integrität von Bedeutung sind, anordnen bzw. die Überprüfung durchführen.

· Stichprobenweise Prüfungen durch die Behörde oder den von ihr zugezogenen Sachverständigen (§ 20 AtG) sind frei wählbar. Bei Fehlerbefund erhöht sich der stichprobenweise Prüfumfang.
	
	
	

	5.4
	Dokumentation  
	
	
	Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen

	
	In der Dokumentation sind folgende Unterlagen bzw. Prüfergebnisse zu erfassen: 

· Vorprüfunterlagen 

· Ergebnisse der Werkstoffprüfungen

· Ergebnisse der Bauprüfungen 


Sie sind vom Komponentenhersteller in übersichtlicher Form zu dokumentieren und vom Antragsteller/Lieferer der Behörde oder dem von ihr beauftragten Sachverständigen (§ 20 AtG) zur Überprüfung vorzulegen.
	
	
	

	6
	Wiederkehrende Prüfungen  
	KTA 3211.4


	Druck- und aktivitätsführende Komponenten von Systemen außerhalb des Primärkreises

Teil 4: Wiederkehrende Prüfungen und Betriebsüberwachung
	Der Detaillierungsgrad der derzeitigen RSK-LL mit ihren Anforderungen an die wiederkehrenden Prüfungen wird in den Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke …“ nicht übernommen. Modul 4 enthält die Grundsätze, die dabei zu beachten sind. Entsprechend dem Geltungsbereich wird unterschieden zwischen den „Äußeren Systemen“ Abschnitt 3.4 und der „druckführenden Umschließung“ (Abschnitt 2.4).
Die detaillierten Anforderungen an die Herstellung sind in der Regel KTA 3211.4 für die „Äußeren Systeme“ bzw. in der Regel KTA 3201.4 für die „Druckführende Umschließung“ geregelt. Dies wird im Rahmen dieser Dokumentation durch die Aufnahme desInhaltsverzeichnis am Beispiel der KTA 3211.4 verdeutlicht. 

Dieser Detaillierungsgrad mit diesen speziellen Anforderungen wird hier nicht mit einbezogen 

	6.1
	Basismessungen  
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	Als Basismessungen für die wiederkehrenden Prüfungen gelten die im Zuge der Fertigung durchgeführten zerstörungsfreien Prüfungen, wenn sie mit der gleichen Technik durchgeführt werden, die für die spätere Wiederholungs​prüfung vorgesehen ist.

 
Soweit gemäß Tabelle 5.3/1 keine zerstörungsfreien Prüfungen nach der Erst​druck​prüfung erforderlich sind, werden die letzten Prüfungen vor der Erstdruckprüfung anerkannt.


Basismessungen (Nullmessungen) vor oder nach der Druckprobe sind erneut erforderlich, wenn beabsichtigt wird, zur Durchführung von wiederkehrenden Prü​fungen andere Prüfme​thoden als bei den ersten Fertigungsprüfungen einzusetzen.


	
	
	

	6.2
	Wiederkehrende Prüfungen an Druckbehältern
	
	
	Modul 4 übernimmt die Zielsetzung und die allgemeine Anforderung für wiederkehrende Prüfungen an druckführenden Komponenten. Das Erfordernis einer wiederkehrenden Druckprüfung wird derzeit in den Fachgremien diskutiert. Ggf. werden auch in M4 anschließend an die Druckprüfung zerstörungsfreie Prüfungen gefordert.

	
	Bei Druckbehältern sind regelmäßige innere Prüfungen alle vier Jahre und wiederkehrende Wasserdruckprüfungen alle acht Jahre durchzuführen.


Die inneren Prüfungen sind vornehmlich visuelle Besichtigungen. Zerstörungsfreie Prü​fung​en sind durchzuführen, wenn die Besich​tigung zu keiner ausreichenden Aussage führt. Darüberhinaus sind grundsätzlich zerstörungs​freie Prüfungen stichprobenweise an repräsen​tativen Stellen durchzuführen.


Im Anschluß an die wiederkehrende Wasser​druckprüfung sind zerstörungsfreie Prüfungen an solchen Schweißnähten durchzu​führen, die im Hinblick auf Bean​spruchung, Fertigungs​verfahren und Werkstoff hinreichend reprä​sentativ sind. Die Einzelheiten sind im Prüfplan festzulegen. Wiederkehrende Druck​prüfungen sind mit dem Druck der Erst​druck​prüfung bzw. mit dem Prüfdruck des Systems durchzuführen, in das der Druckbehälter eingebaut ist.
	
	
	

	6.3
	Wiederkehrende Prüfungen an Rohrleitungen, Armaturen und Pumpen 
	
	
	Vgl. Bemerkung zu 6.2

	
	Wiederkehrende Prüfungen sind auf repräsentative Rohrleitungsschweißnähte und Stellen mit besonderen Beanspruchungen auszurichten. Dies sind z.B. Anschlußnähte von Krümmern oder Formstücken, die durch Kräfte und Momente infolge behinderter Wärme​dehnung zusätzlich besonders beansprucht werden.

Die Prüfungen sind so durchzuführen, daß innerhalb eines Zeitraumes von acht Jahren der mit der Behörde oder dem von ihr beauftragten Sachverständigen (§ 20 AtG) abgestimmte, repräsentative Prüfumfang erfaßt wird.
	
	
	

	6.4
	Plan für die wiederkehrenden Prüfungen  
	
	
	

	
	Vom Reaktoranlagenlieferer und Betreiber sind Pläne für die Durchführung der wiederkehren​den Prüfungen zu erstellen und mit der Behör​​de oder dem von ihr beauftragten Sachver​ständigen abzustimmen. 
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